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Ungarns 



gesetzgebender Körper 



auf dem Reichstage zu Pressburg 
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Sammt Actenstücken und Anmerkungen. 



* Von 



Joseph O r o s z 



Erster Theil. 

Reichstagsverhandlungen. 



Leipzig, 1831. 

Bei Paul Gotthelf Kummer. 



Vorwort. 



Die gehaltreichen, geistvollen, patriotischen Ver- 
handlungen, welchen ich einigemal im Reichstage 
1825 beizuwohnen Gelegenheit hatte, erregten in' 
mir den Wunsch, dieselben vollständig, getreu und 
x im eigentlichen Geiste beschrieben, zu lesen, da das 
Diarium, vielleicht seinem Zwecke gemäss, hierin 
nicht erschöpfend ist; allein es erschien leider nichts 
darüber, und ich befürchte, dass, während über die 
Vorzeit manches Schätzenswerthe vorhanden ist, die 
Gegenwart nicht mit derjenigen Aufmerksamkeit 
gewürdigt wird, welche sie verdient; ein Umstand, 
der unsern Enkeln, wenn sie die jetzige Masse fast, 
unglaublicher Ereignisse mit dem im Vergleich 
bringen, was wir ihnen hierüber hinterlassen, ein 
für unsre intellectuelle Anstrengung nicht günstig 
sprechendes Räthsel bleiben dürfte. 

Im jüngst verflossenen Reichstag (1830) war es 
mir durch Verhältnisse gestattet, allen Sitzungen 
beizuwohnen, welche Gelegenheit ich benützte, über 
sämmtliche Verhandlungen getreue Notate zum eige- 
nen Gebrauch * aufzunehmen. Fragmente davon wur- 
den von Männern, deren Urtheile zg. vertrauen ich 
vollen Grund habe, der öffentlichen Mittheilung 
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würdig erklärt und ich zur Herausgabe des Ganzen 
ermuntert. Schon im voraus von meinen, diesem 
.Unternehmen keineswegs entsprechenden, beschränk- 
ten Fähigkeiten überzeugt, fand ich beim Versuche 
fast unübersteigliche Hindernisse. Nicht Mangel an 
Stoff trat hier in den Weg, sondern die schwierige 
Aufgabe , wie man , der Wahrheit und dem Geiste 
gemäss, aus diesen verschiedenartigen Verhandlun- 
gen ein getreues, umfassendes Ganzes liefern könne, 
ohne in eine fast unvermeidliche Breite oder eine 
zu gedrängte Einseitigkeit zu verfallen. — r Noch 
ganz mit der Lösung dieser Frage beschäftigt, erfuhr 
ich, dass der nämliche Gegenstand durch den Grafen 
Johann Majldth bearbeitet werde , welches mich be- 
stimmte, von diesem, meinen Kräften ohnehin nicht 
angemessenen, Werke abzustehen. Das Buch er- 
schien. In wie weit der Inhalt desselben dem Titel 
entspreche, mögen die, welche e$ gelesen, selbst 
entscheiden; ich, der ich mit dem Lesen des Gan- 
zen in weniger als einer Stunde fertig war, fand 
eher alles darinn, als den ungarischen Reichs- 
tag wie er war, und legte das Büchlein mit der 
schmerzlichen Ueberzeugung aus der Hand, dass 
unser, dem Auslande ohnehin so wenig bekanntes, 
Vaterland, durch Schriften dieser Art sich eben 
nicht vortheilhaft darstelle , indem eine Nation, die 
vierzehn Wochen hindurch weiter nichts zu thun 
weiss, als sich zu becomplimentiren, über alles sich 
zu freuen , immer zu danken , ohne viel zu denken, 
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die allgemeine Aufmerksamkeit selbst dann nicht 
auf sich ziehen könnte, wenn sie sich hierzu auch 
jener^ bis zum Unglaublichen gesteigerten, Anstren- 
gung der Lunge bediente, womit, wie jenes Büch- 
lein Seite 111 gar wundersam verkündet, bei dem 
ständischen Mahle „der hundertfältige Ruf: Es lebe 
der König! Es leben die Prinzen! etc., nachdem sich 
die allerhöchsten und höchsten Herrschaften bereits 
entfernt hatten, eine ganze Stunde über ununter- 
brochen fortgedauert hat" — eine Anstrengung, 
würdig des Reichstages der Patagonen und geeignet, 
die Kehlen der einen und die Ohren der andern 
Hälfte des gesetzgebenden Körpers in jenen erbärm- 
lichen Stand zu versetzen, der den gänzlichen Man- 
gel an diplomatischen Vorträgen zu entschuldigen 
vollkommen hinreicht. — Dieser „Reichstag," wie 
er nicht war, musste mich nun bestimmen, alle Be- 
denklichkeiten bei Seite zu legen, um dasjenige, 
was die Repräsentanten meines Vaterlandes mit nicht 
alltäglicher Gewandtheit, reiner Vaterlandsliebe und 
unermüdetem Fleisse — der Erfolg mag nun welcher 
immer geweseb sein *— gewirkt und bezweckt haben, 
getreu und unumwunden darzustellen, und somit 
als Organ so vieler geistreicher, erhabener und pa~* 
triotischer Aeusserungen aufzutreten. 

Die Oeconomie des Werkes betreffend, habe ich 
getrachtet, alles im eigenthümliphen Geiste wieder- 
zugeben, wobei ich jedoch bedacht sein inusste, 
Wiederholungen , die sich in den mündlichen Ver- 
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handlungen nothwendig ergeben, so viel als möglich 
zu vermeiden , daher hei jeder neuen Idee nur jenen 
Redner ausführlich darzustellen,, der sie zuerst ge- 
äussert, alle spätem, grösstentheilsi mit vielem Talent 
aufgenommenen, Erörterungen aber, wegen Mangel 
an Raum , nur kurz zu berühren. Durch die Be- 
schreibung der Circularsitzungen glaube ich übri- 
gens die Entwickelung des Ganzen anschaulicher ge- 
macht zu haben. 

Der erste Band enthält die Verhandlungen 
selbst ; der zweite die Actenstücke, oft nur im Aus- 
zuge. Diesem glaubte ich einige Anmerkungen bei- 
fügen zu dürfen, theils zur nöthigen Deutlichkeit 
für Fremde, theils um über Einiges meine Meinung, 
wie ich mich hierzu berechtigt fühle, gut oder 
schlecht, zu äussern. Wird vielleicht nicht alles ge- 
lobt, so möge es der Umstand entschuldigen y dass 
ähnlichen Aeusserungen unwiderlegliche Data zum 
Grunde liegen« Sollte an manchen Stellen lapis 
causticus angewendet worden sein , so ist er gewiss 
als Specilicum für das vorliegende Uebel bereits an- 
erkannt; wenn ich endlich mitunter für Colifichet . 
erkläre , was gewöhnlich für Brillanten gilt , dürfte 
hievon der Grund wohl in einer abnormen Structur 
meiner geistigen Pupille zu suchen sein. Es wäre 
übrigens ganz überflüssig , hier umständlich zu er- 
weisen, dass jeder auf Thatsachen und die Gesetze 
gegründete Tadel mit der schuldigen Verehrung des 
Monarchen und der Unterthanstreue vollkommen 
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vereinbar sei, und zwar in Ungarn ungleich mehr 
als irgendwo, Frankreich und England nicht ausge- 
nommen , da in jenen Ländern bei jedem Admi- 
nistrationszweige das Interesse ein ungetheiltes ist, 
wahrend unsere Verbindung mit Staaten , deren 
Regierungsform der unsern ganz entgegengesetzt ist, 
und die Berührung mit Ländern, welchen, in Folge 
ihrer natürlichen und politischen Lage, oft frommen 
muss, was uns beeinträchtiget, denen im Gegentheil 
empfindlich fiele, was uns zu statten käme, mitunter 
Maximen herbeiführen muss , die nothwendig theil- 
weis verletzend einwirken. Nicht immer entspricht 
dann das System dem Herzen des wahrhaft väterli- 
chen Monatchen , wie er denn auch in den letzten 
Jahren über eine unserer Constitution verderbliche 
Maxime einen Sieg davon getragen, der ihm in den 
Herzen der ungarischen Nation ein . Monumentum 
aere perennius errichtet hat. 

Ein gar mittelmässiger Lobredner im Ganzen, 
fühle ich mich dennoch durch die Ueberzeugung 
beglückt, im theuren Vaterlande so vieles zu finden, 
deih würdige Anerkennung nicht versagt werden 
kann ; nur wird auch da jede Lobhudelei fern von 
mir bleiben. Zu prüfen, zu loben oder zu tadeln, 
ist das Recht constitutioneller Freiheit, und nur wo 
böser Zweck im Hintergrunde lauert, mag das Gesetz 
den Frevler züchtigen. Was der geneigte Leser hier 
treffen wird, hat nur jenen Wunsch zum Grunde, 
der in dem Herzen jedes biedern, aufgeklärten 
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Ungars wohnen muss : dass alles Schroffe, Eckige 
abgeschliffen; alles Störende, Verletzende, Verfin- 
sternde abgestellt werde ; dass die unausweichlichen 
beiderseitigen Concessionen, noch bevor sie aufhören 
Begünstigungen zu sein , erfolgen mögen ; dass wir 
uns von der unaufhaltsam fortrollenden Maschine 
des Zeitgeistes weiter bringen, nicht aber im er- 
bärmlichen Entgegenstemmen durch die Riesenkraft 
ihres Räderwerks zermalmen lassen; dass diese 
schöne Aristocratie , welche Jahrhunderte hindurch 
mit starkem Arm Europa vor dem Joch der Barbarei 
und des Korans .schützte, noch lange in zeitgemässer 
Form den gleichfalls zeitgemäss constitutionellen 
Thron schirmend umgebe ; dass endlich dem Vater- 
lande, nebst einem Gott und einem König, ' auch ein 
Altar, eine Sprache, eine Tendenz werde. 
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In der Magnatentafel. 

Pr äsident : 

Se. k. k. Hoheit Erzherzog Joseph, 
Reichspalafcin, der gesetzlich t er- 



Anton Török, Bischof von Csanad. 
Alexander ALagovich, Bischof von 

Agram. 
Johann Horvdth, Bischof von Stuhl- 
weissenbnrg. 

(Sämmtlich DiöcesanbischÖfe.) 

einigten Comitate Pest, Pitts und Franz Madarassy, Bischof von An- 
Solth Erbobergespan. saria. • 

Job. Manch von Szolga Egyhaz, 

Prälatenstand: Bi.chof yo» Sc«ari. , 

Emrich üsegomch von Barlabasse- 
Fürst Primas, Cardinal Alexander vecz, Bischof von Dulraa. 
Rudnay von Rndna und Divek- (Erwählte oder Weihbischof e.) 
Ujfalu, Erzbischof von Gran und Thomas Kovdts, Erzabt vom Mar-' 
Erbobergespan des GranerComitats, tinsberge. 



Patriarch Ladislaus Pyrker von F, 
Eör, Erzbischof von Erlau, Erb- 
obergespan von Heves. 

Joh. Jessich, Bischof von Segnia. 

Samuel Vulcdn, griechisch unirter 
Bischof von Grosswardein. 

Jos. Wurum, Bischof von Neutra. 

Ignaz Baron Szepessy von Negyes, 
Bischof von fönfkircben. 



Alois Richter , Probst von Jasz6. 

ßeichsbarone oder Banner-, 
herren : 

Anton Graf Cziräky von Czirak und 
Dienesfalva, Oberstlandrichter (Ju- 
dex Curiae), Obergespan von 
Stuhlweissenburg. 



Stephan Cseh, Bischof von Kaschau. Ignaz Graf Gyulay von Maros-Nd- 

Joseph Kopdcsy, Bischof von Vesz- met und Nädaska, Banns von 

prdm. Croatien. 

Franz Graf Nddasdy von Fogaras, Fidel Graf Pälffy von Erdöd, Oberst- 
Bischof von "Waitzen. Schatzmeister (Tavernicus), Ober- 
Joseph BeliJi, Bischof von Zips. gespan von Arva. 

Joseph Beldnszky, Bischof von Neu- Niclas Fürst Eszterhdzy von Galan- 
sohl, tha und Fraknö", Capitain der k. 

Andreas Bole, Bischof von Steinam- ungarischen adeligen ♦ Leibgarde, 

anger. Erbobergespan von Oedenburg. 

Franz Laitsdk, Bischof von Gross- Ignaz Baron Eb'tvos von Vasa- 

wardein. * ros-Nämeny, Oberstmuudschenk, 

Anton Juranita , Bischof von' Raab. Obergespan von Abanj. 

Niclas Kovdts von Tasnad , Bischof Michael Graf Nddasdy von Nadasd 

von Siebenbürgen. und Fogaras, OberstkSmmerer, 

Johann Hdm> Bischof von Szathmar, Erbobergespan von Comorn. 

Matthias Szutsics von Pacsdr, Bi- Stephan Graf lUeshdzy von IUdshaz 

schof von Diakovar. und Trentsin, Oberstküchenmei- 

Johaui Scitovszky, Bischof von Ho- ster, Erbobergespan von Trentsin 

senau« und Liptau, 



Adam Gral Reviczky von Revisnye, Anton Fürst Grasstähovich von Gya- 

Obersthofmeister, Reichskanzler, rak, von Csongrad. 

Obergespan von Borsod. Johann Pechy von Pe*ch - Ujfalu, von 

Franz Graf Zichy von Vasonk3, Marmaros. x 

Oberststallmeister, Obergespan von Joseph Graf Telely von Sze*k, von 

Biliar. Szabolts. 

Joseph Ghyczy von Ghycz nnd As- 

Hüter der heü. Reichslcrone : „ » a :K™ rth ; ▼©■ Torooui. 

Gabriel Graf Berenyt von Karants- 
Stephan Vigk von Vero*b, Oberge- Ber<$ny, von ügotsa. 

span von Baranja« Ludwig Baron Btdekovich von Ko- 

Gabriel Graf KegJevich von Bnzin, ™or, von Kreutz. 

Stellvertreter des Oberstthürhü- Niclas Graf Szechen von Temerin, 

ters, Obergespan von Neograd. ▼on Posega. 

Jobann Baron Revay von Szklabina Einrieb Joseph Graf £frx,von Syrmien. 

und Blatnicza, Stellvertreter des Franz Szegedy von Mezö-Szeged, 

einen Kronhüters, Erbobergespan ▼on Veröpze. 

von Thuräcz. Franz Vrmenyi von Urme'ny, Gou- 

verneur von Fiume. 

Erb - Obergespäne : 

Franz Philipp Graf Schonborn, von Die Übrigen Magnaten. 

Beregh. 

Philipp Fürst Batthydnyi von Ne- Fürsten: 

met-Ujvar, von Eisenburg. 

Carl Graf Erdödy von Monyortike- Ferdinand Breixenheim von Regitz. 

re*k, von Varasdin. Ferdinand Coburg- Kohdry. 

Leopold Graf Nddasdy von Nadasd Innocenz Odescalchi* 

und Fogaras, von Comörn. August Odescalcht. 
Carl Graf Csdty von Keresxtszegh, 

von Zips. Grafen: 

Obergespäne: A1 °7* \ ^ lm ***y ™* z«adany 

S/ ^ Christoph J und T. Sz. Miklds. 

Franz Graf Gyory von Radvany, von Thaddaens Amade von Varkbny. 

Bats. Carl Andrdssy von Csik-Sz. Kiraly 
Johann Graf Ktglevich von Bnzin, und Kraszna - Horka. 

von Bars. Johann Barkocxy von Szala. 

Stephan Boronkay von Nezette, von Emanuel \ 

Zolyom. # Emrich / % . . N ^ me tlH 

Franz Graf Zichy - Ferraris von Y&- Franz > ■ D, *""y , * w y*. ™ M «««■*»«- 

sonkö, von Raab. Johann l •* * 

Carl Graf Zichy der ältere von Va- Joseph ) • 

sonkö, von "Wiselbnrg. Anton ) R , ,. 

Job. Nep. Graf Eszterhdzy von Ga- Sigmund f J * ercntoia * 

lantha, von Yeszpröm. Sigmund Betty omzky. 

Jos. Almdssy von Zsad&ny und T5- Dominic Üethlen von Iktar. 

rok 8z. Miklos , von Gömör. Johann ) Berenyi von Karants - Be- 

Jos. Szilassy von Szilass und Pilis, Nidas \ re*ny. 

von Torna. ^ Alexander \ 

Emrich Lduui von Kis SzanthöV vqa Anton Vincenz I „ «. ~ v 

Uügh. Emrick l 0««y t»u KereBt- 

Antoa Graf Mailäth von 8z<$kbelT, Joseph l " eg 

TonZempUaT Ladwig J 

Laurenz Baron Orczy von Orcz. von Anton I ~ 
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i«. i. i w- . © -• Joseph Pongratz von Ovar nnd Sz. 
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Peter Pejacsevich von Veröcze. reiche Croatien und Sla- 

Anton \ Pongratz von Ovar nnd Sz. VOTlien. 

Johann) Milde*. AI ' S d 

Moritz Sdndor von Szlavnitza nnd M * 

Lnka. 

Thomas Schmidegg von Ladany. Ständetafel. 
Johann Peter I Sermage von Szom- 

Otto I sze*dvar. ö .. . * _ - 

Johann! ^V. Präsident: 
Joseph ( ** • Georg Majläth von Sz&hely, Per- 
Leopold Spawnocki. gonal (Repräsentant des Königs, 
Alexander! s dry TOn Murai- in Gerichtssachen), Obergespan 
f 111011 > Szombath und Szdtsi- TOn Honth > ^gleich Prfisident der 
JcTh J S * igeth ' königlichen .Tafel. 

Anton Starhemberg. Königliche Tafel. x i 

} # Pancraz Somsieh von Sa&rd, Vice- 

Szechenyi von Sarvari Fei- Palatin. 

sö-Viddk. p an i Gosztonyt von Gosztony nnd 

Franz TVIefy von Sz&. Szarvkö, Vice- Judex -Curiae. 
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Michael Pluithy von Palngya, P*> 
latinalprotönotSr (Landrichter). 

Ignaz vigh von Vereo, Protonotär 
des Oberstlandrichters. 

Stephan Matkoviehk T - •, . , A , 

von Bessenyo f 
Emrich JLuty Ton Benedekfalva, k5- 

nigL Fiscus. 
Joseph Kovdts von Visonta 1 
Adam Szirmay von Szirma f 
Gabriel BornemUza Ton A-vAsses- 

damfölde [ soren. 

Niclas Gostonyi von Gosztonl 

und Kerents / 

Joseph Laszlovszky 
Stephan Rakovszky von 

Seimetz 
Joh. Nep. Markovick \ 
Jos. Szutsits von Patse*rf Assesso- 
Stephan SzeretUsy vonf. ren. 

Szigeth , 



i 



Primatial- 
assessoren. 



* 



Andreas Ftket von Nitra Ivänka, 

von Rosenan. 
Joseph Värady, von Steinamanger. 
Casimir Gaspärik, von Zipg. 
Martin Schlachta, von Szathmär. 
Albert Borsiczky von} 

Borsiez ff 

Einrieb 7>r&gfy<£#i«;s2y> vonWaitzen. 

von Nadas, Prälatl 

der k. Tafel J 

Johann Szmodüs, von Veszprc*m. 
Jos. Graf Sermage, von Szomszddvar 

von Agram. 
Anton Graf Bcrenyi von Karants- 

Bereny,'Abt von Vagh-TJjhely. 
Andreas Wenzel^ Abt von Telki. 
Ferdinand VtHax, Abt von Zircz. 
Paul Horvath, Abt von Tihany. 



Deputirte der Comitate. . 

a. Diess- und jenseits der Donau: 



abgeordnete von Croatien. 

Stephan Osegovich von Barlabas- 

seveez. 
Niclas Zdenchay. 



Deputirte der Domcapitel. 

Stephan KoUdr, Titular-} 

bischof f vom Graner 

Georg Nemeth von Do-/ Erzcapitel. 

mötöry J 

Stephan Csausz) vom Kalöcsaer Erz- 
Georg Gürk ( capitel. 
Joh. Durtsäl, Titnlar.) T()mErUiier 

bischof > -p . | 

Joseph Lonovieh \ ^ 

Joseph Mayer, von Stnhlvf eissen- 

barg. 
Joseph Horväthy von Csanad. 
Joseph Dresmitzer 1 
Joh. Stankovits, Prälat V von Raab. 

der k. Tafel ) 

Johann Delittger 1 von Gross- 

Anton Ocskuy von Ocsko) w ardein. 

Stephan Greguska, von Neutra. 



vom Pressbur- 
ger Comitat. 



Stephan Kratoquüla) vonPresgbare 
Joseph Korondy f TOn ™» WMir 6- 
Andreas MiskoJczy, von Fünfkir- 
chen. 



Caspar Takdts von 

Kis - J6ka 
Franz Fekete von 

Galantha 

JosephMtefc/ vonNitzk) ^ , 

T» , »t w i •• f ▼om Oeden- 

Johann Nitzktt vonNitzk 1 •» . 

■o v , p ir » . f vom Eisen- 
Ben edi et Ebergenm von > , 

Eberg^n * f bnr 6 er ' 

Anton Deiik \ ^ „ , , 

Stephan JK<t*^ofy»} V ° m Zalader - 
Djonis Pdztnändy von So-} 

mor nnd Somodor f vom Co- 

Raphael Ghyczy vonAssa-1 morner. 

und Ablancz - Kürth / 
Niclas Somsich, von} 

N. Attad. J 

Ignaz Bezeredy von 

Bezered 
Peter Szabö von Si-i 

klos 
Anton Kajdacsy von! 

Kajdacs > vom Baranyer. 

Leopold Repds \ 

David Marich von Szol- ] Ä a . ,, 

zak J * 

Michael Torkos) -cir.% Ä iK«»«. Ä » 

C«l J«MA**y? TW » Wuelbwge,. 



vom Raaber. 
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Johaaa Uzottts 

FetttHaHa 
IgaazOtaEa? 

Stephaa Bornczhf 

Bonkx 
Aatoa yimrcsibJmfi 

Pickon4C»oka 
Gabriel Gyarcfuaa* 

MosesfalYa* 



■ - - * I 

MRT] 
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aaOcsko| 

■» 




Xi 



Depmtvier de* Taavaofanwr FrMcv : 
Trent- Aatoa Zdendmy tob 



c Dim- 



3 



Tota-Proma 

Caspar Mmtthf tbbi X.] 

Pal-Cra 
Stephan *aa\£ruf x to»} tobi Up 

Orar «ad Sa. Mi- r 

klos 
Ladi&laaslff Jßtmemyi warn. 

Kesseloko 
Johaaa Bmlogn 

laatha 
Aatoa Majthemji 

Kesseloko 
Joaaaa Ohdietumgi TOa 

Okalicsia 
Joaaaa RoAonezw 
Saaiael Kotsi-Hi 

vc.tk 
Ladwi g Bemcxhf Toa 



TonAfcaaj. 



TonZemplea. 



> TB* 



Siros. 



Toa Uagh. 






Ladwig JUAriaccV TMi Z ° to - 

tob RacWaa 
Earäh Hmszar) _ 

Eatrieh »> I TOM °~ CT 
Ladislas Szent-Ktraigi, \ 

SepteaiTir 1 p 

Simon Dmbravicziy Ton i T0M ****** 

Dabravicz I 

Joseph Km&inyi tob} 

FeLsö-Kabin J ToatArra'er. 

Joseph CaL Retnczb/ \ 

Fr «nzJusth TOaNecz- \ 

päl f Tom Tharocaer 

Carl RnUkm* tob? CoauUt. 

Rattka I 



b. Von dem einverleibten Theüen 



Toa 



ToaSxabolts. 



Andrea s Markovich to 

Csernek 
Alexander Fariae 
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TOnPosega. 



Koj 
Joaaaa r*f/* tob Ki-i 

tra-Iraaka 
Kidas Baroa Fan 

tob Taja 
Antoa &ana*v tob 

Sxirma 
Ladisiaat offene tob 

Sxhm$ejß 
Ferdiaaad Baron Hor»l 

rath - Pahcsaif J 
Sigmund ffcraj. ( rJI TOn 

Beraathfalra 
Stephan PHrovay tob, 

PetroTa 
Georg Graf Koro/p 

tob X. Karoly 
Paal Csomag 
Stephan Pmfay tob 

Baaj 
AIots £5rdo£ft tob 

Laszl6falTa 
Lndrrigvf /wa.ry TonFüica j 
Johann Jeieifalmssy tob > Ton Xi 

Jekelfaln ) 

Carl Graf de fo 3Xottel w _ ft « - 
Samael IWocxj, } T0Ä ***•• 
Thomas Ragälyi tob Kis-) 

Csolt6 f TonBor- 

Ladislas Umyay Ton Loa ja? sod. 

nad Vasaros - Nameny j 
Fr. F&dväry t. Földrar i 

and Bernathfalra > tob He*et . 

Ignaa Dobotzky \ 

Joh. Lonyay TonLonyai 

und Vasaros-Nameny T j^. 
Gabriel Füzessery tob/ ^'^ 

Fuzesser ; 

Georg Graf uindrassy tobI 
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nad Kraszaa - Horka 
Ladülaaj Mm4imde*x 
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Gabriel Baron Perenyi 
von Peren . 

Alezander Vjhelyi von 
Ujhely 

Emrich 'Sombory von Ma- 
gyar N. 'Sombor 

Ladislas BeSthy von Bes- 



von Ugocsa. 



Simon Mukus \ von Maria -The- 
Joseph SzäritsS resiopel. 

Stephan Georgievics\ m . 

Franz Jtf „„«• *^ } T0B Teine.T«r. 



,0-Bih«. SttSI ™ **•*. 



von Temes. 



vonToron- 
tai. 



senjö 

Panl AsztalosX „^ lvr.»«.,«. 

Ladislas Mdn ) von Marmaros. 

Jeseph Bene i 

Benjamin Kdrdsz von > ron Csongrad. 

Horgos | 

Michael Baron Rud-1 

nydnszky von Deze*r > vonBe'ke's. 
Anton Novdk ) 

Peter Töiölyi von Ke-j 

vermes > von Csanad. 

Michael Nyiky ) 

Albert Bittö Ton Sa-j 

rosfalva > von Arad. 

Joseph Faschd ) 

Ladislausüftafay vonBo- 

ros - Jenö 
Alexander Csäszdr Ton 

Pacsdr. 
^ Maximilian Hertelendy 
s von Hertelend 
"^ ^ Stephan Karätsonyi von ) 

lvanda 
Ignaz Lovrencsics) v . , 

NicLu Jotoitfj, 1 TOn Km,d - 

Jobann IZföt » von Jasigien und 
Jos. MihaTkovits] Knmanien. 
Gabriel JVog-y von Pell -von denllei- 
Johann Feghtüy j dukenstSdten. 

Felix Pancraz Verneda\ von Fiume 
Joseph David ( n.d.Litorale. 

% Deputirte der königlichen 
Freistädte: 

Franz Oeffner \ M 

Andreas KoUeda) VOn °* en - 
Georg Damianovich) _ A 

Johann ÄcAok } T0B Pert - 
Georg Gyuritomt$\ ' _„..„ 
Franz DiöszegAy j T0 " *W«M>«* 

Fra«t^T} TOn OetaAwf. 
Stephan Ftf*s) von Stuhlweissen- 
Georg Bauer f bnrg. 

Daniel Komlössu \ -. . 

Friedrieh iWfoy} T0 » »*»"■■• 
Carl Fischer \ ~ . 

Carl jr*f**«rj T<m CawhM - 



Stephan Diennes von , 

Zebegnyö 
Franz Fuhrmann 



von Eperies. 



Stephan B«;VmowVÄ» ßnccari 

Alexander TÄtomcÄ/ T0 * Ä,lccari - 

Michael £zaifcaf#l R - 

Johann GzecA J 

Johann Berzdtzir) _ 

Johann P«/ '} Ton T 7 rn " n - . 

Franz Dvihal \ Ä _ • .. * 
Johann ar«f«l«j,} 7° n Schem,nte 
Euthymius Joannovics) p i£ v 
Johann Wiedemaun f 

Geor S Ä^f} ▼onSzathma«-Nemethi. 

sä ärn Ton comonu 

Ludwig Jeietfalussy) vonKremnitz . 
Joseph Aschner \ 

Samuel Ldtner \ Briesz. 

Johann Hudobaj 
Stephan PtViJte ) Ä «__ 
Stephan M*»yMrt? T0 " 0r,,n - 
Johann HUii* » Zombo ,. 

Johann uimbrozovtcs ) 

Panl Stanz \ ^ ui«—« 

Franz G^«rth°" Nag7 - B4,,ja - 
Paul Reriban \ Modern. 

Samuel Supper | * ^ 

Matthias Jdndl) „,. . _ 

Tobias Hrf,i Jw»Wh»f 
Christoph «foe^ner) von Sanct - Ge- 
Johann Mathe ( . orgen. 
Joseph St eiducher, von Agram. 
Ladislas Ebner, von Tarasdin. 
Johann Kreis, von Carlstadt. 
Joseph Gdal y von Güns. 
Joseph Kruste, von Leutschan. 
Panl Keler, von Käsmark. 
Anton Pefrovics, von Pnkantz. 
Johann Cornidesx, von Karpfen. 
Stephan Keler, von Bartfeld. 
Johann Duzdr, von Eisenstadt. 
Anton Heinrieh, von Libethen. 
Georg Juratovits, von Posega. 
Andreas Spanyi, von Trentsen. 
Matthias Huleuyi, von Königsberg. 
Samuel £aZajax, von 'Altsohl. 



Melchior GaUU, yon Zeben. . Die Abwesenden Magnaten und die 

Michael Szvoboda, you Skalitz. Magnatenwittwen worden durch 

Johann Nep. Diakovlts, von Segnia. Bevollmächtigte vertreten, näm- 

Samnel Schreiner, von Rnst. lieh : 1 Erzbischof , 2 Bischöfe, 

Georg Kösz Fodröczy, yon Fodrötz, 6 Fürsten, 2 Fürstinnen, 191 Gra- 

Ton Krentz. fen, 65 Gr56nnen, 119 Barone, 

Franz JRizmcm, Ton Kopreinitz. 40 Baroninnen* 1 Probst, SAebte. 



Alle Verhandlungen im Reichstage sind öffent- 
lich; jedem anständig Gekleideten, ohne Unterschied 
des Geschlechtes , ist der Eintritt auf die Gallerien 
gestattet; in die Säle selbst dürfen nur Herrn in 
national-, militär- oder geistlicher Tracht eintre- 
ten. Bei gemischten Reichstagssitzungen versammeln 
sich die Stände in dem Saale der Magnaten, wo- 
durch, da er der kleinere ist, mitunter Gedränge 
entsteht« Die Eintheilung der Sitze, besonders in 
der Ständetäfel, ist nichts weniger als zweckmässig, 
und da, in Folge mehrer Motionen hierüber, mit 
Anfang des nächsten Reichstags eine vollständige 
Umänderung erfolgen wird, wäre es überflüssig, eine 
umständliche Beschreibung hiervon zu liefern. 

Jeder Redner spricht stehend , der Palatin aus- 
genommen, oder der Bischof, der zugleich Cardinal 
ist. Der Rede selbst wird immer die Titulatur 
jener Tafel, worin sie gehalten wird, vorausgesen- 
det; bei den Magnaten: Durchlauchtigster k. k. 
Prinz, Palatin des Reiches ! Hochlöbliche Magnaten! — 
bei den Ständen: Euer Excellenz Herr Personall 
Löbliche Reichsstände ! — in gemischten Reichstags- 
Sitzungen werden diese beiden Titulaturen gewöhn- 
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lieh vereinigt, und da sie auch im Verlauf der Rede 
häufig wiederkehren, so erlangt der Vortrag dadurch 
oft eine Breite und Unbeholfenheit, welche nur die 
Gewohnheit erträglich macht, da der Ungar an 
Titeln von keiner Nation es sich zuvorthun lässt. 
Im gegenwärtigen Werke sind alle diese Titulaturen, 
so viel als möglich, vermieden, welches dem Leser 
auch schon aus dem Grunde angenehm sein dürfte, 
weil sie, treu wiedergegeben, leicht einen dritten Band 
gefüllt hätten. Einige Redner bedienten sich jedoch 
in den gemischten Reichstagssitzungen bloss der 
Formel: Hochlöbliche versammelte Reichsstände; 
Andere begrüssten die Versammlung mit: Felsiges 
Haza! welches durch : Durchlauchtigstes Vaterland I 
sehr unvollständig wiedergegeben wird, und eher 
dem- Patrie souveraine! entspräche; eigentlich nicht 
zu verdeutschen* 

Die nähere Beschreibung der reichstägigen 
Form findet man in den Anmerkungen des zweiten 
Theiles an den entsprechenden Orten angeführt. 



Wenn schon jeder Reichstag mit vielen herkömmli- 
chen Ceremonien, Begrüssungen und Vorbereitungen 
beginnt, so muss dieses natürlich bei einem Krönungs- 
reichstage in ungleich höherem Grade der Fall sein. 
Der Zweck und Umfang dieses Werkes gestattet jedoch 
keine umständliche Beschreibung aller dieser Feierlich- 
keiten, Bewillkommnungs-, Dank- und Lobreden, wel- 
che letzteren, mit Ausnahme der Thronrede, auch hier, 
ausser dem Rhetorischen, wenig mehr Interesse haben, 
als ihre übrigen Schwestern, die mit einer auffallenden 
Familienähnlichkeit zu Lissabon wie zu London, zu 
Warschau wie zu Pressburg debutiren. Liebhaber sol- 
cher Beschreibungen oder Dictionen werden ihre Wiss- 
begierde bereits aus den öffentlichen Blättern und ver- 
schiedenen Flugschriften befriediget haben; auch finden 
sie diess alles in dem jüngst erschienenen Werke des Gra- 
fen Johann Mäjldth, das sich vorzüglich damit beschäftigt, 
sehr ausfuhrlich und treu beschrieben. Leser dieser Classe 
dürften daher hier ihre Rechnung schwerlich finden, da 
diefee Blätter für ein anderes Publicum bestimmt sind. 
Wir bitten zugleich im Voraus alle jene um Nachsicht, 
die im Beginn dieses Reichstages vielleicht eine grös- 
sere Rolle spielten, als im Verlauf desselben, und sich 
hier wenig oder wohl gar nicht erwähnt finden; denn nur 
streng diplomatische Gegenstände konnten hier aufge- 
nommen werden. Die Menge und Wichtigkeit dersel- 
ben geboten uns die möglichste Kürze; daher wir uns, 
auch im Beginn dieses Reichstages, wo durch die Krö- 
nung die übrigen Gegenstände in den Hintergrund ge- 
stellt wurden, viel kürzer zu fassen gedenken, als im 
weitern Verlaufe desselben, wo der Geist und das In- 
teresse im cubischen Maasse zunahmen. Dieses glaub- 
ten wir voraussenden zu müssen und begeben uns nun 
ohne Verzug an die Darstellung der Verhandlungen. 

Das königliche Einberufungsschreiben (RegaJee)(l) 
hatte den Anfang des Reichstages auf den 8. Septbr. 
1830 festgesetzt. Drei Tage sind, nach altem Gebrauch; 
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zur Versammlung und den vorläufigen Besuchen be- 
stimmt. Die erste Reichstagssitzung fand daher am 11. 
September statt. Vorher aber versammelten sich die 
Deputif ten in einer Circularsitzung , (2) um das bereits 
verfertigte Einladungsschreiben der Reichsstände an 
Ihre Majestäten den König, die Königin und Se. kais. 
Hoheit den Erzherzog Ferdinand, Kronprinzen und 
zu krönenden König, zu verhandeln, das auch mit un- 
bedeutenden Abänderungen angenommen wurde. 

Beide Tafeln traten abgesondert in ihren gewöhnli- 
chen Versammlungssälen zusammen. In der Deputirtenta- 
fel hielt Se. Exe. der Personal eine sehr ergreifende Rede 
an die Versammlung und ernannte dann eine Deputation 
zur Begrüssung der Magnatentafel. Diese eröffnete Se* 
kais. Hoheit der Erzherzog Reichspalatin gleichfalls 
mit einer, wie gewöhnlich, vorzüglichen Antrittsrede, 
welche durch Se. Eminenz den Primas des Reiches im 
Namen der Magnaten erwiedert wurde. Auch hier 
ward nun die Begrüssungsdeputation an die Ständetafel 
ernannt und nachdem sich dieselbe ihres Auftrags ent- 
ledigt hatte , bestimmte der Personal die 4 Verfasser 
des ^Tagebuches (Diarium) aus der k. Tafel, (8) näm- 
lich di'e Assessoren Niclas Gosztonyi und Stephan 
Szerencsy für den ungarischen; Johann Markovits 
und Joseph Szucsits für den lateinischen Text. 

Nach diesem ernannte der Personal die Mitglieder 
der grossen Deputation zur Einladung des zu Schloss- 
hof, einem kais. Lustschloss, 2 Stunden von Pressburg 
entfernt, residirenden Allerhöchsten Hofes, und erklärte 
sodann, dass, da das Einladungsschreiben sowohl, als 
die Instruction für diese Deputation bereits durch den 
Landrichter, (4) Michael Piathy^ verfasst seien, diese 
zur Verlesung kommen sollen; worauf der Circular- 
praeses erwiederte, dass die Stände in der heutigen 
Circularsitzung einige Veränderungen an der Einla- 
dungsadresse vorgenommen hätten. Nachdem diese ver- 
lesen und in ihrer abgeänderten Gestalt angenommen 
worden, überbrachte sie, sämmt der ebenfalls verlese- 
nen Instruction, eine Deputation an die Magnatentafel, (5) 
von welcher sie auch angenommen wurden. Zugleich 
verlas der Landrichter die Namen der Mitglieder aus 
der Magnatentafel, welche zur Begrüssung der übrigen 
Allerhöchsten Personen unseres und der fremden Hofe 
ernannt wurden. 

Nachdem noch die ungarische Uebersetzung der 
Einladungsadresse verlesen worden, begaben sich dit 
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sämmtlichen Reichsstäude znra feierlichen Gottesdienst 
oder veni sancte in die Kirche und nach Beendigung 
desselben traten sie in eine gemeinschaftliche Sitzung 
zusammen, worin mehrere königl. Anordnungen zum 
Krönungsceremoniel, dann die lateinische und ungari- 
sche Einladungsadresse . verlesen , letztere mit der ge- 
setzlichen Formalität durch den Reichspalatin und den 
Primas unterfertigt und mit dem beiderseitigen Siegel 
versiegelt, auch der Druck dieser sämmtlichen Schrift,em 
angeordnet wurde, womit die Sitzung schloss. 

Gemischte Reichstagssitzung vom 13. September. 

Die nach Schlosshof gesandte Deputation stattet Be- 
richt ab. Hierauf eröffnet der Palatin, dass der feier- 
liche Ginzug des Allerhöchsten Hofes, wegen übler 
Witterung, nicht in der gewohnten Pracht vor aiqh 
gehen, sondern Se. Majestät die Reichsstände . im Piir 
matialpallaste empfangen werde. 

Das nun folgende ^ Ceremoniel der Vorstellung ge- 
hört nicht in den Bereich dieser Blätter* 

Circularsitzung vom 13. September. 

Noch vor Anfang der obigen Reichstagssitzung ver- 
sammelten sich die Deputirten in einem CirkeF, wo 
ausser der Ernennung der 4 Circularnotäre und der 8 
Censoren des Diariums, noch durch den Grafen *dnr- 
drdssy(6) die Motion gemacht wurde, eine Diaetat- 
zeitung, unabhängig von jeder Censur und bloss untäk 1 
Aufsicht der 8 Diaetalcensoren, herauszugeben. Dieser 
Antrag wurde durch Majthdnyi von Hont, Somr> 
sieht Rßgdlyi und andern unterstützt und endlich an- 
genommen. Die Namen der Circularnotäre und Cen-r 
soren sind folgende: Ghiczyj Borsiczky ^ Ragdtyi 
und Lqnyay von Beregh wurden zu Circularnotä- 
ren; Pdzmdndy, Ebergenyi, Uzovits, Pronayj 
Komdromy y Baron Kay^ Graf Kdrvlyi und 
'Sombory zu Censoren des Reichstagsdiariums erwähl^. 

4 
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Reichstagssitzung vom 14. September« 

An diesem Tage übergab der König, unter den ub^ 
liehen Ceremonien, den . versammelten Jleichsständen 
die k. Propositionen und hielt die Thronrede« (?) Na,chy 
dem diejrerschiedenen Anreden gehalten waren, bega^ 
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ben sich die Reichsfctände in eine gemischte Sitzung, 
woselbst die k. Propositionen verlesen wurden (8). In 
Folge derselben hielt der Reichspalalin eine Anrede, 
welche vom Primas erwiedert -wurde. Hierauf verfüg- 
ten sich die Mitglieder der Deputirtentafel in ihren eig- 
nen Saal, wo die k. Propositionen nochmals verlesen 
wurden. Das Circularpraesidium machte dann die An- 
zeige, dass die Stände das Diarium abgesondert, in la- 
teinischer und in ungarischer »Sprache, herausgegeben 
wünschten. Dieses widerrieth der Persona], wegen der 
Unkosten, wozu er die Beispiele von 1790, 1792 und 
17196 anführte, wo noch mehrere lateinische Exemplare 
gekauft worden; gegenwärtig aber, wo sich die unga- 
rische Sprache so sehr ausgebreitet habe, wurde diese 
Ausgabe sehr geringen Absatz finden. Schon im Jahre 
1802 sei ein ähnlicher Antrag gemacht, allein eben da- 
rum nicht angenommen worden, weil man befürchtete, 
dass die Verleger die Druckkosten für die lateinische 
'Ausgabe nicht hereinbringen würden, dem zufolge die 
Herausgabe desselben auch jetzt werde unterbleiben 
müssen, was doch in Betraöht manchdr Gomitate, ein- 
zelner Individuen und der mit dem Königreiche ein- 
verleibten Theile nicht stattfinden könne. 

Ragdlyi: Die Beispiele, welche uns Se. Exe. der 
Herr Personal anzuführen beliebt, sprechen vielmehr 
für als gegen unsern Antrag. Seit jener Zeit hat die ' 
Müttersprache, auf gesetzlich bestimmtem Wege, so 
mächtige Fortschritte gemacht, dass jene Zeiten mit den 
gegenwärtigen nicht in Vergleich gebracht werden kön- 
nen. Gegen die Herausgabe des Diariums zu gleicher 
Zeit in beiden Sprachen, streitet, nebst dem höheren 
Preise derselben, besonders der Umstand, dass zur Ue~ 
bersetzung in das Lateinische sehr viel Zeit erfordert 
und die Herausgabe unendlich verspätet wird. Nun ist 
aber die schnelle Verbreitung der Diaetalverhandlungen 
in einem constitutionellen Reiche von grösster Wichtig- 
keit (0). Um das Aufhören des lateinischen Diariums 
zu verhindern, dürfte nur der Preis desselben erhöhet 
werden. 

Borsiczky erklärt, dass die oberungarischen Gomi- 
tate nichts einwenden, wenn das lateinische Diarium auch 
gänzlich wegbleibt. (In diesen Comitaten bilden bekannt- 
ch die Slaven und Deutschen die Mehrzahl.) 

Diesem widerspricht der. Ablegat der Königreiche 
Croatien und Slayonien, Osegovich, aus dem Grunde, 
weil seine Committenten, weiche die Lasten des Staates 



gleichförmig mit der übrigen Nation tragen, von der Kennt- 
niss der Reichstagsverhandlangen nicht können ausge- 
schlossen werden, ja selbst das Ausland hierbei berück- 
sichtigt werden müsse (10). Die lateinische Sprache ist un- 
sere diplomatische und kann folglich nicht ganz beseitigt 
werden. Der jetzige Gebrauch, das Diarium in beiden 
Sprachen halbbrüchig herauszugeben, hat noch den Vor- 
theil der möglichen Vergleichung beider Sprachen. In- 
dem nun die Stände jener Königreiche ohnehin in Folge 
des 7. Artikels des vorigen Reichstages, die ungarische 
Sprache, welche vorher nur ein extraseriales Stu- 
dium war, in die Reihe der notwendigen Schulge- 
fenstände versetzten, so werden jene Gegenden in 
urzer Zeit im Stande sein, das lateinische Diarium 
zu entbehren; für jetzt aber erklärt er sich gegen das 
Verlangen. 

Nachdem noch Földvdry für den Gegenstand ge- 
sprochen, wurde der Antrag angenommen: zugleich er- 
öffnet der Personal, dass ihm durch das Circularpraesi- 
dium die Motion zu einer Diaetalzeitung; welcne die 
Reichstags Verhandlungen schnell in alle Theile des 
Reiches verbreiten solle, referirt worden sei. Die Er- 
füllung dieses Wunsches gehöre nicht in den Bereich 
seines Wirkungsvermögens , und wenn die Stände fer- 
ner dabei verharrten, wäre dies der Gegenstand eines 
Postulates; oder wenn sich ein Herausgeber vorfände, 
müsse sich derselbe die Erlaubniss hierzu auf dem ge- 
wöhnlichen Wege zu verschaffen trachten, wo er auch nicht 
zweifle, dass sie, unter Aufrechthaltung der hierüber 
bestehenden Verordnungen! demselben ertheilt werden 
dürfte. 

Graf Andr&ssy: In den frühesten Zeiten wurden 
über die Reichstagsverhandlungen keine schriftlichen 
Documente aufgenommen; dieses geschieht erst seit dem 
Jahre 1790, wo das Reichstagsprotocoll unter Aufsicht 
der Reichsstände verfasst wird. Das weitere Fort- 
schreiten dieses so wichtigen und gemeinnützigen Ge- 
fenstandto erfordert eine grössere Ausbreitung der Pu- 
licität, ohne welche keine freie Constitution bestehen 
kann. Diesem Verlangen sind auch unsere Gesetze nicht 
entgegen, und das Beispiel anderer freier Nationen muss 
uns um so mehr hierzu bestimmen, als die Publicität 
überall die nationelle Freiheit und den Wohlstand mäch- 
tig befördert Uebrigens glaube ich nicht, dass es sich 
gegenwärtig darum handle, einem Herausgeber die p'a 
thige Erlaubniss hierzu zu erwirken, als ▼wlr^^J" 



dass diese Diaetalzeitung als ein Bedürfniss der Zeit 
und unserer Institutionen, unter Aufsicht der Gensoren 
für das Diarium, mit ähnlicher PubHcität erscheine, und 
folglich ist wegen Analogie dieses Gegenstandes mit un- 
serem Reichstagebuche und der seit jeher bestehenden 
Freiheit und Oeffentlichkeit unserer Staatsverhandlun- 
gen, derselbe nicht bloss der Bestimmung der Regie- 
rung anheim gestellt« Wäre dieses aber auch der Fall, 
so sollte hierüber auf dem üblichen Wege repräsentirt 
'werden, 

Ragdlyi: Ich muss bekennen, dass die Weise, 
mit welcher unsere vaterländischen Zeitungen des Reichs- 
tages erwähnen, indem sie sich bloss auf die Angabe 
des Datums und die Zahl der Sitzungen beschränken, mich 
oft auf den Gedanken brachte, als dürfe man hierüber 
weiter nichts schreiben. Dieses wäre fürwahr trau- 
rig und mit unserer Freiheit unvereinbar. Da nun 
das Diarium nicht mit gehöriger Schnelligkeit heraus- 
gegeben wird, so dürfte der Zweck der PubHcität durch 
diese Diätalzeitung um so sicherer erreicht werden. 
Uebrigens pflichte ich der Meinung Sr. Exe. des Herrn 
Personals vollkommen bei, dass hierüber früher das 
Ansuchen eines Herausgebers an die Regierung erfol- 
gen müsse und wenn sie ihm sollte verweigert werden, 
er dann um die Unterstützung bei den Reichsständen 

nachzusuchen habe. 

<. > 

Somsich stimmt dem vorigen bei und fugt noch 
hinzu, dass die weniger Bemittelten, welche sich das 
Diarium wegen des hohen Preises ohnehin nicht an- 
schaffen können, durch eine ähnliche Zeitung, welche 
man allenfalls Uthographirt herausgeben könnte, sich 
leichter in die Kenntniss der allgemeinen Verhandlun- 
gen zu setzen vermöchten. Er wird durch Majthenyi 
von Hont unterstützt. 

Der Personal wiederholt seine Gründe und zwei- 
felt, ob diese Zeitung im Laufe des Reichstages immer 
zweckmässig verfasst werden könnte; glaubt endlich, 
die Frage sei zu sehr mit jener über die Pressfreiheit 
verbunden, um hierüber ijioch zur Zeit verhandeln zu 
können, indem die Frage der Presse in den Operaten 
der Reichsdeputation vorkommen wird. (11) Nachdem 
die Stände diesen Gegenstand einer ferneren Berathung 
im Girkel sich vorbehalten, wird die Sitzung ge- 
* Mossen. 






Circularsitzung vom 16. September. 

Praesidium: Uzovits, Baron Vay. 

Praesidium stellt die Fraget ob die Diätalzeituüg 
oder die königl. Propositionen früher sollen verhandelt 

werden? 

Graf Andrdssy: Vor allem die Zeitung, als ein 
Organ der Publicität. 

Földvdry findet es nothwendig, dass man vorläu- 
fig in Gonfereiizen über die Modalität und die Gränzen 
dieses Gegenstandes sich verständige, bevor hierüber 
eine Note an die Magnatentafel könne gesendet werden. 

Pronay: Die Herausgabe einer Diätalzeitung ist 
um so nothwendiger, als bis jetzt unsere öffentlichen 
Blätter nur immer den Tag und die Zahl der Sitzung 
bemerkten, und alles was man hierüber erfuhr, blos in 
den ausländischen Zeitungen und selbst auch da nur 
sehr kurz angedeutet ward. Eis sind hierüber keine 
weitern Conferenzen nothwendig, da die Zeitung vor 
der Hand nichts enthalten soll, als das Wesentliche des 
Diariums in kurzem Auszuge. Wenn nun das Diarium 
selbst einer solchen Publicität sich erfreut, dass jeder 
Kaffeesieder sich selbes kaufen und seinen Gästen gleich 
andern Tagesblättern vorlegen kann, warum sollte ein 
Extract desselben so vielen Zweifeln unterliegen ? 

Baron Vay: Die Publicität ist die Seele der Frei- 
heit und bis jetzt athmeten alle unsere Verhandlungen 
diesen Geist in vollem Maasse. Alle Staatsangelegen- 
heiten verhandeln wir bei offnen Thüren und jeder von 
uns spricht sich öffentlich aus., was ihm seine Ueber- 
zeugung gut heisst« Eine hoffnungsvolle Jugend, das 

fanze Publicum sind unsere Zeugen. Seihst die Ver- 
andlungen unserer höchsten Gerichtsstellen geschehen 
öffentlich. Diese Publicität genügte vollkommen den 
vorigen Zeiten; allein der Zeitgeist schritt vorwärts 
und die Gegenwart verlangt . ein . anderes Organ der 

geistigen Verbindung und der Oeffentlichkeit : es ist 
ie Presse in ihrer vollen Freiheit. — Allein wie vielen 
Verhandlungen unterliegt noch dieser Gegenstand, der 
auch ohnehin in unsern vorigen Beschwerden und in 
den Arbeiten der Reichsdeputationen enthalten ist und 
im nächsten Reichstage berathen werden soll. Wir 
werden die Pressfreiheit auch gewiss erringen, denn sie 
ist ein nothwendiges Bedingniss jedes Repräsentativst 
stems; allein für den Augenblick kann über diese wich- 



tige Frage nicht entschieden werden, und ich trage da- 
her auf Vertagung derselben bis zum nächsten Land- 
tag an. 

Földvdry widerspricht und findet blos eineCon- 
ferenz nothwendig. Kotsi-Horvdth äussert sich in 
dem nämlichen Sinn, 

Ragdlyi stimmt den Letzteren bei. Die Aeusse- 
rang Sr. Exe. des Personals deutet ji selbst dahin, in- 
dem derselbe m nicht zweifelt, dass dem Buchdrucker, 
welcher um eine diessfällige Erlaubniss einkommen 
wird, selbe ertheilt werden dürfte. Nur dann, wenn 
diese durch die Regierung verweigert würde, kann sich 
der Bittsteller an die gesetzgebende Gewalt wenden, 
dann aber wird es Pflicht sein, diese Klage mit ihrem 
ganzen Einflüsse zu unterstützen. Man möge daher ei- 
nen solchen Versuch abwarten. 

Balogh: Wenn die Diätalzeitung in Folge eines 
Privilegiums erscheint, dann können wir im Voraus 
den Inhalt derselben ermessen , denn es werden nur 
jene Verhandlungen und Aeusserungen darin vorkom- 
men, welche der Regierung günstig sind, die liberalen 
Ansichten aber werden einem solchen Blatte immer 
fremd bleiben. Darum stimme ich für den Aufschub 
dieses Gegenstandes, bis er zugleich mit der Pressfrei* 
heit abgehandelt werden kann. 

Pdzmiindy: Man möge nur den Versuch mit der 
Herausgabe der Zeitung machen und den Erfolg ab- 
warten. 

Marczibdnyi von Trentschin : Unsere Ver- 
handlungen kennen keine Gensur, kein Privilegium. — 
Der Ablegat von Zemplin verlangt die Vertagung die- 
ses Gegenstandes bis zum nächsten Reichstage, um dann 
mit den übrigen Arbeiten der Reichsdeputation vorge- 
nommen zu Verden. Allein wir wissen, wie voluminös 
(diese fast dreijährigen Arbeiten sind, denn sie umfas- 
sen zugleich dieGravdmraa der ganzen verflossnen Zeit, 
worauf uns seit 1794 Abhilfe versprochen, diese aber 
bis jetzt immer verschoben wurde. Die Freiheit der 
Presse nimmt unter den Depntationsarbeiten , wie be- 
kannt, fast die letzte Stelle ein und vom Vergangenen zu 
tohliessen, können wohl 50 bis 60 Jjahre vorübergehen, 
bis dieser Gegenstand erledigt ivird. Darum bin ich 
gegen den Aufschub. Jedoch halte ich die Sache noch 
, nicht reif genug zu einer Note an die Magnat entafel, da 
noch keine Klage wegen zu strenger Gensur uns zuge- 
kommen ist, und stimme daher für den Versuch. 



TaJo&ts stimmt für den Aufschub; Barön Perinyi 
und Csapö für die Herausgabe. 

Nagy: Ich halte es vor allem nothwendig, dass 
noch im gegenwärtigen Reichstage ein Gesetz darüber 
erwirkt werde, dass die Frage über die Pressfreiheit, 
als das erste Palladium einer wahren Unabhängigkeit, 
im nächsten Reichstage vor allen andern Gegenständen 
möge abgehandelt werden ; und da noch so riele Männer 
mit vorzüglichen Talenten zu Hause geblieben, -von wel- 
chen manche den grössten Theil ihrer Muse «uf diesen 
Gegenstand verwendet haben, so kann in der Zwischen- 
zeit diese Frage zu ihrer völligen Reife gelangen. Sie ' 
jetzt abzuhandeln, ist noch viel zu zeitig, da selbst in 
jenen Ländern, welche sich der Pressfreiheit erfreuen, 
die Freiheit der Journale als der letzte Punkt derselben 
betrachtet wird; und wir, die wir doch sehr gut wis- 
sen, welche Hindernisse unsern Schriftstellern durch 
die Censur in den Weg gelegt werden, wie einige von 
ihnen ihre Werke gar nicht dürfen erscheinen lassen, 
andere aber ihre Arbeiten so verstümmelt zurückerhal- 
ten, dass sie von der Herausgäbe selbst abstehen — wir 
sprechen jetzt schon von dem höchsten Gipfel der Press- 
freiheit! Wenn dieser letztere Gegenstand einmal zur 
öffentlichen Diätalverhandlung kommt, hoffe ich keinem 
meiner würdigen Coliegen im Eifer für denselben nach- 
zustehen , gegenwärtig aber ist dieser Zeitpunkt noch 
nicht gekommen. — Aufschub. 

«Graf jindrdssy : Da die Zeitung nur Facta und 
keine Raisonnements enthalten soll, so sehe ich keine 
Verbindung dieser Frage mit jener der Pressfreiheit. 

Baron Vay: Wir müssen trachten, das Ganze zu 
erlangen. — Aufschub. 

Bezeridy > Rdpdssy , Graf de la Motte ß gegen 
den Aufschub. 

Majthtinyi. Keine Note an die Magnaten; Auf- 
schub und Abstehen von der ganzen Frage für den 
Augenblick. 

Ragdlyi: Alles was in unserer Monarchie durch 
die Presse geht, unterliegt der Censur, nur unsere Diä- 
talverhandlungen machten hierin von jeher eine Aus- 
nahme und wurden nur durch die von uns ernannten 
Censoren censurirt. Die Zeitung, als ein Extract dersel- % 
ben, unterliegt denselben Ansichten; ich bin daher ge- 
'gen den Aufschub. ^ 

Praesidium: Aus dem Gesagten scheint die Mei- 
nung dahin zu gehen , dass der Gegenstand zur Zeit 
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weder zu einer Note an die Magnatentafel, noch zu ei- 
ner Beschwerde geeignet reif sei und folglich verscho- 
ben werden soll. (12j Es ist daher an der Tagesord- 
nung, dass die kömgl. Propositionen verlesen werden. — 
Nachdem dieses geschehen , stellt das Praesidium die 
Frage : ob . hierüber solle sogleich verhandelt werden, 
oder ob, gleich ähnlichen andern Fällen, die Ablegaten 
vorher in eine Cpnferenz zusammenzutreten wünschen ? 
Für das Letztere wurde allgemein gestimmt und die Con- 
ferenz auf den 17. früh 8 Uhr , festgesetzt. 

Nagy bringt eine Abänderung in der Form des 
Diariums in Vorschlag. — Die Verhandlungen dessel- 
ben gehen gegenwärtig den nämlichen Weg, welchen 
die Debatten in der Wirklichkeit verfolgen; dadurch 
wird das Aufsuchen einzelner Verhandlungen höchst 
mühsam, und oft ist es fast unmöglich einen Gegenstand 
aus dem Wüste herauszufinden. Er schlägt Vor, dass 
bei jeder Verhandlung der Gegenstand oder das Argu- 
ment oben bemerkt und darauf diejenigen Redner an- 
geführt werden sollen , welche för oder gegen den Ge- 
fenstand gesprochen, nebst den Gründen, womit sie ihre 
leinungen unterstützt haben. 

Aennliches wünscht er bei den Nuncien an die 
Magnatentafel , wo ( ebenfalls der Gegenstand oben an- 
gesetzt und dann die Gründe mit Nummern bezeichnet 
werden sollen. 

Rajgdlyi: Dieser Meinung, die mein Herr College 
schon im vorigen Reichstage zur Sprache gebracht, 
muss ich auch jetzt, wie damals, widersprechen. Das 
Diarium unserer Verhandlungen ist ein heiliges Werk, 
in welchem nichts nach Willkühr abgeändert werden 
darf; und ich will mich lieber durch den Wust durch- 
arbeiten, als dasjenige, was ich der Instruction meiner 
Committenten und meiner innern Ueberzeugung gemäss, 

§esprochen, nach der Ansicht der Gensoren umgemo- 
elt erblicken. Es ist das Diarium ein Denkmal, worin 
jeder Deputirte bei der Mit- und Nachwelt sich Zu- 
friedenheit oder Tadel sichert. Ich verlange daher, 
dass das Diarium in seiner vorigen Form verbleibe; 
eben so die Noten an die Magnatentafel. 

Földvdry, Takäts und m. A. sind derselben 
Meinung. . 4 . ' 

Pronay verlangt, dass die 8 Censoren noch mit 4 
andern sollen vermehrt werden, da das Diarium schnelle 
Redaction erheischt und bei zufalliger Verhinderung 
Einiger, die Andern leicht zu überhäuft sein dürften. 
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Földvdry meint, die Censoren sollten gleich dem 
Präsidium wöchentlich, abwechseln. Beide letztere Mei- 
nungen werden verworfen. 

Mehrere stimmen noch gegen die von Nagy vor- 
geschlagene Abänderung des Diariums und der Nuncien. 

Nagy: Ich gebe gerne der Majorität nach; nur 
möchte ich nicht, dass man mir etwas unterlege, was 
ich nicht gesagt habe. Wenn ich das Diarium in einer 
solchen Form abgefasst wünsche, dass man aus selbem 
das Gesuchte leicht herausfinden kann, ist es nicht meine 
Absicht, dass von den Verhandlungen etwas weggelas- 
sen oder abgeändert werde. Allem wir wissen leider 
aus Erfahrung, dass auch in der gegenwärtigen Form 
vieles verändert erscheint , und mit Ausnahme einiger 
Reden, welche die Verfasser, mit Bewilligung des Per- 
sonals, zu ihrer Legitimirung schriftlich eingaben, findet 
man wohl wenig Reden im Tagebuche so, wie sie ge- 
halten wurden. Selbst mein verehrter College von 
Bors 6 d wird diese Erfahrung an seinen eigenen Reden 
gemacht haben. Es ist daher nicht von Weglassen und 
verändern, sondern von einer fastlicheren Form die 
Rede gewesen. Die von mir vorgeschlagene Form aber 
ist bei den Noten an die Magnatentafel nicht allein nütz- 
lich, sondern sogar nothwendig. Auf unsere Disserta- 
tionen war es bisher viel leichter, im Fall einer Ver- 
schiedenheit der Meinung, durch eben derlei Disserta- 
tionen eine ausweichende Antwort zu geben; und oft 
hielt man sich an einzelne aufgefangene Ausdrücke, wäh- 
rend man die Hauptsache sonst unberührt liess. Allein 
auf eine gerade und bündige Forderung, mit Gründen 
nach Zahlen unterstützt, kann man nur eine gerade 
Antwort ertheilen und muss den Gründen Gegengründe 
entgegensetzen. Daher glaube ich, wenn auch das Dia- 
rium in seiner alten Form verbleibt, sollten doch' die 
Noten abgeändert werden. (Angenommen.) 

Die Sitzung wird geschlossen. 

Circularsitzung vom 18. September. 

Präsidium: Uzovits und Baron Vay. 

Präsidium fordert die Versammlung auf, die königL 
Propositionen in Verhandlung zu nehmen. 

Domherr Fr im erklärt: Die Einladung Sr. Maje- 
stät zum Landtage und die Krönung des Erzh. Kron- 
prinzen sei ein neuer Beweis seiner väterlichen Huld. 
Diese müsse mit grossem Danke angenommen werden, 
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und da in der Juramentsformel vom Jahre 1792 alle 
Sicherheit für die Constitution enthalten ist, so stimmt 
er für die unbedingte Annahme derselben. 

Borsiczky: Ich halte mich an das Inauguraldiploni 
nicht so streng gebunden, dass ich an demselben keine 
Abänderung möglich oder nothwendig finden sollte. 
Im Gegentheil ist dieses auch wirklich gegenwärtig der 
Fall. Abänderung einiger Punkte des Diploms» Zusätze 
und Weglassungen nach den Bedürfnissen der Zeit, sind 
nichts Neues, noch Ungewöhnliches. Ich wünschte da- 
her in das InauguraJdiplom noch folgende Punkte auf« 
zunehmen: 1) die Verantwortlichkeit der Minister; da 
wir nebst dem Gesetze des Königs Uladislaus II. wie- 
derholte Gesetze haben, worin die Bestrafung der schlech- 
ten Rathgeber des Königs angeordnet wird. Zwar hat 
der Monarch keine ungarischen Minister; allein in den 
Angelegenheiten unsere Vaterlandes sind die Präsiden- 
ten der Dicasterien als solche zu betrachten und für 
die Ausfuhrung illegaler Unternehmungen verantwort- 
lich. Ich halte diese Verantwortlichkeit selbst für den 
Thron sehr erspriessHch , denn zu was für Schritten 
haben nicht die schlechten Rathgeber im Jahre 1823 den 
besten der Monarchen geführt? (13) Die Person des 
Königs ist hei% und unantastbar; können wir uns da- 
her bei Eingriffen in unsere Freiheiten nicht an dessen 
Minister halten, so bleibt uns keine andere Garantie für 
die Constitution, als die Rechtlichkeit des Monarchen. 
Wenn wir nun auch das Glück haben, den tugendhaf- 
testen Mann unsern König zu nennen • so ist es nicht 
ausgemacht, dass auch alle Nachfolger ihm gleichen wer- 
den, und wir haben daher gegen unsere Nachkommen die 
Verpflichtung, für unsere Freiheiten eine stärkere Si- 
cherstellung zu erwirken« (14) — Das 2te betrifft die 
Contribution ß und zwar die mdirecte mehr als die di- 
recte. Unter diesen niinmt das Salz den ersten Platz 
ein, und die Last, welche hierdurch auf jeden Einwoh- 
ner fallt , ist weit grösser als Gontribution , Subsidien 
und Insurrection. Das Gesetz erlaubt zwar, das Salz 
in Casu extremae necessitatis zu erhöhen; allein diese 
Necessitas dürfen nicht die Minister nach Willkühr be- 
stimmen , sondern sie muss im IJinverständniss mit den 
Ständen anerkannt und bestimmt werden« — 3) Eine 
Crosse Beschwerde für das Land ist die tviUkührliche 
Herausgabe des Papiergeldes. Dadurch machen sich die 
Minister ron der Nation unabhängig und unterlassen 
die gesetzliche Zusammenberufung eines Reichstages, wo 
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Subsidien bewilliget, aber auch die Beschwerden des 
Landes aufgenommen werden. Benöthigt man Rekruten 
und bekommt keine für 50 Gulden , so gibt man 100, 
ja sogar 500 Gulden; — es kostet ja nur Papier. Ist 
die Noth vorüber, so erklärt man : dass 5 Gulden einig* 
Groschen werth stein sollen und — die Rechnung ist 
geschlossen. Zwar weiss ich, dass mit allen diesen 
Wahrheiten ich meinen Antrag nicht durchsetzen werde; 
allein ich bin ein freier Staatsbürger, ein treuer Unter- 
than, und spreche an diesem heiligen Orte, wie ich es 
fühle und wovon ich vollkommen überzeugt bin. 

*Sombory verlangt eine Dankadresse an Se. Ma- 
jestät, begnügt sich mk der Eidesformel von 1792, will 
aber, dass die Stände sich ausdrücklich das Recht vor- 
behalten, für die Zukunft Abänderungen in derselben 
treffen zu können. 

Dedk: Die Eidesformel von 1792 genügt mir 
nicht; ich verlange noch folgendes in das Diplom auf- 
zunehmen: 1) dass nach dem Ableben des jetzt regie- 
renden Königs in 6 Monaten ein Reichstag zusammen- 
berufen werde, worin die bis dahin entstandenen Gra- 
vamina erlediget werden sollen. Es ist keine Neue- 
rung , ähnliche Zusätze zu machen. Dieser Fall hat 
sich selbst während des Regiments des Hauses Oester- 
reich in ähnlichen Fällen vier Mal zugetragen und das 
Diplom ist gewöhnlich in einigen Punkten abgeändert, 
einiges hinzugesetzt oder weggenommen worden. Hierzu 
haben wir als gesetzgebende Gewalt das Recht, dessen 
Ausübung wir im gegenwärtigen Falle nioht unterlassen 
können, ohne uns dem gerechten Tadel der Nachwelt 
auszusetzen. 2) Muss gegen den Ausdruck des Diploms : 
„pra&tabilüae i% die nöthige Verwahrung und Cautel an- 

Sebracht werden, damit aus selbem nicht gefolgert werde, 
ass der Nation das Recht nicht zustehe, aas Diplom 
abzuändern. 

Ragdlyi* Im Jahre 1790, wo die Zeitumstände 
eben so stürmisch waren, wie die gegenwärtigen, ver- 
langten die Reichsstände , dass der damals zu Krönende 
König Leopold II. den von seiner unvergesslichen Mutter 
Maria Theresia 1741 gebrachten 8ten Artikel (15) in das 
Diplom aufnehme, und Se. jetzt regierende Majestät, 
als Kronprinz , waren dazumal selbst der Vermittler, 
das» es also geschah. Ich trage daher darauf an , dass 
1) die drei Artikel des vorigen Reichstages, nämlich der 
3., 4. und 5. in das Diplom aufgenommen werden, weil 
sie vto solcher Wichtigkeit sind, dass sie allein unsere 
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Constitution aufrecht erhalten können; denn sie enthal- 
ten die Unabhängigkeit der Tribunale von der Regierung , 
die Bestimmung der Constitution bloss mit Einverständ- 
niss der Reichsstände und die Zusammenberufung des 
Reichstages aUe 3 Jahre. (16) 2) Da der König schwört, 
dass er die Integrität des Reiches aufrechthalten und die 
Ton selbem abgerissenen Theile wieder vereinigen wolle, 
so soll Galizien und Lodomerien, als einst zu Ungarn 
gehörig, und deren Wappen dem Könige. bei der Krö- 
nung auf den Fahnen vorgetragen werden, mittelst Ma- 
nifest alsogleich einverleibt werden. 3) Nachdem sich 
Se. jetzt regierende Majestät alle Souverainitatsrechte 
Vorbehalt, so soll der zu krönende König, noch bevor 
er durch die Krone geheiligt wird, erklaren: dass er 
nur in so .weit Theil an der Regierung nehmen wolle, 
als es der regierende König erlauben und die Stände 
einwilligen werden. 4) Wegen der Zusammenberufung 
des Reichstages, 6 Monat nach dem Ableben des Königs, 
übereinstimmend mit Dedk. Nebstdem erklärt der De- 
putirte, dass, obwohl seine Instruction nur auf diese 
Punkte lautet, er im Voraus allen den Vorschlägen bei- 
trete, welche andere Deputirte zum Wohl des Vater- 
landes vorbringen werden. 

Pdzmdndy verlangt die Aufnahme des 3., 4. und 
5. Artikels des vorigen Landtages in das Diplom; das 
Wort ülico bei der Einverleibung der abgerissenen Pro- 
vinzen ; Landtag nach 6 Monaten vom Tode des Königs. 

Komdromy pflichtet dem Vorigen bei wegen des 
3., 4. und 5. Artikels ; dann wegen Salz , Papiergeld 
und Verantwortlichkeit der Minister; — ferner: aass 
dem Reichspalatin sämmtliche Truppen, die sich in Un- 
garn und Siebenbürgen befinden, untergeordnet sein sol- 
len; (11) keine fremde Truppen im Lande. Wegen An- 
theil des neuen Königs an der Regierung, wie Borsdd; 
Einverleibung von Galizien, wenngleich selbes nie durch 
ungarische Gesetze regiert worden, so war es doch ein 
Theil von Ungarn. 

Eber{*enyi begnügt sich in Hinsicht der Dank- 
adresse, mit dem Diplom von 1792. 

Somsich verlangt Veränderung des Diploms, da 
die traurigen Ereignisse von 1823 dies nothw endig erhei- 
schen. Selbst das Diplom von 1792 ist verschieden von 
dem des Jahres 1790, weil in dem kurzen Zeiträume 
von zwei Jahren die Umstände es nöthig, machten. Das 
Diplom ist das Band, welches den Monarchen mit der 
Nation verknüpft, und dess wegen soll der 2.« 3, und 4. 
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Artikel des vorigen Landtages; ab wahre Fundamental- 
gesetze, in selbes aufgenommen werden. 

Bezeridy und Csapo: Diplom von 1792, mit 
Hinzufiigung der Zusammenberufung des Landtages in 
6 Monaten* 

Graf uindrdssy : Einverleibung von Galizien und 
Lodoraerien. Das Wort ülico halte er nicht für noth- 
wendig. 

Kajdacsy: Jede Veränderung im Diplom ist nicht 
nur unnütz , sondern selbst gefahrlich* Das Diplom ist 
ein Contrarius bilateratis zwischen König uqcL Volk; 
Verändert Letzteres etwas daran, so steht dieses auch 
dem Erstem frei. Wir müssen die Huld des Monarchen 
bei gegenwärtiger Gelegenheit eher dankbar anerken- 
nen, als durch derlei Neuerungen Misstranen zeigen) 
denn eigentlich abgeändert ist das Diplom nie worden, 
höchstens etwas modificirt. Wir haben daher auch gar 
kein Recht, ähnliche Forderungen zu machen, und ich 
stimme für eine Dankadresse und die Beibehaltung des 
Diploms von 1792. (Seine. Rdde wird einigemal, be- 
sonders durch die Zuhörer, unterbrochen.).: 

Ghiczy': Einschaltung des 3., 4, und 5. Artikels; 
übrigens könne das Wort praestabiätae auf keinen Fall 
so verstanden werden , als ob den Ständen kein Recht 
bliebe, das Diplom abzuändern. 

Fehete: Das Diplom von 1792. Er muss aber bei 
.dieser Gelegenheit bitten, die Beschwerden seiner Com- 
mittenten aufzunehmen; besonders gegen den zu hohen 
-Preis des Salzes, welcher nicht nur eine schwere Con- 
tribution für Alle ist, sondern auch die Gesundheit des 
armen Unterthans im höchsten Grade gefährdet, und 
der Viehzucht schädlich ist. Wegen der Ungeheuern 
Breissigstabgaben können wir die Concurrenz weder mit ' 
Baiern hinsichtlich des Getreides, noch mit Galizien hin- 
sichtlich des Hornviehes, aushalten. Unser Tabackbau 
ist durch Monopol ganz herabgedrückt. (18) Ueber al- 
les dieses möge Se. Majestät noch vor der Krönung 
.Abhilfe schaffen; auch der neue König seineA Einflusfc 
nicht gegen die Constitution gebrauchen. Diese Forde- 
rung kann wohl mit Recht durch eine Nation gemacht 
werden, welche auch dann noch treu verblieb, als ihre 
Freiheiten mit Füssen getreten wurden. 

Eördögh: Ich verlange keine Ausdehnung unsrer 
Freiheiten, .allein diebestehenden dürfen nicht verkürzt 
werden, und unsere Nachkommen sollen uns nicht vor- 
werfen können, dass wir dem Leichenbegängnisse unse- 
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rer Privilegien unthätfg beigewohnt haben. Daher muss 
jedes mögliche Zurückhehren der Regierung zum Gesetz- 
widrigen verhindert werden. Die Behauptung, dass wir 
durch Abänderung des Diploms vom Contractu bilaterali 
zurücktreten und der Regierung ehr ähnliches Recht 
einräumen, ist ganz ohne Grand. Es ist erwiesen, dass 
das Diplom fast jedesmal abgeändert worden ist , und 
folglich die gegenwärtige Abänderung keine Neuerune 
enthält Ich verlange daher, dass die Artikel 3, 4, 5 
aufgenommen werden; denn es kann dem jungen König 
nicht unangenehm sein, die Gesetze des -Katers zu be- 
schwören, und diesem nicht, seine Gesetz* vom Sohne be- 
schworen zu sehen, 

Pronay: Dankadresse. Er tritt sämmtlichen ver- 
langten Veränderungen bei; befürchtet jedoch, dass 
durch die Aufnahme einzelner Gesetze ins Diplom, die 
übrigen schwächer erscheinen dürften. Ei* bringt eine 
Krönungsmünze mit ungarischer^ Inschrift in Vorschlag« 

Marczibdnyi von Syrmien: Verantwortlichkeit 
der Minister. Papiergeld ist nicht schädMch ; im Gegen- 
theil sollten wir verlangen, dass auch das Land welches 
herausgeben könne. Kronungsmünze mit ungarischer 
Inschrift und vielleicht bloss von Bronze, weil wir arm 
sind. {Gelächter ; bekanntlich ist M. sehr reich.) 

Balogh: Obwohl meine Instruction sehr einge- 
schränkt ist, so kann dennoch ein Ablegat, meiner Mei- 
nung nach, auch über solche hinaufgehen, wenn es das 
Wohl des Vaterlandes erfordert. Demzufolge stimmt er 
für die Einberufung; nach 6 Monaten; Responsabilität der 
Minister und ihre Bestrafung, wenn sie gegen die Con- 
stitution handeln. Hierüber sollten eigentlich Artikel 
vor der Krönung (Articuli antecöronationales) abgefasst 
werden; allein mit wem Rollen wir unterhandeln? Der 
Sohn entbehrt der Majestatsrechte und der Vater wird 
nicht gekrönt; darum müssen diese Verordnungen ins 
Diplom aufgenommen werden. 

Graf ufndrässy: Eine Denksäule zu Pesth; Arti- 
kel 3, 4, 6; Einverleibung von Galizien. Aus dem 
Diplom von 1792 soll der 4. Artikel ausgelassen wer- 
den. (19) 

Marczibdnyi von Trentschin : Die Meinung ist 
falsch, dass die Abänderung eine Neuerung sei; eben so 
wenig stimme ich der Meinung bei, dass durch die Auf- 
nahme einiger Fundamentalgesetze die übrigen schwä- 
cher erscheinen. Es geschieht dieses Mos zur yernünde- 
rung edles Zweifels. Die übrigen Gesetze werden schon 
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durch den Schwär auf sämmliche Freiheiten des Lan- 
det gesichert. Doch ist es unumgänglich nothwendig, 
dass jene Gesetze in das Diplom kommen, die in Folge 
der neuerlichen Eingriffe in die Constitution, gebracht 
werden mussten. Ich habe durch difeses Verlangen, es 
möge nun durchgehen oder nicht, mein Möglichstes ge- 
than, und indem ich dadurch den Ministern die Eingriffe 
in die Verfassung erschwere , glaube ich selbst für den 
Thron zu handeln. 

Okolicsdnyi: Dankadresse; Sämmtliche Beamte 
sollen hinfiir rückt blos für die Regierung den Eid ab- 
legen, sondern auch darauf, dass sie dia Constitution Hei- 
lig halten und nie dagegen handeln werden. 'Ferner soll 
die Correspondenz zivischen den Comitaten frei sein (20). 
Einverleibung von Galizien, Lodomerien, Siebenbürgen 
und DaJmatien; Salz. 

Hertelendy: Die Veränderung ist keine unnöthige 
Neuerung. Die letzten traurigen Beispiele machen Vor- 
sicht nothwendig; allein es geschieht nicht aus Miss- 
trauen gegen den Monarchen. — Responsabilität ; alle 3 
Jahre Reichstag, wo die Minister Rechenschaft ablegen 
müssen, um so mehr, da unter der gegenwärtigen Re- 

fierung durch 12 Jahre kein Reichstag gehalten worden; 
alz; der König soll gebeten werden im Lande zu 
wohnen. (20) 

Repds: Weglassung von Praestabilitae; Bitte, dass 
der junge König unter uns wohnen möge ; in 6 Mona- 
ten Landtag; Medaille. 

Szinyey: Die jesuitische Clausel des Diploms: „wf 
super tisu eorum conventum fuerit u soll wegbleiben, weil 
dieses der Regierung den Vorwand gibt, die Gesetze 
auszulegen. 

Jekelfalussy: Einschaltnng der Artikel 3, 4, 5 
ygöi vorigen Landtage. 

Radvdnszky, Tökölyij Pongrdtz, Torki>s ß 
Notidk, Kotsi-Horvdth, Kubinyi , Huszdr, 
Szent-Kirdlyi, Plathy y Ldnyay, Petrovay, 
stimmen /ur die Beibehältung des Diploms von 1792. 

jdntunovics y Drask6czy , Miskolczy , 
S$ab6: Adresse und Diplom von 1792. 

Ldnyay: Weglassung der jesuitischen Clausel; 
Einverleibung des- 3., 4., 5. Artikels. Ein Constitution 
nelles Land darf über Ansichten mit der Regierung in 
Opposition sein. 

Asztalos: Die Clausula Jesuittca möge nicht aus- 
bleiben, weil ja dadurch auch den Ständen die Freiheit 

2 
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bleibt zu Discussionen über das Diplom , sonst würde 
sich die ausübende Gewalt ausschliessend die. Ausle- 
gung der Gesetze anmaassen. Uebrigens für das Diplom« 
von 1792. 

Mar ich: Diplom Ton 1792; Dankadresse und die 
Bitte, dass Se. Majestät im Lande wohnen möge. 

Bene: Diplom von 1792; Bitte wegen der Einver- 
leibung von Galizien. Das Nuncium soll in ungarischer 
Sprache sein. 

Baron Perinyi: Diplom von 1792; jedoch soll 
sich der neue Konig nicht mit der Regierung befassen. 
Nach 6 Monaten Landtag; Wohnung in Ungarn. 

Nagy: Alle hier gemachten Vorschläge haben das 
Wohl unsers Vaterlandes zum Zwecke' und die Befe- 
stigung des Thrones; allein sollte alles dieses in das 
Diplom aufgenommen werden, so würde es von einer 
Länge sein, -wie noch keines zuvor. Dass übrigens das' 
Diplom in Einigem verändert werden könne und auch, 
solle, bin ich fest überzeugt; und dass dieses keine 
Neuerung sei, weiss wohl jeder, der nur lesen kamt. 
Daher ist folgendes meine Meinung: Wir benöthigen 
Aatecoronationalartikel , nämlich : dass 6 Monate) nach 
dem Ableben des Königs Reichstag gehalten werde«. 
Nebst den Artikeln 3, 4, 5 muös nothwendig auch der. 
6. in das Diplom kommen, denn er ist wesentlicher und 
mehr praktisch, als die drei Vorhergehenden. (22) Die- 
ser Artikel bestimmt, dass Se. Majestät auf den Rück- 
stand der widerrechtlich erhobenen Contribution ver- 
zichte; die Stände aber, blos aus dieser Rücksicht, die 
Rückstattung des widerrechtlich Erhobenen nicht ver- 
langen. Es werden sich daher die Minister wohl hü- 
ten, etwas gegen die Gesetze zu erheben , wenn sie es 
bis zum letzten Heller ersetzen müssen. — Dass der neue 
König sich ohne den Willen seines erlauchten Vaters 
und der Einwilligung der Stände, mit der Regierung 
nicht befasse. Endlich muss auch die Einverleibung von 
Galizien noch vor der Krönung bestimmt werden, damit 
wir nicht ein leeres Wortgepränge aus der Juraments- 
formel der Krönung machen und den König etwas be- 
schwören lassen r von dem wir im voraus wissen , dass 
es nicht geschieht und ihm noch obendrein Fahnen von 
Ländern vorgetragen werden, die-* obgleich ein Theil 
der Monarchie, mit Ungarn, laut öffentlichem Schwur, 
verbunden werden Stflkw und -e* miäbt $ind. Au» dem 
Diplome selbst *c»U das Wort pwätabiUtoe> als -einer 
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gefährlichen Auslegung fähig, ausbleiben. Alle übrigen 
Beschwerden , deren Grund uns die fetzten Zeiten nur 
in sehr erwiesen Haben , sollen der Gegenstand einer 
ehrfurchtsvollen Repräsentation sein, damit sie praef er en- 
ter mögen vorgenpmwen werden. (Beifall.) 

Mehrere Comitats - und Städted^putigte stimmen für 
das Diplom von 1792. 

Präsidium: Aus den Verhandlungen geht her- 
vor , dass die Mehrzähl der Gomitate , alte Gapitel und 
königlichen Freistädte für die Annahme des Diploms von 
1792 ohne Abänderung stimmen , dass aber ferner eine 
ehrfurchtsvolle Repräsentation an Se. Majestät verfasst 
werden soll, worin die übrigen Bitten und Beschwer- 
den vorgetragen "Werden. (23) 

Borsiczky erklärt, dass die Repräsentation- bis 
19. Mittags verfasst, Nachmittag in die Dictatur kommen 
und sonach am 20. vorgetragen und berathen werden 
könne, womit die Sitzung schliefst. 

. Circularsitzung vom 20. September. 

Präsidium: NiczJcy von Oedenburg und Szinyey. 

Präsidium: Se. Exe. der Personal äussert durch 
das Präsidium den Wunsch, dass, indem Se. Majestät 
erfahren habe, dass das Diplom Von 1792 durch die 
Mehrheit angenommen, das TTebrige aber nur nebstbei 
verlangt werde; da ferner Se. Majestät den Tag der 
Krönung schön bestimmen möchten, die Repräsentation 
hierüber gleich eingereicht werden möge. 

Man verlangt hierauf die Verlesung derselben, welch« 
auch durch den Ablegaten Borsiczky , als Circular- 
notär, erfolgt. 

Präsidium wiederholt den vorigen Antrag. 

* Ragdlyi: Weim weh die Majorität für das Diplom 
von 1792 gestimmt hat, so behalte ich mir dennoch das 
Recht vor , in der Reichstagssitzung dagegen zu spre- 
chen. Die Repräsentation aber ist zu wichtig, um naclt 
einmaligem Anhören ganz begriffen zu werden. Ich 
glaube daher, sie sollte zur Dictatur kommen. (Beifall.) 
Wir müssen ohnehin uns dagegen verwahren, dass das- 
jenige, was wir 'gegenwärtig thun, uns für die Zukunft 
nicht zum Nachtheil gedeutet werde. (Allgemein ab- 
genommen. 

■ 2* 
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Circularsitzung vom 21. September. 

Präsidium: die Vorigen. 

Präsidium: Es ist an der Ordnung, über das Nun- 
cium nach Paragraphen zu deliberiren. 

Borsiczky y afe Notar, liest es ganz vor. 

Berte: Schon in der vorigen Circularsitzung habe 
ibh darauf angetragen, dass das Nuncium in ungarischer 
Sprache abgesendet werden soll ; ich wiederhole hiermit 
meinen Vorschlag, mit dem Beisatze, dass wenn selber« 
auch hier nicht angenommen wird, ich ihn in der 
Reichstagssitzung nochmals vorbringen und mit Gründen 
unterstützen werde. 

Bagdlyi: Das Amt eines Notars in einer so zahl- 
reichen Versammhing, wo Gegenstände von grässter 
Wichtigkeit verhandelt >und gewöhnlich mit den entge^ 

fehgesetztesten Gründen verfochten werden ,, ißt eine 
ochst beschwerliche Stelle ; und selbst die glänzendsten 
Talente und langjährige Erfahrung können es nicht da- 
hin bringe», den Sinn der Mehrheit immer vollkommen 
aufzufassen. Keine persönliche Freundschaft kann mich 
abhalten, bei einem für das Vaterland so wichtigen Ge- 
genstande, meine Meinung ohne Rückhalt zu sagen, 
ich habe das Nuncium gestern aufmerksam und wieder- 
holt durchgegangen, allein ich muss bekennen, dass ich 
von Anfang bis zu Ende mit demselben nichf zufrieden 
sein konnte, indem ich finde, dass-. es nicht dasjenige 
enthält, worauf sich nach allen Verhandlungen die allge- 
meine Meinung stützt. Bios um unsere gränzenlose An- 
hänglichkeit an den Monarchen zu beweisen 9 nehmen 
wir das Diplom von 1792 an ; allein dieser Umstand 
musa in der Repräsentation deutlich .angeführt und her- 
ausgehoben werden. Hier müssen wir unsern Vpreltern 
von 1741 folgen , welche in der damaligen Repräsenta- 
tion deutlich anführten : dass sie alle ungerecntigkeiten 
der Regierung, alles unschuldig vergossene Blut für diess- 
mal aus Anhänglichkeit an den Thron, mit Stillschweigen 
übergehen wollen. (24) Ich finde daher, dass aus dem 
Jiimcium eben dasjenige ausgeblieben ist, was zu sagen 
am notwendigsten war, dagegen vieles darin enthalten 
ist, was auf diese Art nicht ^beschlossen wurde Wo 
des Königs Worte wiederholt werden, bleiben eben die 
wesentlichsten aus, nämlich die Stellen: vita mortalium 
etc. und fructus aeternos elc. Wegen Praestabilitae ist 
keine Repräsentation nothwendig, sondern es muss schon 
hier erklart werden, dass dieses Wort nie könne dahin 
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verstanden werden, dass den Reichsständen das Recht 
nicht zustehe, das Diplom zu verändern; dieses mnss 
man gerade heraussagen« — Wegen 1 der Einverleibung 
von Galizien und Lodomerien sollten wir lins nicht so 
schwacher Gründe bedienen, als die Vortragung der 
Fahnen u. s. w. Wir haben hierzu ein diplomatisches 
Recht % welches im kaiserlichen Manifeste von 1775 als 
Grund der Besitznahme dieser Königreiche angefühlt 
und im ungarischen Reichstage von 1825 als solches an- 
«ernannt worden ist. Allein die Krönung leidet, nach dem 
Wnnsqjie des Königs und der Nation, keinen Aufschub ; 
daher ist mein Vorschlag, dass das Präsidium allsogleich 
j eine Deputation ernenne, welche sich unmittelbar an die 
Verfassung einer neuen Repräsentation mache und diese 
noch heute zur Dictatur bringe, damit sie morgen ver- 
handelt werden kann. 

Dubraviczhy: Zuvor, dächteich, sollten wir das 
Nuncium nach Paragraphen durchgehen, um zu sehen, 
was eigentlich daran abzuändern wäre. 

Ragdlyi: Ich habe hierüber reiflich nachgedacht; 
allein das Nuncium ist vom Anfange bis zum Ende in 
einem ganz andern Geiste abgefasst, als die allgemeine 
Meinung war, und mnss ganz neu verfasst wer.^en. 

Bischof Durts.dk stimmt für die Vorlesung nach 
Paragraphen. 

majthinyi von Honth: Wir werden durch die 
Deputation Zeit verlieren und am Ende xnuss das Nun- 
cium doch vor uns gebracht werden. 

Földvdry : Wenn die Deputation sogleich ihre 
Arbeit beginnt, kann das Nuncium noch Nachmittag zur 
Dictatur gebracht und noch heute Abend in einer Cir- 
cularsitzung berathen werden. 

*Somoory 9 Perdnyi und mehrere Andere, für 
die Deputation. 

uitmdsy dagegen (starker Widerspruch; er kann 
seinen Vortrag nicht enaigen.) 

Bezeridy von Tolna, schlägt zwei Deputirte von 
jedem Cirkel vor.. 

Borsiczhy : Da mein Werk für so schlecht er- 
klärt wird, dass es nicht einmal einer Verbesserung 
fähig ist, so danke ich den Ständen füV ihr bisheriges 
Vertrauen , lege aber mein Amt hiermit nieder. *) 



*) "Wir werden diese Repräsentation unter 34 mit der später rer- 
\bm und unterbreiteten vergleichen, woraus tter Leser entnehmen 
nag , ob der Unterschied so gross ist , wie hier behauptet wurde. 
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Nagy: Es ist nicht erniedrigend für den Notar; 
wenn sein Werk flicht gane in dem Geiste abgefasst 
befunden wird, der die überwiegende Mehrheit be- 
herrscht; denn ungemein schwer ist es, unter den "vie- 
len widersprechenden Ansichten in ao kurzer Zeit das 
Wahre herauszufinden. Im vorigen Reichstage wurden 
die vorzüglichsten Repräsentationen von jedem der vier 
Notare besonders aufgesetzt, und derjenige unter ihnen, 
der eben das Glück hatte, seine Ausdrücke so zu wäh- 
len, wie sie der Mehrheit am zweckmässigsten erschie- 
nen, tiekain den Vorzug, ohne dass die übrigen drei 
sich dadurch gekränkt fühlten, da bei einer anaern Ge- 
legenheit die Arbeit eines Andern als die zweckmäs- 
sige befunden ward. Wer sich dem Notariate unter- 
zieht , muss darauf gefasst sein , dass sein Werk Aus- 
stellungen erfahre. Ich sehe daher keinen Grund, warum 
unser verehrter College, dessen Verdienste wir gewiss 
sämmtlich anerkennen, sein Amt niederlegen sollte. Hin- 
sichtlich der Deputation finde ich in derselben nur ei- 
nen Zeitverlust, denn auch da wird doch nur Einer 
beauftragt, einen Aufsatz zu machen, da alle acht un- 
möglich zugleich concipiren können; und am Ende muss 
doch auch dies Werk nier durchgesehen werden. Da 
ich nun zwar selbst die Ansichten des Deputirten von 
Borsod über das Nuncium theile, so dächte ich, es 
sollte eine andere Repräsentation verfasst werden ; allein 
vielleicht haben die übrigen Herren Notare für sich 
Versuche zu einem Nuncium gemacht, oder ein Anderer 
von den Ständen. Es wäre daher zweckmässig, diese 
Herren zu ersuchen, ihre Arbeiten vorzulegen, damit 
das Nuntium, das am zweckmässigsten befunden wird, 
durchgesehen »und festgestellt werden kann. Sollte je- 
doch die Meinung wegen der Deputation durchgehen, 
so möge diese sogleich zu arbeiten anfangen und die 
Note zur Dictatur geben , damit noch heute darüber 
verhandelt werde. Konnten wir im vorigen Reichstage 
oft bis 2 Uhr nach Mitternacht arbeiten, so dürften wir, 
dächte ich, auch heute die Abendstunden zu Hülfe neh- 
men. Wo das Vaterland ruft, kann man sich an keine 
Stunde binden. 

Domherr Trsty dnszhy will gleich jetzt das Nun- 
cium vornehmen. (Nein! Nein! Deputation.) 

Präsidium: Da der Wunsch zur Deputation all- 
gemein scheint , so frage ich , wie viel Glieder nebst 
den 4 Notaren* "fron jedem Cirkel ernannt werden sollen? 
(Eines.) So ernenne ich denn die HH. Szent-Kirdlyi, 



Pdzmdndv , 'Sombory und Vitiz. (Allgemeiner 
Auf unter den Zuhörern: Nagy Pdl!) 

Nagy: Meine Herren! Es ist Herkommen, in der- 
lei Fällen sich der Ernennung des Präsidiums zu fügen; 
ich finde es daher sehr unschicklich, daas besonders die 
Jugend , welche zugegen ist , um zu hören und zu ler- 
nen, hierin ihre Meinung so laut werden läset» 

Berndth: Da nun einmal das Nuncium neu yer- 
fasst wird 9 so wiederhole ich den vorhin gemachten 
Vorschlag des Deputirten von Csongrdd , dasselbe 
ungarisch zu verfassen. Die wenige xeit, welche dar- 
auf verwendet wird, ist nicht in Vergleich zu bringen 
mit dem unendlichen Nutzen, welcher der Nationalität 
dadurch erwächst. Hierüber werde ich der Reichj- 
tagssitzung meine Ansichten ausführlicher vortragen. 

Nagy: Niemand 1 kann mehr als ich für Alles gestimmt 
sein, was die Nationalität befördert; allein wenn das 
Nunciam ungarisch zur Magnatentafel geht, so xnüsste es 
uns auch erlaubt sein, die aus demselben zu verfassende 
Repräsentation ungarisch vor den Thron zu bringen. 
Da dieses nun nicht gestattet ist, so ziehe ich vor, dass 
die Repräsentation von hier lateinisch ausgehe, als dass 
dieselbe durch Andere übersetzt und unterbreitet werde. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsidium: Die Deputation möge ihre Arbeiten 
sogleich beginnen und seife zur Dietatur geben; wenn 
die Zeit es heute noch erlaubt , soll Girkel für den 
Abend angesagt werden ; sonst ist derselbe auf jeden 
Fall für Morgen, früh 9 Uhr, bestimmt. 

« 

Reichstagssitzung vom 22. September. 

Personal: Der Gegenstand unserer heutigen Be- 
rathung ist der erste Punkt der königl. Propositionen. 

Der Circularpräses überreicht das diesslallige Nun- 
tium, welches verlesen wird. (26) 

Personal: Wohl erachtete ich /es für schickli- 
cher und zweckmässiger, den ersten Punkt dieses Nun- 
ciums, welcher sich bloss mit der Krönung und dem 
lnanguraldiplom beschäftigt, von dem übrigen Tfreile 
desselben, welcher der Praferentialbeschwerden erwähnt, 
abzusondern und somit zwei verschiedene Repräsenta- 
tionen zu unterbreiten; damit jedoch die allgemein er- 
sehnte Krönung sobald als möglich vor sich gehen kann, 
stehe ich von diesem Verlangen ab und wünsche nur, 
dass am Ende des Nunciums die Worte: „für diess 
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Mal" — hac vice — wegbleiben möchten, da sie sich 
theils von selbst verstehen, theils zn Auslegungen fiir 
die Zukunft Anlass ereben können. 

Borsiczky: Eben jetzt, wo wir aus den in unse- 
rer Note angeführten Gründen, das Inauguraldiplom von 
1792 ohne alle Veränderung annehmen, dürfen die Worte 
,,hac vice" nicht wegbleiben, weil eben dadurch die Na- 
tion ihr Recht, über das Inauguraldiplom zu verhandeln 
und dasselbe nach Umständen abzuändern, aufrecht hält, 
wozu noch in Betracht genommen werden muss, dass 
die Besorgnisse der Stände , über das in den Regalen 
enthaltene Wort „praestabilitae", die Beibehaltung dieser 
Worte nothwendig erheischt. — Földvdry y Takdts, 
Dedk ß Graf Andr dssy y Maj thinyi von Hont; 
Plathy und Mehrere stimmen ihm bei und die Worte 
werden beigelassen. 

Nachdem noch über die Abänderlichkeit des Inau- 
guraldiploms die, in den Circularsitzungen durch meh- 
rere Redner vorgebrachten. Gründe hier durch dieselben 
wiederholt wurden, bringen noch mehrere Deputirte, in 
Folge ihrer bestimmten Instructionen, folgende Motionen 
in Vorschlag: 

Komdromy verlangt, dass der 17. Punkt der Di- 
plome von 1622, 1655 und 1659, worin die dazumal 
gekrönten Erzherzoge allen Einfluss an der Regierung 
während der Lebzeit der älteren Könige entsagen , de- 
ren Befolgung durch die Könige Ferdinand II. undffl/, 
Leopold I. und Joseph I. auch verbürgt wurde , in das 
gegenwärtige Diplom aufgenommen werde; ferner die 
Aufnahme der Bestimmung über die durch das Land 
wiederholt verlangte Einverleibung von Dalmatien, Ga- 
lizien und Lodomerien ; die Gesetzartikel über die Ver- 
leihung der dem Reichspalatin , laut Gesetzen, gebüh- 
renden obersten Gewalt über sämmtliche ungarische 
Truppen; die Gesetzartikel über die ausschliessliche Ver- 
wendung eingeborner Ungarn zu Militär-, zu geistlichen 
und bürgerlichen Würden; die Eidesleistung des unga- 
rischen Militärs zur Treue für den König sowohl als 
die Constitution , und das Verbot gegen alle militärische 
Einmengung der ausübenden Gewalt ohne Ansuchen der 
Gerichtsbarkeiten; die Vereidung sämmtlicher Civilbe- 
amten für die Aufrechthaltung der Constitution; die Be- 
strafung der treulosen Rathgeber des Königs , in Folge 
des 7. §. 6. Decretes König Uladislaus ; (26) endlich die 
Bestimmung des Salzpreises einzig mittelst reichstägiger 
Verhandlungen ; die Erfüllung und Erneuerung der Ge- 



setze wegen der Ausfuhr des Goldes und Silbers, und 
der Herausgabe von Gelde mit vollem innern Werthe. (27) 

Borsiczky , Hertelendy und Majthinyi von 
Bars fordern die Aufnahme des 12. Gesetzartikels 1791 
über die gesetzwidrigen Befehle, die Verantwortlichkeit 
der Minister sowohl als aller jener, welche gesetzwidrige 
Befehle unterfertigen. (28) Eördögh begehrt die Be- 
freiung sämmtlicher Edelleute , welche auf Bauerngrün- 
den wohnen, von allen Abgaben. Graf Kdrolyi will 
zum dritten Punkte des Diploms , hinsichtlich der Ein- 
verleibung der vom Reiche abgerissenen Theile, das 
Wort „illico" beigefügt; auch aas Verbot, von Ungarn 
abgerissene Theile, unter was immer für einen Vorwande, 
andern Provinzen einzuverleiben. Takdts , Dedk ß 
Petrovay und Majthenyi von Bars, die Zusammen« 
berufung des Reichstages 6 Monat nach dem Regierungs- 
antritt. Dubraviczhy, in Folge des Wiener und 
Linzer Friedensschlusses und des lnauguraldiploms Kö- 
nigs Ferdinand IV. und Leopold I., die Abstellung der 
Landesbeschwerden. Plathy die Auslassung der Clau- 
sel: prout super eorundem usu et intellectu etc., oder 
die Einverleibung des 8. Artikels 1741 in seiner gan- 
zen Ausdehnung, und überhaupt eine nähere Erklärung 
des 3. Punktes des Diploms. 

Alle diese Motionep. wurden von der Mehrzahl be- 
seitigt und das Diplom in seiner vorigen Form gelas- 
sen: (29) 

Zum 2. Punkt des Nunciums machte der Personal 
die Bemerkung, dass, indem die Stände ihre Verwah- 
rung gegen das praestabilitae auch mittelst Repräsentation 
vor die Regierung -bringen wollen, so schienen die 
Reichsstände der Meinung zu sein, als ob die ausübende 
Gewalt aus eigener Macht die Unabänderlichkeit des 
Diploms habe feststellen wollen, welches eben so we- 
nig unserer Constitution nach, geschehen könnte, als es 
überhaupt gewiss niemals die Absicht des Monarchen 
war. Üebrigen8 bestehen im Diplom einige Punkte, 
auf welchen unsere sämmtlichen Institutionen beruhen 
und welche aus eben dieser Rücksicht, in Folge deut- 
licher Gesetze, keiner weitern Verhandlung unterliegen 
dürfen. In diesem Sinne scheint es auch die Regierung 

Eenommen zu haben und daher dürften die Besorgnisse 
ierüber nicht sehr gegründet sein; diesen werde aber 
für jeden Fall durch das Nuncium an die Magnatentafel 
Genüge geleistet und dieser Umstand mache eine Re- 
präsentation überflüssig, die nur dazu dienen könnte, 



eine klare Sache zu verwirren und weitere Verhand- 
lungen darüber herbeizufuhren. 

Indessen erklärten sich die Stände einstimmig für 
die Beibehaltung dieses Punktes, welche auch erfolgte» 
Eben so wurde der 3. Punkt, wegen Einverleibung von 
Galizien, gelassen ; dagegen aber die Worte : „quae ma- 
eis ac unauam oportet populum intacta intuere", auf 
die Bemerkung des Personals, dass man gewiss von 
Niemand so senr überzeugt sein könne, dass ihm die 
Heiligkeit des Inauguraldiplom* unverbrüchlich sei, als 
dem Monarchen selbst, weggelassen. 

Bei dieser Gelegenheit äusserte sich Takdts da* 
hin, dass der Salzpreis, welcher auch im vorigen Reichs- 
tage unter den Landesbeschwerden einen vorzüglichen 
Platz einnahm, als ein Gegenstand , dessen Druck alle 
Einwohner gleichförmig empfinden, Sr. Majestät möge 
vorgetragen werden. (80) Dieses Verlangen wollten Ba - 
ron Vay, Graf la Motte und Ragdlyi auch auf 
sämmtliche, im vorigen Reichstage unerledigt gebliebene 
Beschwerden ausgedehnt wissen; aber der Personal er- 
wiederte, dass, nachdem alle diese Gegenstände in keiner 
unmittelbaren Verbindung mit der Krönung und dem 
lnauguraldiplom ständen, sie in der gegenwärtigen Re- 
präsentation füglich nicht könnten angeführt werden. 
(Angenommen.) Ein gleiches erfuhren auch die wie- 
derholten Motionen der Deputirten Pronay, Repds 
und Bezeredy von Raab, wegen einer Denkmünze; 
des Grafen JLndrdssy wegen einer Denksäule zu 
Pesth, und jene des Deputirten Dubraviczky, hin- 
sichtlich der Residenz des jungen Königs zu Pesth, wo- 
zu er alle ntögliche Unterstützung seines Comitates an- 
trug und auch die der andern Gespanschaften in An- 
spruch nahm. 

Nachdem hierauf das Nuncium noch einige minder 
wesentliche Veränderungen erfahren, wurde es mittelst 
Deputation an die Magnatentafel gesendet. Hier wurde 
sowohl das Princip der Abänderlichkeit des Diploms 
bestritten, wie auch überhaupt die ganze Frage als eine 
bloss theoretische und überflüssige Erörterung angese- 
hen; das Recht von Zusätzen, Hinwegnahme und Ab- 
änderung minder wesentlicher Theile des Diploms zwar 
zugegeben, im Ganzen aber dieses als bestimmt „prae- 
stabilitum" erklärt. In diesem Sinne sprachen der 
Oberstküchenmeister, der Oberstlandesrichter, der Taver- 
nicus, der Oberstmundschenk ($1) und einige Bischi'rfe 
in Reden ron unerheblichem Interesse. Das diesafallige 



Nuncium (32) wurde an die Ständetafel gesandt, wo man 
es zur Dictatur verlangte. Nachdem der Personal noch 
mehrere Deputationen zu der Krönungsfeierlichkeit er- 
nannt hatte, schloss die Sitzung. 

Circularsitzung vom 23. September. 

Präsidium: Niczhy von Oedenburg, Szinyey. 

Das Nuncium der Magnaten wird verlesen. - Der 
Eindruck, den es hervorbringt, ist heftig und allgemein. 
Die Aeusserung, dass die Frage mehr theoretischer Art 
sei, erregt' allgemeinen Unwillen; noch mehr Besorgniss 
aber schöpfen die Stände daraus, dass die Magnatenta- 
fel, obgleich sie voraussendet, dass sie mit der Depu- 
tirtentafel einerlei Ansicht über das Diplom zu hegen 
glaube, die ganze Frage dennoch beseitigt und als un- 
wesentlich betrachtet. 

Ragdlyi, Fekete, Pdzmdndy, GraSAndrdssy, 
Okolitsdnyi, Almas y , Eördögh und Komdromy 
sprechen sich hierüber kräftig aus und letzterer erklärt : 
er wolle lieber sogleich und ohne Gesetzartikel nach 
Hause gehen, als seinen Committenten berichten, er 
habe bei der Untergrabung des Bollwerkes unserer 
Freiheit einen ruhigen Zu seh er abgegeben. Es wurde 
hierauf das Nuncium hierüber (Ä) an die Magnatentafel 
verfasst, am folgenden Tage, vor der Reichstagssitzung, 
im Cirkel in Revision genommen und dann an die 

Ständetafel befördert. 

» 

Reichstagssitznng vom 23. September. 

Das Circularprasidium referirt die Namen der 8 
Censoren des Diariums; hierauf ernennt der Personal 
mehrere Krönungsdeputationen und endlich wurde obi- 
ges Nnncimn an die Magnatentafel verlesen. Nachdem 
der Personal seine vorigen Grundsätze wiederholt hatte 
und einige Veränderungen vorgenommen worden wa- 
ren, überbrachte es eine Deputation an die Magnaten- 
tafel. Das Circularprasidium berichtet ferner, dass die 
Stände in der Circularsitzung von der Frage der Dia- 
talzeitung für jetzt abgestanden seien. 

Es erschien hierauf die Deputation der Magnaten- 
tafel, deren Redner erklärte, dass, obgleich die Magna- 
tentafel gegen das Nuncium sehr gegründete Hinwen- 
dungen zu machen hätte, sie dennoch zur Beschleuni- 
gung der allgemein gewünschten Krönung, die Unter- 



breitnng einer Repräsentation, im Sinne dieses Nunciums, 
nicht verhindern wolle. Die Repräsentation wurde 
demnach verlesen, zur Dictatur gegeben, in einem nach* 
mittägigen Cirkel berathen, endlich in der Reichtags* 
sitzung des nämlichen Tages, Abends, nochmals sammt 
der ungarischen Uebersetzung, verlesen und nach un- 
bedeutenden Abänderungen bestätigt; in der Magnaten* 
tafel aber wurde sowohl diese Repräsentation, als de- 
ren ungarische Uebersetzung ohne weitere Abänderung 
beibehalten und die Sitzungen gingen au&inander. 

Reichstagssitzung vom 24. September. 

Um 8 Uhr Morgens versammelten sich die Reichs- 
stände zu einer gemischten Sitzung, aus welcher die 
gestrige Repräsentation in beiden Sprachen an Se. Ma- 
jestät den Kaiser und König expedirt wurde. (84) 

Hierauf stattete der Palatin Bericht über die im 
vorigen Reichstage decretirten Operate der Reichsdepu- 
tation und ihrer 9 Sectionen ab. (85). Diese Relation 
begleitete der Palatin mit einer höchst rührenden Rede, 
weiche die Reichsstände, in gerechter Anerkennung der 
rastlosen Bemühungen* der Deputationsmitglieder sowohl, 
als besonders des innigst verehrten Palatins , mit wie- 
derholtem aufrichtigen Beifallrufen begleiteten. Der 
Personal erbat hierauf im Namen der Stände, den Druck 
dieser Operate, welchen der Palatin nicht nur bewil- 
ligte, sondern auch hinzufugte, dass er hierzu schon 
die nöthigen Anstalten getroffen habe, das Ganze selbst 
auch bereits unter der Presse sei. 

Um 7 Uhr Abends versammelten sich die Reichs- 
stände abermals zii einer gemischten Sitzung, in wel- 
cher die königl. Resolution^SO) verlesen uncf mit wie- 
derholten freudigen Acclamationen aufgenommen wurde. 
Nachdem hierauf noch die Jurämentsformel des Kö- 
nigs (81) abgelesen worden, löste der Palatin die Si- 
tzung auf. 

Gemischte Reichstagssitzung vom 25. September. 

Sie begann mit der Verlesung des Inauguraldiploms. 
Hierauf machte der Palatin den Vorschlag, dass die 
Reichsstände nach dem Beispiel ihrer Voreltern, na- 
mentlich jenes von 1792, dem Monarchen, der die Wün- 
sche der Nation durch die gestrige Resolution so voll- 
kommen erfüllt, ihre Dankbarkeit und Freude sowohl 



hierüber, als über die Krönung selbst, darbringen möch- 
ten, Nachdem dieses mit allgemeinem Freudenrufe ange- 
nommen und der Monarch, auf vorher geschehene un- 
tertänigste, Anfrage, die Reichsstände unmittelbar vor- 
zulassen, allergnädigst bewilligt hatte, begaben sich diese 
sämmtlich in den Primatialpallast, wo die freudigen Ge- 
fühle der Verehrung und Dankbarkeit durch den Reichs- 
primas vorgetragen und von Sr. Majestät huldreichst 
erwiedert wurden. 

Die Krönung Sr. kais. Hoheit des Kronprinzen, 
zum König von Ungarn, unter dem Namen Ferdinand 
V., erfolgte am 28. September mit ausnehmender Pracht 
und unter einstimmigem Frohlocken des versammelten 
Volkes. 

Circular- und Reichstagssitzung vom 29. September. 

Präsidium: Borsiczhy und BerndtJi. 

Präsidium; Zwar sollte die an den König und 
den Reichspalatin in ungarischer Sprache zu verfas- 
sende Dankadresse verhandelt werden, allein es ist der 
Wunsch Sr. Exe. des Personals, dass vor allem wegen 
dem Sr. Majestät dem neu gekrönten König zu überrei- 
chenden Krönungsgeschenkes möge verfugt werden. 

' Dieses ward emslimmig auf 50,000 Dukaten festge- 
setzt, welche blos von dem Adel und solchen Personen, 
die adelige Rechte besitzen, erhoben werden müssen. 

Fölavdry bringt die Ertheilung des Indigenates 
an den königl. Obersthofmeister Grafen von S elle- 
gar de und zwar taxfrei in Vorschlag. (Angenommen.) 

uisztalos: Bei dieser Gelegenheit kann ich nicht 
nmhiä, den 37. Artikel des vorigen Reichstages in An- 
regung zu bringen, nach welchem alle Jene, welche die 
Taxen für das Indigenat noch nicht erlegt haben, aus 
der Liste der Indigenen gestrichen werden sollen. Da 
nun dieses hoch nicht geschehen, ja sogar solche, die 
der Strafe dieses Artikels unterliegen, Regalen bekom- 
men und zum Theil an der Reichstafel sitzen, so möge 
man darauf antragen, dass diesem Gesetze Genüge ge- 
leistet werde. 

Nagy: Bei Gelegenheit, wo die Deputation dem 

Bngen Könige die Glückwünsche der Stände und das 
onorarium darbringt, auch wegen dem Indigenat des 
Grafen Bellegarde die Wünsche der Nation ausspricht, 
könnte auch ein Gegenstand vorgebracht werden, wel- 
cher dem Aerario nicht zur Last fällt ^ nämlich: dass 



alle Gegenstände» welche unser Vaterland betreffen, in 
ungarischer Sprache verhandelt und dem Lande gestat- 
tet werden möge, sich selbst an Se. Majestät in unga- 
rischer Sprache zu wenden; dieses wolle Se. Majestät 
bei seinem erlauchten Vater, unserm Herrn, erwirken, 
der schon im vorigen Reichstage dazu eeßtimint war, 
und dessen Ausführung bisher nur besondere Umstände 
Verhinderten. , 

Präsidium: Zuvor müssen die Vorschläge wegen 
der ungarischen Sprache, die im verflossenen Reichs- 
tage verfasst wurden, neuerdings verlesen werden. 
Ragdlyi. als Notar, liest dieselben vor. (38) 
Taldts; Wir sind gegenwärtig schon um einen 
Schritt weiter, als im vorigen Reichstage, namentlich; 
dass die Nuncien in ungarischer Sprache abgefasst wer- 
den. Es ist jedoch nothwendig, dass dieses auch mit 
den Gesetzen geschehe, welches wir bei dieser Gele- 

fenheit Sr. königl. Majestät zu gnädiger Unterstützung 
ei dem Monarchen vortragen sollten. 

Borsiczky: Dieses verlangen kann uns leicht 
übel ausgelegt werden, da Se. Majestät nicht ungarisch 
spricht und es scheinen möchte, als wollten wir «Gesetze 
bringen, die dem König unverständlich sein sollen; 
leicht könnten uns dann selbst die ungarischen Nuntien 
untersagt werden« 

Baron Vay: Im Gegentheil! Nie werden wir zur 
Erfüllung unsers sehnlichsten Wunsches, der allgemein 
nen Verbreitung der Muttersprache, gelangen, wenn wir 
die Sache nicht praktisch anfangen , nämlich die Nun- 
cien und Gesetze ungarisch verlassen. Hierin möge Se. 
Majestät der jüngere König unser. Vermittler sein. 

Präsidium: Da die Reichstagssitzung auf 11 Uhr 
bestimmt und die Zeit bis dahin viel zu kurz ist, um 
hierüber zum Schluss zu kommen, so bleibt dieser Ge- 
genstand auf morgen verschoben. 

Farkas von Posega: Ich muss mich feierlichst 
verwahren, dass die Beschlüsse wegen der ungarischen 
Sprache, so zweckmässig und patriotisch sie auch sind, 
nicht auf die Königreiche Croatien und Slavonien aus- 
gedehnt werden. 

Nagy : Als unter Kaiser Joseph II. eine fremde 
Sprache gesetzwidrig uns aufgedrungen wurde, wäre 
eine solche Verwahrung des löblichen Foseganer Comi- 
tats wohl mehr an ihrer Stelle gewesen; allein die Her- 
ren in Croatien und Slavonien waren dazumal in Er- 
lernung der deutschen Sprache so eifrig, dass, obwohl 



» > 



*1 

der Zwang nur wenige Jahre währte, zur Stunde kein 
öffentlicher Beamte in diesen beiden Königreichen lebt, 
der nicht deutsch spräche. Hätten sie diese Mühe auf die 
Erlernung der ungarischen Sprache verwendet, so wür- 
den sie derlei rrotestationen nicht machen müssen. 
Was übrigens das Nuncium betrifft, sollte ausdrücklich 
in selbem angeführt werden, dass die vr .erlän&sche 
Sprache für das stärkste Band zwischen König und Na- 
tion von den Ständen gehalten werde. 

Komdromy: Es ist zwar auch mein "YVunsch, in 
dieser Angelegenheit so viel als möglich, zu erlangen, 
allein vor allem, dächte ich, sollten wir dasjenige zu 
erhalten suchen, was wir bereits erreicht haben. Schon » 
im Reichstag^ 1805 ward festgesetzt, dass die Statthal- 
terei allen jenen Comitaten, welche ihr ungarisch zu- 
schreiben, in eben dieser Sprache antworten solle. Nun ist 
dieses von meinem Comitat befolgt; allein wir erhielten 
nur immer lateinische Intimate. Gegen dies Verfahren 
der Statthalterei muss jetzt mit aller Kraft gewirkt wer- 
4en. Auch in den Schulen wird die ungarische Spra- 
che von solchen gelehrt, die ihrer nicht mächtig sind, 
wovon ich selbst ein Beispiel an zweien meiner Söhne 
erlebt habe, welche die ungarische Sprache, als ihre 
Muttersprache, vollkommen redeten, in den Schulen je- 
doch durch slavische Lehrer dergestalt mit falscher 
Accentuirung und Aussprache gequält wurden, dass sie 
nun ihre Muttersprache mehr fliehen, als der Pudel den 
Bratenwender. (Allgemeines Gelächter.) 

Nagy: Alle diese Dinge können wir aber doch 
bei dieser Gelegenheit dem jungen König zur Fürspra- 
che nicht vortragen, weil wir dann leicht so viel ver- 
langen könnten, dass wir am Ende gar nichts erhielten. < 

uisztalos verlangt , die Gesetze sollen ungarisch 
verfasst werden. 

Lönyay von Borsöd wiederholt den Antrag we- 
gen Ausstreichumj jener Indigenen, welche die Taxe 
noch nicht gezahlt haben. 

Päzmandy: Unser Anliegen wegen der ungari- 
schen Sprache sollte dem König gegenwärtig nur im 
Allgemeinen vorgetragen werden, da wir ihm doch 
nicht alle Einzelnheiten dieses Verlangens anfuhren kön- 
nen; Einiges aber jetzt begehren und in der Folge noch 
mehr dazu verlangen, ist gegen die Ordnung parlamen- 
tarischer Verhandlungen. 
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Ragdlyi: Ich dächte, im gegenwärtigen Fall sei 
Satz ganz anwendbar: neu (päd Juris, sed quid cm- 



sitii. Wir dürfen bei dieser Gelegenheit die Gränzen 
nicht überschreiten, auch nicht glauben, dass die Gnade 
des Königs sich bloss auf den Augenblick der Krönung 
beschränke: sie ist dauernd und wir können sie noch 
öfters in Anspruch nehmen. Nur wenn dieser Gegen- 
stand noch einmal gehörig verhandelt und durch beide 
Tafeln gegangen sein wird, ist er ganz reif zur Unter- 
breitung. 

Präsidium: Demzufolge scheint die Meinung da- 
, hin zu gehen, dass wegen der ungarischen Sprache bei 
dieser Gelegenheit nichts specifisch vorgetragen wer- 
den soll« 

Nagy: Ich glaube, dass dasjenige, was wegen der 
ungarischen Sprache im vorigen Reichstage abgefasst 
und nach so vieler Mühe und Abwägung aller Umstände 
beschlossen worden, so vollkommen ist, dass wir schwer- 
lich noch etwas Zweckmässiges werden hinzuzufügen 
finden. Es wollten zwar auch dazumal Viele noch, 
manches dazusetzen, allein immer ward es bei näherer 
Untersuchung als zweckwidrig befunden. Wir haben 
nun in dieser Sitzung die Vorlesung jener Arbeiten an« 

{rehört, und ich begreife nicht, warum wir den jungen 
Cönig diesen Gegenstand, wie er vor uns liegt, zur 
Verwendung nicht gehorsamst anempfehlen sollten. Denn 
ich denke doch nicht, dass jemand behaupten wird, et- 
was, das im Jahre 1825 beschlossen wurde, könne im 
Jahre 1830, ohne neuerdings in Verhandlung zu kom- 
men, nicht betrieben werden. Ueberhaupt wäre 4s 
mein Vorschlag, dass die gegenwärtige Rede an den 
König und alle künftigen, die durch öffentliche diplo- 
matische Deputationen an den Monarchen gehalten wer- 
den, vorher zur Dictatur kommen und von den Stän- 
den durchgesehen werden sollen. Denn erst jungst 
liess sich ein Deputationsredner vor dem Kaiser Ver- 
nehmen: dass die Wege des Handels und die Quellen 
desselben eröffnet seien (quod fontes commercii sint re- 
serati*), obwohl wir doch wissen, dass dieses mit kei- 
ner einzigen der Fall ist. (Beifall) Was werden fremde 
Völker von uns denken, wenn sie diese Rede lesen und 
später unsere Klagen über den gesperrten Handel in 
unsern Verhandlungen vernehmen 

Präsidium: Die Deputation wird daher bloss 
wegen dem Honorar und dem Indigenate des Oberst- 
hoßaeisters in der Glückwünschungsrede Erwähnung 

•) In der Rede des Patriarchen Ladisleus Ton Pyrker. 



thun; die Verhandlungen wegen der ungarischen' Spra-. 
che sind auf den morgigen Cirkel verlegt. 

Reichstagssitzung vom 29. September. 

Nachdem der Präses des Cirkels den letzten Be- 
schlnss vorgetragen und der Personal noch den Antrag 
gemacht, dass bei dem herannahenden Namensfeste Sr. 
Majestät des Kaisers ein Tag möge unterthänigst erbeten 
werden, an welchem die Stände ihre Glückwünsche 
darbringen könnten, ging eine Deputation mit diesem 
Nuncium an die Magnatentafel, welche den Vortrag an- 
nahm. Es .wurden hierauf an beiden Tafeln die Depu- 
tationen ernannt, um dem jungen Könige die Glückwün- 
sche der Nation darzubringen, eben so dem jüngstge- 
borenen Prinzen Sr. kais. Hoheit des Erzherzogs Franz 
Carl, der gleichfalls Franz heisst. 

Hierauf traten beide Tafeln in eine gemischte Si- 
tzung zusammen , welcher vier Regnittolardeputationen 
den Bericht über ihre Arbeiten vorlegten, nämlich : 

1. Ueber die gemischten Ehen zwischen Griechen 
■■' nicht unirten Ritus und akatholischen Christen, 

unter Vorsitz des Oberstlandesrichters. 
■*■ ' 2. Wegen Weinbau^ und Weinhandel, unter Vor- 
sitz des Oberstmundschenks. 
3. Wegen Bergwesen, unter Vorsitz des Oberst- 
kammergrafen. 
! 4. Ueber Reincornoriruug einer von den Liptauer 
• und Zipser Comitaten angesprochenen Plaga, unter 
Vorsitz des Bischofs Belatiszky. Der Druck der- 
selben wird beordert. 
Zum Schluss eröffnete der falatin den Reichsständen, 
dass Abends um 7 Uhr grosse Vorstellung bei Ihren 
Majestäten der Kaiserin und dem Könige statt finden 
werfe, und zwar jene der Bischöfe durch* den Primas, 
die der Magnaten . durch den Reichskanzler, und die 
der Deputirten durch ihre Obergespäne. 

Circularsitzung vom l.October. 

Präsidium: Borsiczky und Bernath. 

Präsidium lässt das ungarisch verfasste Nunöium 
an die Magnatentafel vorlesen. Nach der Verlesung 
vrarde die Dictatur angeordnet und noch für den Abend 
6 Uhr eine Circularsitzung angesagt, obwohl Mehrere 
diesen abendlichen« Verhandlungen widersprachen. 

3 
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Nagy dran? jedoch mit seinem Vorschlage durch, 
sich nicnt, wo aas Vaterland ruft, an die Stunde zu 
binden, besonders da jeder Tag Verzögerung und dem 
armen Landvolke grössere Last auflege. 
Um 6 Uhr Abends kamen die Stände zur Circular- 

sitzung zusammen. 

Präsidium: Bevor wir die nochmalige Vorlesung 
des ungarischen Nunciums nach Paragraphen vorneh- 
men, muss ich die löblichen Stände im Namen des 
Reichspalatins. befragen, ob sie dieses Nuncium ohne 
Weiteres an die Magnatentafel senden, oder diesen bis-« 
her nicht gebräuchlichen Schritt mit Gründen unter- 
stützen wollen? 

Csapo: Ich sehe keine Ursach, warum wir fiir 
einen Schritt* der so ganz in der Natur der Sache 
lie^t, Gründe anführen sollen. Wir sind Ungarn, und 
gleichwie der Deutsche seine Angel egehheiten deutsch,* 
der Italiener italienisch verhandelt, kann doch wohl 
eine grosse freie Nation, die sich durch Treue und 
namhafte <<Opfer für das regierende Haus &t$ts ausge-i 
zeichnet hat, in der eigenen Sprache ihre Angelegen- 
heiten verhandeln. Die dadurcn erweckte Nationalität 
ist für sich schon Motiv genug. 

Majthinyi von Bars: Wer das Gewicht dieses 
Grundes nicht im Herzen fühlt, bei dem werden wir 
uns vergebens mit Motiven erschöpfen. — Gegen die 
Motivirung. 

Komdrömy: Es ist fürwahr betrübt, wenn zu 
diesem Gegenstande noch Motive verlangt werden. Von 
Ungarn gesendet , glaube ich unter Ungarn des Vater- 
landes Wohl zu berathen und kann unmöglich voraus- 
setzen, dass Jene, an Welche das Nuncium gerichtet ist, ; 
sich nicht ebenfalls für Ungarn halten, sondern für' ihre. 
Muttersprache Mtotive vergangen sollten; der Ungar soll 
Ungarisch .sprachen, oder wenn ihm die Muttersprache . 
fremd ist, sie sobald als möglich erlernen. 

Präsidium: Es soll demnach das Nuncium (30) 
ohne alle Motivirung Ungarisch abgehandelt werden. 
(Angenommen.) Der erste Paragraph wegen Gaüzien 
und Lodomerien, wird verlesen. 

Präses: Bevor wir diesen Gegenstand weiter be- 
rathen, muss ich, wie ich es bereits in der Conferenz 
that, die löbl. Stände davon unterrichten, dass der 
Reichspalatin im Namen Sr. Majestät versichert hat, 
dass Galizien und Lodomerien , eben so wie Dalmatien 
in der Resolution verstanden sei und gewiss werde re- 
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incorporirt werden; Se. kais. Hoheit wünschen daher, 
dass dieser Gegenstand nicht weiter in der Repräsenta- 
tion vorgebracht werde. 

Komdromy: Ich verehre Se. kais. Hoheit den 
Palatin und Se. Exe. den Personal; allein die Ordnung 
der Verhandlungen verlangt, dass wir unsere Forderung 
ganz deutlich wiederholen. Der Artikel des Reichsta- 
ges von 1802, worauf die Resolution sich beruft, spricht 
nicht von Galizien und Lodomerien, sondern blosq von 
Dalmatien und der von Ungarn zu Siebenbürgen geris- 
senen Theile. Es muss demzufolge ein bestimmter Ar- 
tikel hierüber gebracht werden. 

Pazmdnay : Wir kennen nichts Heiligeres, als 
das Wort unseres Königs. Wenn nun dieses durch die 
erste Magistratsperson, welche, laut Gesetzen, der Ver- 
mittler zwischen König und der Nation ist, uns gege- 
ben wird, so halte ich es höchst überflüssig und zweck- 
widrig, durch weitere Repräsentation ein Misstrauen an 
den Tag zu legen. — Kotsi-Horvdth .pflichtet 
ihm bei. 

. Lonyay von Borstfd: Ich will die Anwendung des 
Artikels von 1802 nicht vom Palatin oder Personal, 
sondern vom Monarchen selbst, und darum muss ich es 
auf eine Repräsentation erfahren. 

Nagy: Ich erinnere mich, nicht genau, wie dad 

Präsidium in der letzen Conferenz diese Botschaft des 

Palatins vorbrachte. Ward bloss die Reincorporation 

* versprochen, oder uns auch die Repräsentation durch 

den Palatin widerrathen? 

Präsidium: Ich erklärte sowohl die Zusicherung 
des Monarchen, als auch diesen Wunsch des Palatins. 

Nagy: Dann muss ich gestehen, dass ich den 
Grund des Letzteren nicht einsehe; denn, entweder ist 
es dem Monarchen Ernst mit dem Versprechen, wie 
ich es nicht anders vermuthe und vermuthen darf, und 
dann wäre kein Grund vorhanden, warum wir. das 
Versprechen einer so wichtigen Sache nicht erwähnen 
sollten; wäre es aber ein Versprechen ohne die Ab- 
sicht, es gleich zu erfüllen, so ist es um so mehr un- 
sere Pflicht, alles dafiir in Bewegung zu setzen. Es 
soll mir doch Jemand beweisen, dass das Vortragen 
dieses Gegenstandes eine Unziemlichkeit, das Verschwei- 

5en aber eine Schonung des Monarchen sei! Ich for- 
ere sämmtliche GliAler dieser Versammlung auf, mich, 
wenn ich hierin irre , zurecht zu weisen. Ich war 
früher selbst der Meinung, dass wir vor der Hand nur 

3* 



wegen Dalmatien und Siebenbürgen repräsentiren sol- 
len, da ich wegen Galizien und Lodomerien noch zu 
viele Schwierigkeiten befürchtete. Da uns jedoch jetzt 
der Monarch selbst die Einverleibung verspricht , kön- 
nen wir weiter nicht daran zweifeln, und müssen die- 
ses gnädigen Versprechens in unserer Repräsentation 
fedenken; eben so, dächte ich, wegen dein andern 
unkt, nämlich des Antheiles des jungen Königs an der 
Regierung. 

Präsidium: Ich mache das verehrte Mitglied auf- 
merksam, dass wir noch nicht bei diesem Gegenstande 
sind, und selbes seine Meinung bis dahin verschie- 
ben möge. 

Csaszdr: Wir müssen nebstbei verlangen, dass 
auch sogleich Commissäre aus den beim gegenwärtigen 
Reichstag versammelten Ständen ernannt werden, wel- 
che Galizien und Lodomerien übernehmen und dem 
nächsten Reichstage hierüber Bericht erstatten, 

Alles ward angenommen. 

Sämmtliche übrige Funkte des Nunciums wurden 
im Wesentlichen angenommen, nur über die Deutlich- 
keit des Ausdruckes , Gefahr oder Zweckmässigkeit ei- 
niger Worte, ward vieles debaltirt. 

Unter andern verlangte ein Domherr, man sollte 
den König Ferdinand im Style ,,den jetzt gekrönten 
jungen König" nennen, worauf Pdzmdndy erwie- 
derte: dieser Ausdruck Hesse darauf schliessen, dass 
wir jetzt zwei Könige gekrönt haben , nämlich einen 
alten und einen jungen, welches doch nicht der Fall sei. 

Der Cirkel ward hierauf für geschlossen erklärt 
und die Reichstagssitzung für den 2. October angesagt. 
Diese unterblieb jedoch, da der Reichspalatin' noch vor- 
her eine Conferenz zu halten für gut befand. 

Cürcularsitzung vom 3. October. 

Präsidium: Niczky von Eisenburg, Graf Kdrolyi. 

Präsidium: Nachdem in der gestrigen Conferenz 
die Erklärung Sr. Majestät den Ständen eröffnet wurde, 
dass die zur Einverleibung von Galizien und Lodome- 
rien bestimmte Deputation aus den Gliedern dieses 
Reichstages, unter Vorsitz des Reichspalatins, bestimmt 
worden, so handelt es sich gegenwärtig zu entscheiden, 
ob es nicht überflüssig sei, hierüber noch ferner zu 
repräsentiren, oder ob es hinreiche", diese königl. Er- 
klärung in das Gesetzbuch aufzunehmen? 
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Von mehreren Seiten : Bloss in das Gesetzbuch, ohne 
Repräsentation. 

Nagy: Nie werde ich es begreifen können, dass 
dieses der ordentliche, gesetzlid|e Gang der Sache sei. 
Wenn sich der Wunsch des Eandes bloss dahin er« 
streckte, dass eine Commission ernannt werde, wäre ich 
selbst der Meinung, dass wir uns mit der Erklärung 
Sr. Majestät begnügen könnten; wollen wir aber eine 
wirkliche Einverleibung, welche im Wege der gesetzli- 
chen Diätalverhandlungen vorgenommen werden soll, 
so müssen wir hierüber ein Gesetz haben. Nun wissen 
wir aber, dass der Grundstoff, aus welchem bei uns 
Gesetze hervorgehen, nur die auf Repräsentationen %r- 
theilten Resolutionen sind. Woher werden wir aber 
auf dieseip Wege ein Gesetz herausbringen. Aus einer* 
Erklärung? Ich kann dieses nimmermehr zugeben. — 
Es soll eine Commission ernannt werden ! Gut ; aber wer 
soll sich in derselben befinden ; was soll die Commission 
vornehmen; wann ihre Arbeiten beginnen, wie selbe 
.vollfuhren? Muss also hierüber nicht vorher reichstä- 
gig verhandelt und ein Gesetz erlassen werden? Denn, 
entweder will man Galizien wirklich incorporiren, oder 
es ist nur leeres Versprechen, was jch weder glauben 
mag, noch darf. In jedem dieser Fälle ist die Reprä- 
sentation an ihrer Stelle, und ich kann es nicht einmal 
denken, dass im Wege der Repräsentation etwas Unge- 
wöhnliches, Ueberflüssiges oder wohl gar Unanständi- 
ges liegen sollte. 

Komdromy: Meine Instruction befiehlt, beider 
Repräsentation zu verbleiben. Es wäre mir zwar sehr 
schmerzlich , durch . diese Erklärung den Unwillen Sr. 
kais.' Hoheit desPalatins zu erregen; allein ich bin Ab- 
legat und meine Instruction ist mir ein heiliges Gesetz. 

Bezercdy vonTolna: Ich dächte, das Ganze liesse 
sich dadurch in Einklang bringen, dass wir verlangten, 
die Deputation solle dem nächsten Reichstag über ihre 
Arbeiten Bericht erstatten. 

Repds: Es muss doch hierüber eine Erwähnung 
in der Note erfolgen. In unserer Repräsentation haben 
wir verlangt, dass Galizien und Loaomerien noch vor 
dem nächsten Reichstag möge incorporirt werden; al- 
lein in der k. Resolution ist dieser Punkt ganz mit 
Stillschweigen übergangen und nur eine allgemeine Zu- 
sicherung gemacht worden; ja, was noeh mehr, Se. Ma- 
jestät versprachen, diesftduänder nach dem Beispiele ih- 



res Urgrossvaters zu incorporiren. *) Nnn wissen wir 
aber, «ass weder Carl VI. noch Maria Theresia hierin, 
ausser dem Versprechen, auch nur das Mindeste gelei- 
stet haben, so oft hinüber auch, Anregungen gemacht 
wurden. Wenn es daner auch gegenwärtig ad exem- 
plum der frühem Regenten geschieht, so durften wir 
die Erfüllung unsers Verlangens schwerlich erleben. 
Es ist daher nothwendig , dass die Einverleibung vor ' 
dem nächsten Landtag mittelst Repräsentation verlangt 
wertle. 

Csoniay: Auch meine Instruction lautet für die 
Repräsentation. In der Resolution heisst es, „Gleich- 
wie 1802, so auch jetzt erkennen Wir" etc. etc. **J 
Allein hiermit ist dem Lande nicht gedient; 1802 wara 
es eben so anerkannt als jetzt , aber es geschah nichts* 
Nicht nur die Angelegenheiten wegen Dalmatien sind 
dazumal betrieben worden, sondern wegen der Güter 
des Zrinyi undFrangepan finden wir schon 1715, 1741, 
1751, 1790, 1792 die Diätalverhandlungen , aber der Ef- 
fect blieb immer aus. Ich verlange die Repräsentation^ 
und in deren Folge einen Artikel für das Gesetzbuch. 

'Sombory: Zwar kann ich den Gründen meiner 
verehrten Vorspre$her meinen innigen Beifall nicht 
versagen, ich glaube jedoch, dass, nachdem wir nichts 
Heiligeres kennen, als das Wort unsers Königs, dieses 
aber uns die Einverleibung ganz bestimmt zusagt, wir 
demselben unbedingten Glauben beimessen und in der 
Repräsentation uns damit begnügen sollten, dass wir 
sagen : da die Zusage dieses unsers Verlangens uns amt- 
lich mitgetheilt wurde, so bitten wir um die baldige 
Erfüllung derselben. (Beifall.} 

Präsidium: Ich sehe, aass die Meinung grössten- 
theils dahin geht, dass wir blos Versicherung nierüber 
wollen. 

Pronay: Wenn wir in der Repräsentation das 
Verlangen ausdrücken, dass 3ie Commission dem Reichs- 
tage Bericht abstatten soll, so glaube ich die Sache ge^ 
sichert, denn die Zusage des Königs gleicht einem wirk- 
lichen Gesetz. 

Almdsjr: Meine Committenten,. als Nachbarn von 
Galizien, mit welchem sie unzählige Streitigkeiten ha- 
ben, wünschen gewiss die Einverleibung am sehnlich- 
sten. Nach dem versprechen Sr. Majestät jedoch und 

*) Ad exemplum Froari etc. 

**) prout 1602, ita et nunc recogeApimus. 
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nach Ernennung der Deputation, bin ich vollkommen 
zufrieden und stimme wie mein Vorgänger. 

Takdts: Ich furchte, wir haben dasjenige zum 
Theil übersehen, was wir in unserer Repräsentation 
verlangten. So viel ich mich entsinne, hatte unser Ver- 
langen zwei Theile: die Einverleibung und den Bericht 
an den nächsten Reichstag. Ich frage nuji: ist durch 
die Resolution beiden Verlangen willfahren? Ich glaube 
nicht; denn ich finde in der Resolution zwar das Ver- 
sprechen der Einverleibung, der zweite Punkt aber 
wird nicht berührt. Wenn es daher nicht den Schein 
haben soll, als seien wir von unserer Repräsentation 
abgegangen, so muss jenes Verlangen, worauf kein Be- 
scheid erfolgte, nochmals deutlich vorgetragen werden. 
Und da dieses in der^ote bündig enthalten ist* sollten 
wir eine ihr entsprechende Resolution mittels Reprä- 
sentation erwirken ; denn auf unser Verlangen, hinsicht- 
lich der Berichterstattung, können uns ja doch die- Ma- 
gnaten keinen Bescheid geben, sondern der Monarch 
selbst. 

Baron Perinyi: Ich finde überhaupt, dass in un- 
sere Verhandlungsweise Unordnungen einreissen; heute 
besqhliessen wir etwas im Cirkel, dann wird morgen 
eine Conferenz angesagt, ih dieser derBeschlnss umge- 
worfen, dann ist abermals über den nämlichen Gegen- 
stand Gircularsitzung. Wenn dieses auch nicht gegen 
die -Würde der Cireularsitzungen wäre, 'so ist schon 
der Zeitverlust ein sehr fühlbares Uebel. Ueber einen 
Gegenstand, der schon vor 3 Tagen beschlossen war, 
berathen wir uns noch zur Stunde. Dergleichen Un- 
ordnungen ergeben sich nur bei Gegenständen, die der 
Regierung unangenehm sind. Wenn wir diese Regel- 
losigkeit Wurzel fassen lassen , so sehe ich kein gutes 
Ende. Verfolgen wir daher den geraden Weg, ohne 
vom Hergebrachten abzugehen. 

Hertelendy stimmt ihm bei. 

Dubraviczky: In der Resolution, wenn wir sie 
genau prüfen, verspricht uns der Monarch die wirkli- 
che Einverleibung. Mehr verlangen wir ja auch nicht ; . 
die Modalität derselben müssen wir der Regierung über- 
lassen. Versghieben wir daher die weitere Betrei- 
bung dieses Gegenstandes, bis wir darüber etwa eine 
ungünstige Resolution erhalten. 

Borsiczky: Weder schriftliche noch mündliche 
Nuncien ersetzen mir das Gesetz. Dieses aber ist unser 
Bedürfniss, wie der Herr Ablegat von Oedenburg ge- 
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zeigt hat. Die Resolution vom 17. October 1802 ent- 
hielt auch die Anerkennung der Rechte auf diese Län- 
der, und jetzt lesen wir in der letzten Resolution: „wie 
dazumal, so auch jetzt" (prout tuno, ita nunc). Da- 
mals geschah nichts, und wenn wir eben so, wie da- 
mals, mit dem Versprechen zufrieden sind, wird auch 
jetzt nichts geschehen. Die Beispiele liegen vor uns. . 
Hätten sich unsere Vorgänger damals mit dem Verspre- 
chen nicht abfinden lassen, und wäre schon im Jahre . 
1802 eine Commission und Berichterstattung gesetzlich 
erwirkt worden, so wären wir gegenwärtig nicht auf 
dem unangenehmen Funkte, wo wir uns befinden. 

Lonyay von Borsod: Der Unterschied zwischen 
posse et esse ist im gegenwärtigen Fall zu ereil. Ich 
vertraue wohl der Versicherung ^allein ich will ein Ge- 
setz, welches der Commission vWordnet, dem nächsten 
Reichstage Bericht abzustatten. 

Eördögh: Wenn ich das Schicksal dieses unglück- 
lichen Nuuciums — denn so muss ich es leider nennen — 
betrachte, hätte ich nimmer gedacht, dass dies Kind 
unsers vereinten Willens, unter Freuden geboren und 
bestimmt, unser Schosskind zu sein, in wenigen Tagen 
durch uns selbst seinen Tod finden werde. Was hin- 
dert uns denn gegenwärtig, eine Resolution zu erbitten? 
Laut der Erklärung, des Königs , durch die erste Magi- 
stratsperson uns mitgetheilt, können wir ja nur eine 
günstige erwarten. Warum scheuen wir uns denn so 
sehr davor? — Und endlich ist dieser Gegenstand be- 
reits beschlossen; wir können, hier nicht mehr darüber 
verhandeln, ohne in der allgemeinen Meinung zu ver- 
lieren. Wenn unsere. Beratnungen so schwankend, un- 
sere Beschlüsse so abänderlich sind, kann die Folgerung 
des Publicums nicht ausbleiben, dass entweder unsere 
guten Beschlieesungen nur im ersten Feuer gefasst, und 
wenn dieses verlischt, leicht abgeändert werden, oder 
dass es uns überhaupt an Energie und Gemeineeist fehle. 
Für die gesetzgebende Gewalt aber giebt es Kein grös- 
seres Uebel, als den Verlust des allgemeinen Zutrauens. 
Bleiben wir daher bei dem bereits reiflich erwogenen 
Beschluss. Wenn unser Verlangen nicht erfüllt wird, 
so möge es auf seinem Wege geschehen. Ich vertraue 
fest dem Worte des Palatins; allein als Surrogat einer 
Resolution und des daraus zu entstehenden Gesetzes 
kann ich es nimmermehr erkennen. 

, Die Domherren Trstydnszhy und Misholtzy 
sind der Meinung, dass es genüge , wenn die Conrads- 
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sion Bericht. erstatte, und nur wenn dieses unterbliebe, 
sollte neuerdings repräsentirt Werden. Letzterer glaubt 
jedoch , dass im Gesetze hiervon müsse Meldung ge- 
schehen. 

Czindery: Es ist in der Note nichts abzuändern 
und ich. begnüge mich mit dem blossen Versprechen 
nicht. — Eben so Lonyay yon Beregh und Graf la 
Motte. 

Nagy: Ich kann fürwahr nicht begreifen, wie 
wir diese bereits vorgestern beschlossene Frage noch 
Leute verhandeln. Es ist zwar angenommen, dass wenn 
neue wichtige Umstände sich ergeben, der Beschlüsse 
einer Circularsitzung in einer Conferenz könne bera- 
then und in einem darauf folgenden Cirkel nach Um- 
ständen abgeändert werden; allein der Fall ist hier 
nicht eingetreten. Was uns Se. kais. Hoheit der Pala- * 
tin in der gestrigen Conferenz vortrug, ist nicht mehr 
neu und wurde schon vorgestern im Cirkel vom Prä- 
sidium in seinem Namen vorgebracht; aber wir blieben 
dennoch bei dem vorigen .Beschlüsse. Mein verehrter 
College von Pesth meint, wir sollen eine ungünstige Re- 
solution abwarten; aber wie werden wir sie denn er- 
halten, wenn 'wir nicht repräsentiren, da nur auf eine 
Repräsentation die Resolution erfolgen kann? — Wir 
bedürfen auf unser Verlängert einer Resolution: wo ist 
sie aber? Ich kann eine mündliche Botschaft unmög- 
lich dafür ansehen. Begnügen wir uns aber damit, so 
wird die Sache so bleiben, wie sie ist. Ich kenne 
keine andere Resolution, als die der König auf eine 
Repräsentation ertheilt. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsidium: Ich sehe, dass diese Ansicht die all* 
gemeine ist. 

Justh: Das gebe ich nicht zu und verwahre mich 
egen .die Art, durch Acclamation Beschlüsse zu fassen, 
och sind nicht alle gehört, und das Acclamiren darf 
hier um so weniger zum Maasstab angenommen wer- 
den, als man nicht unterscheiden kann, ob es von je« 
nen herijihrt, die ein Recht zu stimmen haben, oder 
bloss von den Zuhörern. Indem ich dieses hinsichtlich 
der Modalität erklären muss,»geht meine Meinung da- 
hin, dass die Commission dem nächsten Reichstage Re- 
lation abstatte und dass wir dieses in einer Repräsen- 
tation verlangen sollen. 

Beniczhy: Wenn ich auch gegen die Repräsen- 
tation gestimmt wäre, so könnte ich diese meine Mei- 
nung mir in der Reichstagssitzung vortragen; hier aber 
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kann gegen die Repräsentation, als bereits vorgestern 
beschlossen, ohne eine Regellosigkeit nichts vorgebracht 
werden. (Stillschweigen.) 

Präsidium: Wünscht noch Jemand seine Mei- 
nung hierüber zu eröffnen? — i Also Repräsentation we- 
fen Galizien; denn dafür ist bis jetzt die Majorität, 
diejenigen,' die weiter nichts einwenden, % werden zur 
Majorität gerechnet (Beistimmung), also bleibt dieser 
Punkt des Nunciums unverändert. Wir kommen nuQ 
zum zweiten Punkte, nämlich: die Abfassung der Nun- 
cien in ungarischer Sprache. Die- Gründe, welche in 
der gestrigen Gonferenz Se. kais. Hoheit der Palatm 
und Se. Exe. der Personal angeführt haben, sollen heute 




bin vollkommen der Meinung, dass dureh den gegen- 
wärtigen Schritt die Verbreitung der ungarischen Spra- 
che retrograde Schritte macht (Missfallen); da je- 
doch die Majorität schon vorgestern hierüber beschlos^ 
sen hat, so finde ich keinen Grund mehr darüber zu 
verhandeln und das ungarische Nuncium bleibe unver- 
ändert. (Beifall.) 

Draskdczy: Die Safche ist schon beschlossen Und 
unterliegt keiner weitern Berathung. (Beistimmung.) 

Präsidium: Da dieser Wunsch allgemein ist, so. 
wird das Nuncium in ungarischer Sprache an die Ma- 
gnatentafel gehen. Morgen, als dem Namensfeste des 
Monarchen, ist Vormittags grosse Kirchenparade, hier- 
auf Annahme «ler «Glückwünsche, auf keinen Fall aber 
Sitzung. 

Reichstagssitzung vom 5. Öctober. 

Der Anfang wird mit der Vorlesung des ungarischen 
Nunciums gemacht. 

Personal: Wie sehr mir von jeher die # Verbrei- 
tung unserer Muttersprache am Herzen lag, davon glaube 
ich schon Beweise gegeben zu haben; auch gegenwär- 
tig ist es mein sehnlichster Wunsch, sie allgemein ver- 
breitet zu sehen. Dass hierzu die Verhandlungen so- 
wohl, als auch die Abfassung der Diätalacten sehr viel 
beitragen, bin ich überzeugt } nur kann ich mit der Mo- 
dalität, wie der gegenwärtige Schritt unternommen wird, 
nicht einverstanden sein* Indem er einerseits den zwi- 
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sehen beiden Tafeln bestehenden Gebrauch verändert, 
hätte andrerseits die Achtung, die sich beide Tafeln 
gegenseitig. schuldig sind, erfordert, dass eine so wich- 
tige Veränderung nicht ohne vorläufige beiderseitige 
Berathung und TEinverständhiss geschehe. Besonders 
aber wünschte ich, dass hierbei Se. kais. Hoheit der 
Palatin persönlich in billige Berücksichtigung gezogen 
werde, und die Verehrung, welche die Reichsstände ihm 
mit so vollem Rechte zollen, entbindet mich jeder nähe- 
ren Auseinandersetzung dieses zarten Gegenstandes. Es 
sei genug zu bemerken, dass Er, der 35 Jahre hindurch 
allein dem Wohle unsers Vaterlandes, der Verbreitung 
der ungarischen Gultur und Sprache gelebt hat, letzterer 
nicht in jenem Grade mächtig ist, um die wichtigsten 
Angelegenheiten des Staates in derselben zu verhandeln. 
Wenn wir daher" auf eine so derbe Art, ohne vorher 
auch ihn zu befragen, einen Schritt thun, der schon in 
den vorigen Reichstagen* wiederholt zur Spräche ge- 
bracht, immer aber -verschoben wurde, so fürchte ich, 
dass wir gegen unsere Absicht diesen würdigen Prinzen 
kränken konnten. Bedenken wir nun noch den Zeit- 
verlust, welcher dadurch entsteht, dass die Repräsenta- 
tion aus der ungarischen Note? übersetzt, und nachdem 
der wahre Ausdruck mühsam gefunden wurde, nun 
noch über dessen richtige Uebertragung verhandelt 
werden soll, so glaube ich, selbst die Rücksicht für den 
Cont(ibuenton müsse uns schon bestimmen, von diesem 
Schritte abzustehen; besonders* wenn wir bedenken, 
dass die Dauer dieses Reichstags so kurz als möglich 
seift soll. Zwar sind die Nuncien in den früheren Zei- 
ten ungarisch gegangen; allein sie waren dazumal nur 
mündlich und ihrer Natur nach bei weitem nicht das, 
was sie gegenwärtig sind; nämlich der Grundstoff zur 
Repräsentation und dem Gesetze. Seit 1791, wo die 
schriftlichen Nuncien. ihren Anfang nahmen, aber noch 
bei weitem nicht zum Fundament der Gesetze dienten, 
waren sie immer lateinisch. Denn "wenn auch in jenem 
Reichstage beschlossen wurde, dass die Nuncien der 
Ständetafel ungarisch sein dürfen, wurden sie dennoch 
immer lateinisch verfasst* wie dieses noch lebende 
Zeugen bekräftigen können. Wenn wir hierin genauer 
nachforschen, werden wir finden, dass erst mit dem 
Jahre 1802 die Nuncien so streng verhandelt werden, 
wie gegenwärtig, wo man jedes Wort genau abwiegt, 
bevor es in die Note aufgenommen wird, und die Ver- 
bandlangen über einzelne Ausdrücke oft eben so viel 
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Zeit erfordern, ab die Berathung des Gegenstandes 
selbst. Daher sollte die Veränderung eines so wesent- 
lichen Gegenstandes auf keine so peremptorische Weise 
erfolgen. Ich bin nun schon bei 6 .Reichstagen zuge- 
gen, und die Erfahrung dürfte mich schwerlich täu- 
schen, wenn sie mich befürchten lässt, dass diese Neu* 
erung in der Magnatentafel entschiedenen Widerspruch 
finden wird. Verschieben wir daher diesen Gegenstand 
bis zu seiner Zeit, nämlich den nächsten Reichstag, wo 
er systematisch verhandelt werden muss und wo wir 
ihn mit einer namhaften Majorität, vielleicht einstimmig, 
durchführen werden. Lassen Sie uns die kurze Frist 
des Reichstages nicht mit dieser noch nicht ganz reifen 
Frage hinbringen. • 

Marczibdnyi von Trentschin ist der Meinung, 
dass die Frage noch verschoben werden soll, da ohne- 
hin das ungarische Nuncium ohne eine ähnliche Reprä-. 
sentation von geringem Nutzen* sei. Solche Nuncien je- 
doch, welche nur Gegenstände von geringerer Wich- 
tigkeit enthalten und aus welchen kein Gesetz entsteht, 
sollten, wegen Verbreitung der Muttersprache, , in der-. 
selben verfasst werden. 

Okolitsdnyi liest eine lange Rede über die Not- 
wendigkeit der lateinischen Sprache ab, in welcher er 
aniührt, dass unsere Gesetze, Curialdecisionen , Docu- 
mente, welche die Rechte der Familien enthalten u. 8. w. 
sämmtlich Lateinisch sind. Die Classiker, ohne welche 
keine Cultur zu denken ist, machen diese Sprache ewig 
unentbehrlich.- Wegen Unkenntniss der ungarischen Spra- 
che würden sehr Viele von den Staatsverhandlun^n 
ausgeschlossen. (Er wird unterbrochen; der Personal 
verweist, zur Ordnung in strengen Ausdrücken.) . Er 
habe zwar die Instruction, alles zur Verbreitung der 
ungarischen Sprache anzuwenden; allein er finde den 
gegenwärtigen Schritt dazu nicht geeignet. Besonders 
aber würden bei gänzlicher Verdrängung der lateini- 
schen Sprache, leicht die vorigen Unstern Zeiten zu- 
rückkehren, wo der Laie in geistiger Abhängigkeit von 
der Clerisei gehalten wurde. Für Groatien und noch 
mehr für das einzuverleibende Galizien, habe der Schritt 
unendliche Hindernisse. Unsere Sprache ist für Jeden» 
äusserst schwer, der sie nicht mit der Muttermilch ein- 
gesogen. Dem Palatin ist die Sprache auch nicht ganz 
geläufig. — 'Verschieben bis zum nächsten Reichstag. 

Földvdry: Es ist fürwahr traurig, dass Ungarn in 
ihrem Reichstage nicht Ungarisch sprechen und schrei- 
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ben sollen; noch trauriger aber, dass hierin die Schwie- 
rigkeiten selbst unter uns aufgesucht werden. Die Ju- 
den irrten 40 Jahre in der Wüste herum, um sich von 
fremder Sprache und Sitte zu befreien; wir scheinen 
uns darin zu gefallen, Sclaven der lateinischen Sprache 
zu verbleiben. Im neuhchen Cii-kel wurde denCroaten 
der Vorwurf gemacht, dass sie nicht Ungarisch lernen 
wollen, und wir Ungarn sind noch nicht allgemein über- 
zeugt von der Notwendigkeit unserer Muttersprache 
bei öffentlichen Verhandlungen. Man sagt ferner,, es 
werde wegen Galizien Schwierigkeiten haben, wenn 
die ungarische Sprache allgemein wird; allein wie viel 
Tausende giebt es dort, die nicht Lateinisch sprechen. 
In dem Comitat, welches ich zu repräsentiren aie Ehre 
habe, leben kaum einige Hundert, aie etwas Latein ver- 
stehen; alle aber sprechen Ungarisch. Wir müssen uns 
anstrengen, dahin zu kommen, wo andere freie Völker 
schon sind, nämlich zur Allgemeinheit der Mutterspra- 
che. Ich glaube daher, dass es nicht genüge, ungari- 
sche Nuncien zu x er f a& & en »- sondern selbst dergleichen 
Repräsentationen zu erwirken, welches wir auch um 
so leichter erzwecken können, da der 4. Artikel 1805 
keiner der beiden Sprachen den Vorzug ertheilt. 

Repds stimmt Dei. — Croatien ist nur ein Theil 
von Ungarn und muss sich dem Mutterlande fugen* 
Wenn wir nicht anfangen, kommen wir nie ans 2äel; 
und ist der jetzige Reichstag zu diesem Schritte nicht 
geeignet, wird es der nächste noch weniger sein, da 
demselben so wichtige Verhandlungen bevorstehen. In 
den frühesten Zeiten waren die Nuncien von einer Ta- 
fel zur andern stets Ungarisch, nur in den letzten Jah- 
ren drängte sich die lateinische Sprache ein. 

Ragdlyi; Zwar scheint die Modalität etwas un- 
gewöhnlich, allein ich sehe darin die Hand der Vor- 
sehung, die uns von einem so unnatürlichen Uebel auf 
ungewöhnlichem Wege befreien will. Was ist die Sprar 
che sonst, als das natürliche Mittel, seine Gedanken 
auszudrücken? Und wer wagt es zu behaupten, dass 
der Gebrauch der Muttersprache nicht ein natürliches 
Recht sei? Das Comitat, das ich repräsentire , liegt im 
Mittelpunkte des Reiches und die ungrisohe Sprache ist 
daselbst allgemein. Dass Se. kais. Hoheit der Palatin 
mit unserer Sprache nicht vollkommen vertraut sein 
sollte, wird mir niemand einreden; der letzte Reichstag, 
die mehr als zweijährige Dauer der Landesdeputation, 
deren Mitglied zu sein ich die Ehre hatte, überzeugten 
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mich vollkommen, dass er sie genau verstehe und kenne. 
Wir errichten ihm die schönste Denksäule, indem wir 
unter seinem Palatinate zur. Muttersprache zurückkeh- 
ren.' Rom ward dadurch allmächtig, dass es allen 
besiegten Völkern seine Sprache aufdrang- Auch an- 
dere Nationen waren früher uüter dem Joche fremder 
Sprachen, allein sie schüttelten es ab. Ich bin daher der 
Meinung, dass nicht bloss ungarische Nuncien an die Ma- 
gnatentafel gesendet, sondern auch die Repräsentationen 
nur Ungarisch Sr. Majestät unterbreitet und die lär- 
laubniss hierzu von dem Monarchen erbeten werden 
sollte. Seine jüngste Aeusserung lässt uns einen gün- 
stigen Erfolg erwarten, und der Palatin selbst wird hierin 
unser Fürsprecher sein. Der Zeitverlust ist sehr gering, 
ja kaum fühlbar, wenn man an den Rand des ungari- 
schen Nunciums den Stoff zum Gesetze im Auszuge 
setzt. Es ist ohnehin ein Fehler unserer Verhandlun- 
gen, dass wir alles zu ausführlich vortragen. Statt kurz 
und bündig ein Gesetz zu verlangen, füllen wir ganze 
Bogen mit Argumentationen.' Der kurze Vorschlag zum 
Gesetze kann daher immer Lateinisch bleiben. Wenn 
wir dieses unser Verlangen durchsetzen, wird dadurch 
der Palatin als ein leuchtender Stern in unserer Ge- 
schichte erscheinen. 

Personal: Alle diese Gründe müssen uns nur 
noch mehr bestimmen, eine so wichtige Verhandlung 
zur fechten Zeit und auf legalem Wege zu betreiben. 
Hierzu ist der nächste Reichstag bestimmt und seine 
Eröffnung sehr nahe. Wenn dann, im Wege der Diä- 
talverhandlungen, dieser Gegenstand in seinem ganzen 
Umfange vorkommt, werde ich gewiss nach allen Kräf- 
ten ihn unterstützen, jetzt aber ist der Zeitpunkt hierzu 
noch nicht gekommen. ' 

Hertelendy: Alle Gründe, die man jetzt segen 
unsere Sprache vorbringt, werden auch im nächsten 
Reichstage erscheinen. Und so werden wir das Ziel 
nie erreichen. $s ist ja unser alter Fehler, dass wir 
alle patriotischen Vorschläge immer vertagen. (40) Den 
Grund wegen Sr. kais. Hoheit dem Palatin, kann ich 
nicht gelten Jassen. Er, der in seiner Rede sagte: „auch 
in meinen Adern fliesst das Blut Arpad's", kann un- 
möglich gegen Arpad's Sprache sein. Und der Monarch, 
der .uns in seinen Regalen versichert , dass er noch bei 
seinen Lebzeiten unser Glück gegründet zu sehen wün- 
sche, wird die gerechte Bitte wegen der ungarischen 
Repräsentation uns nicht versagen. Dieses ist meine 
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Ueberzeugung, der ausdrückliche Wille meiner Com- 
mittenten, und ich bitte daher diese meine Erklärung 
zu Protocoll zu nehmen. 

Bene: Im Reichstage 1790 ward schon die Aus- 
bildung^ der ungarischen Sprache verhandelt und seit 
dieser Zeit hat sie auch die erfreulichsten Fortschritte 
gemacht. Unter der glorreichen Regierung des Königs 
sind ferner die heilsamsten Gesetze zu diesem Zwecke 
gebracht worden. Im letzten Reichstage endlich ward 
eine ungarische literarische Gesellschaft gegründet, de- 
ren Protector der Palatin ist. Kann man daher erwar- 
ten, dass Er, schon in dieser Eigenschaft, sich der Auf- 
nahme der unter seine* Protection stehenden Sprache 
widersetzen werde? — Ist der Schritt neu, so Kommt 
es daher, weil, wenn man weiter will, man neue Schritte 
machen muss, 

Borsiczhy: ganz wie Ragälyi. — . Wir wollen ja 
die Magnatentafel nicht zwingen, Ungarisch zu antwor- 
ten; und so wenig wir etwas gegen ihre lateinischen 
Nuncien einwenden, werden wir doch wohl das Recht, 
Ungarisch zu sprechen und zu schreiben, nicht von der 
Magnatentafel erbitten. Ungarn können ohne Motiv 
ungarisch sprechen. Der Palatin ist unserer Sprache voll- 
kommen mächtig, denn in der letzten Conferenz reas- 
sumirte er Wort für Wort alle ungarischen Vorträge; 
nur die Aussprache ist ihm nicht ganz geläufig. Ich 
sehe auch keinen Zeitverlust in der Sache; und sollte 
auch Anfangs etwas mehr Anstrengung erforderlich sein, 
so ist es unsere Pflicht ß mit verdoppelten Kräften zu 
arbeiten. Dass wir übrigens hierdurch in Unwissen- 
heit und Abhängigkeit der Clerisei verfallen sollten, ist 
nicht zu befürchten; wir wollen die lateinische Sprache 
nicht ausrotten; in den Schulen wird sie immer gelehrt 
werden und eine Sprache der gebildeten Stände bleiben; 
nur bei der Staatsverwaltung wollen wir ihren Gebrauch 
abstellen. Im englischen Parlament werden häufig Stel- 
len lateinischer Classiker' angeführt, obwohl alle Staats- 
geschäfte in der Muttersprache verhandelt werden. Das 
Project des Gesetzes möge Lateinisch bleiben. 

Eördögh: Unser Recht, Ungarisch su sprechen, 
kann nicht angefochten werden; also blos das, an wen 
wir schreiben. Ist es vielleicht eine Tafel von Auslän- 
dern? Sind die Magnaten keine Ungarn? Es wäre un- 
natürlich, dieses von jenen Vätern des Vaterlandes vor- 
auszusetzen, denen, neben ihrem angebornen Glänze, so 
ernstliche Pflichten obliegen. Die Magnatentafel ist zwar 



JS 

ein Theil der gesetzgebenden Gewalt; wir sind ihr je- 
doch nicht dergestalt untergeordnet, dass wir bei ihr 
um Erlaubniss nachsuchen müssten, Ungarisch sprechen 
und schreiben zu dürfen. Hierüber hat die allgemeine 
Stimme entschieden und unser Wunsch ist der unserer 
Nation. Diesem reissenden Strome wird man sich um- 
sonst widersetzen. 

jisztalos: Unser Verlangen ist zweckmässig und 
nützlich. Schon 1791 wurden die Nuncien und das Dia- 
rium Ungarisch verfasst. 

Personal: Hinsichtlich der Nuncien geschah es 
nur mit den mündlichen. 

Asztalos: Jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, wo 
wir tinsern Committenten hierin Trost bringen können. 
Unser Palatin ist seit 35 Jahren der Verfechter unserer 
Rechte; an der Spitze der Hofkanzlei steht ein ausge- 
zeichneter Patriot, und ihre Mitglieder sind Männer mit 
ungarischen Herzen; ein gleiches gilt von der Statthal- 
terei, und der verehrte Präsident unserer Versammlung 
hat sich immer durch die reinste Vaterlandsliebe ausge- 
zeichnet. Auch in allen Dicasterien finden wir gross - 
tentheils die eifrigsten Patrioten. Nie waren in dieser 
Hinsicht die Umstände jedem patriotischen Unterneh- 
men günstiger. Und wenn wir bedenken, dass die Mei- 
sten unter uns die lateinische Sprache zwar verstehen, 
aber bei weiten nicht vollkommen sprechen, so mag 
auch dieses ein Grund zu meinem Vorschlage sein. (41) 

Nagy: Alle diese Gründe bestimmen mich um so 
mehr, zu verlangen, dass alles auf seinem Wege und zu 
seiner Zeit verhandelt werde, damit wir in dieser wich- 
tigen Angelegenheit durch zu rasches Handeln und ein- 
seitiges Beschliessen nicht alles verderben. Wenn auch 
langsam, auf dem gesetzlichen Wege kommen wir sicher 
ans Ziel und erlangen dann das Ganze. Bloss ungarische 
Nuncien zu senden, ohne auch Ungarisch repräsent jren 
zu dürfen, ist kein grosser Gewinn. Die Hauptsache 
ist Nationalität, diese müssen wir allenthalben zu ent- 
wickeln trachten. Ich höre so oft, dass der Palatin voll- 
kommen Ungarisch spreche. — Hierauf muss ich bloss 
bemerken, dass ein mächtiger Unterschied obwalte, eine 
Sprache zu verstehen und sie so vollkommen zu spre- 
chen, dass man jedes Wort genau abwägen und nun in 
seinem eigentlichen Sinne gebrauchen könne. Dass der 
r.ilatin unsere Sprache in dieser Vollkommenheit sprä- 
che, muss ich wirklich bezweifeln. Wenn Rom durch 
seine Sprache allmächtig ward, möchte ich meinem Va- 
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terlande sein Schicksal dennoch nicht wünschen. Von 
der Erde vertilgt, wohnt in seiner einst so mächtigen Stadt 
ein Zwittervolk, dessen Sprache gewiss die alten Rö- 
mer nicht verständen. Ich glaube, die Idee wegen dem 
Argument des Gesetzes zuerst in der Circularsitzung 
vorgebracht zu haben, als vom' Diarium die Rede war; 
und es ist sonderbar, das« sie damals von eben dem 
ehrenwerthen Mitgliede bekämpft wurde, welches sie 
nun selbst vorbringt (Ragdlyi). Der vorige Reichstag 
hat selbst hinsichtlich der Erlernung der ungarischen 
Sprache 6 bis 12 Jahre festgesetzt, und nun wollen wir 
gegenwärtig factisch, nach 3 Jahren, gegen diese Ver- 
ordnung eine so wichtige Veränderung treffen. Wenn 
einmal das Gesetz in Wirksamkeit sein wird, dass man 
kein öffentliches Amt bekleiden könne, ohne Ungarisch 
zu sprechen, dann ist der Zeitpunkt zn ungarischen Nun- 
cien, Repräsentationen und Gesetzen; jetzt würden wir 
viele hochverdiente Mitglieder dadurch von der Gesetzg- 
ebung ausschliesSen. 

Komdromy: Unser Recht auf die ungarische Spra- 
che ist so klar, dass hierüber weiter nichts zu sagen 
ist ; sie ist unser grösstes Kleinod, und nicht bloss gegen 
die lateinische, sondern selbst gegen die Sprache der 
Engel würde ich sie nicht vertauschen. 

Takdts: So oft ward dieser Gegenstand angeregt 
und immer vertagt. *So geht es auch jetzt; auf diese 
Art kommen wir nie zur Erfüllung dieses gerechten 
Wunsches. 

Kerkdpolyi: Wenn Se. kais. Hoheit der Palatin 
in den 35 Jahren seiner Administration unsere Sprache 
noch nicht erlernt hat, so zweifle ich, dass es je gesche- 
hen werde. 

; Noch sprachen für diesen Gegenstand in obigem 
Sinne: Ghiczy, Balogh, Dubraviczky, Csap6, (Sraf 
Kwrolyiy Somsich, Baron Rudnydnszky u. m. A.; 
dagegen: Osegovits, Markovits, Szalopek, CsausZy 
Justh u. m. A., meist mit den Gründen, welche der 
Personal vorgebracht. Von den Deputirten der königL 

Freistädte sprachen einige dagegen; jener vontDebreczta' 
dafür^ ■.:*.■<» 

Die Majorität war für das ungarische Nunciüro. 

Es kam nun zur Verhandlung des 1- und 2. §. des 
Nunciums, wegen Einverleibung der von der Krone ab- 
gerissenen und zurückerhaltenen Theile; wegen ^Aus- 
dehnung dieses Versprechens auch auf Galizien und Lo^ 
domerien, und wegen Ernennung einer CommissioiT' «mV 
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Gliedern die»** Reichstage, welche dem'nächsten Reichs- 
tage Bericht erstatten soll. 

Personal:- Wie bereits in de* Conferenz f mnss 
ich auch hier im Namen Sr. Majestät versichern, das» 
die Commission aus Ungarn, unter Vorsitz des Palatin*, 
schon ernannt sei. Hinsichtlich der, dem nächsten 
Reichstage zu leistenden Berichterstattung, gehet dieses 
Verlangen über die Gräuzeri der ersten Repräsentation, 
und, ich zweifle, ob wir hierauf eine gute Resolution 
erhalten werden. Auch ist es nicht möglich, die Com- 
mission bloss aus Ungarn zu verlangen, weil die Einver- 
leibung unter Mitwirkung der Behörden jener Länder 
geschehen mu$s. Endlich ist noch nicht, bestimmt, wie 
viel einverleibt- werden soll, und in wie weit. — Mit 
Galizien hat die Sache ein ganz anderes Verhältnisse 
als mit den zu Siebenbürgen genommenen Theilen. 

Nagy: Obwohl ich weit entfernt bin, in die Er- 
öffnung or. kat*. Hoheit des Palatins sowohl, als auch 
jener Sr. Exe. des Herrn Personals auch nur den ge- 
ringsten Zweifel zA setzen, so wünschte ich doch, das« 
Se. Majestät' ihren gnädigen Entsthluss wegen der Ein- 
verleibung dieser Länder den Reichsständen selbst auf 
dem gewöhnlichen Wege mittheilten. Dieses verlangt 
die Ordnung der reichstägigen Verhandlungen. Nur irt 
Folge einer Jconigl. Resolution kann ein Gesetz veriasst 
werden, bei weichem man oft auf 'Ausdrücke und ein- 
zelne Worte die gröstite Aufmerksamkeit zu verwenden 
hat. Die Commission zur Einverleibung selbst müsste 
auf jeden Fall aide Landescoramission (articularis) sein; 
denn eine .Hofcommission wäre bloss Sr. Majestät Re- 
chenschaft zu geben verpflichtet, gleichwie es dann von 
dem Gutdünken des Königs abhinge, diese Berichter- 
stattung dem< Reichstage vorzulegen und den Zeitpunkt 
der Einverleibung zu hestimmeuu Dagegen wird eihe 
articulariter von Seite . dter gesetzgebenden Gewalt er- 
nannte Codumssion vom Reichstage abhängen und dem« 
selben Bericht abzustatten haben, in dessen Folge die 
Einverleibung entweder unmittelbar vor sich gehen kann, 
oder wenn sich namhafte Schwierigkeiten erheben, von 
den Reichsständen eine weitere Instruction auszugehen 
haben wird/ Da wir daher ein Gesetz nöthig haben, 
so 'stimme ich für die Beibehaltung der 2 Paragraphen 
des Nnnciumsi- 

■ .... KoMidromy sommt ihm bei und fugt noch hinzu: 
E* ist ein wesentlicher Unterschied zwischen dem je- 
tsugen Fall und jenem im 92. §. 1316 angeführten. Da- 
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zumal erkannte der Monarch das Reckt des Landes an 
die fraglichen Comitate; jetzt aber beruft sich Se. Ma- 
jestät auf die Resolution yom 17. October 1802, in wel- 
cher unsere Rechte auf Galizien und Lodomerien nicht 
anerkannt sind und darum jetzt, um alle die daselbst 
Torgebrachten Hindernisse zu beseitigen! hier unser Er- 
suchen, erneuert wird. 

Personal: Eben dieser letztere Grund sollte uns 
bestimmen, die Schwierigkeiten durch eine königl. Com- 
inission wegräumen zu Tassen. Denn gerade in Folg« 
der letzterwähnten königl. Resolution haben die Reichs- 
stände 1807 ihre Rechte mit Gründen unterstützt; diese 
wurden aber durch Se. Majestät als unzureichend be- 
funden. Seit jener Zeit ist die Einverleibung wieder- 
holt erbeten, allein es sind keine neuen Beweise ange- 
führt worden. In dieser Lage der Dinge kann Se. Ma- 
jestät die Rechte des Reiches auf Galizien und Lodo- 
merien früher nicht anerkennen, als hierin neuere Rechts^ 
gründe angeführt werden; denn sonst würde der Mon- 
arch dadurch zu erkennen geben , dass die in den 
königl. Resolutionen von 180/ aufgestellten Hindernisse 

S rundlos waren. Ich kenne keine zweckmässigere Art, 
ie neuen Beweise des Landes vorzulegen, als eine 
königl. Commission. 

Pronay: Der Grund der Einverleibung liegt im 
3. . Punkte des Inauguraldiploms, und deswegen kann sie 
auch nur fuglich durch eine gesetzliche Reichstagscom- 
mission bewerkstelligt werden. Von einer königl. Com- 
mission muss uns nothwendig das Beispiel von 1/15 ab- 
halten, wo die im 92. §. jenes Jahres bestimmte Ein- 
verleibung durch die königl. Commission nach wieder- 
" holten Anregungen des Reiches, 1723, §. 20; 1729, §. 6; 
1741, §. 18, erst nach 36 Jahren, nämlich 1751, §. 24, 
vollbracht wurde. 

Personal: Aehnliche Hindernisse. können sich auch 
bei einer Reichsdeputation ergeben. 

Pdzvidndy: Die Einverleibung ist im Zusammen- 
hange mit unsern Präferentialbeschwerden und nimmt 
darin den ersten Platz ein. Ein Gegenstand von dieser 
Wichtigkeit verdient es füglich, dass das Reich von 
seinem Fortgange in immerwährender. Kenntniss erhal- 
ten werde, welches nur durch eine Landescommission 
f eschenen kann. Was ist wohl natürlicher , als dass 
ei der Wiedererlangung der Rechte des Landes das 
Land selbst unmittelbar thätig mitwirke? Die Ernen- 
nung einer Landwoonunission wird ferner noch durch 
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durch das Beispiel von 1715 gerathen, da die königl« 
Commission bis in das Jahr 1741 nichts vollbrachte und 
endlich der Palatin zur Einverleibung jener Comitate 
eine Landescommission ernennen musste. Um wie viel 
zweckmässiger ist es daher, gleich jetzt eine Landes— 
commission zu ernennen« 

Nachdem noch Bemath verlangt, dass die zwi*- 
schen Ungarn und Galizien bestehenden Dreissigstamter 
aufgehoben werden, welches jedoch nicht angenommen 
ward, blieb das. Nuncinm in seiner vorigen Gestalt mit 
unbedeutenden Abänderungen , und wurde an die Ma- 
gnatentafel gesendet« 

In der Magnartentafel am 5. October« 

Der Wortführer der Deputation der Ständetafel 
fugte bei Ueberreichung des ungarischen Nunciums, nebst 
der üblichen Gomplinientirung noch hinzu, dass die 
Ständetafel das Vertrauen und die Hoffnung hege, die 
Magnaten würden diesem Schritte vollkommen bei* 
pflichten. 

Nach Verlesung des Nunciums: 

Judex Curiae: Zwar bin ich jederzeit mit allem 
einverstanden, was zur Verbreitung der Muttersprache 
beitragen kann, was Alle , die mich kennen , bezeugen 
werden ; allein der gegenwärtige Schritt, wo eine Tafel 
den vierzigjährigen Gebrauch factisch umstösst, ohne 
die andere Tafel einer vorläufigen Anzeige zu würdi- 
gen, kann seiner Modalität nach nicht für gesetzlich gel* 
ten. — Der Redner verbreitet sich hierauf über die 
Natur der Nuncien, indem eie die Basis der Gesetze 
sind; auch die Operate sind lateinisch, eben so die Ge- 
setze. Wenn der Gegenstand im nächsten Reichstag, 
wohin er gehört, vorkömmt, werde er ihn gewiss aus 
allen Kräften unterstützen; jetzt aber erkläre er sich 
dagegen. 

Graf Michael Eszlerhazy liest eine ungarische 
Rede vor, worin die meisten der in den Girkeln und 
der Ständesitzung vorgebrachten Gründe über Sprache 
und Nationalität enthalten sind. Er erklärt sich für 
das ungarische Nuncium. 

Fürst Batthydnyi äussert sich dahin, den Gegen- 
stand zu verschieben und zu seiner Zeit vorzunehmen. 

Baron Vesselinyi spricht ungarisch auf eine so 
ergreifende Art, dass er allgemeine Aufmerksamkeit und 
grosse Theilnahme erregt. Zu den* von dem gemässig- 
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ten TheA der Opposition vorgebrachten Gründen fugte 
er noch folgende Sätze: Die Muttersprache ist das un- 
bezweifelte Recht einer jeden Nation. Wird sie im Ge- 
brauehe dieses Naturrechtes beschränkt, so klagt sie; 
Sht die Beschränkung weiter, so erzeugt sie bittere 
»fühle in den Herzen der Einwohner; artet die Be- 
schränkung endlich in Druck aus, dann erscheinet oft 
Gegenwirkungen, gefährlich für die Regierung und ver- 
derblich in ihren Folgen; — ferner: Und sollten wir 
von einem väterlichen Monarchen , der als Muster pa- 
triarchalischer Tugend dasteht; von den Gliedern dieser 
tugendhaften Regentenfarnilie; von unserm verehrten 
Palatin, der nun schon ein ganzes Lebensalter zum 
Wohle unseres Vaterlandes verlebt : sollten wir von 
dieser würdigen Versammlung etwas anders erwarten 
können, als die Beistimmung zu einem so gemeinnützi- 
gen Schritte? — Hierauf antwortet er auf die Gründe des 
Oberstlandesrichters mit den bereits in der Stände- 
Sitzung vorgebrachten Motiven und stimmt für das un- 
garische Nuncium. 

Obergespan Joseph Almasy: Der Schritt der 
Ständetafel ist nicht nur ungewöhnlich, sondern auch 

J gefährlich; und daher kann dazu keine Einwilligung er- 
olgen. Der kürzeste Termin zur allgemeinen Einfüh- 
rung der ungarischen Sprache wurde im letzten Reichs- 
tage auf 6 Jahre festgesetzt und jetzt wird der letzte 
Schritt hierzu schon im dritten Jahre gethan. 

Der Oberstmundschenk; der Vicepräsident der Kam- 
mer; der Tavernicus; Graf Györy; Baron Pongratz: 

Sgen das ungarische Nuncium. Der Banns von Croatien 
hrt noch besonders die Unkenntniss der ungarischen 
Sprache in den croatischen Königreichen als Grund da- 
gegen an. Graf Vay rungarisch) findet zwar letztern 
Grund für unzureichend, stimmt im Uebrigen gegen da*s 
Nancium; eben so der Obergespan Lanczy, der Bi- 
schof Kurum^ der Administrator Graf Ludwig Kdro- 
lyi nnd der Obergespan Graf Johann Keglevich. 

Oberstküchenmeister: Aus dem mündlichen Vortrage 
des Redners der Deputation haben wir vernommen, 
dass die Ständetafel Vertrauen und Hoffnung bei die- 
sem schritte hege. Man kann daher nicht behaupten, 
dass sie ohne Vorwissen dieser hohen Tafel (insalutis 
Prooeribus) gehandelt habe. Jedoch ist meine Meinung, 
dass ein ungarisches Nuncium allein von geringem Nuz- 
zen sei, wenn nicht zugleich die Repräsentation dem 
Monarchen Ungarisch unterbreitet werden darf. Dieses 



Letztere zu erreichen, dürfte eben nicht unmöglich sein, 
wenn sich der gesetzgebende Körper mit dieser Bitte an 
Se. Majestät wendet, da Allerhöchstdieselben erklärt ha- 
ben, alles was zum Wohl des Vaterlandes beiträgt, be- 
fördern .zu wollen. Es wäre daher meine unmaassgeb- 
liche Meinung, die Absendong ungarischer Nuncien bis 
zu diesem glücklichen Zeitpunkt zu vorschieben. 

Bischof Baron Szepessy ist der Meinung, dass 
man bemüht sein sollte, bei dieser Verschiedenheit der 
Ansichten einen Weg der Vereinigung zu finden, wenn 
allenfalls die Ständetafel von ihrem Vorsatz nicht abste- 
hen sollte; und dieser könnte etwa darin bestehen, die 
Nuncien ungarisch und lateinisch zu verfassen, wie es 
bereits der Fall mit den Repräsentationen ist. — Er 
ward vom Obergespan Ghiczy unterstützt. Erzbischof 
Pyrher und Bischof Belänszky für den Aufschub. 

Der Palatin nimmt den ganzen Gegenstand auf 
und erschöpft alle gegen diesen Schritt in den Cirkeln 
der Ständeversamnriting und hier vorgebrachten Gründe. 
Er beschliesst seine Hede damit, dass, bevor über den 
Inhalt des Nunciums berathen werde, die Ständetafel 
ersucht werden solle, von diesem Schritte für jetzt ab- 
zustehen, das Nuncium hierüber aber am nächsten Tage 
erhalten werde. 

Circalarsitzung vom 6. October. 

Präsidium : Nicz hy von Eisenburg, Graf Kd rolyu 

Präsidium: Es sind die königl. Propositionen 
an der Tagesordnung; und da über den ersten Punkt 
derselben bereits verhandelt wurde, so beginnen wir 
mit dem 2. Punkt. 

Okolit$änyi; Die gemessene Instruction meiner 
Committenten geht dahin, dass ich vor allem, selbst vor 
der Dankadresse wegen der Krönung, eine Resolution 
über die nicht erledigten ocjer mit ungünstigen Resolu- 
tionen beseitigten Landesbeschwerden des vorigen Reichs- 
tages verlangen soll. Als ich diesen Antrag vor eini- 
ger Zeit machte, wurde ich von der Mehrzahl über- 
stimmt und die Krönung vorgenommen; jetzt aber wie- 
derhole ich diese Erklärung und begehre, dass wir uns 
in die Verhandlung der königl. Propositionen früher 
nicht einlassen, bis die Präferentialbesch werden erle- 
digt sind. 

jisztalos erklärt, seine Instruction verlang*, dass 
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«b'e Abhaltung des nächsten Reichstages nicht zu Press- 
karg, sondern zu Testh vom Könige erbeten werde. 

Hertelendy schlägt vor, den Druck der Operate 
der Landesdeputation t heil weise anzuordnen; auch sei 
es nothwendig, die Ordnung, in welcher sie im näch- 
sten Reichstage vorgenommen werden sollen, festzustel- 
len, weil die Arbeiten so voluminös sind, dass, wenn 
Selbe in den Gomitaten auf gewöhnlichem Wege vor- 
läufig berathen werden sollten, mehrere Jahre vergehen 
dürften, bis sie durchgegangen würden. Daher sollten 
die Comitate in der Zwischenzeit von diesem Reichs- 
tage zum nächsten nur jene Theile verhandeln, welche 
su Anfang des Reichstages vorgenommen werden. Hin- 
sichtlich der übrigen könnten sie während jenes Land- 
tages sich berathen und ihre Instructionen suppleto- 
risch ertheilen. 

Eördögh fuhrt die Motive an, aus welchen der 
Reichstag zu Pesth gehalten werden sollte. Alle Glie- 
der der nohen Stellen, die zugegen sein müssen, haben 
ihre feste Wohnung daselbst; welches bei einem Reichs- 
tag von so langer Dauer, als der nächste nothwendig 
sein muss, ein wesentlicher Umstand ist. Säinmtliche 
Quellen, die benutzt werden müssen, als: die Archive 
der königl. Curia, der Statthalterei, der Hofkammerund 
das Lanoesarchiv befinden sich daselbst und müssten 
mit unendlicher Mühe, Kosten und Gefahren nach Press- 
burg transportirt werden. In allen diesen Archiven 
werden Nachsuchungen angestellt werden müssen, da' 
sich die Operate über alle Zweige der Administration 
erstrecken. Die Correspondenz mit den Committenten 
geht viel schneller aus dem Mittelpunkte des Reiches, 
als aus diesem äussersten Punkte desselben. Der Spre- 
cher braucht immer 14 Tage, bis er auf seine Berichte 
Bescheid erhält. Was die Ordnung betrifft, in welcher 
die Operate vorgenommen werden sollen, so glaubt er 
sie folgendermaassen vorschlagen zu müssen: 1) da» Straf- 
gesetzbuch. Dieses ist der mangelhafteste Theil unse- 
rer Gesetzgebung, und wir müssen leider bekennen, 
dass da« wo bestimmte Gesetze am notwendigsten sind, 
es uns fast gänzlich daran mangelt , und in unserin con- 
stitutionellen Vaterlande der Willkühr eben dort der 
grösste Spielraum gelassen sei, wo sie am gefährlichsten 
werden Kann. 2) das Drbariale. Es ist billig, dass 
die Lage desjenigen sobald als möglich verbessert werde, 
der die Lasten der Staatsverwaltung trägt. 3) das Com- 
missiariticum. Unsere Contributionalcassen befinden sich 



nicht in jener Sicherheit, die zum Wohl des Ganzen 
nothwendig ist. Die Beispiele namhafter Defecte sind 
häufig, und das Entwendete wird gewöhnlich den ver- 
lorenen Dingen beigezählt. 4) das Juridicum. Die Ge- 
richtspflege liedarf wesentlicher Verbesserungen. So- 
nach das Commerciale , Publico-Politicum, Literariiun, 
Montanisticum , Keligionarium und Banderiale. 

Graf la Motte: Auch ich habe die Erledigung 
dei* Präferentialien vor der Krönung verlangt, bin aber 
überstimmt worden. Hierzu gehört besonders die land- 
tägliche Verhandlung wegen des Salzpreises. Zu den 
Gründen, warum der Reichstag zu Pesth gehalten wer«, 
den soll, kommt noch, weil che königl. Curia sich da- 
selbst befindet und doch, laut königl. Propositionen, die 
Gerichte auch während des Reichstages ihren Lauf ha- 
ben sollen. 

Földvdry: Alle künftigen Reichstage sollen zu 
Pesth gehallen und zu diesem Behuf ein Landhaus ge- 
bauet werden. 

Borsiczky : Wenn wir uns in die k. Propositio« 
nen vor den Präferentialbeschwerden einlassen und be- 
sonders den 3. Punkt, nämlich die Recrutensteiiung, 
früher verhandeln, so wird man von Seite der Regie- 
rung die 8 Wochen mit Verhandlungen verstreichen 
lassen, die zur Dauer des gegenwärtigen Reichstages 
bestimmt sind, und dann abermal ohne Abhülfe der Be- 
schwerden uns nach Hause senden. Ich widerspreche 
daher jeder Verhandlung der Propositionen, bevor die 
Präferentialien ihre Resolutionen werden erhalten ha- 
ben*. Wären im vorigen Reichstag auf unsere Beschwerden 
die erbetenen Resolutionen erfolgt» so wären wir nicht 
gezwungen, anf dieser Forderung zu bestehen. 

Ragdlyi: Der 17. Artikel von 1792 sagt: die 
Reichstage sollen Mittel zur Abhülfe der Landesbe- 
schwerden sein (Comitia sint tollendorum gravaminuin 
vehicula), folglich müssen sie auch mit diesen beginnen. 
Aus besonderer Verehrung gegen den Monarchen ha- 
ben wir bei dem ersten Punkte eine Ausnahme ge- 
macht; bei den übrigen aber kann es nicht geschehen. 
Immer wird nur das vorgenommen, was für die Re- 
gierung vortheilhaft ist; nach Erledigung desselben wird 
der Reichstag entlassen. Wären es neue Beschwerden, 
bloss seit dem letzten Reichstage entstanden, so Hessen 
sie sich eher verschieben ; aber manche derselben sind fast 
300 Jahre alt. In frühern Zeiten hiessen derlei unerledigte 
Beschwerden Gravamina cruda, jetzt Präferentionalia. 
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Die Regales verspreche!* uns die Abhülfe für alle«, und 
die Versicherungen der Regalen sind nicht so unbedeu- 
tend, als inan glaubt, denn wir verdanken ihnen schon 
manche Verkürzung unserer Rechte. So haben wir es 
bloss denselben zuzuschreiben, dass jetzt von jedem Co- 
mitat nur zwei Ablegaten zum Reichstag gesendet wer- 
den, da doch früher so viele erschienen, als die Stände 
zu senden für nothwendig erachteten; das Gömörer Co^ 
initat hat hierüber 1782 ein Gravamen eingereicht. Oh- 
nehin können wir überzeugt sein, dass wenn von Lan- 
desbeschwerden die Rede ist, wir in der Magnatentafel 
immer Widerspruch oder Vertröstung finden werden. 
Auf jene Beschwerden, die wir im vorigen Reichstage 
(1825) repräsentirten , kam die Resolution 1827, kurz 
vor Auflösung desselben, wo wir keine Zeit mehr hat- 
ten, darüber weiter zu repräsentiren. Es ist daher in 
diesem Punkte der jetzige Reichstag nur die Fort- 
sei zun g des vorigen. (42) Die Ordnung der Operate ist 
schon im vorigen Reichstag bestimmt worden , und 
wenn wir sie nun abändern, wird dann wohl der näch- 
ste Reichstag verpflichtet sein, die Abänderung des ge- 
genwärtigen zu beobachten? 

Majth^nyi: Dankadresse. Im Uebrigen wie die 
Vorigen. 

Ocskay: Auf die Verhandlung des 2. Punktes 
könnte man sich einlassen und wegen der Präferentio- 
nalien zu gleicher Zeit . repräsentiren. Auf diese Art 
käme man früher zum Ziele. (Gleicher Meinung wa- 
ren Szirmay, Cs6may % Graf la Motte, Somsich) 
Fascho.} 

Qral Andrässy : Da es nicht zu erwarten ist, dass 
die so voluminösen Arbeiten der Reichsdeputationen in 
der kurzen Zwischenzeit von diesem Reichstag zum näch- 
sten in den Comitaten verhandelt werden können, so 
sollte um einigen Aufschub für den nächsten Reichstag 
gebeten werden. Die Operate sind immer eine Art 
Geheimniss geblieben, von welchem das Publicum noch 
sehr wenig weiss. 

Dubraviczky: Es sollte Jedermann erlaubt sein, 
über die Operate seine Ansicht im Druck herausgeben 
zu können, ohne von der Censur gehindert zu werden. 
-r- Eben so Lönyay und Noväk. (43) 

JLberginyi: Unter der gegenwärtigen Regierung 
ist noch kein Gravamen erledigt worden. Immer wur- 
den wir ziisammenherufen, um zu geben. Kam dann 
die Rede auf die Landesbeschwerden, so hörten wir 



nur. von imperiosa necessitas, bellum, feliciora tempora 
etc. Jetzt ist der Zeitpunkt da , wo wir endlich die* 
Ziel erreichen können. Der Monarch verspricht Ab« 
hülfe noch bei seinen Lebzeiten; und da, wie er zu 
unserm Leidwesen versichert „ seine Tage gezählt sind," 
ist hierin keine Zeit zu verlieren. Die Operate liegen 
schon seit 1793 fertig und wurden nie vorgenommen; 
im letzten Reichstage fand man* dass sie dem Zeitgei- 
sle nicht mehr angemessen seien, und daher erfolgten 
die zweijährigen Arbeiten. Sollen sie wieder veral- 
ten ? (44) Ich stimme daher für die Repräsentation we- 
gen der Präferentialien vor allen andern Verhandlungen. 
{Eben so Pronay , Takdts u. m. A.) 

Nagy: Die Regierung wird sich wenig kümmern, 
wenn wir den 2. und 4. §. der königl. Propositionen 
nicht vornehmen; denn beide handeln von unserer in- 
nern Administration. Auch weiss ich nicht, warum 
feine freie Nation sich hinter derlei Drohungen verber- 
gen soll , wenn sie dasjenige verlangt, wozu sie ein 
Hecht hat. Der gegenwärtige Reichstag ward zusam- 
menberufen: „ut. tollantur gravamina, " folglich muss 
jetzt damit begonnen werden, weil wir es bei Eröff- 
nung des Reichstages, aus Hochachtung für den Monar- 
chen, unterliessen. Ich glaube daher, wir können uns 
früher in gar nichts einlassen, bis uns der König auf 
jene Beschwerden, auf die wir im letzten Reichstage 
eine ungünstige Resolution erhalten haben, mit einer 
-günstigem erfreut, und auf jene, worauf noch gar nichts 
erfolgt ist, eine Resolution ertheilt haben wird. (Bei- 
stimmung.) 

Präsidium: Nach der Majorität ist der Beschluss : 
Dankadresse an den König, dass er den Wünschen der 
Nation zuvorgekommen und • die Operate zum Druck 
befördert hat; Dankadresse an den Palatin, wegen sei- 
ner Anstrengung bei den Deputationen; künftig Reichs- 
tag zu Pesth ; endlich die Vornahme der Präferentialien 
vor der Abhandlung des dritten §. der königl. Propo- 
sitionen. (Allgemein angenommen.) ich halte es für 
nöthig, dass eine Deputation ernannt werde, die sich 
sogleich zusammensetzt und über die Präferentialien, 
welche im letzten Reichstag gar nicht, oder doch un- 
günstig erledigt wurden, die nöthigen Untersuchungen 
anstellt und dann den löbl. Ständen die Ergebnisse ih- 
rer Arbeiten vorlegt. (Angenommen.) Die Deputation 

1 ernannt und die Sitzung geschlossen. 

Am nämlichen Tage ward in der Mngnatentafel 



das gestern beschlossene Nuncinm (45) rerlesen und 
hierauf von einer Deputation unter Vortritt des Bischofs 
Kopdtsy, der Ständetafel überreicht; zugleich auch 
die Nachricht ertheilt, dass, nachdem der jüngere Kö- 
nig wegen Kränklichkeit die Aufwartung sämmtlicher 
Reichsstände für jetzt nicht annehmen könne, dieselbe 
einstweilen durch den Palatin, den Primas, den Banus 
and den Personal gemacht werden dürfe. 

Das Nuncium ward zur Dictatur gegeben und die 
aufgelöst. 



Circularsitzung vom ?• October. 

Präsidium: Niczky von Eisenburg, und Graf Kdroly i. 

Präsidium lässt das Nuncium der Magnatentafel 
verlesen. 

Domherr Miskoltzy: Ich wünsche nicht, dass Je- 
jnand darum von den reichstägigen Verhandlungen aus- 
geschlossen würde, weil er nicht so glücklich ist, Un- 
garisch zu sprechen; noch weniger, dass wegen der 
•Sprache Uneinigkeiten zwischen beiden Tafeln entste- 
hen sollten. Die Magnatentafel hält sich für beleidigt 
und muss daher wie ein kranker Körper behandelt wer- 
den. — Der Redner lässt sich dann in einer langen, 
nicht sehr verständlichen Rede, zu den heterogensten 
Gegenständen hinreissen, als : die Schlacht von Monats ; — 
unser theures Vaterland in Asien; — Demosthenes; — 

föttliche Vorsehung; — Rom und fremde Tyrannen^ — 
'rankreich; — Europa; — Arpäd; — wilde Thiere; — 
Türken u. s. w. — und schliesst wie folgt: „Im 
Kriege ist der Palatin oberster Gapitän der Armee; Je-, 
der muss ihm folgen, wohin er will; wir müssen die- 
ses daher auch in Friedenszeiten thun. u — Er wurde 
häufig durch Gelächter unterbrochen, welches er jedoch 
standhaft ertrug. 

Földvdry : Ich glaube, wir müssen die göttliche 
Vorsehung dafür am meisten preisen, dass sie uns Depu- 
tirten allen verstattet hat, unserer t heueren Muttersprache 
mächtig zu sein. Ueber den Inhalt des Nunciums ist 
nicht viel zu bemerken. Ich glaube, die gefahrliche 
Tendenz desselben springt so in die Augen, dass selbst 
jene Deputirten, welche früher gegen das ungarische 
Nuncium gestimmt haben, sich jetzt dafür erklären wer- 
den. (Beifall.) Eben jetzt müssen wir alle Kräfte auf- 
bieten, die ungarische Sprache zur diplomatischen zu 
machen, sonst wird sie gewiss ad calendas graecas ver- 



wiesen. Für den nächsten Reichstag sind: so viele wich« 
tige Gegenstände bestimmt; unter diesen kommt das Li - 
terarium und die Sprache ganz gegen das Ende vor; 
der Reichstag selbst kani\ aus vielen Gründen verscho- 
ben werden; endlich können die äussern Coujuncturen 
sich dergestalt ändern, das? dieser Gegenstand wohl 
40 und mehrere Jahre liegen bleiben könnte. Wir müs- 
sen daher bei dem Beschlossenen standhaft verbleiben, 
das nächste Nunciiun ebenfalls ungarisch absenden und 
auch die Präferentialien in dieser Sprache vortragen. 

Nagy: Es ist über diesen Gegenstand schon so 
viel gesprochen und eine so kostbare Zeit darauf ver- 
wendet worden , dass ich mich bloss auf dasjenige be- 
schränken will, was in der Sache wesentlich ist« Un- 
ser Hauptaugenmerk muss dahin gerichtet sein, einen 
Weg zur Aussöhnung mit der Magnatentafel zu finden 
und dieser Sache ein Ende zu machen. Wir berufen 
uns auf die öffentliche Meinung und bedenken nicht, 
welches Aergerniss dieser Zeitverlust hervorbringen 
wird. Das Beispiel von England und Frankreich wird 
so oft angeführt, obgleich wir wissen sollten, dass ge- 
genwärtig in jenen Ländern gerade das Gegentheil von 
dem geschieht, was wir wollen. — Die lateinische Spra- 
che wird allenthalben als ein besonderer Hebel zur 
Cultur, emporgebracht. Nicht im Nuncium liegt das 
Wesentliche; es ist einzig in der Nationalität enthalten, 
und mögen wir nebstbei nicht vergessen, dass das Feu- 
dalsystem überall mit der lateinischen Sprache gleichen 
Schritt hielt. — Ungarisches Nuncium, Repräsentation 
und Gesetze sind der letzte Schritt in der Nationalität : 
und wie weit sind wir- noch hierin zurück ! — Es giebt 
keinen Saltus und alles muss stufenweise vorwärts schrei- 
ten. Immer geben wir der Regierung Schuld und der 
Fehler ist an uns. Betrachten wir das königliche 
Haus; wohl fünf bis sechs Glieder desselben sprechen 
Ungarisch, während in so vielen Magnatenfamilien auch 
nicht eines die Muttersprache versteht. (46) Die 
grössten Dominien werden deutsch administrirt und 
' dadurch viele tausend Jünglinge gezwungen, sich auf 
diese Sprache zu legen, wenn sie Brot haben wollen. 
— "Auf die Unkenntniss der Muttersprache sollte vor 
allem die allgemeine Meinung Schande setzen. Erin- 
nern wir uns des ungarischen Theaters : mit allen Kräf- 
ten trachtete ich nebst Einigen, dies Vehikel der Spra- 
che einporzubringen; beinalie hätte ich mich mit den 
Logenschlüsseln und Sperrsitzbilleten befasst. Wir gin- 
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gen in Deputation zum Palatin , seine Protection hierin 
zu erbitten, und welche Antwort erhielten wir? i,Ick 
thne gern mein Möglichstes und war auch gestern im 
Theater, aber Von Ihnen, nieine Herren, habe ich Nie- 
manden darin gesehen. " — Hören wir die Klagen un- 
serer- Autoren und übersehen die letzte Ankündigung 
des Tudomajiyos Gyüjtemeny (ein ungarisches Journal] 
nicht. Von den besten ungarischen Werken 'können 
kaum 200 Exemplare abgesetzt werden, während von 
jedem slowakischen Gebetbuch viele Tausend abgehen. 
Niemand. will Ungarisch lesen, und kommt ein ungari- 
sches Buch in eine Bibliothek , so nimmt es höchstens 
der Diener zur Hand, um den Staub davon abzukehren. 
Das zweckmassigste Mittel bleibt immer, dass Niemand 
zu feinem Amte, selbst zu einem herrschaftlichen zuge- 
lassen wird, wenn er nicht Ungarisch spricht. Will er 
Brot haben, so wird er gewiss Ungarisch lernen. Durch 
das Nirncium aber wird auch nicht ein Pressbnrger 
Bürger ungarisirt. Es ist daher mein Vorschlag, dass 
die Nuncien bis zur weiteren Verhandlung ungarisch 
und lateinisch an die Magnatentafel gehen, welches ich 
auch für jetzt als den einzigen Weg erblicke, die Sa- 
che auszugleichen und hierin ein Ende zu machen. 

Eöraögh: Die Grundsätze, welche die Magnaten- 
lafel in ihrem Nuncium aufstellt, müssen uns nur um so 
fester an die Muttersprache binden. Der vierzigjährige 
Gebrauch kann eine widernatürliche Sache nicht heih- 

Sen. In unsern Gesetzbüchern finden wir Gesetze, 
urch hundertjährigen Gebrauch geheiligt, deren Un- 
zulängigkeit, ja Lächerlichkeit man später einsah, wie 
die Gottesurtheile, Hexenprocesse, Folter u. s. v/. 'Die 
Magnatentafel wirft uns vor, die Initiative beseitigt zu 
haben; allein wir wollten ja kein Gesetz über das Nun- 
cium und wissen, dass bloss, wo Stoff zum Gesetze ist, 
beide Tafeln entscheiden müssen. Wir haben nur das- 
jenige gethan, wozu wir nach dem Naturrecht ermäch- 
tiget sind, ohne die andere Tafel früher befragen zu 
müssen. Dass wir die Verbindung mit der andern Ta- 
fel nicht aufheben wollen, hat ja eben der Umstand 
bewiesen, dass wir ein Nuncium sandten, es sei nun 
ungarisch oder lateinisch. Man bringt endlich das Ar- 
gument hervor, dass wir im letzten Reichstag selbst die 
Zeit bestimmt haben, in welcher die ungarische Spra- 
che allgemein werden soll, und nun, vor Verlauf clei- 
selben, den Effect wollen. Ich erwiedere hierauf: von 
oben raus» das Beispiel ausgehen, wenn es wirksam 
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tafel verfasst und uns dann vorlest. ^ (Die Deputation 
wird ernannt.) Ferner scheint die Meinung dahin zu ge- 
hen, dass künftig jeder Redner, bei Uebergabe eines 
Nunciums, bloss auf die übliche Begrüssung sich be- 
schränke; wenn aber der Gegenstand wichtiger ist, die 
Anrede vorher schriftlich verfasst werde. (Beistimmung.) 
Die Commission wird sich sogleich zusammensetzen und 
der nächste Zirkel wird seiner Zeit angesagt werden, 

Gemischte Reichstagssitzung vom 8. October. 

Die Sitzung* ward mit der Verlesung eines Aller- 
höchsten Rescriptes eröffnet, in welchem der König die 
Reichsstände väterlich ermahnt, vor allem andern in die 
Verhandlung des dritten Punktes der königl. Proposi- 
tionen einzugehen, damit dieser Reichstag in dem ge- 
setzlichen Termine geendigt werden könne. Sollte 
noch Zeit übrig bleiben, so würden auch die Präferen- 
tialien vorgenommen werden. (48). Darauf wurde das 
Rescript das 'Jüngern Königs verlesen, in welchem Se. 
Majestät das Krönungshonorar theils zur Unterstützung 
der Contribuenten, die in Folge der schlechten Ernte * 
im nächsten Frühjahr in grosse Noth versetzt werden 
dürften, theils zur Vergrösserung des Fonds der ungari- 
schen Academie bestimmt. Die Lesung ward häufig dnrcji 
rauschende Beifallsäusserungen unterbrochen. (40) Dann 
statteten mehrere Deputationen Bericht über die Einladung 
und Begrüssung der anwesenden Prinzen und Prinzes- 
sinnen unseres und fremder Höfe ab; den Beschluss 
aber machte der Bischof Belih mit einem langen Be- 
richt der, wegen Einverleibung von 13 Ortschaften im 
Zipser Comitat, im vorigen Reichstage ernannten De- 
putation. 

Am 9. ward beim Palatin eine Cot{ferenz gehalten, 
in welcher die Stände im Namen Sr. Majestät die be- 
stimmte Zusicherung erhielten, dass, wenn sie die Prä- 
ferentialien nicht vor dem dritten Punkt, sondern zu- 
gleich mit demselben verhandeln und in einer Reprä- 
sentation vortragen wollten, sie gewiss auf sämmtliche 
Präferentialgravamina Resolutionen erhalten würden. — Es 
sollen sich nur sehr Wenige hierüber ausgesprochen haben 

Circularsitzung vom 10. October. 

Präsidium: Gyurtsdnyi und Eördögh. 

Den Gegenstand der Verhandlung machte das un- 
garische Nuncium, als Antwort der letzten Note der 



Magnatentafel (50). Es wurde verlesen, und obwohl es 
im Wesentlichen beibehalten ward, so dauerten die Ver- 
handlungen über einzelne Sätze und Worte mehrere 
Stunden hindurch. Hinsichtlich des Satzes der Magna- 
tentafel: dass die Gränzen der Initiative überschritten 
seien, waren die Ansichten getheilt. 

i/Lajthenyi von Hont: Im gegenwärtigen Falle 
ist die Initiative gar nicht nothwenaig, denn wir sind 
der Magnatentafel darüber keine Anzeige zu machen 
Texpflichtet, wie wir sprechen oder schreiben wollen. 

Ragdlyi: Man kann nicht behaupten, dass es die 
Magnatentafel nichts angehe, wie wir zu ihr sprechen; 
denn wenn es ihr einfiele, uns in einer andern Sprache 
zu antworten, würden wir es wohl auch nicht gleich- 
gültig aufnehmen. Lassen wir uns in keine Untersu- 
chung der Initiative ein; nie wird sie uns vielen' Nutzen, 
leicht aber — möge ich ein falscher Prophet sein — 
Schaden bringen. 

Balogh: Wenn uns die Magnaten ein ungarisches 
Nuncium gesendet hätten, würde es nur Freude in uns 
erregt haben. Der Unterschied zwischen einer fremden 
und der Muttersprache ist wesentlich. 

. Repds: Ich werde es zwar immer behaupten, dass 
wir unbedingt das Recht haben , Ungarisch zu sprechen 
und zu schreiben; da jedoch die Zeit drängt, sollte auf 
ein Mittel der Reconciliation gedacht werden. 

Ko mdromy: An ein solches Mittel denke ich nicht. 
Zwischen Leben und Tod giebt es keine Vereinigung. 
Der Mittelweg wäre höchstens das Elend. — ist es 
uns abermals mehr um eine Ausgleichung, als um die 
Sache selbst zu thun; nun so kann ja das Ende leicht 
vorausgesehen werden, und dies Gute wird gleich man- 
chem andern in Rauch aufgehen. Leben oder Tod, 
wir haben nur zwischen beiden die Wahl. (Beifall.) 

Nagy: Die Ständetafel hat überall die Initiative, 
wo Repräsentationen oder Gesetzartikel zu entstehen 
haben. Wo dieses nicht der Fall ist, verschwindet 
auch die Initiative. Da wir also hier weder eine Reprä- 
sentation, noch einen Artikel bezwecken, so folgt na- 
türlich , dass der gegenwärtige Schritt nicht in den Be- 
reich der Initiative gehört. 

Ragdlyi: Werden wir diesen Grundsatz auch 
durchsetzen können? (Ja Ja!) 

Berndth: Ich war zwar im Anfange der Ver- 
handlungen nicht gegenwärtig; auf die letztere Aeusse- 
rung des verehrten Ablegaten von Oedenburg jedoch 
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muss ich erwiedern, dass hier der Fall der Initiative 
nicht geläugnet werden kann; ja dieselbe hat im Jahre 
1790 , als der nämliche Gegenstand verhandelt wurde, 
von Seite der Ständetafel auch wirklich statt gehabt. § 

Niczhy von Eisenburg: Der Fall ist nicht in Ab- 
rede zu stellen, aber die Verhältnisse waren dazumal 
ganz verschieden von den jetzigen. Die Ständetafel 
verlangte damals, dass die Magnaten ebenfalls ungari- 
sche Nuncien senden sollten, folglich musste sie die, 
initiative ergreifen; gegenwärtig aber ist davon nicht die 
Rede. Wir müssen bei der Aufstellung ähnlicher Grund- 
sätze mit grosser Vorsicht zu Werke gehen, da wir 
sehen, wit leicht aus ihnen Folgerungen gezogen wer- 
den. Bewahren wir uns dieses Motiv bis zu dem Zeit- 
punkte , wo wir von der Magnatentafel ungarische Nun- 
cien verlangen werden. 

Takdts: Auch ich theile vollkommen die Ansicht, 
dass man durch Aufstellung des Grundsatzes: der Ge- 
genstand bedürfe keiner Initiative, sich den Weg ver- 
sperre, künftig sämmtliche Nuncien und Renuncien in 
ungarischer Sprache zu fordern. Demnach könnte die 
Erwähnung der Initiative ganz- wegbleiben und nur ge- 
sagt werden: da es zur Zeit unsere Absicht nicht sei, 
die Magnatentafel dahin zu stimmen, dass auch sie 
ihre Nuncien ungarisch verfasse, sondern wir bloss die 
Art unserer - Mittheilungen festgesetzt haben , der Fall 
der Initiative nicht vorhanden sei. (Angenommen)* 

Reichstagssitzung vom 11. October. 

In der Ständetafel. 

Der Circularpräsident überreicht dem Personal das 
ungarische Nuncium, das verlesen wird. 

Personal: Obwohl alle hier vorgebrachten Grün- 
de diesen Schritt in meinen Augen nie legitimiren wer- 
den, so will ich dennoch, da der Wille der löblichen 
Stände unabänderlich ist, und ich gegen die übrige Form 
desselben nichts einzuwenden habe, mich der Absen- 
dung desselben nicht widersetzen und ernenne daher 
die Deputation hierzu. , (Diess geschieht.) 

Nachdem das ungarische Nuncium der Magnatenta- 
fel überreicht war, ergaben sich darüber folgende Aeus- 
serungen : 

Baron Alois Mednydnszky: Wenn ich auch 
mit dem Inhalte des Nunciums ganz einverstanden wäre, 
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so konnte ich doch die Form und Art , mit welcher es 
uns zugesendet wird, nimmer gut heissen. Auch sind 
die neuerdings vorgebrachten Gründe der Ständetafel 
bei weitem nicht kräftig genug, die Bemerktingen die- 
ser hohen Tafel umzustossen. Allein das allerhöchste 
Rescript ermahnt uns zur Vornahme des dritten Punk- 
tes der königl. Propositionen; die Zeit ist kurz, die 
noch zu erledigenden Gegenstände von grossem Umfan- 
ge und noch grösserer rVtehtigkeit. Es wäre daher 
meine unmassgebliche Meinung , die Frage über das un- 
garische Nuncium, mit ausdrucklichem Vorbehalt unse- 
rer Rechte hierin und deren Erweisung im nächsten 
Reichstage, für jetzt gänzlich dahingestellt sein zu las- 
sen; die Ständetafel aber zu ersuchen, sich in Folge 
der allerhöchsten Willenäineinung , ohne Verzug in die 
Verhandlung des dritten Punktes einzulassen. 

Oberstküchenmeister: Auch meine Meinung geht 
dahin, vor allem von jeder genaueren Untersuchung die- 
ser nicht wesentlichen, sondern bloss incidentalen Fra- 
ge für jetzt abzustehen, um je eher dahin zu gelangen, 
wozu die Zeitverhältnisse und der Monarch uns so ernst- 
lich ermahnen. Leicht dürfte sonst, wenn beide Ta- 
feln bis zu einem gewissen Grade consequent bleiben 
sollten , das allgemeine Wohl darunter leiden. Es könnte 
daher die Ständetafel dahin verständigt werden , dass, 
obgleich die in ihrer letzten Note vorgebrachten Grün- 
de keineswegs die von der • Magnatentafel gemachten 
Bemerkungen zu entkräften geeignet seien und die Ent- 
scheidung dieser Frage dem nächsten Reichstage vorbe- 
halten bleiben müsse, so wolle doch diese hohe Tafel 
zum Beweise, wie sehr ihr die Verhandlungen der so 
wichtigen und dringenden Angelegenheiten am Herren 
liegen, die Annahme der Nuncien in ungarischer Spra- 
che, bis zur Entscheidung der Frage, genehmigen, je- 
doch müsse bei jeder Note, welche den Stoff zu einer 
Repräsentation oder einem Gesetzfertikel enthalte, das 
Project dazu gleichzeitig lateinisch beigefügt werden. — 
Findet diese meine gehorsamste Meinung Beistimmung, 
'so wäre es den dringenden Zeitverhältnissen angemes- 
sen, dieses Nuncium sogleich mündlich an die Stände- 
tafel zu übersenden. (Beifall unter den Zuhörern.) 

Oberstlandesrichter: Obgleich ich die neuern 
Gründe der Ständetafel eigentlich für gar keine Gründe 
erachte, und obwohl ich vollkommen überzeugt bin, 
dass die ungarischen Nuncien zur Verbreitung der Mut- 
tersprache und Nationalität auch nicht das Mindeste bei- 
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tragen: damit jedoch nicht gesagt werden könne, dass 
von diese;* hohen Tafel der Verhandlungen eine Ver- 
zögerung, bereitet werde, bin auch ich der Meinung, 
einen Mittelweg zu versuchen, diese Frage einstweilen ^ 
zu beseitigen und die so nolhwendigen und dringenden* 
Verhandlungen des dritten Punktes der königl. rropo- 
sitionen je eher zu beginnen. Daher stimme ich der 
Meinung Sr. Exe. des Herxn Oberstküchenmeisters bei, 
dass jeder ungarischen Note , welche Stoff zu einer Re- 
präsenfation oder Gesetzartikel enthält, dieser in latei- 
nischer Sjwäche beigefügt werde. 

Obergespan Szegedy: Nie stimme ich für der- 
gleichen Mittelwege und medios terminos; denn ge- 
wöhnlich geht durch sie das Princip selbst verloren. 
Ich bin daher der Meinung, die Ständetafel dahin zu 
verständigen , dass , obgleich diese hohe Tafel durch 
die letztangeführten Gründe eben so wenig überführt 
ist, als zuvor, sie dennoch aus Rücksicht der dringen- 
den Zeitverhältnisse, einstweilen die Frage dahin ge- 
stellt sein lasse, deren Entscheidung aber für den näch- 
sten Reichstag sich vorbehalte. 

Oberstmund schenk: Schon zehn Reichstagen 
hatte ich die Ehre beizuwohnen, aber immer war es 
als Grundsatz festgesetzt, eher keine Verhandlungen 
vorzunehmen, bevor die königl. Propositionen nicht 
berathen wordem. 

Tavernicus: Wenn wir auch die Absendung der 
ungarischen Nuncien auf die, von Sr. Exe. dem fifewn 
Oberstküchenmeister, Vorgeschlagene Art annehmen, so 
müsste doch ausdrücklich erklärt werden, dass wir die 
Gründe der Ständetafel für ganz unzureichend befun- 
den hätten und nie von dem vorigen Verlangen abge- 
wichen wären, wenn nicht das Wohl des Vaterlandes 
dringend erheischte, von allen derlei incidentalen Fra- 

§en abzugehen und» uns in die weiteren Verhandlungen 
er königl. Pröpositionen einzulassen. 

Bisenoff Szepessy. Indem auch ich vollkommen 
überzeugt bin, dass die Zeitumstände die schleunigste 
Beseitigung dieser Frage erheischen, muss ich auf den 
vorigen Reichstag aufmerksam machen, wo die Reichs- 
stände unterm 28. Januar 1826 verlangten, dass nach 
Verlauf von 6 Jahren die Nuncien Ungarisch abgesen- 
det werden sollen. Allein noch vor Verlauf dieser 
Zeitfrist sendet die Ständetafel schon ungarische Nun- 
cien, obgleich sie nicht verlangt, dass sie ähnliche auch 
von uns zurückerhalte. Es ist dieses einer Seits eine 



Neuerung, anderer Seits aber ein Schritt näher zur 
Verbreitung der Muttersprache, wie es schon früher 
;nit dem ungarischen Diarium und den ungarischen Re- 
präsentationen der fall war. Ich dächte daher, dasses 
sowohl der Würde beider Tafeln entsprechend, als 
auch die noch vorhandenen Schwierigkeiten 4 er ungari- 
schen Sprache beseitigend wäre, wenn bis zum Abfluss 
des Zeitraumes von 6 Jahren, dessen Hälfte ohnehin 
schon vorüber ist, die Nuncien halbbrüchigin beiden 
Sprachen gesendet würden, wozu besonders als Motiv 
dienen würde , dass sonst leicht zweifelhafte Erklärun- 
gen erfolgen könnten , weil unsere Sprache noch nicht 
ganz zur diplomatischen ausgebildet ist. In Siebenbür- 
gen, wo schon seit undenklichen Zeiten alle öffentli- 
chen Verhandlungen Ungarisch gepflogen werden * setzt 
mau oft ganze Zeilen in lateinischer Sprache am Rande 
an, bloss um zweifelhafte Deutungen zu beseitigen. 
Auf diese Art wäre vielleicht den Ansichten beider Ta- 
feln Genüge geleistet. 

Graf Carl Zichy: Da der nächste Reichstag ohne- 
hin in kurzem abgehalten wird und die Magnatentafel 
durch die Gründe der Ständetafel nicht überzeugt ist, 
so sollen die Nuncien bis dahin noch in lateinischer 
Sprache verbleiben. (Missfallen auf den Tribunen.) 

Baron Bede'kovich , Busdn und der Gouverneur 
von Fiume sind der Meinung, dass der medius termi- 
nus angenommen und jene Nuncien, die von keinem 
nichtigen Inhalte sind, bloss Ungarisch, jene aber, die 
etwas Wichtiges enthalten, dieses auch in lateinischer 
Sprache beigefügt werben soll. Letzterer fügt hinzu: 
„und hierin stimme ich mit Sr. Exe. dem Herrn Oberst- 
küchenmeister. " 

Oberstküchenmeister: Meine Meinung ginjj 
nicht dahin; denn es würde viele Streitigkeiten herbei 
führen, zu entscheiden, was wichtig und wesentlich 
sei? sondern ich erklärte mich dahin, dass in allen den 
Nuncien, welche Stoff zu Repräsentationen und Gesetz- 
artikelm enthalten , dieser in lateinischer Sprache bei- 
gefügt werden soll. 

Es sprechen über diesen Gegenstand noch der Erz- 
bischoff Pyrker, die Bischöfle Kurum und Szitov- 
szky, der Oberststallmeister, die *Grafen Carl 
Eraödy , Etnrich Batthy änyi, Gabriel und Johann 
Keglevich, Zichy, Fekete, Szecsen, Majldth, 
Ludwig Kdrolyi und Baron Orczy, in mehr oder 
minder ausführlichen Reden , meist aber in dem Sinne, 



dass der Schritt der Ständetafel ordnungswidrig sei; 
wegen der dringenden Zeitverhältnisfee jedoch ein Mittel- 
weg ausfindig gemacht werden müsse , worauf sich auch 
die Meisten dem Vorsehlage des Oberstküchenmeisters 
anschlössen. — Endlich Baron Vess'eldnyi (Ungarisch): 
Damit an diesem heiligen Orte doch auch ein ungari- 
sches Wort gehört werde, so erkläre ich, dass ich mich 
der Meinung Sr. Exe. des Oberstküchenmeisters an- 
schliesse. 

Der Palati n wiederholte dann auf eine höchst 
umfassende Weise alle vorgebrachten Grunde und er- 
nannte eine Deputation unter Vortritt des Bischoffs Ko - 
pdtsy, welche das mündliche Nuncium nach dem Vor- 
schlage des Oberstküchenmeisters den Ständen bekannt 
machen sollte. Zur Vermeidung alles Missverständnis- 
ses wiederholte dieser seine diessfällige Ansicht kurz 
und händig. 

Bei der Ständetafel ergab sichs jedoch, dass der 
eben genannte Deputationsredner den Ständen vortrug, 
dass von nun an die Nuncien, unter der Bedingniss des 
beizufügenden lateinischen Projectes zur Repräsentation 
oder zum Gesetzartikel, sowohl -von der Stände- zur 
Magnatentafel, als auch umgekehrt, Ungarisch gesendet 
werden sollen; und obwohl hierauf in der Versamm- 
lung, deren Mitglieder zum Theil bei den Verhandlun- 
gen der Magnatentafeln als Zuhörer zugegen gewesen 
waren, ein leises Zischen entstand, um den Redner auf 
seinen Fehler aufmerksam zu machen, fuhr derselbe 
dennoch ohne Widerrufung dieses unrichtigen Satzes, 
in seiner Rede foH und entfernte sich dann mit der De- 
putation, nachdem er selbst auf die fragweise Reas- 
sumtion dieses Gegenstandes durch den Personal, der 
auf diesen Punkt einen besondern Nachdruck legte, be- 
jahend geantwortet hatte. 

Komdromy: Aus der Rede der Deputation geht 
hervor, dass für die Zukunft die Magnatentafel ihre 
Nuncien ebenfalls in ungarischer Sprache an uns senden 
will. • Ich verlange daher, dass in unserm nächsten Nun- 
cium dieser Umstand erwähnt werde; (Missfallen) fer- 
ner ist es mir noch nicht klar, ob immer das erste oder 
das letzte Nuncium den Vorschlag der Repräsentation 
oder des Gesetzes lateinisch enthalten soll? 

Personal} Hinsichtlich des erstem geht das ver- 
ehrte Mitglied augerispheinKch über die Gränzen des 
Gegenstandes. (Beifall). Nie verlangten wir, dass für 
jetzt uns auch die Magnatentafel ungarische Nuncien 
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senden solle; ja in unserm heutigen Nuncium fuhren 
wir es als Motiv an, däss wir darum die Gränze der 
Initiative nicht überschritten haben, weil wir diese For- 
derung nicht gemacht. -Das zweite anlangen^, ist es 
natürlich, dass bei jedem Nuncium, von dem wir eine 
Repräsentation erwarten, gleich Anfangs der Vorschlag 
müsse lateinisch sein, weil dieses sowohl den Geschäfts- 
gang erleichtert, als wir auch nie im Voraus bestim- 
men können, welches das letzte Nuncium sein werde, 
da Mar nicht wissen können, ob uns in der Magnaten- 
tafel Einwendungen gemacht werden, oder nicht. 

Berndth : Meines Wissens haben wir bei den Magna- 
ten nicht um Erlaubniss nachgesucht, Ungarisch zu 
schreiben, und wir benöthigen hierzu auch keine Ge- 
nehmigung. Wenn übrigens die Repräsentation latei- 
nisch beigesendet wird, so haben wir nichts gewonnen 
und unser Nuncium ist dann bloss das ungarische Cou- 
vert einer lateinischen Repräsentation. {Missfallen meh- 
rerer Stimmen: Ist schon Conclusum!) 

Pdzmdndy: Man verlangt ja bloss das Project zur 
Repräsentation oder dem Gesetze in lateinischer Sprache, 
und ich ^zweifle nicht, dass es von uns abhängen wird, 
zu bestimmen , wann und wo dieses zu geschehen habe. 

Personal: Es steht in unserer Willkühr, das Nun- 
cium umständlicher, den Vorschlag aber kürzer zu ver- 
fassen, wie wir es am dienlichsten finden werden. 

Berndth: Was sollen wir aber senden, den Vor- 
schlag zum Gesetze oder die Repräsentation? Denn im 
letzten Fall wären wir nicht weiter, als wir waren. 

Personal: Jetzt ist die Reihe an mir, Aufklärung 
von dem verehrten Mitgliede zu verlangen, denn ich 
kann nun wahrhaftig nicht begreifen, woran es Anstoss 
finden kann. 

Berndth: Ich meine, wenn bloss das Argument 
des zu verlangenden Artikels lateinisch beigefügt wird, 
so ist unser Zwecl^ erreicht ; wenn aber gleich cbe ganze 
Repräsentation lateinisch übersendet wird, so ist die 
natürliche Folge, dass man sich nur an selbe hält und 
das Nuncium selbst überhört. 

Nagy: Ich bin durch das Nuncium der Magnaten- 
tafel gänzlich beruhigt und sehe keinen Grund zu An- 
ständen. Es steht in unserer Willkühr, wie Se. Exe. 
der Herr Personal sehr richtig bemerkt hat, die Beilage 
kürzer oder länger zu verfassen. Ob übrigens die Re- 
präsentation ihrem ganzen Umfange nach beigefügt wird, 
oder nur die Hauptpunkte , ändert nichts an der Sache. 
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• So lange wir dann mit der andern Tafel nicht gleiche 
Meinung über den Sinn oder die Ausdrücke der Re- 
präsentation hegen , ist es natürlich , dass die Nuntien 
nin und wieder wandern müssen. Senden wir daher 
gleich Anfangs eine vollständige Repräsentation, so er- 
leichtern wir natürlicher Weise den Geschäftsgang. Da- 
mit wir aber über diesen Gegenstand nicht abermal 
vielleicht im nächsten Cirkel anstehen, wäre es gut zu 
bestimmen, welche von diesen beiden Modalitäten statt 
haben soll. 

Personal: Hiervon leuchtet mir weder die Not- 
wendigkeit noch der Nutzen ein. 

Ragdlyi: Warum sollten wir uns binden! kürzer 
. oder länger: wir werden die Beilage immer so verfas- 
sen, wie es uns am zweckmässigsten erscheinen wird. 
(Allgemein angenommen). < 

Hierauf erschien der Landrichter und brachte von 
der Magnatentafel die Versicherung, dass Se. Majestät 
hinsichtlich^ der Commission wegen Einverleibung Gali- 
ciens und Lodomeriens den Wünschen der Stände zu- 
vorgekommen, die Commission unter Vorsitz Sr. kais. 
Hoheit des Palatino, ernannt habe, welche wahrschein- 
lich schon im Lau£e dieses Reichstages ihre Arbeiten 
beginnen und diese nach ihrer Beendigung dem Reichs- 
tage vorlegen werde. Ob übrigens diese Arbeiten bis 
zum nächsten Reichstag beendigt sein würden, sei zu 
bezweifeln ; daher "wäre es der Vorschlag der Magnaten- 
tafel, yon jeder weitern Repräsentation und dem Ver- 
langen eines Artikels, als überflüssig, abzustehen. 

Komdromy und Lonyay von Borsöd verlangen 
eine Articularcommission und Berichterstattung an den 
Reichstag. 

Personal: Da wir gegenwärtig weder die Gren- 
zen der einzuverleibenden Länder bestimmen, noch die 
besondern Umstände voraus wissen können, so wäre 
erst dann umständlich über die Modalität zu verhandeln, 
wenn die Commission ihren Bericht erstattet haben 
wird. Ich mache daher den Antrag, einstweilen mit 
der Ernennung der Commission zufrieden zu sein und 
die weitern Verhandlungen bis zum nächsten Reichstag 
zu verschieben. 

Berndth: Es ist der ausdrückliche Wille meiner 
Committenten, hierüber ein Gesetz zu verlangen, und es 
stellt daher nichts in meiner Willkühr, davon abzustehen. 

Komdromy: Haben die Reichsstände im Jahre 
1802 die Einverleibung mit Recht verlangt, wie nicht 
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anders angenommen werden kann, so ist es die Pflicht 
des Reichstages, auf die Erfüllung zu dringen. 

Dubraviczky: Wenn wir auf die erste Veranlas- 
sung dieses Verlangens zurückgehen, werden wir fin- 
den, dass sie sich bei Berathung des königl. Inaugu- 
raldiploms ergab, indem laut desselben die abgerisse- 
nen und zurück erhaltenen Theile des Reichs wieder 
einverleibt werden sollen. Nachdem dieses nicht ge- 
schehen, entstand darüber die erste Repräsentation. 
Die darauf erfolgte Resolution entsprach nicht den Wün- 
schen der Reichsstände, und darum verlangen wir neu- 
erdings, dass hierüber nach dem Beispiele von 1715 
ein Gesetzartikel gebracht werde. Ich muss hier noch 
erklären, dass, laut meiner vor kurzem erhaltenen neu- 
ern Instruction, meine Committenten sich zwar mit der 
königl. Erklärung auf die Repräsentation, wegen des 
Wortes praestabilitae begnügen, indem der König in sei- 
ner Resolution sagt : „zro ea , in qua vos ipsi conquiesci- 
tis forma." Allein die Form ist ihnen nicht genügend 
und ihr Wunsch geht dahin, dass zur Aufrecnthaltung 
der Rechte des Reichs, bei Beginn der künftigen Re- 

Eierung — wenn dieses gegenwärtig nicht geschehen 
ännte — ein bestimmtes Gesetz darüber gebracht werde. 
Personal: Dieses widerstreitet dem Diätalbe- 
schluss, dem sich jedes Comitat unterwerfen muss. 
Nachdem die Reichsstände über das Wort praestabilitae 
sich mit ihrem Widerspruche und der Cautel begnügten, 
forderten sie eben dadurch vom Monarchen keine wei- 
tere Entscheidung darüber. So regellos daher jeder Ein- 
spruch einzelner Behörden gegen den Reichstagsbe- 
schluss ist, kann diese Erklärung dennoch zur Legiti- 
mation des Herrn Deputirten zu Protocoll kommen; 
Was übrigens die Frage selbst betrifft, habe ich gar 
keine Hoffnung, dass wir die Articularcommission in 
der Form, wie wir sie begehren, erlangen werden. 
Mit Galicien ist es ein ganz verschiedener Fall zu je- 
nem wegen Dalmatien; gegenwärtig bedürfen wir einer 
schneller wirkenden Commission. 

• Pdzmdndy: Wenn die Commission dem Lande 
Rechenschaft von ihren arbeiten geben soll, begreife 
ich nicht, warum sie nicht nach dem Beispiele von 
1715 eine Articularcommission sein sollte? 

Personal: Aus dem natürlichen Grunde, weil die- 
ses weder in der königl. Resolution, noch in der münd- 
lichen Erklärung Sr. kaiserl. Hoheit des Falatiiis ent- 
halten ist. 
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Nagy: Einen Grund anzugeben, aus welchem diese 
Länder einverleibt werden' sollen, wäre jetzt schon 
ganz überflüssig, da unser Recht bereits vom König 
anerkannt wurde. Es ist nur noch noth wendig, dass 
eine Cptnmission ernannt werde, welche sich, im Ein- 
verständnisse der dortigen Landesbehörden, gleich ans 
Werk macht. Wir brauchen das Gesetz nicht, um 
unser Recht zu erweisen, sondern um jene im voraus 
zum Schweigen zu bringen, die es in Zweifel ziehen 
möchten. IVie übrigens die* Commission zu Werk© ge- 
hen soll, darf jetzt noch unsere Sorge nicht sein. Eine 
kais. Commission wird nur dasjenige thun, was die 
Absicht der Regierung ist. Diese kann nun dreierlei 
sein: entweder die Einverleibung wirklich zu bewerk- 
stelligen, oder sie hinauszuschieben, oder sie endlich 
far nicht vorzunehmen. Von allen diesen Absichten 
önnen wir durch eine kais. Commission nichts erfah- 
ren; wohl aber durch eine Landescommission, welche 
auch wir z^ur Förderung des Werkes verhalten können* 
Es ist zwar wahr, dass bei der Nähe des künftigen 
Reichstages die Stände auch gegen eine kais. Commis- 
sion , wenn deren Arbeiten nicht gehörig vorwärts gin- 
gen, "Schritte machen könnte, allein eben 1 so wenig 
kann auch eine Landesöommission der Regierung schäd- 
lich sein, da sie nur nach Befund der Umstände ihre 
Arbeiten bewerkstelligen kann, die Entscheidung aber 
immer bei der Regierung bleibt. 
f Majthenyi von Honth: Ich lege zwar kein be- 

sonderes Gewicht darauf, dass die Einverleibung eben 
durch eine Landescommission geschehe; doch pflichte 
ich hierin der Mehrzahl bei. Ferner schliesse icn mich 
nicht nur der Erklärung des Deputirten von Pesth, hin- 
sichtlich des praestabilüae vollkommen an, sondern ver- 
lange noch ausdrücklich von Seite meiner Committenten 
zu rrotocoll zu nehmen, dass bei Gelegenheit der Dank- 
adresse an den König, hinsichtlich der Präferentialbe- 
schwerden, die Erledigung erbeten werde. f 

Borsiczhy: Zu ledern Besitze ist das Recht des 
Anspruches — «- bona fides — nothwendig; allein dem 
jetzigen Besitze von Galizien kann nur der Rechtsgrund 
beigefügt werden, dass diese Länder nie mit ungari- 
schen Gesetzen beherrscht wurden. Dasselbe war auch 
mit den Theilen von Siebenbürgen der Fall, ohne dass 
darum unser Recht auf selbe angefochten würde. Ks 
wäre daher an der Regierung, zu erweisen, dass wir 
kein Recht auf jeue Länder haben. 
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Personal: An der Regierung? Soll denn der Be- 
sitzer sein Recht erweisen, oder ist dieses nicht viel- 
mehr die Pflicht desjenigen, welcher es anspricht? Ich 
glanbe dieser Satz würde gegen alle Rechtsgrundsätze 
streiten. 

Ragdlyi: Wir gehen hier zu weit. Nebst dem 
Warschauer Tractat, welcher unser Recht ausser allen 
Zweifel setzt, besitzen wir noch die Erklärung des 
Königs, dass die abgerissenen und wieder erlangten 
Theile dem Königreiche einverleibt werden sollen, da- 
fnit dem Inauguraldiplom Genüge geleistet werde. Ein 
grösseres Recht können wir nicht ansprechen und es 

Emüge uns, dass Se. Majestät (fieses auf Galizien und 
odomerien ausgedehnt hat. Uebrigens ist es nicht 
wesentlich, ob die Commission eine königliche oder 
eine Landescommission sei, nur dass sie sich auch, auf 
Galizien erstrecke. 

Personal: Es möge daher der Herr Landrichter 
der Magnatentafel den Beschluss dieser Tafel überbrin- 
gen, dass die Stände zwar von der weitern Bitte um 
eine Commission abstehen , jedoch die Inarticulirung 
derselben, ihre Ausdehnung auf Galizien und Lodomeri- 
en, und die Berichterstattung an den Reichstag verlange. 
Nachdem hierauf der Personal die Glieder der 
Commission , welche die Landesbeschwerden des gegen- 
wärtigen Reichstages in Empfang nehmen, ordnen und 
ihr Gutachten darüber abgeben soll, aus der Stände- 
tafel ernannt und dieses auch in der Magnatentafel durch 
den Palatin geschehen war, kehrte der Landrichter von 
der Magnatentafel mit der mündlichen Botschaft zurück: 
Se. kais. Hoheit und die Magnatentafel bitten die Stände 
dringend, dass sie nach den Beispielen von 1715, 1723 
und 1729, die mit dem gewünschten Erfolg gekrönt 
wurden, sich damit begnügen möchten, dass die Com- 
mission in der von der Magnatentafel vorgeschlagenen 
Form bleibe, da nie irgend eine Einverleibung auf an- 
dere Art geschehen sei; und dass bei der Nähe des 
künftigen Reichstages die Reichsstände diesen Gegen- 
stand, wenn er bis dahin nicht gehörig betrieben würde, 
leicht weiter verhandeln könnten*. 

Personal : Ich dächte, wir könnten den Wunsch, 
der Magnatentafel erfüllen, denn ich halte es nicht für 
gut, eine vorf heilhaft gestellte Sache unter neue Fragen 
und Verhandlungen zu setzen. 

Fascho: Auch ich theile diese Meinung und muss 
noch bemerken, dass eben, weil die Einverleibung dem 
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König, in Folge des Inauguraldiploms , zukommt, das 
Land sich mit derselben nicht befassen sollte. 

Domherr Csausz: Wir können uns ja damit be- 
gnügen, dass mehrere Glieder der Commission aus den 
lleichsständen ernannt wurden. 

Diesem widersprachen Borsiczky* Pronßy y Nicz- 
ky yon Eisenburg und mehrere, besonders aus dem 
Grunde, da die Einverleibung das Reich selbst betreffe 
und daher in unmittelbarer Mitwirkung der Reichsstände 
müsse vorgenommen werden. 

Mit diesem mündlichen Nuncium und dem Zusätze : 
dass im Jahre 1715 die Commission, ungeachtet der 
Betreibungen von 1723 und 1729, ohne Erfolg geblieben 
und erst 1741 in Erfüllung gegangen, und daher die 
Standetafel eine Landescommission verlange, wurde der 
Landrichter abermals zur Magnatentafel gesandt, von 
welcher er bald darauf die Antwort brachte , dass Se. 
kais. Hoheit nur die Magnatentafel bei ihrer vorigen 
Erklärung um so mehr verharren, als bei der Einver- 
leibung, welche 1715 im 92. Artikel bestimmt wurde, 
die Ansprüche des Reiches schon erwiesen waren, wel- 
ches bei Galizien und Lodomerien nicht der Fall sei. 
Daher müsse die Repräsentation, indem keine Vereini- 
gung der beiden Tafeln erfolgen könne, unterbleiben. 

Da es schon ziemlich spät war, wurde die Sitzung 
geschlossen. 

Circularsitzung vom 12. October. 

Präsidium: Gyurtsdnyi und Eördögh. 

Präsidium: Die Arbeiten der Deputation, die 
sich mit den Präferentialien beschäftigte, sind zwar be- 
endigt und könnten* sogleich vorgetragen werden; da 
aber dieselben vor der Dictatur ohnehin nicht berathen 
werden können, diese aber bei der Reichhaltigkeit der 
Deputationalarbeit, vor Abend nicht geendiget sein wird, 
so könnten wir, wegen Kürze der Zeit, den dritten 
Punkt der kais. Propositionen verhandeln. Wir wissen, 
wie sehr uns Eile empfohlen wurde. 

'Sombory: Wenn es sich darum handelt, dass 
wir geben sollen, hat die Sache stets grosse Eile; 
kommt aber die Reihe an die Landesbeschwerden, so 
müssen wir gleich vernehmen, dass dazu der rechte 
Zeitpunkt nicht vorhanden sei. Ich bin zwar weit ent- 
fernt, des Monarchen Verlangen verweigern zu wollen; 



da es jedoch schon beschlossen wurde, nach Verhand- 
lung des eisten Punktes der kais. Propositionen unmit- 
telbar die Präferentialien vorzunehmen, so können wir 
uns eben aus diesem Grunde in die Verhandlung des 
dritten Punktes nicht einlassen. Entfernen wir uns da- 
her lieber auf der Stelle, damit die Deputationalarbeit 
gleich zur Dictatur kömine, und wir sie heute in einer 
Abendsitzung berathen können. (Beifall.) 

Tökölyi: Den- Abgesandten bestimmt seine In- 
struction. Diese weiset mich an, sogleich für die Ver- 
handlung des dritten Punktes zu stimmen. Sind dreissig- 
tausend Rekruten nicht hinlänglich, so votire ich fünf- 
dgtausend. Bedürfte der Monarch keiner Soldaten, so 
wurde er sie nicht verlangen. Ich stimme daher für 
die unmittelbare Verhandlung dieses Punktes vor allen 
übrigen. * 

Földvdry: Entweder ist es die Absicht des Mon- 
archen, uns auf die Präferentialien eine günstige Re- 
solution zu ertheilen oder nicht. In jedem dieser Fälle 
' muss die betreffende Repräsentation unverzüglich unter- 
breitet werden, weil ihre Erledigung längere Zeit ver- 
langt und doch während des Reichstages bewerkstelliget 
werden muss; die Rekruten aber werden erst nach er- 
haltener Sanction des hierüber zu verfassenden Gesetz- 
artikels und nach beendigtem Reichstage, zu Hause 
gestellt. Warum eilen wir also mit der Erledigung 
eines Gegenstandes, der, laut dem Versprechen de? 
Königs die Präferentialien in diesem Reichstage zu er- 
ledigen, nur nach diesem ins Werk gesetzt werden kann. 

Uzovits: Da wir aber für die gegenwärtige Sitzung 
keine andere Verhandlung vor uns haben, so könnte 
dennoch die Berathung des dritten Punktes einstweilen 
beginnen, denn es steht uns ja frei, das Conclusum 
hierüber bis zu seiner Zeit aufzuschieben. Es wäre 
sogar, meiner Meeting nach, sehr zweckmässig, vorher 
bei der Regierung die Anfrage zu machen, wie viel 
Recruten sie benöthige? Auf diese Art könnten wir 
dann mit mehr Erfolg unsere Berathungen fortsetzen. 

Baron Vay: Unsere Gommittenten haben das volle 
Recht zu erwarten, dass wir ihnen günstige Gesetze 
vom Reichstage zurückbringen. Bestimmung und Zweck 
der Reichstage ist insbesondere: Abhilfe der National- 
beschwerden und Bewilligung der gesetzlichen Forde- 
rungen der Regierung. Wenn letztere ausser den Reichs- 
tagen gemacht, oder wohl gar eingetrieben werden, 
danii walten verhängnissvolle traurige Zeiten, wie wir 
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leider erlebt hoben; daher muss der streng gesetzliche 
Weg unabweichlich befolgt werden, besonders in einer 
Sache, wo es sich nicht um unser Eigenthum, sondern 
um das Blut des Contribuenten handelt. Die Beschwer- 
den des vorigen Reichstages, in wie weit sie noch nicht 
erledigt worden, müssen der erste, vorzüglichste Ge- 
genstand unserer Verhandlungen sein, wäre es auch 
nur, um auf das moralische Gefühl des Volkes günstig 
einzuwirken und den einstimmigen Wünschen der Na- 
tion zu entsprechen. Die Regierung benöthigt gegen- 
wärtig Soldaten zur.Aufrechthaltung der äussern Sicher- 
heit: wehe uns, wenn sie für die innere nothwendig 
würden! Es ist daher unsere heiligste Pflicht, Abhilfe 
dieser verjährten, schreienden Beschwerden zu verlan- 
gen, und dies um so mehr, da wir so viel Ursache 
haben zu hoffen, der König werde unsern gerechten 
Wünschen willfahren. Diese Gegenstände können nicht 
von einander getrennt werden, wenn wir wollen., dass 
die Gemüther beschwichtigt und die Ruhe für künftige 
Zeiten gesichert sein soll. Die Abhilfe wegen des Sal- 
zes allein könnte den armen Contribuenten so weit 
erleichtern, dass er sich dann freudiger den öffentlichen 
Lasten unterzieht. Daher geht meine Meinung dahin, 
dass bei Gelegenheit, wo die Repräsentation wegen 
der Präferentialbeschwerden unterbreitet wird, vor zu 
gleicher Zeit uns um die moralische und physische Not- 
wendigkeit der Rekrutenstellung erkundigen. (Beifall.) 

Bene stimmt ihm bei. — Wir können diese In-. 
cidentalfrage voraus senden, ohne dadurch zu etwas 
verpflichtet zu sein. 

Niczky von Eisenburg: Dass der dritte Punkt ver- 
handelt werden müsse, hat jeder Ablegat in seiner In- 
struction; dass ferner die Rekruten nothwendig sind, 
bezweifelt wohl niemand, sonst würde die Regierung 
sie nicht verlangen. Lassen wir daher die äussere 
Sicherheit unberührt, und beschäftigen wir uns lieber 
mit der inhern. Wenn wir diesen Gegenstand zur 
Sprache bringen, dürfen wir der verderblichen Gäh- 
rungen nicht vergessen, die gegenwärtig jene Staaten 
' am meisten bewegen, wo man eben diese innere Sicher- 
heit entweder nicht genug beachtet hatte, oder sie durch 
verkehrte Mittel aufrecht erhalten wollte. Die niedere 
Volksciasse (Populus) ist der höchsten Beachtung werth. 
In unserer Beschwerde über den Salzpreis' sagen wir 
ausdrücklich: „Um die Gemüther des Volkes zu beriüii- 
s gen" (ad tranquilisandos populi animos etc.) ; lassen sie 
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uns daher diese Klagen vor allen andern vortragen, 
wir können dadurch unsern guten König unmöglich 
beleidigen. Dieser Gegenstand ist das Praeferentialissi- 
mum. Mit Sehnsucht erwartet das Volk Erleichterung 
hierin, und indem wir die Abstellung der Landesbe- 
schwerden betreiben, leisten wir der Regierung selbst 
den wesentlichsten Dienst* Die finstern Zeiten sind 
vorüber, wo die Instructionen der Deputirten dem 
Volke unbekannt blieben; es kennt sie jetzt genau und 
erwartet mit Zuversicht ihre Erfüllung. Doch, wäre 
dieses auch nicht der Fall, so könnten wir dennoch 
vom gesetzlichen Wege nicht abweichen; denn, nehmen 
wir nur den Fall practisch: Der Monarch will die Con- 
stitution aufrecht erhalten; diese aber verlangt die Ab- 
stellung der Beschwerden: was steht denn nun eigentlich 
diesem Bedürfnisse im Wege? Etwa eine Verzögerung 
von einigen Tagen? Seit wann werden denn unsere 
öffentlichen Angelegenheiten so eilig betrieben ? Ist denn 
die Gefahr so gross, dass der nothwendige Geschäftsgang 
umgestossen werden muss, und wir auch nicht einen 
Tag dem Wohle des Populus widmen können? (Beifall.) 

Domherr Csausz: Das königliche Rescript können 
wir nicht beseitigen; und wenn wir hinsichtlich des 
dritten Punktes auch keine vollständige Verhandlung 
vornehmen und den Gegenstand erschöpfen, so könnte 
dennoch eine vorläufige Repräsentation, worin wegen 
der Zahl der Rekruten Anfrage gemacht wird, abge- 
sendet werden. 

Mehrere Stimmen: Die Geistlichkeit stellt keine 
Rekruten. 

L,6nyay von Bors6d: Es ist einmal Beschluss der 
Circularsitzung, den dritten Punkt nach den Präferen- 
tialien vorzunehmen, und dieser kann, ohne die Würde 
unserer Versammlungen zu verletzen, hier nicht abgeän- 
dert werden. Das letzte Rescript basirt auf den Ver- 
änderungen der Verhältnisse von Aussen. Wenn der 
Monarch für die äussere Sicherheit des Staates Soldaten 
verlangt, so ist es unsere Pflicht, für die innere Ruhe 
Sorge zu tragen; denn ich erblicke die Sicherheit eines 
Landes nicht so sehr in der militärischen Macht, als in 
der moralischen Stimmung des Volkes. Seit 40 Jahren 
wird uns die Abhilfe der Beschwerden ohne Erfolg 
versprochen und immer Entschuldigung wegen kriege- 
rischer Zeiten vorgebracht. Gegenwärtig ist, meines 
Wissens, die. Gefahr nicht so dringend; daher wäre 
diese schädliche Eile jetzt auch nicht zu entschuldigen. 



Justh und Prdnay stimmen gleichfalls gegen die 
Vornahme des dritten r unkt es. 

Präsidium: Ich mass die löbl. Versammlang auf- 
merksam machen, dass dem Präsidio höheren Ortes 
gemessene Befehle über diesen Gegenstand ertheilt sind; 
wir fordern daher die verehrten Mitglieder auf, sich 
noch zahlreicher über diese Frage auszusprechen, da- 
mit uns der Vorwarf einer Oberflächigkeit nicht trifft* 

Nagy: Ich finde, dass wir in unsern Berathungen 
nicht von der Stelle kommen. Noch ist es nicht ent- 
schieden, ob wir eine Anfrage wegen der Anzahl der 
Rekruten machen sollen, oder nicht? Auf diese Art 
vergeht aus zu grosser Eile ein Tag nach dem andern. 
Da gegenwärtig nichts anderes vorgenommen werden 
kann, so wäre es passend, die Berathung dieses Gegen- 
standes zu beginnen, da die fetzte Bestimmung dessel- 
ben doch immer in unserer Gewalt bleibt. 

Balogh: Auch ich bin der Meinung, die Frage 
vorläufig zu berathen, ohne jedoch einen BescMuss zu 
fassen, bevor die Resolution auf die Präferentialien er- 
schienen ist. Unsere Committenten erwarten sie mit 
Sehnsucht und Zuversicht, und da es bekannt ist, dass 
dem Volke keine Auflage in solchem Grade zuwider 
ist, als die Rekrutenstellung, so würde der Beschluss 
dieses verhassten Gegenstandes, noch vor Heilung der 
schmerzlichsten Wunden, unter dem Volke eine heftige 
Gährung erregen. 

De dki Sobald wir uns in die Berathung dieses 
Gegenstandes einlassen, beschäftigen wir uns auch schon 
über seinen Inhalt. Nun lautet aber die Instruction fast 
aller Ablegten dahin , dies nicht zu thun. Es wäre , 
daher das Beste, aus einander zu gehen und die Präfe- 
rentialien am Abend zu verhandeln. 

Bezeredy von Tolna stimmt wie Niczkv* Ver- 
fassen wir die Repräsentation gleich Ungariscn, damit 
die Lateinische nicht als Original gelte. 

Es stimmen noch mehrere für eine Abendsitzung. 
Nagy, Faschoy Majthen'yi und Andere bemerken, 
dass die Deputationalarbeiten so reichhaltig sind» dass 
die Copisten sie schwerlich bis Abend abgeschrieben 
haben dürften. 

Niczky von Eisenburg: "Was bedeutet dies un- 
ordentliche Drängen und Treiben, als ob der Feind 
vor den Thoren stände ? Wenn wir die Arbeiten erst 
heute Abend erhalten, muss doch auch hinlängliche 
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Zeit gewährt werden, darüber nachzudenken. s Kommen 
wir daher morgen früh 8 Uhr zur Circularsitzung zu- 
sammen ; auf diese Weise werden wir mit Bedacht und 
dennoch mit Eile vorwärts gehen. (Beifall.) 

Präsidium: Ich erkläre demnach die Sitzung für 
geschlossen und bestimme den morgigen Cirkel auf 
§ Uhr früh. 

Circularsitzung vom 13. October. 

Präsidium: Gyurtsdnyi, Eördögh. 

Präsidium: Da die Deputation ihre Arbeiten 
hinsichtlich der Präferentialbescnwerden beendigt hat, 
so ist das Verlesen ihres Berichtes an der Tagesordnung. 

Die Relation wird von dem Circularnotar verle- 
sen. (52) 

Sämmtliche Beschwerden sind mit den auf sie Bezug 
habenden Artikeln des Gesetzes belegt. 

Bei Berathung hierüber wollten zwar mehrere ge- 
gen die Form der Redaction Einwendungen machen; 
es ward jedoch von dem Präsidium erklärt, dass dieses 
bloss die Berichterstattung der Commission und ausser- 
dem kein wichtiges Document sei, woraus man Folge- 
rungen ziehen könnte. Es wurden daher sämmtliche 
'Mitglieder, welche sich im Verfolg der Verlesung in 
weitere Erörterungen einlassen wollten, zur Tagesord- 
nung verwiesen. 

Beim neunten Punkt, hinsichtlich der geistlichen 
Beneficien, wird gelesen: „in deren Nutzniessung die 
Clerisei sich befindet. 

Domherr Csausz: Die Clerisei hat nicht bloss 
die Nutzniessung, sondern auch den Besitz der geist- 
liehen Güter. 

■ Borsiczky: Dem muss ich widersprechen, denn 
diese Güter sind ein Eigenthum des Staates, weswegen 
die Geistlichen dieselben auch nicht veräussern, nicht 
einmal belasten dürfen. 

Domherr Csausz: Auf diese Art wären auch die 
Besitzer der Majorate und Seniorate keine wahren Be- 
sitzer, sondern nur Nutzniesser. 

Borsiczky: Gewiss; aus ähnlichen Gründen! Nie- 
mand wird den Satz auch angreifen, der mit dem Geiste . 
unserer Gesetze vertraut ist. 

Es ward beschlossen, dass die Präferentialbeschwer- . 
den» in wie weit sie noch bestehen, in' ein Nuncium 

6 
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nebst dem Project zur Repräsentation verfpsst, am Ende 
aber wörtlich das Nuncium von 1827 beigelügt werden 
solle, womit die Stände damals, in Erwartung ungün- 
stiger oder gar keiner Resolutionen, ihre Beschwerden 
begleiten wollten, und welches auch damals in der 
Magnatentafel so entscheidenden Widerspruch fand, dass 
es nicht durchging, sondern nur im Diarium vorhanden 
ist. (53) Viele Mitglieder waren der Meinung, dass die 
Ausdrücke jenes Nunciums auf die gegenwärtigen Um- 
stände nicht angewendet werden können, weil der jetzige 
Reichstag viel fröhlichere Aussichten zeige, als das 
finde des Vorigen. Dieser Meinung waren besonders: 
Fascho, Pronay, Nyiky und Andere. 

Csdszdr: Nach so vielen Danksagungen und Freu- 
denbezeigungen , die schon in diesem Reichstage statt« 
gefunden haben, wäre es nicht consequent, plötzlich 
in diesen scharfen Ton zu fallen. 

Borsiczky: Ja wohl sind wir immer bereit mit 
Danksagungen, obgleich Mir nie etwas erlangen. 

Nagy: Beide Dinge lassen sich leicht vereinigen. 
Ueber das, was des Dankes werth war, haben wir ihn 
ausgedrückt, nämlich über die Krönung des jungen 
Königs bei Lebzeiten des Vaters, und über die Ver- 
sicherungen, dass unsere Constitution aufrecht erhalten 
werden soll. Wenn wir aber unsere Leiden dem König 
vortragen, so dürfen wir doch erklären, dass die Wun- ' 
den schmerzen. 

Domherr Sztankovits: Es müssen dennoch alle 
verletzende Aeusserungen wegbleiben. 

Nagy: Der verehrte geistliche Herr zeige mir nnr 
einen Satz, in welchem ein Wort enthalten wäre, das 
sich nicht auf die strengste Wahrheit gründet oder 
überflüssig ist, und ich will gern der Erste für die Weg- 
lassung stimmen. Uebrigens bin ich nicht dagegen, 
dass wir sagen: Die Reichsstände seien zwar zu Ende 
des vorigen Reichstages in gerechte Besorgniss und 
Schmerz verfallen; die Verheissungen des Monarchen 
jedoch, beim Beginn dieses Reichstages, haben die 
Stände in eine grosse Freude versetzt. 

Balogh: Nicht nur, dass wir gegenwärtig nicht 
besser stehen, als am Ende des vorigen Reichstages: 
unsere Leiden sind seitdem nur drei Jahre älter und 
daher schmerzlicher geworden. 

Földvdry: Ich begreife nicht, woraus der ver- 
ehrte Ablegat von Qedenburg den Stoff zu seinem 
grossen Gaudium hernimmt ? (Gelächter) Ich zweifle, . 
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da&s wir etwas Besseres und den Umständen Angemes- 
seneres werden sagen können, als der Schluss des Nun- 
ciums von 1827 ist. 

Viele Stimmen: Das Nuncium von 1827. 

Präsidium: Da die Majorität dahin stimmt und 
auch die Zeit schon vorgerückt ist, so soll in der mor- 

E'gen Sitzung die zu verfassende Repräsentation ver- 
sen, verhandelt und mit dem Ende des Nunciums 
von 1827 beschlossen werden« 

; Circularsitztwg vom 14. October. 

Präsidium: Gyurtsdnyi, EördögTi. 

• 

Präsidium: Bevor wir mit Verlesung der Re- 

Sräsentation unsere Berathungen beginnen, muss ich 
en löbl. Ständen im Namen br % kais. Hoheit des Pala- 
tins die Versicherung geben, dass die Vornahme der 
Präferentialien vor dem 3. Punkt der königlichen Pro- 
positionen, in der Magnatentafel keinen Widerspruch 
erfahren werde, nur bedauert Se. kais. Hoheit, dass 
die Stände die Repräsentation auf das Nuncium von 
1827 basiren wollen, da doch die jetzigen Umstände 
von den damaligen so ganz verschieden und Se. Maje- 
stät so sehr geneigt sind, den gerechten Wünschen des 
Landes zu entsprechen. Er glaubt daher, die Präfe- 
rentialien mittels einer, den jetzigen Verhältnissen mehr 
anpassenden Repräsentation zu unterbreiten. 

Petrovay: Es ist uns gestern keine Zeit gelassen 
worden, weder über eine mehrere Bogen lange Rela- 
tion nachzudenken, noch uns darüber zu beratnen, und 
icli furchte, wir werden aus zu grosser Eile nicht wei- 
ter kommen. Schon haben wir uns einen grossen Stein 
in den Weg gewälzt, indem wir jetzt, bei ganz ver- 
änderten Umständen, eine Repräsentation absenden wol- 
len, die bei der allgemeinen Aufregung des vorigen 
Reichstages zweimal zurückgewiesen wurde, weil man 
die Ausdrücke in ihr zu hart fand; wir können daher 
mit Recht erwarten, dass sie jetzt um so weniger durch 
die Magnatentafel gehen werde. So häufig wird die 
Theorie wegen Zeitverlust und Auslagen der Contri- 
buenten aufgestellt, und dennoch ergreifen wir einen 
Weg, der uns ntfr Anstände und Hemmung erwarten 
lässt. Es sollte daher, meiner Meinung nach, eine, 
den jetzigen günstigeren Aussichten angemessene Re-v 
Präsentation verfasst, jene von 1827 aber auf den, Fall 
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vorbehalten werden, wenn wir, wider Erwarten, auf 
unsere Beschwerden keine, oder eine ungünstige Reso- 
lution erhalten sollten. (Er wird von Radvdn$zky y 
Asztalos und Csausz unterstützt.) 

Komdromyz Dreimal wollte, ich gestern meine 
Meinung darüber eröffnen, und nie kam ich zum Wort; 
endlich ward die Sitzung aufgehoben. Heute, nachdem 
ich noch reiflicher über den Gegenstand nachgedacht, 
bin ich auch der Meinung meiner verehrten Vorgänger. 

Präsidium: Wenn das verehrte Mitglied sich ge- 
stern nicht aussprechen konnte, lag gewiss die Ursache 
nicht an dem Präsidium, da jeder nach der Ordnung 
das Wort erhält, in welcher er sich aufzeichnen Hess. 
Beim Schluss der Sitzung aber schien die Meinung für 
das Nuncium vom 1827 allgemein zu sein; ich bitte 
daher die verehrte Versammlung, sich hierüber bestimmt 
auszusprechen, damit uns ein ähnlicher Vorwurf nicht 
abermals gemacht werde. 

Es sprechen hierauf noch für die Veränderung und 
Milderung: Nycky, Lonyay, Pdzmdndy, Niczky 
von Eisenburg, Graf de la Motte, Szalopek, Pro- 
nay , Bene, Antunovics , Baron Vay, Justh, 
Trstyanszky , Novdk; Bosdnyi etc.; dagegen: 

Marczibdnyi von Trentschin: Es ist bereits in 
der Circularsitzung beschlossen, das Nuncium von 1827 
aufzunehmen und mit der Würde desselben nicht ver- 
einbar, dass ein zweiter Cirkel es abändere. Ich glaube 
nicht, dass der Monarch seinen Schwur nicht erfüllen 
will ; aber es ist doch vieles geschehen , was gegen 
denselben ist. Das Nuncium drückte 1827 nur unsere 
wirklichen Gefühle aus, und wir haben noch nicht Ur- 
sache, fröhlichere zu hegen. Wenn wir dem Monar- 
chen nicht deutlich alles sagen, weiss er nicht, was 
uns schmerzt. Der Arzt kann nur die Krankheit hei- 
len, die er kennt. 

Ocskay: Es ist einmal Circularbeschluss ; auch 
furchte ich, dass wir hier in ein paar Stunden umstos- 
sen wollen, woran man im vorigen Reichstag Monate 
lang gearbeitet hat. 

Kotsi-Horvdth: Obwohl, nach Veränderung 
der Umstände, auch die Circularbeschlüsse geändert 
werden können, würde im jetzigen Fall dieses Um- 
stimmen eine grosse Unbeständigkeit anzeigen. 

Nagy: Nicht, als ob man die Circularbeschlüsse 
nicht abändern könnte, noch weniger, weil man nicht 
zugleich Freude und Schmerz äussern kann, welcher 
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letztere Fall so häufig im gemeine» Leben vorkommt, 
sondern weil unsere Verhandlungen nicht mehr griind- 
x liehe Debatten, sondern blosae Abstimmungen geworden 
sind,. werden unsere Beschlüsse so schwankend. Wenn 
jemand auf eine ihm gemachte Einwendung antworten 
will, erklärt gleich ein Dritter: er sei an der Reihe; 
auf diese Art lassen sich keine Gründe und Gegengründe 
anfuhren, wie es sonst immer der Fall war. Obgleich 
ich fernem überzeugt bin, dass wir auch nicht ein Wort 
besser und zweckmässiger sagen werden, ab es im 
Nuncio von 1827 gesagt wird, vieles aber gewiss viel 
schwächer, so .will ich mich doch der Mehrheit nicht 
entgegensetzen. Nur dächte ich, dass, wenn wir das 
TS uncium von 1827 nicht aufnehmen, es zweckmässiger 
wäre, die Beschwerden bloss mit wenig Worten und 
mit Berufung auf ihre Nummern abzusenden. 

Baron rerenyi räth, 'auf keinen Fall das Ende 
des besagten Nunciums wegzulassen, da die Umstände 
im Wesentlichen gar nicht verändert seien. 

Borsiczky: Wir werden schlechte Resolutionen, 
aber viele Recruten nach Hause bringen. 

Die Majorität entschied für die Abänderung der 
Repräsentation, und ihre Censur wurde auf die nächste 
Circularsitzung verschoben. 

Circularsitzung vom 15. October. 

Präsidium: Gyurtsänyi ß Eördögh. 

In dieser Sitzung wurde sowohl die Repräsentation, 
als das Project zum Gesetzartikel verlesen, berathen, 
in. einzelnen Worten und ganzen Sätzen abgeändert, und 
somit für die nächste Reichstagssitzung bestimmt. (53) 

Reichstagssitzung vom 16. October. 

Nachdem das Circnlarpräsidium die verhandelten 
Gegenstände überreicht halte, wurde zuerst das Nunci- 
mn verlesen. — Hier wollte Pronay nicht nur die 
Operate der Reichsdeputation, sondern auch särnmtliche 
Nebeiidocumente, und besonders die Protocolle der De- 
putationen zum Druck befördert und den Jurisdictionen, 
oei ihren vorläufigen Berathungen, aus dem Grunde 
mitgetheilt wissen , damit ihnen 'die verschiedenen An- 
sichten der Mitglieder bekannt würden, und sie diese 
bei ihren Verhandlungen benützen könnten. Gleiches 
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Verlangen äusserten Baron Vay, MajthSnyi, von 
Bars und Kritske. — Der Personal hielt dieses 
für überflüssig, da in den Operaten ohnehin alle voia 
separata angeführt und nur dasjenige weggelassen sei, 
was nicht zum Wesentlichen der Sache gehöre. Der 
Vorschlag wurde nicht weiter beachtet. — 

Bezeridy rön Tolna wünscht dann, dass es anoh 
Einzelnen gestattet sein möge, über die Operate zu 
schreiben, ihre Meinung dem Palatin einzureichen, und 
dass diese Arbeiten gedruckt werden sollten. — Hier- 
auf erwiedert der Personal, dass dieses ohnehin Nie- 
manden, auf dem im 67. Art. 1791 vorgeschriebenen 
Wege, verwehrt sei. (44} 

Wegen des in Pesth anzuhaltenden nächsten Reichs- 
tages ist Graf Andrdssy derMejnung, dass jehe Gründe, 
welche für diesen Wunsch gegenwärtig angeführt wer- 
den, auf alle folgenden Reichstage angewendet werden 
können, und daner Se. Majestät zu bitten sei, alle 
künftigen Reichstage daselbst halten zu wollen. — Er 
wiederholt hier seine in der Circularsitzung gemachte 
Motion, wegen weiterer Verschiebung des künftigen 
Reichstages, welcher jedoch *Sombory und Ragdlyi 
widersprechen. 

Dubraviczky wünschte den Bau eines Landhauses 
zu Pesth votirt, welchem auch Csapöj Földvdry, 
Berndth und Graf Andrdssy beipflichten; doch, wi- 
dersetzt sich diesem Antrage ^Sombory und Ragdlyi^ 
besonders aus dem Grunde, weil das Recht, den Ort 
des Reichstages zu bestimmen, ein klares königliches 
Recht sei, folglich auf etwas Ungewisses keine Kosten 
der Nation aufgelegt werden können. 

Auch die Frage wegen der Einverleibung Galiziens 
ward abermals vorgebracht und darüber viel, jedoch 
nichts Neues, gesprochen. 

Als die Stelle verlesen wurde, wo die Reichsstände 
hinsichtlich des Salzpreises an das Urtheil von Europa 
appelliren *) , meinte der Personal , dass dieser Satz 
wohl wegbleiben könne, theils weil er auch bei ähn- 
lichem Fall im vorigen Reichstag nicht angewendet 
wurde, theils weil demselben keine besondere Kraft 
inwohne. ' 

Nagy: Dieser Ausdruck ist, meiner Meinung zu- 
folge, nicht nur von vieler Kraft, sondern auch höchst 
nothwendig. Die Bestimmung des 20. Artikels 1790 

*) qnod nee judteio totiut orbit subeternere refugjunt. 
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über die dringende Notwendigkeit, steht in gerader 
Beziehung zum 22. Artikel 1741 ähnlichen Inhalts (55), 
dass die Regierung nämlich nur dann den Salzpreis, 
im Fall der höchsten Noth wendigkeit, ausser dem Reichs- 
tag erhöhen könne, wenn es unmöglich wäre, einen 
Reichstag zu halten. Da .aber der König in seiner letz- 
ten Resolution den obigen Gesetzen diese ihre natürliche 
Auslegung verweigert und die gerechten Wünsche der 
Nation beseitigt, bleibt nichts übrig, als die Stimme 
der Welt zum Schiedsrichter in dieser Sache aufzu- 
fordern. Dieser können wir auch getrost unser Recht 
zur Entscheidung Vorlegen. — - Der Ausdruck verblieb. 

Hierauf verlangt Repds beim achten Puncte, dass 
hier zugleich die Eingriffe in unsere Justizverwaltung 
erwähnt werden sollen, durch welche manchen Gerichts- 
barkeiten die Urtheile über Geldcorrelationen unter 
Privaten, selbst mittelst königlicher Commissionen ab* 
genöthiget wurden*). Torkos aber wünscht hierüber 
noch in diesem Bleichst ag ein bestimmtes Gesetz , eben 
so Graf de la Motte. 

Der Personal bemerkt hierauf, dass diese Molion, 
nach dem im vorigen Reichstage hierüber gebrachten 
Gesetze, nicht mehr statthaft sei. — Die Anträge wur- 
den demnach beseitigt. 

Bei Verlesung des zehnten Punktes begehrt Du- 
braviczky, dass, obgleich laut königlicher Erklärung 
die ungarischen Bergwerke nicht der Wiener Bank zur 
Hypothek dienen, ein bestimmtes Gesetz für die Zukunft 
gebracht werde, dass diese Bergwerke weder zu dem 
obigen Zweck, noch zur Deckung anderer Staatsschulden, 
welche Ungarn nichts angehen, verwendet werden dür- 
fen; Niczky von Eisenburg aber fugt hinzu, dass dieses 
um so nothwendiger sei, als die Verbindung des Staates 
mit der Wiener Bank schon daraus deutlich hervorgehe, 
dass bei Gelegenheit des Austausches der alten Bank- 
noten gegen neue, dieses durch die Regierung der Ge- 
richtsbarkeiten zu wissen gemacht worden sei. Beide 
Deputirte verlangten daher, diese ihre Angaben berührt 
zu sehen. — *Sombory hält dieses für überflüssig, 
und die Motionen unterbleiben. 

Den 12. Punkt, über die Verbreitung der ungari- 
schen Sprache, glaubte Antunovics noch damit ver- 
mehren zu müssen, dass er im Namen seiner Coinmit- 
tenten verlangte, dass in der Ludovicäa-Academie alle 
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Lehrgegenstände ungarisch vorgetragen werden sollten^ 
die mögliehst schnelle Errichtung der ungarischen ge- 
lehrten Gesellschaft; Einführung des ungarischen Dien- 
stes und Commanders bei den ungarischen Regimentern; 
endlich, indem die bisherigen Beiträge Einzelner zur 
Vollkommenen Ausstattung des ungarischen Theaters 
nicht** hingereicht , hierzu das Land möge aufgefordert 
wenden. Letzteres wünschten Földvdry und uisztalos 
auch auf die Ludovicäa und die ungarische Academie 
ausgedehnt. — Nun erhob sich Kritshe und bewies 
in einer gehaltvollen Rede, dass, obgleich die könig- 
liche Resolution von allen Zwangsmitteln hinsichtlich 
der Sprachverbreitung abrafhe, dennoch ohne einigen 
Zwang wenig Fortschritte zu erwarten seien; dieser ist 
nützlich und selbst liberaler Männer würdig, da ihn 
der beste Erfolg krönen werde. Vierzig Jahre siAd 
verflossen , seit der gesetzgebende Körper die weisesten, 
aber ohne Zwang bestimmten Gesetze gebracht hat; 
und während dieser langen Zeit hat die Muttersprache 
sich nicht so stark verbreitet, als die deutsche während 
einiger Jahre unter Kaiser Josephs Regierung. Diesen 
Gegenstand auf die Operate zu verweisen, sei gar misslich» 
da das Literarium das Letzte derselben sei, und wahr- 
scheinlich erst nach vielen Jahren zur Verhandlung 
kommen dürfte. Er schliesst seine Rede mit dem An- 
trag, den jungen König zu bitten, dass Er bei seinem 
erlauchten Vater hierüber unser Vorsprecher sein möge. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Majthenyi von Honth: Die Zeit ist gekommen, 
wo zur Verbreitung der Muttersprache ernstliche Mittel 
angewendet und die Hindernisse mit Kraft weggeräumt 
werden. Ein zweckmässiger Zwang gegen jefte, die 
sich den diessfalligen Verfügungen widersetzen, ist nicht 
nur heilsam, sondern unumgänglich nothwendig. Meine 
Committenten bemerken mit Schmerz unter mehreren 
andern, dass selbst die ungarische Bergkammer ihre, 
amtlichen Verhandlungen in deutscher Sprache führt; 
daher glaube ich, dass der gesetzgebende Körper ent- 
weder bei dieser oder bei einer andern Gelegenheit 
solche Maassregeln ergreifen möge , dass die ungarische 
Sprache allgemein und herrschend werde. — Hierzu 
wünschen noch Takdts, Ebergenyi und Baron Pe- 
rcnyi, dass der Grundtext der Gesetze der Ungarische 
sein möge. Auf alle diese Motionen bemerkt der Per- 
sonal, dass sie sämmtlich über die Grenzen cler im 
vorigen Reichstage vorgebrachten und hier wiederhol- 
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ten Landesbeschwerden gingen* und folglich nicht hier- 
her gehörten. — Sie wurden auch sämmtlich beseitigt. 

Nachdem das Nuiiciura mit noch, einigen Verände- 
rungen angenomme nwar, wurdtf es an die Mqgnatentafel 
gesendet. Ein Aehnliches geschah auch mit der Re- 
präsentation und dem Gesetzartikel. Es wurden dem- 
zufolge wiederholt mündliche Nuncien gewechselt, bis 
endlich die Uebereinkunft erfolgte. 

Bei Verlesung der Repräsentation wiederholt Graf 
Andr&ssy seinen Antrag wegen Abhaltung aller künf- 
tigen Reichstage zu Pesth, und fügte hinzu: dass er 
zwar das diessfallige Recht des Königs nicht in Abrede 
stellen wolle, allein andererseits glaube, dass Se. Maj. 
gebeten werden sollte,' hiervon zu Gunsten dieser Motion 
und aus den in der Repräsentation angeführten so wichti- 

fen Gründen abzustehen. Dieses Recht sei keines der 
ündamentalrechte, welche sich auf den achten Artikel 
1741 stützen, und folglich einer Abänderung fähig. — 
Auf die Bemerkung des Personals , dass wir auf die 
Art , wie dieser Wunsch und diese Bitte in der Reprä- 
sentation ausgedrückt sei* viel eher Hoffnung haben, 
den nächsten Reichstag iii Pesth gehalten zu sehen, 
verblieb dieser Punkt unverändert in der Repräsentation. 
Noch wurde über den Styl sowohl, als besonders 
über die Einverleibung von Galizien und Lodomeriön 
(5(1) vieles' für und gegen hervorgebracht, welches an 
sich wohl sehr nützlich und nothwendig, jedoch, nach 
dem bereits Angeführten, von unbedeutendem Interesse 
sein dürfte. 

In der Magnatentafel wurden alle Beschwerden, 
wie auch die Repräsentation und der Gesetzartikel mit 
wenigen Modiiicationen angenommen, nur hinsichtlich 
einiger Ausdrücke Bemerkungen gemacht. Als in dem 
Nuncio der eifrigste Dank an den Palatin, wegen sei- 
ner rastlosen Bemühungen bei den Operaten, verlesen 
wurde, erwiederte er: Indem die dankbare Anerken- 
nung der Stände mir höchst erfreulich und ehrenvoll 
ist , kann ich nicht umhin , sie auf jene Männer auszu- 
dehnen, die vereint mit mir, rastlos und zum Nachtheil 
ihrer eignen Vermögensumstände, diesem beschwerli- 
chen Werke sich unterzogen haben. 

Den Satz, wo die Stände auf das Urtheil der 
ganzen Welt sich berufen, bestritt man anfangs in der 
Magnatentafel. Der Judex Curiae meinte: die Gerech- 
tigkeit einer guten Sache beruhe in sich selbst und 
brauche nicht "#on andern beurtheilt zu werden. Ihm 
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stimmte der Oberstsohatzwieister bei. Die Stände wur- 
den mittels des Landrichters mündlich ersucht, von 
dieser Aeusserung abzustehen; allein sie ertheilten die 
Antwort: dass dieser Satz wesentlich sei, indem er an 
die öffentliche Meinung: appellire. Wo eine Nation mit 
ihrem Oberhaupte über Grundsätze nicht einig werden 
kann, muss das Urtheil der Welt entscheiden. — Der 
Satz verblieb. 

Dex* Ausdruck, „öffentliche Trauer des Landes €t 
(publicus dolor) ., ward vom Oberstlandesrichter zu grell 
befunden und dafür „Besorgniss" (sollicittido) vorge- 
schlagen. Diesem widersprach Fürst Batthydnyi und 
Graf Carl Erdödy , weil das Land dazumal wirklich 
in allgemeiner Trauer war. — Als beim zweiten Ver- 
lesen der Landrichter las: „Besorgnis*," riefen viele 
Stimmen: „Trauerl" Es blieb also Trauer. 

Im Gesetzartikel verlangen die Stände eine Lan- 
desdeputation, allein der Judea: Curiae zeigte, dass die 
Stände in ihrer ersten Repräsentation selbst eine Com- 
mission durch den Monarchen zu ernennen baten. Er 
bewies zugleich, dass, da eine Landes- oder Artikular- 
commission nur im Einverständnisse mit den Commis- 
sionen und Behörden der zu incorporirenden Länder 
wirken könne , diese aber der ungarischen Commission 
an Hang gleich sei, hierdurch die Arbeit sehr verzö- 
gert werde, hingegen eine königl. Commission, beson- 
ders da der Palatin sich an ihrer Spitze befinde, viel 
kräftiger und schneller zu Werke gehen könnte. 

Oberstschatzmeister: Ich stimme dieser Mei- 
nung völlig bei, und glaube, wenn selbst Se. Majestät 
eine Landescoinmission bewilligt hätte, die Stände um 
eine königl. hätten bitten sollen. Gleicher Meinung wa- 
ren der Oberstmundschenk, Baron Mednydnsz- 
ky 9 Baron Pongrätz, Bischof Szepessy, Graf 
Majldth und der Gouverneur von Fiume. Die Ver- 
änderung ward in der Deputirtentafel, obwohl mit star- 
kem Widerspruch der Opposition, besonders des De- 
putirten Nagy, welcher behauptete, die ganze Sa- 
che sei nun dadurch verdorben, als zweckmässig an- 
genommen. 

Reichstagssitzung vom 17. October. 

Die Repräsentation ward sowohl Lateinisch als Un- 
garisch , jede besonders , verlesen und bestätigt. Nach- 
her traten beide Tafeln in eine gemischte Sitzung zu- 
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samxhen, worin einige Commissionen über die Gränzen 
des Reiches Bericht erstatteten, als: Fürst Batthyd- 
nyij über die Gränzcommission zwischen Croatien, 
Slavonien, Steyermark und Kärnthen; Bischof Jur a- 
nits, über die Gränzcommission zwischen Ungarn und 
Steyermark; Graf Johann Keglevich, über dieGränz- v 
commission zwischen Ungarn und Mähren. 

Hierauf schlug der Abgeordnete uilmdsy vor, Sr. 
Majestät dem Jüngern König durch Se. käiserl. Hoheit 
den Palatin die Bitte der Reichsstände unterbreiten zu 
lassen, dass er die Danksagungen der Deputirten in 
oorpore, über das gnädige Rescript in Hinsicht des Ho- 
norars anzunehmen geruhen möge. • Dieser Vorschlag 
wurde, als nicht in seiner Zeit und in seinem Wege 
vorgebracht , unbeachtet gelassen. Die Repräsentation 
sammt dem Gesetzartikelvorschlag wurden auf die ge- 
wöhnliche Art expedirt und sodann die Sitzung ge- 
schlossen. 

Circularsitzung vom 18. October. 

Präsidium: Dedk, Almdsy. 

Deals: Da mein verehrter College imPräsidio schon 
in der gestrigen Reichstagssitzung das Verlangen der 
Stände, Sr. Majestät dem Jüngern König die Danksa- 
gung wegen des Rescriptes in corpore darzubringen, 
vorgebracht, so wäre es zweckmässig, gegenwärtig zu 
berathen, ob dieses Verlangen weiter verfolgt, oder 
unser Dank in einer Repräsentation abgestattet wer- 
den soll. 

r Sombory: Da wir das Verlangen einer Vorstel- 
lung in corpore nicht sogleich nach erhaltenem Rescript 
geäussert, ist der Zeitpunkt dazu schon vorüber. Ich 
votire daher für eine Dankrepräsentation. (Ange- 
nommen.) 

Hierauf überreichte Szenthyralyi eine bereits ver- 
fasste lateinische Dankadresse , welche verlesen und de- 
/ ren Dictatur und Uebersetzung ins Ungarische beschlos- 
sen ward. 

Präsidium: Da wir uns in die Verhandlung des 
dritten Punktes der königl. Propositionen aus dem wun- 
de nicht einliessen , weil früher die Repräsentation we- 
gen der Präferentialien von der Majorität verlängt wur- 
de, so werden wir, da diese Repräsentation abgegan- 
gen ist, uns nun über den Punkt berathen. 
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Jtagdlyi Uest denselben: vor, wie auch das letzte 
königl. Rescript. . 

Präsidium: Ich glaube, dass sich hierüber zwei 
Wege uns darbieten: entweder die verlangten Rekruten 
ohne weiteres zu bewilligen und nur über die Zahl und 
Modalität zu berathen, oder den Monarchen wegen des 
Bedürfnisses . früher zu befragen. Da dieser Gegenstand 
von grösster Wichtigkeit ist, so ersuche ich sämmtliche 
Mitglieder, sich deutlich zu erklären und jeden ruhig 
anzuhören. Und damit ich meiner Pflicht als Präsident 
besser nachkommen und die Meinungen richtig auf- 
zeichnen kann, will ich mich. zuerst, als Ablegat des 
zalader Comitats> aussprechen. Ich erkläre 1 also, dass 
ich den zweiten der durch mich vorgeschlagenen Wege, 
Bämlich die vorläufige Erkundigung» für angemessener 
erachte. ( Zu diesem Zwecke wäre die Regierung zu er- 
suchen, uns den effectiven Stand der ungarischen Trup- 
pen, ohne die Gränzregimenter , anzugeben und auszu- 
weisen, wie viel entlassen sind und wie viel bis zum 
nächsten Reichstage noch entlassen werden müssen. Nur 
dann können wir uns in eine gründliche Berathung 
über die Art der Statution einlassen. 

Pdzmdndy: Nebst diesem Bedürfniss muss noch 
erwiesen werden, wie viel die Regierung zur Aufrecht- 
haltung der äusseren Sicherheit nöthig habe ? Dann 
können wir erst dasjenige berathen» was der Aufrecht- 
haltung unserer Rechte und der Nationalwürde ent- 
spricht. Unsere Verpflichtung , als Volksvertreter, ver- 
langt, dass wir eher die Gründe erkennen; nur so kön- 
nen wir dann die Quantität bestimmen. Die Beruhigung 
der Gemüther i$t mehr zu berücksichtigen, als alle Si- 
cherheitsmassregeln gegen aussen. Dieses beweisen so 
viele Beispiele unserer Geschichte ; bevor wir daher mit 
der vorläufigen Erkenntniss des Bedürfnisses im Rei- 
nen sind, kann man hierüber nicht zweckmässig sich 
berathen. Baron Perinyi stimmt ihm bei. 

Komdromy: Die Gesetze von 1715, in welchem 
Jahre erst eine stehende Armee errichtet ward, bestim- 
men deutlich, dass zwar die Errichtung derselben durch 
die Nation geschehe, für die Folge aber der Monarch 
die ungarischen Truppen in completem Stande zu erhal- 
ten habe, in Friedenszeiten nämlich. Wir leben aber im 
Frieden und sollte Krieg ausbrechen, so muss der Mon- 
arch einen Reichstag eiuberufen; der nächste ist ohne- 
hin kaum ein Jahr entfernt. Der Stand der ungarischen 
Truppen soll, laut Gesetzen durch Werbungen complet 



erhalten werden. So ward es 1807 bestimmt, nachdem 
das Land 1802 die Completirung, mit ' Vorbehalt auf 3 
Jahre übernommen, aber gefunden hatte, dass sie weder 
der Constitution, noch dem Volksgeiste zusage. Wenn 
wir daher die Regierung über ihren Bedarf befragen, 
so nehmen wir schön durch die Anfrage selbst die Com- 
pletirung auf uns. * Daher können wir , bloss aus Ver- 
ehrung für den Wunsch des Monarchen, semelprosemper, 
eine bestimmte Anzahl Rekruten stellen, 8 oder 10,000. 
— Ist Gefahr vorhanden, so müssen wir den Grund 
derselben erkennen. Ich stimme daher gegen alle An« 
fragen bei der Regierung. — Justh pflichtet ihm bei. 
Nagy: Ich kann keiner der durch das Präsidium 
aufgestellten Modalitäten beipflichten, und glaube von ei- 
nem andern Gesichtspunkte ausgehen zu müssen. Dass 
die Notwendigkeit vorhanden sei, leidet wohl keinen 
Zweifel, und folglich müssen wir Rekruten geben. 
Wenn, dieses der ball ist, wäre das Wesentlichste in 
der Art zu finden , wie man sie stellen könne , ohne 
dem Volke unerträgliche Lasten aufzulegen. Betrachten 
wir die gegenwärtige Weise, Rekruten zu stellen, und 
wir werden finden , dass jede Rekrutirung den Angehö- 
rigen des zu stellenden Mannes höher zu stehen kommt, 
als eine jährliche Contribution. Erscheint der Befehl, 
dass ein Dorf einen oder mehrere Rekruten zu stellen 
habe, so entspringen also gleich 50 — 60 Burschen, trei- 
ben sich während ganzer Monate in den Wäldern herum, 
und arbeiten nicht fürs Allgemeine. Ein Theil von ih- 
nen ergreift nothge<jlrungen das Räuberhandwerk. Die 
Mütter und Schwestern, die ihnen Lebensmittel in das 
Versteck nachtragen, arbeiten eben so wenig, dahe. 
auch ihre Zeitversäumniss in Anschlag kommen mussr 
Nun kommt die Zeit des wirklichen Einfangens, wo 
man Menschen gleich wilden Thieren verfolgt und Jagd 
auf sie macht. Welche Erpressungen die Dorfrichter 
und Geschwornen sich erlauben, ist bekannt, und am 
Ende trifft auch hier das Loos nur den ärmsten, der 
wenig Freunde hat , ihn zu vertheidigen , oder den 
schwächsten , dessen Widerstand am wenigsten zu be- 
fürchten ist. Bei der Assentirung, nachdem der Ein- 
gefangene mit Stricken und Ketten gebunden, gleich 
einer wilden Bestie fortgeführt ward , spielen die Offi- 
eiere, Commissäre und Chirurgen erst ihre Rolle, wobei 
nicht immer die körperliche Beschaflenheit des Unter- 
suchten gehörig berücksichtigt wird. So werden die 
Menschenrechte, über welche so viel Schönes gesagt 



wird, geachtet, und der ganze Act der Statution ist 
eine Reihe von Partheilichkeit, Immoralität und Staats- 
verschwendung. Dieses alles könnte besser sein, vieles 

/ n ist in manchen Commitaten schon besser, und leicht 
könnte das Gute allgemein werden. Es müssten Circu- N 
lare an alle Behörden erlassen, die Pfarrer und Seel- 
sorger durch ihre Bischöfe und Superintendenten an- 
gewiesen werden,, das Volk zu belehren, dass die Zahl 
er zu stellenden Rekruten durch Loose werde bestimmt 
werden. Hierzu müssen sämmtliche Conscribirte in Ge- 
genwart der Obrigkeit erscheinen; wer sich entfernt, 
wird als eliminirt betrachtet , seiner Erbschaft verlustig 
und als Deserteur zum überzähligen Rekruten bestimmt, 

, erklärt. Bei der Ungewissheit, ob ihn das Loos trifft, 

ist es nicht zu erwarten, dass er sich einer so grossen 
Strafe aussetzen werde, und allen Unterschleifen und 
Erpressungen würde dadurch gesteuert. Es giebt kein 
Dorf, das nicht froh wäre , zwei oder drei Burschen 

x los zu werden. Eine andere Frage ist die Capitulation. 

Ich bin gänzlich dagegen; indem wir dadurch, dass wir 
eine Anzahl Dienst jähre festsetzen, schon die Ver- 
pflichtung auf uns nehmen, nach Verlauf derselben die 
Abgegangenen zu completireti. Auch ist die -Lage des 
Soldaten nicht so traurig, dass er in seinem Stande 
nicht verharren könnte. Wir wissen säraintlich, dass 
er nicht mehr der Willkühr ausgesetzt ist, wie in frü- 
hern Zeiten. Er ist gut gekleidet und geniesst täglich 
sein Fleisch, das, mit geringer Ausnahme, der Bauer 
nur an Sonn - und Feiertagen auf seinem Tische sieht. 
Sein Brod ist besser, als das gewöhnliche der Bauern« 
Zwar ist er kein Herr, aber das würde er auch als 
Bauer nicht geblieben sein; auch ist er in Kriegszeiten 
Gefahren und. Beschwerden ausgesetzt, allein es giebt 
ganze Classen in der bürgerlichen Gesellschaft, die es 
Ihr ganzes Leben hindurch sind. Die Capitulation ist 
mit noch vielen andern Beschwerlichkeiten verbunden, 
welches aus einander zu setzen jetzt nicht mehr Zeit ist* 
Allein auch hierin kann Rath gefunden werden, wenn 
wir gegenwärtig die Rekruten unter dem Vorbehalt 
stellen, dass ihr Loos jenes sei, welches der künftige 
Landtag, wo dieser Gegenstand vollständig verhandelt 
wird, bestimmen wird. Capitulation, Supplelirung, Con- 
scription sind eng mit einander verbunden. Dass die 
beiden letzten der Constitution, dem Volksgeiste nicht 
angemessen sind , hat das Beispiel von 1807 erwiesen. 
Präsidium: Ich muss bemerken, dass alle diese 
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wirklich heilsamen Rathschläge noch nicht an der 
Ordnung sind, und ich bitte das verehrte Mitglied, sich 
in der Hauptfrage auszusprechen. 

Nagy: Hierin bin ich der Meinung des Deputa- 
ten von Abaujvar, denn ich begreife nicht, was die 
Anfrage, nützen soll; ja sie ist sogar gefahrlich, denn 
- sie fuhrt zur Suppletation. Erwiedert die Regierung 
auf unsre Anfrage: sie benöthige 30, 40 oder mehrere 
Tausende, so müssen wir sie bewilligen, eben weil wir 
angefragt. Legt uns die Regierung, auf unser Verlan- 
gen, den Stand der Regimenter vor, so müssen wir 
ebenfalls das Abgehende ersetzen und dieses ist Com- 
pletirung. Die moralische Notwendigkeit von aussen 
wird uns die Regierung nie vollkommen erweisen; auch 
können wir nicht verlangen, dass, wie in England, sie 
ihre Gorrelationen mit den auswärtigen /Cabinetten dem 
Reichstage vorlege. Es wäre dies wohl auch mein 
eifrigster Wunsch, allein wir werden ihn nicht errei- 
chen. Was hierüber bekannt werden darf, kann jeder- 
mann in den Zeitungen lesen, und aus diesen kann man 
entnehmen, dass unsere Constitution seit 800 Jahren in 
keiner grösseren Gefahr war, als die gegenwärtige ist. 
Nie drohten dem Vaterlande Gefahren wie jetzt. Die 
Tataren und Türken verwüsteten das Land, räumten 
es aber, gutwillig oder gezwungen, nachdem sie ge- 

1)lündert hatten. Gegenwärtig bedront uns eine inora- 
ische Kraft, die allgemeine Meinung. Was jetzt die 
Völker in Bewegung setzt, ihre Tendenz, ist schnur- 
gerade dem entgegen, was uns zu vertheidigen das Hei- 
ligste ist. Alles ist mit democratischen Principen er- 
füllt; von Tag zu Tag greifen diese gleich einer Feuers- 
brunst um sich und drohen, unser aristocratisches Sy- 
stem zu zerstören. Ich könnte noch vieles hinzufügen, 
welches mir jedoch weder zweckmässig, noch nützlich 
scheint, obwohl es leider zu wahr ist. Wir müssen 
daher, ohne weitere Anfrage, den Monarchen mit sol- 
cher Streitkraft unterstützen j als wir nach reiflicher 
Ueberlegung zur Abwendung aller uns bedrohenden 
Gefahren nothwendig befiriden werden. 

Tökölyi: Ich habe gemessene Instruction, den 

Wünschen des Monarchen vollkommen zu entsprechen, 

und 50, ja nach Redarf, auch mehrere Tausend Recru- 

ten zu bewilligen. — Szalopek gleichfalls; jedoch 

- mit Vorbehalt des Gesetzes von 174t. 

Rägalyi: Es lässt sich mit der Unabhängigkeit der 
Nation nicht vereinigen, dass wir dieses fürchterliche 



Blutopfer früher bringen, als bis man von der voll- 
kommenen Notwendigkeit überzeugt ist. In Friedens« 
Zeiten ist de* ungarische Soldat durch, das Gesetz nicht, 
verpflichtet, Dienste zu thun. Das Land hat die Com- 
pletirung der ungarischen Truppen nie auf sich genom- 
men, und 75,000 Gulden Conventionsmünze sind jähr- 
lich zur Werbung bewilligt. Wenn diese Summe nicht 
dahin verwendet , oder die Werbung schlecht betrieben 
wird , ist es die Sache der Regierung. Für die Caval- 
lerie kommt man mit der Werbung noch zu Stande, 
weil den Ungar das Reiten, zu welchem er geboren 
ist, einigermassen anlockt, der Widerwille des Volkes 
jedoch gegen die Infanterie, liefert den deutlichsten Be- 
weis , wie beneidenswerth das Loos eines Soldaten sei, 
der, um es nur zum Corporal zu bringen, seine Mut- 
tersprache mit einer fremden, ihm verhassten, vertau- 
schen muss. Von den Unruhen in andern Ländern be* 
sorge ich nichts, und meine Committenten sind eben 
dieser Meinung. Mag Paris und Brüssel in Aufstand 
begriffen sein; es sind weder unsere Nachbarstaaten, 
noch fällt es daselbst Jemanden bei, die ungarische 
Constitution umzustossen. Sollte man uns aber angrei- 
fen, so wird auch die Macht zum Widerstände vorhan- 
den sein. Bevor mich daher die Regierung von der 
unausweichlichen Notwendigkeit überzeugt hat , lasse 
ich Inich in gar kein Anerbieten ein. 

'Sombory: Seit 1741 hat Ungarn ein Defensivsy- 
stem , und kann daher nicht angreifend sein. Es ist 
dem zufolge überflüssig, den König über die Notwen- 
digkeit zu befragen; er kann uns doch nicht sagen, 
wen er furchtet, denn das wäre ja selbst ein Kriegs- 
manifest. — Also ohne Anfrage. 

Majthtnyi von Honth: Wenn die ungarischen 
Regimenter incomplet sind, liegt die Schuld an dem 
schlechten Tractament der Soldaten, und wenn allen- 
falls die Cavallerie sich leichter recrutirt, geschieht es 
darum, weil der arme Mann zwischen zwei Uebeln das 
kleinere wählt. Das Blut des Contribuenten kann nicht 
so in den Tag hinein dargebracht werden und wir 
können nicht nach Hause gehen, ohne Vortheile für ilm 
und bloss um die unschuldigen Schlachtopfer, mit Strik- 
ken gebunden, einfangen zu lassen. Die Nothwendig- 
1 keit zu erforschen, ist daher unsere erste Pflicht, denn 
selbst dann bleibt es noch immer in unserer Gewalt, 
zu geben, was wir, den Bedürfnissen entsprechend, 
erachten werden. 
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Borsiczhy: Wenn die Tendenz der Volke* unse- 
. rer Constitution entgegenstrebt, begreife ich nicht, war- 
um wir noch 50,000 Menschen bewaffnen sollen, denen 
aus dem Umstürze derselben nur Nutzen erwachsen kann. 
Oder sollen unsere Soldaten etwa aus Frankreich und 
den Miederlanden demokratische Grundsätze nach Hause 
bringen? — Wenn es sich um Subsidien in Geld oder 
Maturalien handelt, feilschen wir um jeden Gulden und 
Wetzen; ist aber vom Leben des Bauern die Rede, dann 
kennt unsere Grossmuth keine Gränzen. Die. innere 
und äussere Sicherheit erforsche ich übrigens nicht aus 
den Zeitungen, sondern aus dem Gesetz. Nicht nur 
England hat das Recht, sich die äussern Verhältnisse 
vorlegen zu lassen; auch unser Gesetzartikel von 1618 
sagt ausdrücklich: nur mit Zustimmung der Nation soll 
Krieg begonnen und Rekruten gestellt werden *). In 
Folge des 8« Artikels von 1708 haben wir ein Defensiv- 
system (57). Nun werden wir aber von keinem äussern 
Feinde angegriffen; bevor daher die äussere Gefahr dem 
Reichstage erwiesen wird, bewillige ich auch nicht einen 
Rekruten. . 

Földvdry: Der verehrte Ablegat von Oedenburg 
hat die Statution mit lebhaften und wahren Farben ge- 
schildert. Wir gleichen hierin dem Spanier, der an der 
Küste von Af rica den unglücklichen Neger zum .»Sklaven 
bestimmt. Hierin Versprechungen zu machen, bevor 
die moralische und physische Notwendigkeit durch die 
Regierung vollkommen erwiesen wird, streitet selbst 
gegen die Pflichten eines Christen. 

Graf de la Motte glaubt, man solle mit der Re- 
gierung ohne vorläufige Anfrage in Unterhandlungen" 
wegen der Anzahl treten, 

Baron Vay : Leider sind die Gewalthandlungen bei 
der Statution nur zu wahr, so wie der Jammer der 
beklagenswerten Opfer und ihrer Angehörigen. Die 
Stricke, die an den Unglücklichen zerrissen werden, 
sollten uns schon zur grössten Umsicht bei dieser An- 

Selegenheit bestimmen. Hat unsere heib'ge Constitution, 
at besonders der Adel von den Aufständen fremder 
Völker etwas zu befurchten, so ist es eben darum des- 
sen heiligste Pflicht, sich in moralische und physische 
Achtung zu versetzen« Nur ein sicherer Weg fuhrt 
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dazu, nämlich, wenn wir, gleich, unsern ruhmvollen Vor- 
fahren, zu den Waffen greifen und in Insurrection 
zum Schutze des Thrones * und der Constitution Blut 
und, Lieben opfern. Rekruten aber kann ich nur nach 
vollkommen erwiesener Notwendigkeit bewilligen. 

Takdts: .Ohne vorläufige Anfrage bei der Regie- 
rung, eine gewisse Anzahl Rekruten bewilligen, hiesse 
diesen Gegenstand mit verbundenen Augen berathen. 
Wertn wir nicht inconsequent sein wollen, muss die 
moralische Notwendigkeit erforscht werden. Ich erin- 
nere die verehrte Versammlung an die langen und 
^richtigen Verhandlungen des vorigen Reichstages über 
d$s Recht des Krieges und Friedens; es entstand hier- 
über einGravainen, welches wir nun geradezu umstossen, 
indem wir nicht vorläufig Aufklärung über die Not- 
wendigkeit von der Regierung verlangen, bevor wir 
Subsicuen bewilligen. 

Mehrere Domherren erklären sich gegen alle Er- 
kundigung und für die Stellung so vieler Rekruten , ab. 
die Regierung verlangen würde« Domherr Miskoltzy 
schloss eine lange Rede mit der Behauptung, dass man 
in Frankreich, auf dessen Beispiel wir uns so oft beru- 
fen, über diesen Gegenstand sich nie beräth, sondern, 
wenn der König in seinem Cabinette die Anzahl der zu 
Stellenden bestimmt hat, er dieses noch am nämlichen 
Tage durch die Telegraphen dem ganzen Lande kund 
mache, worauf ohne alle Einwendung die Stellung er- 
folgt. (Gelächter. — Er wird öfters unterbrochen und 
das Präsidium muss die Zuhörer wiederholt zur Ord- 
nung verweisen.) 

jSs sprechen noch, meist in den bereits erwähnten 
Aeusserungen , für die Statution ohne vorläufige An-* 
frage: Asztalos, Kubinyi, Lonyay von Beregh, 
Torkos, Lovrentsits, Csdszdr und Marich; vor- 
läufige Aufklärung von der Regierung über die Not- 
wendigkeit und Zahl verlangen: Hertelendy, Bene, 
Ocskay, Petrovay, Csapo, Prinay, Eberginyi^ 
Eördögh, Jekelfalussy, Graf Kdrolyij Graf An- 
drassy , Dubraviczky , Kotsi-Horvdth, Plathy, 
Beniczky , Rdpis, Farkass, Bosdnyi und He ja. 
i . Praesidium: Da über diesen Gegenstand niemand 
weiter sich auszusprechen wünscht, die Mehrzahl aber 
für die vorläufige Erforschung gestimmt hat, so wird 
/die diesfällige Note an die Magnatentafel noch heute 
zur Dictatur gegeben, um im nächsten Cirkel verlesen 
au werden. 



Circularsitznng vom 20* October. 

Präsidium: DedJc , Almdsy. 

Die Verlesung des Nunciums an die Magnatentafel 
und das Prpject zur Repräsentation ist an der Tages- 
ordnung; es werden, wie gewöhnlich, in der Redaction 
mehre, meist den Styl betreffende, Abänderungen ge- 
troffen, zugleich aber' gelegentliche Aeusserungen über 
das Princip selbst vorgebracht. So erklärt Ragdlyi, 
dass die Nation, bevor sie sich eine so empfindliche 
Last aufbürde, genau alle 1 Materialien, woraus die Noth- 
wendigkeit derselben hervorgeht, durch die Regierung 
niüsae vorlegen lassen. — Csapd meint, ohne die Be- 
ruhigung des Volkes sei weder die äussere , noch die 
innere Sicherheit begründet. Dieses giebt zwar Nagy 
zu, bemerkt jedoch, dass der König allein, ohne die 
Unterstützung der Nation, das Reich night vertheidigen 
könne; doch sei- die Erforschung der Notwendigkeit 
Circolarconclusum, welchem er sich nicht widersetze. — 
Die Aufrechthaltung der inneren Sicherheit, meint 
Xjhiczy, komme nicht uns, sondern der Regierung zn; 
die Truppen sollen durch die Werbungen complet er- 
halten werden; worauf jedoch Bqrsiczky erwiedert, 
dass wenn die Regierungen, wie dieses erst unlängst in. 
mehreren Reichen der tall gewesen, durch Handlungen 
der Willkühr eine Aufregung hervorbringen, der die 
stehenden ' Truppen nicht gewachsen sind, die Ruhe 
dann nicht mehr durch die Regierung, sondern bloß 
durch die Nationen selbst könne hergestellt werden; 
welchem Nagy um so mehr beipflichtet, als die Nation 
nicht nur in Kriegszeiten Verpflichtungen habe, sondern 
auch im Frieden, sons^ dürfte ja in Friedenszeiten nicht 
einmal Contribution gezahlt werden. 

Borsiczky: Wenn unsre Truppen durch die Wer- 
bungen nicht im completen Stande können erhalten 
werden, so liegt die Ursache einzig in der schlechten 
Betreibung derselben« In vielen Comrtaten wird gar 
nicht geworben; jene, die sich zur Cavallerie anwer- 
ben Hessen, werden unter die Infanterie gesteckt, auch 
die ganze Werbung wenig anlockend gemacht. An vie- 
len Orten ziehen einige zerlumpte Werber einher, und 
tanzen nicht einmal (Gelächter); ohne sich viel z;u be- 
mühen, warten sie; bis Jemand aus eigenem Antrieb 
sich stellt, dem sie dann ein Paar Gulden geben, den 
Rest aber in ihre Tasche fallen lassen. Derlei Fehlern 
der executiven Gewalt durch Rekrutenatellungen abzu- 
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helfen, sind wir nicht verpflichtet; für den gegenwär- 
tigen Fall wollen wir jedoch, nach erforschter Nothr- 
wendigkeit, ohne weitere daraus zu ziehende Folge- 
rung die Regierung unterstützen. 

Zum Beweis, dass die Werbung ein zweckmässiges 
Mittel sei, fuhrt Ragdlyi an, dass mehre Völker blps 
durch Werbungen ihre Truppen im completen Stand 
erhalten. Nagy bekennt hierauf offen, dass ihm derlei 
Völker nicht bekannt seien; es müssten denn etwa die 
Schweizer hier gemeint sein, die er aber schon darum 
nicht' als Beispiel für uns angeführt wünschte, weil sie 
ihre Söhne dem Meistbietenden verkaufen. — In der 
weitern Berathung dieses Gegenstandes findet Bor- 
iiczky, nebst den' ganz zweckwidrig betriebenen Wer- 
bungen, 'den Grund. des incompleten Zustandes unserer 
Truppen besonders darin, dass den Gesetzen nicht Folge 
geleistet werde. Die Gesetze von 1796 und 1807 ver- 
ordnen, dass nur ungarische Offiziere den ungarischen 
Truppen sollen vorgesetzt werden. Dieses wird nun 
nicht beobachtet, und Deutsche besetzen grossentheils 
unsre Offizierstellen, die den gemeinen Mann, wenn er 
ihre Sprache nicht versteht, misshandeln. Das Husa- 
renregiment König England hatte früher blos geborjie 
Ungarn zu Offizieren und Cadetten aus den angesehen- 
sten Familien, wodurch ein schöner Geist im Regiment 
herrschte; allein in spätem Zeiten wurden, sehr viele 
Deutsche, sogar getaufte Juden ins Regiment als Offi- 
ziere gebracht. Dadurch werde denn der Soldatenstand 
dem Ungar sehr verleidet. 

Nagy: Ein Husarenregiment ward vor Kurzem 
eines Theiles seiner ungarischen Offiziere beraubt, einzig 
wegen der Klagen seines unlänyt ernannten deutschen 
Obersten; wie ist es übrigens möglich, dass vor dem Feind 
die Mannschaft Vertrauen in Offiziere setzen soll, deren 
Sprache sie nicht versteht ! — Die jetzigen auswärtigen 
Verhältnisse betreffend, ist es nur zu wahr, dass uie 
Zeiten mit unheilbringenden Ereignissen schwanger sind, 
deren Ursache überall in den verkehrten Systemen der 
Minister liegt. Dieses kann Jedermann aus den Tage- 
blättern ersehen, welche ich gegen den ihnen jüngst 
gemachten Vorwurf, dass sie lügen, zwar nicht in 
Schutz nehme, jedoch bemerken muss, dass dieses 
grösstenteils darin bestehe, dass sie uns vieles von dem» 
was wahr ist, verschweigen, und eher zu wenig, als 
zu viel sagen. Doch auch zuverlässige Privatnachricfc- 
ten und Berichte von Personen, die aus jenen Ländern 
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kommen , bestätigen diesen Zustand der Dinge, Wir 
würden uns daher zu sehr der allgemeinen Missbilli- 

Sung aussetzen, wenn wir allein gegen diese Gefahren 
lind erscheinen wollten. 

Nachdem noch Földvdry seine geringe Besorgnis» 
über die gegenwärtigen Unruhen ausgedrückt, indem 
jene Völker froh seien, wenn sie nicht angegriffen 
würden, und Asztalos nun nicht zu entscheiden wusste, 
was er von der Sache halten sollte, da ihn Oedenburg 
besorgt mache, Heyes aber beruhige, erfolgten noch 
einige geringfügige Modifikationen in den verlesenen 
Schriften, worauf die Sitzung geschlossen wurde. 

Reichstagssitzung vom 21. October. 

Das Circularpräsidium überreicht dem Personal das 
Nuncium und die Repräsentation in Bezug auf den 
3. Punkt der k. Proposition; nicht minder das Nun- 
cium und Repräsentation an den jungen König, als 
Danksagung wegen des k. Honorars. (58) — Das erste 
Nuncium wird verlesen. 

Personal: Ich bin zwar weit entfernt, den Bera- 
thungea auch nur im mindesten vorgreifen zu wollen; 
kann jedoch nicht umhin, diesem so wichtigen Gegen- 
stand einige nothwehdige Bemerkungen vorauszusen- 
den. — Das Recht der Nation zur Erforschung der 
Noth wendigkeit liegt ausser allem Zweifel und kann 
nicht in Aorede gestellt werden. Dieses bezeugen die 
k. Einberufungsschreiben sowohl, als auch die rropo- 
sitionen und die spätere Resolution, worin überall der 
Monarch in allgemeinen Ausdrücken die wichtigen Be- 
weggründe seines Verlangens anfuhrt. Allein die Moda- 
lität , ^mit welcher gegenwärtig dieses Recht gehandhabt 
wird, verdient eine aufmerksame Berücksichtigung. 
Diese Erforschung der Nothwendigkeit ; mittels Reprä- 
sentation und darauf zu erfolgender Resolution, ist ein 
neuer, ungewöhnlicher Schritt. Auch unsre Vorältern 
haben bei ähnlicher Gelegenheit sich über das Bedürfe 
niss berathen, und nur in Folge dieser Verhandlungen 
Subsidien bewilliget: allein, wenn sie nähere Aufklä- 
rung von Seite der Regierung für nothwendig hielten, 
geschah es entweder durch den Palatin, oder sonst Je- 
manden, mittels Erkundigungen beim Ministerium, wo- 
mit sie sich immer begnügten. — Jetzt aber will man 
bei diesem so delikaten Gegenstand einen offenkundigen 
Schritt thun, ohne dessen Tolgen genauer zu überden- 
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ken. Bei der gegenwärtigen Lage der europäischen 
Politik können derlei Eröffnungen nicht ohne unbe- 
rechenbare Gefahr auf diplomatischem Wege erfolgen. 
Warum wollen wir also eine Frage an den Monarchen 
•teilen, die er uns, *beim besten Willen, doch nicht 
ganz klar beantworten, und schwerlich etwas* zu dem 
hinzufügen kann, was uns ohnehin schon bekannt ist? 
Dieses wäre, wie gcrsafgt, der erste Schritt der Art in 
unserer Verfassung. Da wir aber so sehr lieben, uns 
auf das Beispiel anderer Völker zq berufen, so will ich 
nur bemerken, dass sogar bei jenen Nationen, welche 
ähnliche Gegenstände mit der grössten Umsicht und 
zugleich mit aller Freiheit behandeln, die Regierung 
dennoch nie vorhinein alle politischen Verhältnisse ent- 
decke, sondern die Nation derlei Aufklärungen auf 
jenen Zeitpunkt verschiebe, wo die Ereignisse bereits 
in die Reine der Vergangenheit übergegangen sind. — 
Den gegenwärtigen Stand unserer Truppen zu erfahren 
ist wohl weder besonders schwer, noch überhaupt ge- 
fährlich: nur fragt es sich, ob wir durch eine ähnliche 
Erkundigung nicht zu dem gelangen, was von jeher 
durch die Nation so standhaft vermieden wurde, zur 
Gompletirung. — Indem ich dieses voraussenden» wollte, 
bitte ich die Landstände, keinen andern als einen sol- 
chen Schritt zu thun , der auch einen guten Erfolg ha- 
ben kann, und daher entweder mit dem bereits Erfahr- 
nen sich zu begnügen, oder wenn dieses als unzurei- 
chend befunden würde, die fernere Erkundigung auf 
dem gewöhnlichen Wege durch Se. k. Hoheit den 
Palatin einzuziehen. Dadurch werden wir zugleich vor 
der Welt einen neuen Beweis aufstellen, dass beim Un- 
gar, wenn es sich um das Wohl des Königs und des 
Vaterlandes handelt, niemals Anstände eintreten. Wenn 
wir der Regierung auch nicht einen Schritt über die 
Grenzen der Constitution gestatten, müssen wir ande- 
rerseits trachten, durch gesetzliche Bereitwilligkeit diese 
Constitution der Regierung angenehm zu machen; denn 
wenn sie stets nur auf Hindernisse stösst, dürfte am 
Ende das Gemeinwohl empfindlich darunter leiden, — 
Es wäre daher mein Rath , von der Repräsentation ab- 
zustehen und einen andern Weg der Nothwendigkeits- 
erforschnng zu wählen. 

Dieser Meinung stimnten vollkommen bei: Aszta- 
los, Fascho, Tökölyi, Osegovich und Domherr 
Mayer, welcher letztere. sich besonders über das de- 
mokratische Prinzip sehr weitläufig äussert und mehre 
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Beispiele für seine Behauptung ans unserer Geschichte 
anfiinrt. 

Hertelendy: Die Gründe Sr. Exe. des Herrn 
Personals sind zwar wichtig; aber weit mehr ist es 
dasjenige, was den Entschluss der Stände bestimmte. 
Niemand behauptet, dass Keine Notwendigkeit vorhan- 
den sei, oder das man keine Rekrnten stellen wolle; 
allein die Erforschung derselben muss vorher erfolgen. 
Das Vertrauen zwischen König und Volk muss gegen- 
seitig sein, und wenn wir um Aufklärung bitten, 
schreiben wir kerne Regel vor, wie sie ertheilt werden 
soll. Haben wir uns erst von dem Umfange des Be- 
dürfnisses überzeugt, so wird die Nation gewiss nicht 
zurückbleiben; allein in unsern Händen liegt das Wohl 
unserer Committ enten, wir können nicht ohne Umsicht 
mit selben verfugen» 

'Sombory, nachdem er sich im Altgemeinen gegen 
das Princip des Nunciums ausgesprochen, behauptet, 
dass die weitere Erforschung der Notwendigkeit we- 
der schicklich, noch noth wendig, ja sogar gefahrlich. 
sey. — Unschicklich,/ weil der Monarch, indem er die 
Repräsentanten der Nation . auffordert und sie auf die 
Gefahren, welche nicht nur die Existenz Einzelner« 
sondern die ganze Constitution bedrohen, aufmerksam 
macht, seine, mit dem heiligsten Rechte verbundene 
schwere Herrscherpflicht erfülle, und es sich demnach 
nicht gezieme, durch weitere Nachforschungen Mangel 
an Vertrauen zu beurkunden. — Unnöthig, weil von 
jeher die Reichsstände die Quantität und Qualität ihrer 
Subsidien selbst festgesetzt; jene Weise ober, welche 
das Nuncium verlangt , in keiner frühern Diätalver- 
handlung vorkomme; die Nation habe stets die äussern 
Verhältnisse mit ihren Kräften selbst combinirt , und 
dem zufolge die Hilfe bestimmt. — Endlich gefahrlich, 
weil die politischen Gonjuncturen die Aufdeckung der 
Staatsgeheimnisse nicht gestatten, und es zu befürchten 
sei, dass das Land, ungeachtet seines Defensivsystems, 
durch derlei Schritte zu einem Kriege Anlass gebe; 
auch, wenn die Nation eine solche Frage an die Regie- 
rung stellt, und hierauf eine bestimmte Antwort erfolgt, 
für die Zukunft das Recht, die Quantität zu bestim- 
men, in Abrede gestellt, und dasjenige, welches dieser 
Anfrage zufolge durch die Regierung verlangt würde, 
nicht leicht verweigert werden Könnte. — Endlich be- 
fürchtet der Redner noch, dass dieser Schritt zur Com- 
pletirung führe. — 
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Der Ansicht des Personals pflichten , nebst mehre- 
ren Stadt edeputirten , noch Bajzäth , J^ovrentsits, 
Bene, Odry, Torhos ß Bischof Durtsdk und die 
Domherren Gr. Sermage und Sztanhovits bei. 

Okolitsdnyi: Auf die Aeusserung Sr. Exe des 
Herrn Personals, dass die Minister anderer freien Na- 
tionen, bei Forderungen ähnlicher Art, niemals die ' 
politischen Verhältnisse vorhinein entdecken, habe ich 
zu bemerken, dass dieser "wesentliche Unterschied in 
der Verantwortlichkeit der Minister liege, welche ihnen 
dort jede uhyerhältnissmässige Forderung höchst gefähr- 
lich macht. Bei uns aber, wo dieses nicht der lall ist, 
kann unserm Rechte des Krieges und des Friedens nur 
durch vorläufige genaue Erforschung der Notwendigkeit 
Genüge geleistet werden. — Gegen alle übrigen be- 
fürchteten Folgerungen lassen sich gesetzliche Verwah- 
rungen anbringen, wie wir sie zahlreich in unsern Ge- 
setzbüchern vorfinden. 

Komdromy: Wenn es sich nur darum handelte, 
dass die Werbungen den Abgang unter den Truppen 
zu ersetzen nicht hinreichen, würde ich, nach dem 
bereits Vernommenen, nicht anstehen, eine Anzahl 
Rekruten zu bewilligen; allein, da* ein Subsidium ver- 
langt wird, kann ich nicht einräumen, dass hierbei die 
Erforschung der Notwendigkeit nur der Regierung zu- 
stehe, uns aber Mos obliege, das Verlangte zu bewilli- 
gen. Denn obgleich die Vertheidigung des Vaterlandes 
unsre Pflicht ist, stehet dieser »doch auch das Recht zur 
Seite, alle Umstände genau abzuwägen, wie selbes der 
2. antecoronational Art. 1608 und der 5.. 1613 deutlich 
bestimmen. Sind die Umstände dringend, so hat die 
Regierung Mittel, die Gefahren bis zur Entscheidung 
des Reichstages aufzuhalten. Nachdem ich also hierzu 
den Weg der Repräsentation für den zweck massigsten 
erachte , stimme ich für das Nuncium. 

Justh erklärt sich gegen das Nuncium, w*eil sich 
die politischen Verhältnisse während des Reichstages 
dergestalt geändert haben, dass man die jetztige Ze\t 
keine Friedenszeit nennen könne, wo keine Subsidien 
zu bewilligen sind; es stimmen ihm noch Szalopek 
und Radvdnszhy bei, indem sie die weitere Erkundi- 
gung £ür gefahrlich halten. Der Personal wiederholt 
nun sein Verlangen, dass die Stände von der Reprä- 
sentation, abstehen mögen; auf den Einwurf des Ablega-r 
ten von Honth erwiedert er aber, dass dieses nichts an 
dem Grundsatz andre, da, die Minister mögen nun 
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verantwortlich sein, oder nur dem Monarchen die Ver- 
antwortung obliegen, nirgends derlei Geheimnisse vor- 
hinein entdeckt werden, weil dasjenige, "fräs durch die 
gesunde Vernunft verboten wird, durch keine Verhält- 
nisse gerathen sein könne. Hierauf pflichten dieser 
Ansicht die Domherren Csausz und Szmodits ß Bi- 
schoß Kolldr und die Ablegaten Csdszdr, Szinyey 9 
Lönyay von Beregh, Huszdr, Szirmay und Bos- 
sdnyi bei. N 

Ragdlyi: Dass jede Art von Subsidium vor dem 
Reichstage müsse verhandelt werden, ist ein zu be- 
kanntes Recnt der Nation, um hierüber noch weiter zu 
sprechen. Indem nun die Gabe nur nach dem Bedürf- 
nisse bemessen werden kann, ist es natürlich, dass wir 
uns hierüber bei demjenigen erkundigen, der es am 
besten wissen muss, dass wir dieses ferner auf de& 
gesetzlichen, gewöhnlichen Weg, dem der Repräsenta- 
tion nämlich, vornehmen. Ob nun Se. Majeslät durch 
eine Resolution, oder auf anderem Wege uns verstän- 
digen wolle, bleibt der Weisheit des Monarchen an- 
bei mgest eilt : uns wird es dann zukommen,., eine der 
erforschten Notwendigkeit entsprechende Gabe zu be^ 
willigen. Jene Art der Erkundigung aber, welche Se« 
Exe. der Herr Personal vorschlägt, "wünschte ich ara 
wenigsten anzunehmen, da auf jene Weise der Palatin 
von den Reichsständen abgesondert würde, wir aber im; 
Gegentheil verlangen sollen, dass die Aufklärung den 
Reichsständen, den Palatin an der Spitze, ertheüt 
werde. 

Nagy: Ich sehe, dass die Verschiedenheit der 
Meinungen nicht so gross sei. Wir verlangen in unse- 
rer Note keine Eröffnung, die in ganz Europa wider- 
hallen und wichtige politische Geheimnisse enthüllen 
soll. Indem wir darin übereinstimmen, dass der Nation 
das Recht der Erforschung zustehe, gebietet die Klug- 
heit das Vermeiden aller überflüssigen Oeflentlichkeit; 
desswegen überlassen wir auph die Art, wie diese Auf- 
klärung gegeben werde, der Weisheit des Monarchen. 
Ich höre manche^ von ungewöhnlichen Schritten, von 
früher ans Ziel gelangen und dergleichen, will auch 
wohl zugeben, dass diese Angelegenheit schneller und 
mit weniger Aengstlichkeit betrieben werden könnte, 
wenn — und hierin liegt eigentlich der Grund — das 
Vertrauen der Nation nicht erschüttert wäre, welches 
herzustellen weit längere Zeit erfordert, als nöthig war, 
es zu vernichten. Die Ursache dieses Zustande« liegt 
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nicht in der Nation, sondern einzig in den Missgriffen, 
welcher sich die Regierung in den letzten Zeiten schul- 
dig gemacht hat. — Nachdem der Nationalreichthum 
durch das Papiergeld verschlungen war, brachte die Ver- 
tilgung desselben Verderben in das Privatvermögen. 
Hierzu kamen nun die Eigenmächtigkeiten der Hof- 
kanzlei ; die ausserreichstägige Ausschreibung von Con- 
tributionen und Rekrut enstellungen , deren Eintreibung 
die königlichen Commissäre mit Androhung des Ver- 
lustes unserer Constitution bewerkstelligten; das Ein- 
rücken des Militärs in die Häuser der öffentlichen Be- 
amten; die Vernichtung der Protokolle — alles dieses 
. musste die Nation mit Furcht und Misstrauen erfüllen. — * 
Nicht dem guten, gewissenhaften König sind diese Ge- 
waltstreiche beizumessen: sie sind die Erfindung und 
chs Werk seiner damaligen schlechten Räthe, welche 
auf diese Art die Constitution aus ihren Angeln zu he- 
ben trachteten. Gegen diese gesetzlosen Eingriffe bil- 
dete sich eine gesetzliche Opposition, deren Gründer 
jene Comitate waren, die sich der Willkühr bis zum 
letzten Augenblick widersetzt hatten, und deren Name 
in der Geschichte unseres Vaterlandes unvergänglich 

{glänzen wird. — Die öffentliche Meinung folgte dieser 
egalen, corabinirten Opposition auf dem Fuss, und nur 
eine war die Stimme hierüber im Lande, in der Mon- 
archie, in Europa; eine Stimme, kräftig genug, den 
Commissären selbst das Geständniss ihrer Schuld und 
des gerechten Widerstandes abzunöthigen. Bald darauf 
erfolgte der letzte Reichstag, wo der grösste Theil selbst 
jener Comitate, die in der ersten Ueberraschung sich 
der Willkühr gefügt, nun aber zu klarer Ansicht ge- 
langt waren, der gesetzlichen Opposition sich anschloss, 
die nun die entschiedene Majorität dieser Tafel bildet. 
Auch hier übte unmittelbar die Opinion ihre Rechte, 
und im engen Anschliessen an die Opposition zwang 
sie die Regierung, in die gesetzlichen Schranken zu- 
rückzutreten. Zwar haben wir noch nicht unsere 
säm ratlichen Rechte wieder erlangt; noch ist hierin 
Vieles zurück: doch der Geist der Administration hat 
sich geändert, und Jeder,, der hell und nicht durch 
gelbe Brillen sieht, wird zugeben müssen, dass das 
Reich -der Willkühr vorüber sei (50). An der Spitze 
der Hofkanzlei und der übrigen Landesstellen stehen 
Männer, welchen ächter Patriotismus nicht abgespro- 
chen werden kann ; selbst die königlichen Propositionen 
des jetzigen Reichstages, wo der Monarch, im 2. und 
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4. Punkte, unsre Beschwerden selbst zur Sprache bringt 
und Abhilfe verspricht, dienen hierzu als Belege. Wenn 
wir daher einerseits streng an demjenigen halten, was 
laut unsrer Freiheit nnd Verfassung uns zustehet , müs- 
sen wir andrerseits auch dasjenige bewilligen, was die 
Regierung auf gesetzlichem Wege von uns verlangt. 
Wir sahen , mit welcher Bereitwilligkeit England und 
Frankreich Canning's und Vill&e's Unternehmungen un- 
terstützte, weil diese Minister, populär und loyal, sich 
jeder Eingriffe in die Constitution enthielten , Währelid 
der letzte unglückselige anticonstitutionelle Minister sich 
und seinen Herrn ins Verderben stürzte. — Hier er- 
schienen nun vollkommen constitutionelle königliche 
Propositionen , und zwar nicht blos der 1. , 2. und 4. 
Punkt derselben, sondern auch der dritte zeugt von der 
Vorsicht und Rechtlichkeit der Regierung, und verdient 
unsre volle Unterstützung. In den eben erwähnten Rei- 
chen wird oft die Regierung durch die gesetzgebende 
Gewalt selbst auf ähnliche Snbsidien aufmerksam ge- 
macht. Durch die persönliche Beleidigung eines fran- 
zösischen Consuls wurde die Kammer bestimmt , die 
Regierung zum Krieg gegen Algier aufzufordern und 
sie dabei zu unterstützen ; und eben die Eroberung und 
Besitznahme von Algier hat das englische Unterhaus in 
Besorgniss versetzt. Auf diese Weise gehet dort der 
erste Impuls von der Nation selbst aus, welches mich 
zur Behauptung berechtiget, dass, wenn die Regierung 
die Completirnng der ungarischen Regimenter vergessen 
sollte, es unsre Pflicht wäre, sie daran zu mahnen. 
Jedem freien Ungar muss die Aufrechthaltung der in- 
nern und äussern Sicherheit am Herzen liegen, und er 
muss sie auf jede gesetzliche Weise zu befördern trach- 
ten. Dahin gehet auch die Instruction meiner Commit- 
tenten, die wohl verlangen können, dass man von ihnen 
nur strenge Legitimität voraussetze, da sie unter die 
Wenigen gehören, die den gesetzwidrigen Eingriffen 
der Regierung bis zum Aeussersten Widerstand geleistet, 
und ich glaube ihrem Willen vollkommen nachzukom- 
men, wenn ich mich gegen die Repräsentation erkläre, 
jedoch für nothwendig erachte, aut eine, den Umstän- 
den angemessene Art, sei es nun auf dem durch Se. 
Exe. den Herrn Personal vorgeschlagenen oder einem 
andern gesetzlichen Weg, sich von der Nothwendigkeit 
vorläufig zu überzeugen. 

JLlm&sy erklärt sich für die Repräsentation, pro- 
testirt jedoch gegen die Aeusserung des vorigen Redners, 



dass diejenigen, welche streng beim Gesetze verharren, 
6ine Opposition genannt werden. (Gelächter.) 

Dedk: Wenn der Weg, ani welchem die Regie- 
rung das Sabsidiam verlangt , auch gesetzlich ist, darf 
desswegen das Begehren der Stände, vor Bewilligung 
desselben die Notwendigkeit zu erforschen, nicht gesetz- 
widrig genannt werden. Die Regierang kann, indem 
sie diesem Verlangen entspricht, sehr leicht einen Weg 
wählen, wodurch keine Staatsgeheimnisse offenkundig 
werden. Kiemanden wird es beifallen, das für nöthig 
Krkannte zn verweigern nnd wir bedürfen hierzu nicht 
des Beispieles fremder Kationen , da jedes Volk seine 
eigentümlichen Institutionen hat, welche ihm und 
seiner Regierung viel eher zur Richtschnur dienen 
müssen, als die Ereignisse anderer Staaten. 

Tahäts: Wenn die Subsidien von 1790 und 1796 
ohne nähere Erforschung der Notwendigkeit bewilliget 
wurden, so geschah es, weil die Gefahr offen vor uns 
lag; der Krieg war schon ausgebrochen, und zwar mit 
einer Nation, welche, nach dem Ausdruck der damali- 
gen k. Resolution : sacra et prqfana miscuit et Constitu- 
iiones conveUebat. Noch weit dringender war die Noth 
in den Jahren 1807 und 1808, erforderte daher keine 
weitere Nachforschung: die Armee in dem Feldzuge 
von 1S05 auf die Hälfte zusammengeschmolzen, die 
schönsten Provinzen von der Monarchie abgerissen, und 
anf dem Thron der mächtigsten Nation jener Zeit 
der gewaltige Riese , dessen Geist Europa zu unter- 
jochen, die uralten Reiche und Constitutionen zu ver- 
nichten drohte. — Jetzt leben wir im Frieden, nnd 
wenn der Monarch ein Kriegssubsidium wegen drin- 
gender Zeitverhältnisse fordert , ist es wohl ganz in 
seiner Ordnung , dass wir uns erkundigen , worin denn 
eigentlich diese gravissima rerum m adjuncta bestehen? 
Denn bevor wir hierüber vollkommen aufgeklärt 
sind, ist es an sich schon unmöglich, den Umfang der 
Gal>e zu bestimmen. Hierzu ist uns aber durch die 
Gesetze kein anderer Weg vorgezeichnet, als jener der 
Repräsentation, -weil sich die Stände nur auf diese 
Weise mit dem König in Correspondenz setzen kön- 
nen. Ich will zwar zugeben,, dass man zur Kenntniss 
der äussern Verhältnisse auf einem andern, geheimem 
als dem diplomatischen Wege gelangen könnte ; allein, 
wäre denn dieser auch der Sitte , den Gesetzen und 
der Würde der Nation angemessen ? — Möge die 
Weisheit des Monarchen hierzu den zweckmässigsten 
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Weg ausfindig machen ; die Berathung selbst muss auf 
jenen Zeitpunkt verschoben werben, wenn diese Ver- 
ständigung erfolgt sein wird. 

Somsich stimmt gleichfalls für die Repräsentation, 
zweifelt übrigens, dass nach der reichhaltigen Rekru- 
tenstellung von 1822 und der während der ganzen Zeit 
betriebenen Werbungen, der Stand unserer Truppen so 
gering sein könne. 

ßorsiczky: Die Erforschung der moralischen und 
physischen Notwendigkeit ist ein Recht der Nation, 
welches jhr die Gesetze von 1608 und 1613 klar bei- 
legen, es stehet daher den Repräsentanten nicht zu, von 
selben abzugehen, da auch die Artikel von 1715 und 
1725, welche von der Contribution und dem stehenden 
Militär handeln, bestimmen, dass ausser der Pflicht der 
Intfiirrection. jedes Subsidium ein Geschenk sei. Hier 

Sehet es nicht aus unttrin Säckel, sondern es betrifft 
as Leben unseres Nebenmenschen. Wir können nicht 
blindlings 50, 60 Tausend Rekruten der Regierung geben 
und sagen: machet damit was Ihr wollt! Bei Geld und 
Früchten sind wir immer sehr umsichtig; hier will 
maxi, dass wir auf Anderer Kosten grossmüthig sein 
tollen. Der Weg aber, den Sr. Exe. der Hr. Personal 
zur Erforschung der Notwendigkeit vorschlägt, ist am 
wenigsten zu wählen , denn der Palatin würde da als 
Vermittler erscheinen. Nun wissen wir aber, dass ihm 
dieses Amt nur dann zustehe, wenn der Monarch und 
die Nation sich über Grundsätze nicht vereinigen kön- 
nen. Noch haben wir aber nicht einmal einen Versuch 
hierin gemacht, und können daher nicht wissen, aus 
welchem Gesichtspunkt der König unser Verlangen 
betrachte , auch es früher nicht erfahren , als wir auf 
unsre diessfällige Repräsentation eine Resolution erhal- 
ten; vielleicht dürfte dem väterlichen Monarchen das 
Begehren seiner treuen Kinder nicht gar so ungelegen 
kommen, als man es wahrscheinlich machen möchte. 

Personal. Auf die frühere Aeusserung habe ich 
nur zu bemerken, dass man kein Geschenk von Menschen 
machen wolle noch könne, auch wird gewiss der 
Monarch nie ein solches verlangen oder annehmen; 
ferner kann der Ausdruck blindlings auf jene Glieder 
nicht angewendet werden, die gegen die Repräsentation 
stimmen: ich wenigstens und Alle, die gleich mir. den- 
ken, lassen dieses auf uns nicht beziehen. 

Marczibdnyi von Syrmien sieht zwar keine 
äussere; (Gefahr, da die aufgeregten Nationen ihre Grän- 
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zen noch nicht überschritten^ haben; giebt jedoch gern 
zu, dass die Regierung hierin weiter sehe, und eben 
darum, möge sie uns aufklären. Dass übrigens, wenn 
dieses erfolgt sein wird, wir darum verpflichtet sein 
sollten, Alles was die Regierung dem zufolge begehrte, 
zu bewilligen, befürchtet der Redner nicht; die Vorträge 
der Regierung haben noch zur Stunde keine bindende 
Kraft für die Nation, und das Recht der fernem Bera- 
thung kann dem Reichstag nicht benommen werden. — 
Eördögh fügt dem bereits Gesagten noch bei, dass die 
Nation vor erfolgter Aufklärung kein Fundament ihrer 
Gabe hätte, auch dass Volk, auf dessen Beruhigung so 
vieles ankomme, von der Notwendigkeit der Gabe nur 
dann überzeugt werden könnte, wenn der Reichstag es 
zuvor durch die Regierung sein würde. — Draskoczy 
kann bei ähnlichem Subsidio keiner unzeitigen Gross- 
muth Raum geben ; wünschte f&ner, dass vor Entschei- 
dung dieser Frage die Freferentialbeschwerden erledi- 
get würden. 

Br. Perenyi. Ich verlange, dass nebst meiner 
Beistimmung zur Repräsentation, noch zu Protokoll ge- 
nommen werde , dass meine Committenten sowohl in 
ihrer ersten, als der nachträglichen Instruction die Er- 
forschung der Notwendigkeit verlangen, welchem ich 
auch mit der vollsten Ueberzeugung beipflichte; dass 
ferner meine Committenten jenen Aeusserungen imDiaiib 
des vorigen Reichstages, welche diesen Grundsätzen, 
der alten Sitte und den 7. Art. 1553 und 17. Art. 1556 
zuwider sind, gesetzlich widersprechen. 

Hierauf folgt die ganz entgegengesetzte sich wider- 
sprechende Erklärung der beiden Ablegaten vonBaranya: 
Ripds verlas den hieher Bezug habende$ Theil seiner 
Instruction , welcher wörtlich also lautet : „Die Herren 
Deputirten werden in Gemässheit jener Verhältnisse, 
welche Se. königl. Majestät ferner dem Reichstag vor- 
zulegen geruhen wird, im gegenwärtigen Falle, dem 
sich ergebenden Bedürfnisse angemessen, die Rekruten- 
zahl, welche verlangt werden wird, nach dem 63. Art. 
1741 und dem 6. Art. 1808, in Folge der allgemeinen 
Einwilligung darbringen. 4 ' Hieraus folgerte der Redner, 
dass er, zur Vermeidung aller Willkuhr, die Notwen- 
digkeit erforschen, und den angeführten Gesetzen, 
weiche jede Completirung abweisen, das Subsidium an- 

Eassen müsse ; welches durch das Nuncium vollkommen 
ewerkstelliget werde. Den Einwurf wegen Enthüllung 
der Staatsgeheimnisse glaubte er durch da» Beispiel von 
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1792. Art. 6. vollkommen widerlegt, wo die Rekhslände 
mittels Einiger durch sie Erwählter unterrichtet, wor- 
den sind, (SS. et 00. media nonnulforum ab ipsis deU~ 
ctorum edoceri fecii) welches auch jetzt geschehen kann, 
wenn -vfcdr es in der Repräsentation unterthänigst erbit- 
ten. — Dagegen erklärt Kajdacsy: Eben daraus, 
dass , laut Instruction , 1) die Bewilligung jenen Ver- 
hältnissen, welche Se. Majestät ferner dem Reichstag 
vorlegen wird, gemacht werden; 2) die Zahl dem sich 
ergebenden Bedürfnisse angemessen und 3) dem 63. 
Art. 1741 und 6. Art. 1808 gemäss bestimmt werden 
«oll, folget, dass seine Committenten keine Belege verlan- 
gen, welche die Gründe enthalten, die Se. Majestät zu 
diesem Verlangen vermochten ; diesem sei bereits durch 
den 'Inhalt der königl. Propositionen und dem spätem 
liescripte Genüge geleistet worden. Im Jahre 1808 
erklärten die Reichstände in ihrer Repräsentation ihre 
Bereitwilligkeit, in hac communi poputoram calamitate, 
quae fato aliquo nationes urget, ut quae saeculorum 
usus vetustate consecravit, novis institutis permutare 
contendant ; •— durch Repräsentation und Resolution sei 
nie zuvor die Notwendigkeit erwiesen worden. Selbst 
1792 sei dieses nicht geschehen. Dagagan haben wir 
Beispiele, dass ähnliche Verständigungen durch den 
Palatin erfolgt sind, da x unsre Vorältern mit vieler Weis- 
heit, aus den bereits angeführten Gründen, diese Art 
von »Erkundigungen vermieden haben. Auf dieser Spur 
müssen wir einherschreiten ; er aber umso mehr gegen 7 
die Repräsentation stimmen , da seine Instruction ihn 
auf den 6. Art. 1808 verweist , die Reichsatände aber 
in der 36. Reichstagssitzung 1807 in ihrer Repräsenta- 
tion deutlich erklären, dass bei Subsidien nicnt reprä- 
sentirt werden soll, und dieses bloss 1802 der Fall 
gewesen sei, als sie die Completirung auf 3 Jahr über- 
nahm, welches das Land auch in viele Ungelegenheit 
versetzt hat; er stimmt demnach gegen das Nunciuxn 
und die Repräsentation. 

Der Personal spricht hierauf die Majorität für die 
Repräsentation aus, welche auch dann nach Paragraphen 
verlesen wurde. Im Verlaufe dieser Verlesung wünscht 
der Personal , dass die Anregung der Werbungen aus 

Sten Gründen sollte weggelassen werden; auch nicht 
hauptet werden könne, dass die Unzulängigkeit der 
Werbung einzig der Regierung beizumessen sei* 

Nagy: Die verkehrten Massregeln hierin von Seite 
der Regierung können nicht in Abrede gestellt werden; 
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denn obgleich bei andern Völkern das freiwillige Ein- 
treten unter das Militär nicht sehr häufig erfolgt, ist 
dieses doch in Ungarn nicht der Fall. Unzählige Bei- 
spiele bezeugen den Geschmack des Volkes am Solda- 
tenleben, und um die Werbungen als vollkommen dem 
Zwecke entsprechend zu machen, darf nur das System 
der Regierung hierin abgeändert werden. Am meisten 
-wird der gemeine Mann durch die vielen in unsern 
Regimentern dienenden deutschen Offiziere abgeschreckt, 
die er entweder gar nicht, oder nur höchst beschwer- 
lich versteht, und wodurch er mancherlei Ungemach- 
lichkeiten um so mehr ausgesetzt wird, als selbst die 
Dienstsprache nicht die vaterländische, sondern die ihm 
so schwer zu erlernende deutsche, ist. — Auch den 
Gesetzen wegen Adels - und Güterverleihung für» aus- 
gezeichnete Kriegsdienste wird fast gar nicht Genüge 
geleistet , und die der königlichen Verleihung unter- 
worfenen Güter, den Meistbietenden, ohn$ alle Berück- 
sichtigung von Verdiensten , verkauft. Auf diese Art 
wird der mächtigste Hebel zu Kriegsdiensten beseitiget. 
Endlich werden Viele durch die iremde Tracht abge- 
halten, wesswegen auch die Husaren, wo die National- 
tracht beibehalten wurde , grössern Zulauf haben. — 
Diesem pflichtet Takdts vollkommen bei und fügt 
noch hinzu , dass die Werbungen auch schon darum 
nicht können mit Stillschweigen übergangen werden, 
weil sie durch das Gesetz als Mittel der T ruppencom- 
pletirung bestimmt sind. Nach ferneren von mehrern 
Seiten über einzelne Ausdrücke gemachten Bemerkun- 

fen und einigen unbedeutenden Abänderungen über-' 
ringt eine Deputation das Nuncium und die Repräsen- 
tation an die Magnatentafel. Hierauf wird die Dank- 
adresie an den jungen König sammt Note verlesen, 
ohne Abänderung gelassen una durch den Landrichter 
gleichfalls an die Magnatentafel befördert. Es erfolgen 
dann einige Motionen, wegen einer ungarischen Denk- 
münze; wegen einer zu resth zu errichtenden Denk- 
säule ; wegen der künftig auf allen , aus ungarischem 
Metalle geprägten Münzen anzuwendenden ungarischen 
Inschrift, welche sämmtlich, als von unbedeutendem In- 
teresse, nicht sehr beachtet werden. 

Endlich erscheint eine Deputation der Magnaten- 
tafel, welche die Antwort auf das Nuncium überbringt, 
die dann verlesen, und deren weitere Berathung, nach- 
dem früher ^ der Personal die . Stände , bei so sehr ge 
theilten Ansichten ; zu Ergreifung eines , dem Wohle 
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des Vaterlandes entsprechenden Entschlusses, ermahnet 
hatte, auf die nächste Circularsitzung bestimmt wird. 

In der Magnatentafel. 

Nachdem das Nuncium und das Project zur Reprä- 
sentation verlesen sind. 

Oberstlandrichter: Mit freudigem Gefühle er- 
sehe ich die Bereitwilligkeit der L. Stände, alle Mit- 
tel zur Aufrechthaltung der innern und äussern Sicher- 
heit, wetteifernd mit unsern glorreichen Vorältern, 
herbeizuschaffen. Zwar erklären sie zugleich, dass 
ihnen die Basis, worauf sie ihr Anerbieten gründen 
können, fehle, und glauben daher, sich hinsichtlich des 
wirklichen Bedürfnisses ferner bei Sr. Majestät erkun- 
digen zu müssen; ich halte' jedoch dieses letztere für 
ganz überflüssig, da aus den k. Propositipnen sowohl, 
als besonders aus dem letzten Rescripte S. Majestät, 
die Notwendigkeit ganz unbezweifelt hervorgehet. 
Mitten im Frieden sagt ein Monarch von so anerkannt 
friedliebenden Gesinnungen, sagt der Friedensstifter 
v Europa's, dass die Gefahr dringend sei; der Vater des 
Vaterlandes ermahnt uns, Mittel zur Erhaltung der in- 
nern und äussern Sicherheit herbeizuschaffen. Es spricht 
hier kein kriegerischer Fürst, begierig nach neuen 
Lorbeeren zu uns, sondern ein Monarch, der dje viel- 
jährigen , unausweichlichen Kriege zwar mit unerschüt- 
terlichem Muthe geführt, selbe aber niemals herbeige- 
führt hat. Es han4elt sich gegenwärtig nicht von der 
gewöhnlichen Completirung der Regimenter, wozu be- 
kanntlich die Werbungen Destimmt sind, sondern um 
die Deckung ungewöhnlicher, höchst dringender Be- 
dürfnisse. Dass eine noch nähere Erforschung der 
Gefahr nicht nur überflüssig, sondern aus mehr als 
einer Rücksicht selbst höchst gefahrlich sei, ist schon 
bei früherer Gelegenheit erwiesen worden, und darum 
dächte ich, dass die L. Stände ersucht werden sollten, 
von der uns vorliegenden Repräsentation abzustehen 
und sich in die weitere Verhandlung dieses Gegenstan- 
des einzulassen, wo ich von den Gesinnungen jener 
Tafel erwarte, dass diese Berathungen jenen Erfolg 
haben werden , welcher der Liebe zum Vaterlande und 
dem Monarchen entsprechen muss und den Europa, ge- 
wohnt die edlen Anstrengungen unserer Vorältern und — 
ich getraue mich es zu behaupten — auch die unsrigen 
zu -bewundern, auch gegenwärtig von uns erwartet. 

8 
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Erzbischof Pyrker hält ebenfalb die Erkennung 
der physischen Notwendigkeit aus dem Grunde für 
überflüssig, weil es bekannt ist, dass die Truppen seil 
acht Jahren keine Completirung erhielten; die moralische 
Notwendigkeit wird aber durch die öfl'entlichen diplo- 
matischen Actenstücke nur zu klar erwiesen. 

Gr.Vay: (ungarisch) Das väterliche Herz unseres 
friedliebenden Monarchen blutet, wenn er gezwungen 
wird, Krieg zu führen. Zwar erblicke auch ich noch 
keine unausweichliche Notwendigkeit des Krieges, es 
ist jedoch nur zu bekannt, dcss andere Nationen ihre 
Armeen nahmliaft vermehren. Frankreich hat im 
verflossenen Sommer 40, dann 108,000 Gonscribirte ge- 
stellt und auf ähnliche Weise verfahren fast alle übri- 
gen Mächte. Der jetzige Geist der Regierungen Jässt 
zwar hoflen, dass alle Fragen auf dem Wege der Un- 
terhandlungen ausgeglichen werden; allein auch hierzu 
fehört Macht, da bekanntlich bei Vergleichen der 
chwache nicht so sehr bindet, als gebunden wird. 
Was über alle diese Gegenstäude zur rublicilät taugt, 
wird uns ohnehin durch die Presse kund gethan, alles 
übrige aber öffentlich zu verhandeln, ist, meiner Mei- 
nung nach , nicht nur überflüssig , sondern höchst ge- 
fährlich. Ich kann daher dem Wege der Repräsentation 
hierin nicht beipflichten und glaube, dass, indem wir, 
dem Worte des Monarchen vertrauend, alles zur Auf- 
rechthaltung der Constitution und des Thrones beitra- 
gen j wir der Opinion mit Opinion begegnen, und -wäh- 
rend andere Völker in Krieg und ^Aufruhr verwickelt 
sind, uns eines tiefen Friedens erfreuen werden. 

Oberstviundschenh ist vollkommen der Ansicht 
des Oberstlandrichters und wünscht, dass die Stände- 
tafel, ih Folge ihrer Initiative, sich alsogleich in die 
Berathung der zu stellenden Anzahl einlasse und eine 
ansehnliche Quantität votire. 

Obergespan Ghiczy: Wie werden wir aber das 
Gesetz retten, wenn wir die Notwendigkeit nicht er- 
forschen? wie den 6. Art. 1808, der sich auf unser 
Fundamentalgesetz, den 63. Art. 1741 gründet, in seiner 
Kraft erhalten? die Ständetafel verlangt nicht die Ent- 
deckung von Staatsgeheimnissen, sondern nur die Auf- 
rechthaltung bestehender, klarer Gesetze, und fürchtet 
die schädlichen Folgerungen, welche aus. dieser Unter- 
lassung entstehen könnten. 

Judex Curia e: Es sei fern von mir, die Kraft des 
63. Art« 1741 verringern zu wollen; allein eben weil 
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die gegenwärtige Stellung in Form eines Snbsidiums 
geschieht, ist dadurch dieses Gesetz nicht gefährdet. — 
Im Jahre 1808 lebten wir im Frieden, und dennoch 
bewilligten die Stände, bloss auf das Wort des Königs, 
ohne nur die k. Propositionen abzuwarten-, 1 eine so 
beträchtliche Zahl Rekruten. . . • ■■ 

Der Primas, welch er 50,000 Rekruten zu bewilligen 
wünscht, die Bischöfe Kopdtsy und Scitovszky und 
der Obergespan Baron Bedekovich sind der Meinung 
des Oberstlandrichters. 

Baron Vesselinyi (ungarisch): Die Gründe, welche 
die Ständetafel in ihrer Kote anfuhrt, sind -von der 
grössten Wichtigkeit. Seit 1741 hatte keine andre Cöm- 
pletirung statt, als jene durch die Werbungen, indem 
die Nation von jeher diese Last von sich gewiesen. 
Durch namhafte jährliche, hierzu bewilligte Summen 

flaubten die Reichsstände jeden Abgang decken zu 
önnen, und der Erfolg hat auch bewiesen , daes* wenh 
die Werbungen zweckmässig betrieben werden, sie 
ihrem Zwecke vollkommen entsprechen. Aber leider 
haben sich in der letzten Zeit so vielerlei Mängel ein- 
geschlichen, dass ihr Erfolg, besonders bei der Infan- 
terie, höchst unzureichend ist. Den Angeworbenen 
wird nicht Wort gehalten, und viele von jenen, die sich 
unter die Reiterei anwerben lassen, werden unter das 
Fussvolk gesteckt. — Doch ist hier nicht so eigentlich 
von der gewöhnlichen Completirtmg die Rede, als viel 1 - 
xnehr von einem ausserordentlichen Subsidio; und da 
muss ich nun offen bekennen, dass wenn die Stände 
bei dieser wichtigsten und zugleich unter dem V<#kfe 
verhasstesten Gabe, wo es sich nicht um Getreide* ödter 
Geld, nicht um das eigne Leben der Deputaten,' 4dft- 
dern um die Freiheit und das Blut des armen Contri- 
buenten, der hier gleich einer Waare betrachtet* wird, 
handelt , wenn , sage ich , bei dieser Frage die Volks- 
vertreter sich mit aller Genauigkeit um die Notwen- 
digkeit erkundigen, bevor- sie sich ihrer Gr6ssmuth 
hingeben: folgen sie, meiner schwachen Meinung nach, 
nur ihrer Pflicht, dem Willen unserer Gesetze und der 
Stimme ihres Gewissens. Wenn unser Vermögen,' ttnsfer 
Leben vom Vaterlande in Anspruch genommen wird, 
dann auf ! zu Ross! um die Constitution, um den König 
«u vertheidigen. — Die Belegungen der Völker sind 
nicht nach Aussen gerichtet , nicht angreifend ; von 
ihnen haben wir nichts zu besorgen. Ware ja allenfalls 
Gefahr vorhanden , so müsate sie im eignen Busen 

8* 
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lauern, in der öffentlichen Meinung,, in des Volkes 
Unzufriedenheit. Wir, durch einen frommen, friedlie- 
benden Fürsten, mit weisen Gesetzen beherrscht, haben 
derlei Bewegungen nicht zu befürchten. 

Palatin: Die Rede des Baron Vesselenyi ist weni- 
ger zum Ueberzeugen, als zum Bethören geeignet, und 
liefert einen Beweis, dass die Ankömmlinge *), indem 
sie Ton.unsern öffentlichen Angelegenheiten nur ober- 
flächliche Kenntnisse besitzen, auch in ganz irrigen 
Voraussetzungen leben. Zwei seiner Aeusserungen will 
ich besonders erwähnen, die wohl verdienet hätten, dass 
ich den Redner in Folge meines Präsidialrechts hätte 
unterbrechen sollen, wenn ich nicht die Freiheit der 
Aeusserungen an diesem heiligen Orte zu sehr achtete. — 
Wäre dieser Herr mehr in unserem Lande gewesen, so 
würde *er vermuthlich wissen , dass dasjenige , welches 
er von den Mängeln der Werbungen anführte, wohl 
früher bestanden habe« allein schon längst nicht mehr 
statthabe; nicht nur die Waffengattung, sogar das Regi- 
ment, in welchem er dienen will, kann sich der Anzu- 
werbende wählen. Der geringe Erfolg der Werbungen 
liegt theils im Zeitgeiste , theils und besonders in dem 
langen Frieden, wo der gemeine Mann nun einmal nicht 

Sern Soldat wird. Beim Ausbruch eines Krieges hat 
ie Werbung immer vollen Erfolg. — Die zweite 
Aeusserung bezieht sich auf das Subsidinm selbst und 
die dabei gebrauchten Ausdrücke: verhasste Gabe, Blut 
4es Contriouenten, JFaare und dergleichen, zeugen von 
diner höchst oberflächigen Beurtheilung. Jeder Stand 
ha^die Verpflichtung, dem Staat auf seine Weise zu 
dienen : der Edelmann durch Insurrection und andre 
Subsidien, der Bauer durch Contribution und Soldaten- 
dienste. Wenn vielleicht in der Art, wie die Rekruten 
gestellt werden, etwas Verhasstes Hegt, so ist dieses 
nicht ein Fehler der Regierung» sondern vielmehr 
Jener, welche die Stellung bewerkstelligen und denen 
die Macht gegeben ist, derlei Missbräuche abzustellen. — 
Was endlich von der öffentlichen Meinung gesagt wird, 
unterliegt auch einer eignen Ansicht, und es wäre erst 
zu erweisen, worin sie Destehe, und ob die Ablegaten 
der 52 Comitate für selbe gelten können? — Volle Be- 
rücksichtigung aber verdient die Bemerkung des Herrn 
Obergespans von TorOTüal, über die Aufrechthaltung des 
63« Art. 1741. Allein hierin berufe ich mich auf das 
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Beispiel von 1807, wo wir in einem weit tieferen Frie- 
den lebten als gegenwärtig, und dennoch blos auf Ver- 
langen des Monarchen, ohne weitere Untersuchung, die 
Rekruten bewilligten. — - Da ich übrigens bemerke, 
dass die Meinung dieser Hochlöblichen Tafel dahin 
gehe, die Ständetafel zu ersuchen, dass sie von ihrer 
beabsichtigten Repräsentation abstehen möge : so glaube 
ich, selber das diesfallige Renuncium im Geiste der statt - 

Sehabten Aeusserungen zu übersenden und sie zugleich 
ringend zu bitten , sich sogleich in die Berathung 
der Anzahl der zu stellenden Rekruten einzulassen. 
(Beistimmung.) 

Während der Landrichter dieses Renuncium ver- 
fasst, wird die Danksage repräsent ation an den jungen 
König, sammt der selbe begleitenden Note überbracht, 
verlesen und ohne weitere Bemerkung belassen» 

Nachdem das Renuncium verlesen ist, wird es mit- 
tels einer Deputation an die Ständetafel gesendet , und 
bald darauf die Sitzung in beiden Tafeln geschlossen. 

Circularsitzung vom 22» October» 

Präsidium: Dedh y Almdsy. 

Präsidium: In der heutigen Sitzung werden wir 
das Renuncium der Magnatentafel (60) vornehmen und 
untersuchen, ob. die in selben enthaltenen Gründe wichtig 
genug seien, uns von der Repräsentation abzubringen. 
(Das Nuncium wird verlesen.) 

Takdts: Diese Note gründet sich auf zweierlei 
Behauptungen, nämlich, dass unser Verlangen dem Geiste 
der Gesetze , und den vorigen Reichstagen zuwider sei. 
In wie weit beide dieser höchst gefährlichen Grund- 
sätze durch den 63. Art. 1741 und die Verschiedenheit 
der Verhältnisse von 1807 und 1808 zu den. jetzigen, 
umgestossen werden, ist bereits in den vorigen Sitzun- 
gen vollkommen erwiesen worden. Es genüge daher 
gegenwärtig zu wiederholen: nie haben unsere Voräl- 
tern ähnliche Subsidien gegeben > ohne sich von der 
Notwendigkeit derselben früher vollkommen überzeugt 
zu haben ; immer war der Krieg entweder schon ausge- 
brochen, oder doch unvermeidlich; denn die Verpflich- 
tung zuSubsidien beschränkt sich einzig auf den Krieg. 
In den Diätalverhandlungen von 1825 finden wir alle 
diese Grundsätze deutlich ausgedrückt (er liest die Stelle 
aus dem Tagebuch) (61.) 
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Dazumal war die Magnatentafel mit diesen Grund« 
sätzen vollkommen einverstanden, mit Grundsätzen, wel- 
che sie jetzt so heftig bekämpfet. — Wenn daher so 
höchst gefahrliche Principien ungerügt vorüber gelassen 
werden, können nur die gefährlichsten Folgen für un- 
sere Constitution daraas hervorgehen. Ich verlange 
daher, dass das Renuncium der Magnaten noch einmal 
naob Paragraphen verlesen und berathen werde, (Es 
geschieht.) 

..Marczibdmri von Trentschin bringt die Wer- 
bungen zur Sprache und erklärt sich für che Notwen- 
digkeit der Repräsentation. 

. Niczky von Eisenburg : Es ist fürwahr eine der 
sonderbarsten Behauptungen, die ich in dieser Note 
vorfinde, dass die gegenwartigen Zeitumstände jenen von 
1807 ähnlich seien. Wie verschieden war der damalige 
Stand des Reiches von dem jetzigen ! Die Monarchie, 
jn selbst das Königreich , durch Abtretungen von Pro** 
vinzen verstümmelt, die Armee in einem beklagens- 
werten Zustand; an den Gränzen ein mächtiger Er- 
oberer. Jetzt ist die Monarchie ergänzt, die Völker 
Europens im Frieden und ohne Neigung zu auswärtigen 
Kriegen. Nicht von Aussen drohen jetzt die Gefahren ; 
wir bedürfen bloss der Aufrechthaltung der Gesetze, um 
ruhig dem Treiben anderer Völker zusehen zu können. 
Unser gegenwärtiges Verlangen bezweckt nur die Er- 
füllung der Gesetze; und diesem gerechten Verlangen 
widerspricht nicht etwa die Regierung , sondern der 
eine Iheil der gesetzgebenden Gewalt; in einem Jahr- 
hundert, wo die Nationen ihre Regierungen zur streng- 
sten . Legitimität ■ verhalten , fordert die Magnatentafel 
von un», dass wir einen den Gesetzen widersprechen- 
den Weg einschlagen und bei Bewilligung eines Subsi- 
'diums , von unsern Rechten abstehen sollen. Unser 
Verlangen ruhet nicht auf unreinem Grunde; wie zu 
den Zeiten der unvergesslichen Maria Theresia sind 
wi* auch gegenwärtig beseelt, und wenn wir nur erst 
die Nothwendigkeit werden eingesehen haben, wird 
unsere Bereitwilligkeit jener unserer Väter von 1741 
nicht nachstehen. Da wir daher nur die Erfüllung des 
Gesetzes verlangen, kann von der Repräsentation nicht 
abgegangen werden. 

Pronay: Als im Jahre 1792 die Reichsstände ein 
-ähnliches Verlangen aussprachen, willfuhr demselben 
tue Regierung, indem sie dem Palatin alle nöthigeu 
üoJege durch den Geheimen Rath Spielmann vorlegen 
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Hess , worauf der . Palatin^ den . Reichstag von dem 
Erfahrenen unterrichtete ; dieser ' praktische Fall muss 
in* unserer Antwort an die Magnatentafel angeführt 
werden (er liest die Stelle aus dem Diario). Man führt 
uns ferner die Friedenszeiten von 1807 und 1808 an, 
und vergleicht sie mit den gegenwärtigen. Aber welch 
ein Friede w$r das! wo die Gefahr über unserem 
Haupte schwebte, so dringend, das? sie uns keine Zeit zu 
Verhandlungen Hess und eine allgemeine Insurrection 
bestimmt werden mus$te. — Jßalpgh unterstützt ihn. 

Földvdry: Jeder von uns, der noch früher gegen 
die Repräsentation stimmte , wird sich nun gewiss für 
selbe erklären, da die Magnatentafel uns das Hecht des 
Kriege und Friedens streitig macht und die gegenwär- 
tigen Zeiten in eine Parallele mit jenen von 1808 stellt, 
wo die Regierung uns, als wir die allgemeine Noth be- 
ruhen wollten, mit dem Bedeuten nach «Clause schickte: 
dass man jetzt exerciren und nicht deliberiren müsse. 
Welch ein Vergleich zwischen jene£ ; Zeiten und den 
gegenwärtigen! - — Okolitsdnyi fugt diesem noch 
bei, dass dazumal der Krieg auch wirklich schon an- 
gekündigt und die Franzosen bereits in die Niederlande 
eingefallen waren« 

Pdzmdndy findet es sonderbar, dass die Magna- 
tentafel aus einer Reihe von 800 Jahren, eben nur 
zwei Reichstage zuin Belege ihrer Behauptung anfuhren 
könne, und noch obendrein Reichstage, deren Umstände 
auf die gegenwärtigen nicht passen. , 

Csapo: Wenn die Magnaten $ie weitere Erfor- 
schung der Notwendigkeit überflüssig haben, so mögen 
sie bedenken, dass ihre Lage hierin viel glücklicher ist, 
als die unsrige. Sie stehen nähet* dem Throne und 
können sich über die Verhältnisse genauere Kenntnis* 
verschaffen; auch haben sie Niemandem Rechenschaft, 
über ihr Anerbieten zu geben. Von mir verlangen 
175,000 Menschen Rechenschaft» wenn ich über ihre 
Söhne verfüge, ohne die Notwendigkeit gemtu er- 
forscht zu haben. Wird unser Vermögen, unsere Per- 
son in Anspruch genommen y dann werden wir gewiss 
nicht hinter unsern Vorältern zurückbleiben. 

Szirmay: Eis scheint, als ob die Magnatentafel 
in zu grossem Eifer, mit ihren Grundsätzen vorwärts 
zu kommen, eine retrograde Bewegung gemacht halse: 
wir wurden auf die ßefahr aufmerksam, die uns be- 
droht. Unsere Anfrage übrigens liegt ganz in der Na- 
tur der Sache; nur wenn wir wissen, wie gro*s die 
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Nolh ist, kann unsere Hilfe dem Zwecke entsprechen; 
denn 80L4t könnten wir leicht zu wenig versprechen, 
welches der Regierung nicht genügte, oder zu viel, 
welches wir bei unsern Committenten nicht verantwor- 
ten könnten. Drasköczy stimmt ihm bei. 

Komdromy: Das Kuncium der Magnaten ist eine 
Kette von Widersprüchen: sie sind unserer Meinung — 
und der Schluss ist doch unsern Ansichten ganz ent- 
gegengesetzt. Auf unsere Gründe haben sie gar 
nichts Fassendes geantwortet, sie springen nur auf und 
ab - — es scheint innen — sie temperiren — moderiren — 
wie das nun schon ihre Gewohnheit ist. — Die Kraft 
ihrer Schlussfolge ruhet auf der persönlichen Eigen*- 
t scbaft des Monarchen. Diese stellt wohl niemand in 
Abrede; aber eben, weil dieses ihr einziges Fundament 
ist, müssen wir um so mehr bedacht sein, dass einem 
so wichtigen Gegenstande das unabänderliche Gesetz, 
nicht persönliche Eigenschaft zum Grunde liege. Nicht 
nur wir, sondern die Regierung selbst verliert das 
Vertrauen des Volkes , wenn die [wichtigste Angelegen- 
heit der politischen Existenz so oberflächlich behandelt 
wird. . 

Nagy: Die Note der Magnaten enthält, so falsch 
ihre Grundprincipien auch sind, dennoch manches 
Wahre, wie z. Ö. über die Persönlichkeit des Monar- 
chen. Er wird gewiss den Krieg, so lange es möglich 
ist» vermeiden; im höheren Alter liebt man den Frie- 
den. Allein nicht hierin liegt diö Kraft der Schlüsse, 
auch wird nicht dieses in Frage gestellt; die Hauptsache 
beruht darin, dass die Magnatentafel erklärt» unser Ver- 
langen sei „nee spirituilegum, nee antenatorum exem- 
plis" angemessen. Ich will hier jene Meinungen, die 
meiner Ansicht entgegen sind, nicht neuerdings bekäm- 
pfen, sonst könnte auch diese Sitzung sich spät in den 
Abend hineinziehen. Ich werde meine Meinung nur in 
folgende kurze Worte fassen: das Nuncium der Magna- 
tentafel macht alle ferne Argumentationen überflüssig, 
denn es setzt unser Recht in ^Zweifel. So verschieden 
auch die Meinungen unter uns über die Art der Erfor- 
schung sein mochten, unser Recht hierzu hat niemand 
auch nur einen Augenblick bezweifelt. — Aber es ent- 
steht hier eine andere Frage, nämlich : ob man nicht in 
die Lage kommen könne, von seinem Rechte in diesem 
oder jenem Falle keinen Gebrauch machen zu wollen. 
Im Jahre 1796 haben wir jenes Recht, welches wir 
jetzt in Ausübung zu bringen für noth wendig erachten, 
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wirklich ausgeübt ; dagegen hielten wir dieses in den 
Jahren 1807 und 1808 nicht für nöttiig, und siehe, Schon 
bringt die Magnatentafel gefahrliche Folgerungen aus 
dieser willkürlichen Vernachlässigung eines klaren Rech- 
tes! — Dieses muss uns um so mehr bestimmen, ähn- 
liche Beschlüsse nur mit höchster Umsicht zu fassen, 
weil es sich hierin nicht bloss um unser Wohl handelt, 
sondern um jenes unserer Nachkommen. Die N oth wen- 
digkeit früher zu erforschen , war schon jüngst die Mei- 
nung der Majorität; heute, glaube ich, hat diese Mehr- 
heit noch zugenommen ; wir wünschen nur den Weg 
der Repräsentation, und überlassen es dem Monarchen, 
die Weise zu bestimmen , auf welche uns die Aufklä- 
rung ertheilt werden soll. Dieses kann entweder einer 
Deputation aus den Ablegaten der Comitate, des 
ehrwürdigen .Clerus und der k. Freistädte entdeckt 
werden , denn die Städtedeputirten , die ebenfalls die 
Kinder ihrer Kommittenten stellen, dürfen wir nicht' 
ausschliessen. Oder es könnte diese Aufklärung sämmt- 
lichen Deputirten , mit Ausschliessung der Zuhörer, er- 
theilt werden. Nur müssen wir uns zu etwas bestimmt 
entschliessen, und den Gegenstand weder in einer ge- 
mischten Reichstagssitzung verhandeln, wo die Frage 
leicht anders könnte entschieden werden; noch etwa 
die Regierung dahin bringen, dass sie sich unmittelbar 
an unsere Committenten wende, worüber der Palatin 
schon in der gestrigen Sitzung einige Worte fallen Hess, 
indem er es als noch unentschieden annahm, ob wir 
Ablegaten auch die Repräsentanten der allgemeinen 
Meinung seien. 

Präsidium: Welchen Weg bringt also der ver- 
ehrte Deputirte von Oedenburg in Vorschlag? 

Nagy: Welchen immer; entweder durch den Pa- 
latin an einen Ausschuss, oder an den ganzen Körper, 
oder auf eine noch zweckmässigere Art; wenn Jemand 
Besseres vorschlägt, werde ich gern beitreten. 

Ragdlyi: Trennen wir uns ja nicht vom Palatin! 
er ist unser erster Minister und muss an unserer Spitze 
stehen, wenn die Aufklärungen durch die Regierung 
ertheilt werden. 

Präsidium: Ist es also der Wille der L. "Ver- 
sammlung, dass wir den Weg vorschlagen, oder sollen 
wir erwarten, auf welchem es geschehen werde? 

Prdnay: Ich bin der Meinung, dass Wir hierin 
der Regierung nicht vorgreifen sollen. Wird die Mo- 
dalität als unzureichend erkannt, so bleibt ■ Uns noch 
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immer Zeit , den Gegenstand weiter zu berathen. — - 
Dieser Meinung ertheilt Gr. Andrdssy seine volle Bei- 
stimmung , hält es aber für noth wendig, dass die Er- 
klärung beigefügt werde: dieser Schritt geschehe nur 
für jetzt., pro hie et nunc, ohne weitere Folgerung. , — 
Allein Gr. Kdrolyi sieht sich hierdurch noch nicht 
ganz gesichert, und verlangt; dass die Not li wendigkeit 
qffen dargelegt werde, — Hertelendy dringt auf eine 
gründliche Antwort an die Magnatentafel , indem diese 
unser Recht in Zweifel ziehet. 

Somsich: Gegen unser Recht ist — Dank dem 
Gotte der Ungarn! — noch nie ein gegründeter Zweifel 
erhoben worden; warum sollten wir es daher nicht auf 
dem gesetzlichen Wege, durch Repräsentation und Re- 
solution y ausüben ? Warum durch den Erzherzog Pa- 
latin oder Spielman ? (Gelächter.) Das regierende Haus 
hat ja unser Recht noch nicht in Zweifel gezogen , und 
der Wog der Repräsentation ist nun einmal die einzige 
Art und Weise, wie die ungarische Nation mit ihrem 
König spricht. 

Kerkdpolyi, OcsJsay, Peirovay sprechen für 
die Repräsentation gleich Neogrdd. 

Rohontzy: ich mache die L. Stände aufmerksam, 
streng über alle Subsidionalgesetze zu wachen; leicht 
dürften sonst unsere Reichstage in blosse Postulatenland- 
tage ausarten. 

Präsidium: Da der Wunsch für die Repräsen- 
tation und die Antwort an die Magnatentafel allgemein 
ist y wird letzteres in der morgigen Sitzung verlesen 
und redigirt werden. Die Sitzung wird geschlossen. 

Circularsitzung vom 23. October. 

Präsidium: De&h. -— utlmdsy. 

Das Nuncium wird Anfangs ganz, dann nach Para- 
graphen verlesen und in der Redaction einige Verän- 
derungen vorgenommen. Die Majorität für die Reprä-' 
sentation, welche in der vorigen Reichstagssitzung bei 
den Gommittaten nur 27 gegen 25 war, wurde durch 
das Renunciuin der Magnatentafel auf 33 gegen 19 er- 
höhet; alle waren fest entschlossen, unter keiner Beding- 
niss von der Repräsentation abzugehen. 

Reichstagssiteung vom 23* Öctober. 

Um eilf Uhr versammeln sich die Deputirten in 
ihrem Stale. 
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Personal: Der Gegenstand der lieutke.fr Reich*- 
tagssitzung wäre zwai 4 die Berälhung des Nwncinme an 
die hochlöbliche Magnatentafel gewesen; allein so eben 
erhalte ich die Nachricht von Sr. k. Hoheit dem 
Palatin, dass Se. Majestät den säwrmt liehen Räichsstän- 
den eine Eröffnung durch Höchst denselben zu machen 
habe, welche in einer gemischten Sitzung vorgetragen 
werden müsse; wozu die L. Stände hiermit eififfe lo- 
chen werde«. — Die Stande verfugen sich dem infolge 
in den Magnatensaal zu einer gemischten Reichstags- 
sitzung. 

Der Palatin eröffnet hier den Reichsständen, dass 
Se. k- k. Majestät von dem Verlangen der Ständetafel 
unterrichtet, mit seiner gewohnten väterlichen Huld 
demselben zuvorgekommen sei , und die Nothw^ndig-» 
keit der Statution den Reichsxtanden durch dein Banus, 
zugleich Hofkriegspräsidenten, werde eröffnen. fassen. 
CBeifall.) Die Reichsstände mögen demnach, in dank- 
barer Anerkennung dieser allerhöchsten Gnade.,. -nach 
erlangter Üeberzeugung in der Erfüllung des nur zum 
Heil des Vaterlandes eröffneten Verlangens sich um so 
eifriger erweisen. 

Hierauf drückt der Judex Curiae des Reiches 
Dankbarkeit für diese väterliche Gnade und den neuen 
Beweis einer unvergleichlichen Gerechtigkeitsliebe des 
Monarchen aus, fügt zugleich die Üeberzeugung bei, 
dass dieser glückliche Ausgang grossentheils der mäch- 
tigen Vermittlung Sr. k. k. Hoheit des Palatins zu dan- 
ken sei , welches eine neue Perle dem Kranze der un- 
sterblichen Verdienste desselben um die Nation beifüge. 
Zugleich hegt der Redner das volle Vertrauen, dass 
der Reichstag diese Gnade mit kindlichem Vertrauen 
erwiedern werde. 

Personal: Ich glaube nur dem allgemeinen Wun- 
sche der L. Stände zu entsprechen, indem ich der so 
seltnen Gnade des Monarchen die Huldigung und kind- 
liche Dankbarkeit derselben darbringe ; eben so bin ich 
gewiss nur der Dolmetsch einstimmiger Gefühle der 
annigsten Verehrung, indem ich E. k. Hoheit den 
Weissesten Dank für ihre so erfolgreiche, gütige Ver- 
wendung zum Wohl des Vaterlandes abstatte. (Beifall.) 
Ich hege auch nicht den geringsten Zweifel , dass die 
Reichsstände diese zuvorkommende Gnade und Gerech- 
tigkeit des Monarchen mit erfolgreicher Bereitwilligkeit 
erwiedern werden. Mögen E. k. Hoheit diese neue, 
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der unendlichen Reihe früherer beigefügte Wohlthat 
damit krönen, dass Höchstdieselben den Vorsitz der zu 
diesem Zwecke zu ernennenden Reichsdeputation gnädigst 
übernehmen. Was übrigens die Form dieser Deputation 
betrifft, glaube ich sie jenen, im ahnlichen Falle des 
Reichstages von 1811 stattgehabten, gleichförmig anra- 
then zu dürfen; dazumal wurden nämlich zu diesem 
Zwecke folgende Mitglieder aus der Ständetafel er- 
wählt : von. Seite der k. Tafel 2 — der kroatischen- 
- Königreiche 2 — aus dem ehrwürdigen geistlichen 
Stande 4 • — aus jedem der vier Reichsbezirke 6, somit 
24 — von den königl. Freistädten zusammen 4. (Bei- 
stimmung.) 

Pdzmdndy und Földvary verlangen, dass nach 
dein Beispiele des 65. Art. 1791 die Art und Weise, 
auf welche S. Majestät die Notwendigkeit dem Reiche 
dargelegt , in dem hierüber, zu verlassenden Gesetz- 
artikel umständlich erwähnt werde. 

Palatin: Diesen Vorschlag halte ich noch nicht 
an derzeit, indem hierüber nur nach bewilligtem Sub- 
sidio und dem hierüber zu verfassendeu Gesetzartikel 
berathen werden kann. Dem durch Se. Exe. den Herrn 
Personal mir im Namen der L. Reichsstände gemach- 
ten Antrag, den Vorsitz in dieser Reichsdeputation zu 
übernehmen , würde ich gern entsprechen , wenn ich 
nicht befürchten müsste, dass vielleicht meine Gegen- 
wart manche Mitglieder an einer ganz rücksichtslosen 
Aeusserung ihrer Meinung hindern Könnte. (Allgemei- 
nes Geschrei: Nein! nein!) 

Palatin: So danke ich den L. Reichsständen 
aufs herzlichste für diese ihre Liebe und Vertrauen; 
die Freiheit der Meinungen , die mir immer heilig war, 
wird gewiss auch hier durch mich nicht beschränkt 
werden. — Hierauf ernennt der Palatin die Mitglieder 
zu dieser Reichsdeputation von Seite * der Magnaten- 
tafel , und zwar : den Oberstlandrichter, den Bischof 
Baron Szepessy, die Obergespäne Fürsten Batthydnyi, 
Gr. Györy, Almdsy , Gr. Telehy y Baron Bedeko- 
vicliy Szegedy, nebst diesen, den Baron Vecsey , 
Gr. Emrich Batthydnyi, Gr. Karl Zichy d. j. und 
Gr. Ludwig Kdrofyi. 

Nachdem der Palatin die Deputirten angewiesen, 
dass sie noch an selbem Tage ihre Mitglieder erwählen 
sollten, wurde die Sitzung geschlossen. 
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Nachdem die Deputirten, jedes der 4 Reichsbezirke, 
abgesondert^ die aus ihrer Mitte zur Reichsdeputation 
bestimmten 6 Mitglieder erwählt hatten, versammelten 
sich die Reichsstände in die 

Gemischte Reichstagssitzung vom 24. October. 

Der Personal -verliest die Namen der Reichsdeputa- 
tionsglieder von Seite der Ständetafel, diese sind: von 
der königlichen Tafel: der Vice-Palatin Somsich und 
der Landrichter Plathy; — von Croatien der Land- 
richter Ku s evich und der Ablegat Osegovich; — von 
der Geistlichkeit: Bischof Kolldr und die Domherren 
fisdusZy SztanJcövits und Majer; — dann die De- 
putirten: Takdts, Szent-Kyrdlyi, Pronay, Bor- 
siczky, Majthenyi von Honth, Ocskay; — Pdz- 
rndnav, Dedk, Jsiczky von Eisenburg, Somsich, 
Capso, Rohontzy ; — Komdromy , Ragdlyi, Gr. 
Andrdssy > Földvdry, Baron Vay, Gr. de la 
Motte; — Eördögh, Gr. Kdrolyi, Hertelendy, 
Baron Berenyi, Bene, Lonyay von Beregh; — end- 
lich von den königl. Freistädten: Glabits, Wagner , 
Fischer, Komlosy. 

Der Ablegat Almdsy drückt den Wunsch der 
Ständetafel aus, ihren würdigen, verehrten Vorsitzer, 
den Personal, an der Spitze ihrer Deputationsglieder 
zu sehen, welchem, mit allgemeinem Lreudenrufe be- 
gleiteten Verlangen auch der Palatin^ unter höchst 
ehrenvollen Aeusserungen , seine Zustimmung giebt. — 
Jedoch erklärt er sich gegen das Verlangen des jetzi- 
gen Circularpräses , Plathy > den Deputirten eine In- 
struction aus der Circularsitzung zu ertheilen, weil der 
Wirkungskreis dieser Reichsdeputation ohnehin schon 
in dem Projecte der Repräsentation enthalten, auch die 
Deputation blos ihr Gutachten dem Reichstag einzu- 
reichen habe; es würden endlich die Mitglieder sich an. 
eine solche Instruction um so weniger zu binden haben, 
als die Freiheit der Meinungen einer solchen Deputa- 
tion noch bei keiner ähnlichen Gelegenheit durch In- 
structionen eingeschränkt wurde. 

Nachdem noch die ungarische Uebersetzung der 
Dankadresse an den jungen König verlesen war, wurde 
die Sitzung geschlossen. 

Gemischte Reichstagssitzung vom -2T. October. 

Der Palatin berichtet, dass die Regnicolardenu- 
tation, nach wiederholtem Zusammentreten tak' dem 
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königlichen * .Commissäl* , endlich, ihren Auftrag voll- 
bracht habet« Er überreicht den Bericht, welcher ver- 
lesen wird. (62) 

Palatin: Bevor die L. Reichsstände diesen so 
wichtigen Gegenstand in ßerathung ziehen, habe ich 
der Deputirtentafel , welcher hierin die Initiative zu- 
steht, nur noch die dienstschuldige und zugleich freund- 
schaftliche Bemerkung zu machen , dass sie den Umstand 
in reifliche Ueberlegung ziehen wolle, daös der gewis- 
senhafte Fürst, der liebevollste Vater seiner Völker» 
welcher im Verlaufe dieses Reichstages auch nicht eine 
Bitte seiner Unterthanen unerfüllt hess, nur die Hilfe 
seiner getreuen , stets grossinüthigen ungarischen Nation 
in Anspruch nehme ; dass er aber selbst bei dieser For- 
derung einen neuen Beweis aufstelle, wie sehr er sich 
die gross te Sparsamkeit zum heiligsten Gesetz gemacht 
habe. Mögen daher die L. Stände Vertrauen mit Ver- 
trauen, HuJd mit v kindlicher Unterwürfigkeit erwiedern 
und eine Hilfe bewilligen, welche den gerechten Er- 
wartungen unseres gütigen Königs und Herrn, welche 
der Würde der Nation entspricht und geeignet ist, uns 
in den Augen von ganz Europa Achtung und Gewicht 
zu verschaffen. (Beifall.) 

Hierauf verlas der Landrichter die Dankadresse an 
den jungen König, welche expedirt wurde; worauf die 
Sitzung aus einander gehet. 

Am 28. Octob. versammelten sich die Deputirten 
der Comitate in eine geheime Conferenz, um diesen Ge- 
genstand in vorläufige ueberlegung zu ziehen; ein Aehn- 
liches thaten die Deputirten der Capitel unter sich, wie 
auch die Abiegaten der königlichen Freistädte. 

Circularsitzung vom 29. October. 

Präsidium: Plathy, Gr. la Motte, 

Pr äsidium: Die Verlesung des Deputationsberich- 
tes ist an der Tagesordnung. (Die Relation wird verlesen.) 

Präsidium: Da die jetzigen Zeitumstände jenen 
von 1796 gleichgestellt werden, so mögen die L. 
Stände sich berathen, ob sie ein, dem damaligen ähn- 
liches Subsidium überhaupt versprechen, oder in Ge- 
mässheit des jetzigen Bedürfnisses, ein bestimmtes 
Quantum Votiren, für den Fall der Noth aber die ver- 
langten Vorkehrungen treffen wollen? 
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'Sömbory: Wenn ich den Bericht der Deputation 
genau durchforsche, so finde ich, dass wir aus selbem 
auch nicht das Mindeste , was wir nicht schon früher 
wussten, erfahren, und ich überlasse es der allgemeinen 
Beurtheiltmg, ob auf die Versicherungen des Monar- 
chen oder jene des Banus ein grösseres Gewicht zu 
legen sei. Dass der König keinen Krieg beginnen wolle : 
dass die ungarischen Regimenter incomplet seien und 
einige Staaten sich in gefährlichen Gährungen befinden, 
wussten wir schon früher. Jedoch das letztere betref- 
fend, ist es bekannt, dass fast alle Regierungen den 
Frieden wünschen , und sie scheinen die Aeusseruftgen 
jenes grossen Mannes, der als Gefangener Europa's 
starb , «u beherzigen , dass , wenn die Rohe von Eu- 
ropa neuerdings gestört würde ß gewiss niemand, der 
den ersten Kanonenschüss gehört, auch den letzten er- 
leben werde. Dieses musste ich voraussenden, um die 
geringe Gefahr von Aussen darzuthun. Doch will ich 
nicht in Abrede stellen, dass derlei Gährungen unserer 
Constitution auf indirectem Wege verderblich werden 
können. Das numerische . Bedürfniss betreffend , wird 
die gegenwärtige Lage mit jener, von 1796 verglichen, 
jedoch eine ganz verschiedene Folgerung gezogen. Da- 
zumal wurden 50,000 Rekruten auf einmal verlangt und 
bewilligt, nebstbei die Insurrection und adelige Sub- 
sidieb bestimmt; /jetzt -wird nur ein Theil gefordert, der 
andere für die Zukunft aufbewahrt. Also eine Comple- 
tirung und ein Subsidium zugleich. — Haben wir nun 
Frieden, so weiss man, auf welche Art di« Regimenter 
complet erhalten werden müssen, denn wie standhaft 
das Land von jeher alle Gompletirung abwies, ist be- 
kannt; entstehet aber Krieg, so sind Sabsidien an der 
Ordnung. Ich bin gegen alle Completirung, wenn sie 
auch in Gestalt eines Subsidiums erscheint. Allein wir 
können für jetzt (pro nunc) einen Antrag machen, uns 

_V • 1 "" 1 ■ i .. • ■ ° i TAT« 

aber 
viel 




nun 

meine bestimmte Instruction hierüber und will den Be- 
rathuftgen nicht vorgreifen. Ich werde mich zu Jenen 
halten, die meiner Instruction am nächsten kommen. 

BorsiczJcy: Ich glaube, wir haben uns in der 
gestrigen Conferenz über die zu bewilligende Anzahl 
schon vereinigt; und auch ich, obgleich »eine Meinung 
auf eine viel geringere Zahl hinausging, habe mich der 
Majorität gelugt. — Daher rathe ich, fmrjttzt, in Form 
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eines Subsidiums, 38,000 Rekruten zu bewilligen, weiter 
gar nichts. Tritt Gefahr ein, so soll der Monarch den 
Reichstag ansagen, und wir werden dann nicht nur 
Rekruten der Gefahr entsprechend, sondern auch ade- 
lige Subsidien und allgemeine Insurrection bewilligen. 

Niczky von Eisenburg. Indem der verehrte Ab- 
Jegat von Biliar sich über die Berichterstattung der 
Deputation auf eine Art äussert, die' dem Reichstagshe- 
schluss entgegen ist, glaube ich, dass er weitergehe, 
als dieGränzen seines Wirkungskreises es erlauben. Wir 
haben die Aufklärung durch die Deputation nicht darum 
verlangt, weil wir an den Worten des Königs zweifel- 
ten, sondern damit wir, wo es sich um den Kopf des 
armen Mannes handelt, nicht leichthin zu Werke gehen. 
Haben wir auch -vielleicht unsern Zweck nicht ganz 
erreicht, so dürfen wir doch die Anerkennung des 
Landes, wegen unsererBemühungen hierin, in Anspruch 
nehmen. Hinsichtlich der Zahl hat gestern schon die 
Majorität bestimmt, obgleich Viele eine weit geringere 
Anzahl bewilligen wollten; hierüber glaube ich, sollten 
wir keine Zeit mehr mit ßerathungen verlieren. Aber 
ein wichtiger Gegenstand ist unser Nuncium an die 
Magnatentafel. In diesem haben wir auf ihre Zweifel, 
unser «Recht betreffend, geantwortet; da jedoch der 
König uns zuvorgekommen ist und factisch unser Recht 
anerkannt hat, muss ein Beschluss gefasst werden, auf 
welche Weise unsere Gründe an die Magnatentafel zu 
bringen seien. 

Földvdry. Die Regierung verlangt die grössere 
Hälfte des Subsidiums für jetzt, und ich glaube, dass 
wir 30,000 Rekruten stellen sollen. Der Antrag 
von Trentschin hat zwar im Allgemeinen meinen Bei- 
fall, nur scheint er mir zu unbestimmt. Wenn wir 
nur mit einigen Worten unsere Bereitwilligkeit für den 
Fall der Gefahr ausdrücken , erklären wir nur etwas, 
woran ohnehin Niemand zweifelt, denn im Jahre 1741 
haben mehre Völker Europas die Folgen unseres Eifers 
verspürt. Allein das genügt gegenwärtig nicht, sondern 
unser Antrag muss .dem Monarchen vor ganz Europa 
mehr politisches Gewicht verleihen. Nicht wenn die 
Gefahr da ist, soll er uns erst im Reichstag zur Hilfe 
aufrufen: im P'oraus, im gegenwärtigen Reichstag, so- 
gleich müssen wir die Insurrection bestimmen und selbe 
gleich einüben, damit sie der König nur aufzurufen 
brauche. Dadurch werden wir auch unsern adeligen 
Pflichten entsprechen. 
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Szalopeh: Ich kann die Meinung von Trentschin 
nictt t heilen, dass wir die gegenwärtige Stellang be- 
willigen sollen, für die Zukunft aber nicht*. Wir. kön- 
nen das Bedürfniss nicht mehr in Abrede stellen, nach- 
dem wir uns über selbes durch die Deputation in 
Kenntnis» gesetzt haben. Ich bringe noch einiges in 
Anregung, was der Banus im Namen des Königs, er- 
klärt hat: Die Regierung verlangt auch nicht einen Sol- 
daten, der nicht zur äussern und innern Sicherheit 
nothwendig ist; — ferner, dass wir uns in Proportion 
zu den übrigen Staaten bewaffnen müssen u. s. w. Alles 
dieses wird auf gesetzlichem Wege uns mitgetheilt: 
wir können das Vaterland nicht ohne .Verteidigung 
lassen. Im Jahre 1796 wurde für den Fall des Krieges 
die Insurrection bestimmt; daher müssen wir auch jene 
20,000 Rekruten bewilligen, die Se. Majestät für den 
Fall der Gefahr verlangt. Hierüber können wir uns 
genugsam verwahren, im Jahre 1802 ward im ähn- 
lichen Falle die Notwendigkeit dem Palatin erwiesen; 
dieses kann auch jetzt geschehen , wenn der Fall vor 
dem nächsten Reichstage eintreten sollte: wo nicht, to 
verliert dieses Oblaium ohnehin dazumal seine Kraft. • 

Csapo: Unsere Note an die Magnatentafel kann 
nicht beseitiget, und hierüber muss eine Modalität be- 
stimmt werden. — Die Regierung verlangt 30,000 
Rekruten; der Stand der ungarischen Truppen ist 
64,000 Mann, der Abgang beiläufig 25,000. Ich 
dächte , es sollten für jetzt 28,000 bewilligt werden, 
wäre es auch nur, um nicht gerade so viel zu ge- 
ben, als die Regierung verlangt; für die Zukunft aber 
können wir nichts versprechen, denn das gemeine Volk 
wäre dennoch über die 50,000 beunruhiget, wenn 
auch jetzt nur 28,000 gestellt würden. Doch auch 
wir müssen unsere Pflicht erfüllen und die adelige In- 
surrection gleich — nunc pro tunc — bewilligen, um 
dadurch des Königs Gewicht bei den Unterhandlungen 
mit andern Staaten zu vermehren. Braucht er dann 
für die Zukunft auch noch Rekruten, so werden wir 
ijun im Reichstag 20,000 und darüber bewilligen. 
* Päzmdndy stimmt für 28,000 für jetzt, von den 
übrigen 20,000 sollen wir gänzlich schweigen, damit 
wir nicht mit der einen Hand niederreissen , was wir 
mit der andern aufbaueten. Wie -viel Mühe hat es uns 
gekostet, dahin zu gelangen, dass uns das Bedürfniss 
erwiesen ward. Von der Notwendigkeit der künftig 
zustellenden 20,000 können wir um so weniger überzeugt 
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sein, da selbst die Regierung es zur Stunde noch nicht ist. 
Alle Verpflichtungen für die Zukunft schlagen der Consti- 
tution Wunden. Wir stellen die Rekruten nicht darum, 
weil unsere Regimenter unvollzählig sind, sondern, weil 
wir uns überzeugt haben, dass es jetzt nothwendig ist. 

% Sombory: Der verehrte AMegat von Eisenburg 
hat, einem Präses gleich, die Grunzen meiner Wirk- 
samkeit bestimmt; worauf ich nur erkläre, dass, eben 
so wenig ich die Aeusserungen Anderer bekrittle , ich 
ein Aehnliches von jedem Mitgliede erwarte. — Gegen 
die Bestimmung der Insurrection erkläre ich mich voll- 
kommen, indem selbe nur für den Fall der wirklichen 
Gefahr statt haben kann. Wenn wir nun nicht einmal 
Gefahr genug erblicken, um die verlangten 20,000 Rekru- 
ten zu bewilligen, um wie viel weniger können wir das 
letzte Rettungsmittel anwenden. Da ferner die Insur- 
rection in den letzten Zeiten ihrer Bestimmung nicht 
entsprochen, so soll sich eine Deputation mit der zweck- 
mässigen Organisirung derselben befassen. 

Asztalos: 30,000 gegenwärtig, für die Zukunft 
nichts. — • Das Nuncium an die Magnatentafel, welche 
unser jus belli et pacis in Zweifel zu ziehen schien, 
muss entweder in das Diarium kommen, oder wenn 
dieses nicht gestattet würde, soll im Gesetzartikel eine 
Cautela gesetzt werden. Es verstehet sich, dass die 
30,000 nur als Subsidium gestellt werden, denn zur Com- 
pletirung bewilligt der Redner auch nicht einen Mann. 

Nagy: Ich ehre die Meinung Jener, welche, theils 
in Folge ihrer Instructionen, theils aus innerer Ueber- 
zeugung und um eine Basis der Berathung zu haben, 
vorher die Nothwendigkeit von der Regierung zu er- 
weisen verlangten. Jener Mittelweg, den ich Anfangs 
hierin vorschlug ß der aber verworfen wurde, hat uns 
endlich doch an das Ziel geführt. Allein von uns, die 
wir einer entgegengesetzten Meinung waren, kann 
desswegen doch nicht vorausgesetzt werden , ^ dass un- 
sere Meinung so gar verwerflich, nur blindlings vor- 
gebracht, und ohne Beispiel im Gesetzbuche sei. — 
Als im Jahre 1807 die Magnatentafel die Stände ans 
dem Grunde zu einem namhafteren Oblatum bewegen 
wollte, weil man das Bedürfniss nicht genug erforscht 
und berathen habe, widersetzten sich die Stände in den 
bestimmtesten Ausdrücken jeder Erforschung der Ge- 
fahr. (Er liest aus dem damaligen Diario diese Stelle.) 
Es ist demnach klar, dass wir ein Princip, welches der 
Reichstag von 1807 mit Heftigkeit verwarf, mit eben so 
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grossem Eifer angenommen haben; und ich dächte, der 
eichstag von 1807 könne doch in keiner Hinsicht we- 
der unvorsichtig, noch unpatriotisch genannt werden. — 
Indem wir nun — in einer nicht zu verwerflichen 
Anzahl — den Grundsätzen jenes Reichstags folgten, 
wollten wir anderseits auch nicht blindlings votiren, 
sondern der Unterschied war, dass wir mit dem Worte 
des Königs zufrieden, alle weiteren Bedürfnisse selbst 
erforschen und abwägen wollten. — Mich — ich muss 
es gestehen — hat, ausser meiner gemessenen Instruc- 
tion^ auch die innere Ueberzeugung zu jener Aeusse- 
rung veranlasst, indem der Gang des gegenwärtigen 
Reichstages mich von Seite der Regierung überall nur 
strenge Rechtlichkeit und Concessionen erblicken Hess« 
Das Land kann sich über, seine Fortschritte im öffent- 
lichen Rechte fürwahr nicht beklagen. Die Weglassung 
des Wortes ßß praestabilitae Cf auf so diplomatischem 
Wege, und das hieraus aufgestellte Princip ist ein un- 
berechenbarer Gewinn; — dass das Project zum Ge- 
setzartikel nicht mehr von der Hofkanzlei ausgehet, 
sondern dass die Ständetafel selbes der Repräsentation 
beschliesst, gibt unserer Initiative ein grosses Gewicht; — 
dass wir wegen Gallicien mit dem Monarchen in unmit- 
telbaren Traktat getreten, nicht wie Unterthanen mit 
ihrem Herrn, sondern wie eine Macht mit der andern; — 
dass uns endlich nun das Recht des Kriegs und Frie- 
dens f actisch anerkannt wurde und selbst in dem Ge- 
setzartikel ausgedrückt wird: alles dieses sind fürwahr 
Concessionen der Regierung, die sich nur mit dem 
liberalsten Geiste vereinbaren lassen. Wir haben daher 
genug Vor schritte gemacht; es ist endlich Zeit, dass 
auch wir einer, auf gesetzlichem Wege gemachten bil- 
ligen Forderung auf eine Art entsprechen, welche mit 
der Würde einer grossen Nation und unserer allbekann- 
ten Vaterlandsliebe im Einklang ist. In unserm Nuncio 
an die Magnatentafel, nämlich dem ersten in diesem 
Gegenstande, sagen wir, dass die Aufklärungen dess- 
wegen gefordert werden, weil wir fürchten, dass uns 
unser Eifer über die Gränzen der Notwendigkeit hin- 
reissen könnte (Gelächter), und dass dem Volke unser 
Anerbieten zu grossmüthig erscheinen dürfte. Nun wir die 
Noth kennen, wird dieser allzu grosse Eifer nicht sehr 
sichtbar. — Die Deputation findet die Gefahr ganz un- 
serer Vermuthung nach gegründet, und die Stellung der 
Rekruten unserm gesetzlichen Systeme gemäss. (Liest: 
legali systemati etc.) Diese Deputation bestand, in ent- 
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tchiedener Majorität, ans solchen Ablegaten, die _ 
die Erweisung des Bedürfnisses stimmten; wie können 
wir daher an der Gründlichkeit ihrer Angabe zweifeln? 
Handeln wir denn auch consequent, wenn wir um ein 
paar Tausend Rekruten feilschen? Die Gefahr ist nicht 
erdichtet. — Geh^n wir daher, was der Monarch ver- 
langt! — Ich weiss wohl, wie schwer die Verantwort- 
lichkeit auf einem Jeden von uns lastet: aber dieser 
werden wir nie entgehen. Bewilligten wir gegenwär- 
tig auch nicht einen Rekruten, und die Staatsangelegen- 
heiten hätten einen guten Ausgang: so würde unsere 
Weisheit im ganzen Lande gepriesen werden. Wenn 
sich im Gegentheil bis zum nächsten Frühjahr die Ver- 
hältnisse ungünstig änderten, hätten wir dann wohl 
etwas anderes zu hören, als: warum bewilligten die 
Herren nicht die Rekruten , auf welche die Regierung 
so dringend bestanden? — Es ist daher nothwendie, 
dass wir zeitig Vorkehrungen gegen diese Gefahr tref- 
fen. Vor der Schlacht von Mohdts hat man auch In- 
surrection und allgemeine Bewaffnung angeordnet; da 
es aber zu spät geschah , entsprachen die Vorkehrun- 

Sen nicht der Gefahr. «Auch 1808 bewilligten wir 20,000 
Lekruten und Insurrection; allein als sie aufsassen, 
stand der Feind schon vor den Thoren von Presburg, 
und den Erfolg wissen wir . Fürchten wir allen- 
falls gefährliche Folgerungen, so lassen sich dagegen 
leicht Verwahrungen anwenden. Wir bestimmen dem 
Reichstage von 1831 keine vorläufige Richtschnur, in- 
dem wir dem König verheissen, dass wir, im Falle 
der Noth, dazumal alle Opfer bringen werden: dies 
Vorhandensein der Notwendigkeit zu befinden, bleibt 
immer das Recht des nächsten Reichstages. Auch in 
meinen Augen ist der 4. Artikel des verflossenen Reichs- 
tages Moses und die Propheten; aber dieses Gesetz kann 
uns nicht hinderlich sein, nöthige Voranstalten zu tref- 
fen. Welch eine traurige, gesetzgebende Gewalt wären 
wir, wenn uns die eigenen Gesetze die Hände in einer 
Angelegenheit bänden, wo jeder kluge Hausvater auf 
die Zukunft bedacht ist. Wir, deren Vorsorge sich 
auf Jahrhunderte erstrecken soll, dürften zur Abwen- 
dung einer so nahen Gefahr keine Vorkehrungen tref- 
fen, bloss aus Furcht, es könnte daraus eine Folgerung 
fezogen werden? Lesen wir die Repräsentation von 
796: nebst der Insurrection wurden dem Monarchen 
50,000 Rekruten angetragen, die er von Zeit zu Zeit, 
nach vorkommendem Bedürfnis«, ausheben durfte ; ebenso 
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1808, wo die Notwendigkeit bloss dem Palatin, Pri- 
mas und Banus musste erwiesen werden. "Wenn das 
Aerarium bis 2. Octob. künftigen Jahres auf die 20,000 
Rekruten nicht anstehet, hört ohnehin unsere Ver- 
pflichtung auf; ist aber bis dahin die Noth wendigkeit 
eingetreten, so stimme ich, gleich Trentschin, nicht nur 
auf eine, den damaligen Umständen entsprechende Zahl 
Rekruten, sondern aufh für adelige Subsidien und all- 
gemeine Insurrection. 

Domherr Sztanhovits^ für 28,000 jetzt, zugleich 
die Bestimmung der 20,000 für djßn Fall der Gefahr. 

Baron Perinyi^ bloss 28,000; für die Zukunft 
nichts; — Antwort an die Magnatentafel, wegen Hes in 
Zweifel gezogenen Rechtes der Ständetafel. 

Gr. JLnarassy: Die Zeitumstände verlangen es, 
dass wir die grösste Uebereinstimmung mit der Regie- 
rung an den Tag legen; über sie haben wir uns nicht 
im geringsten zu beklagen. Wir müssen es vor ganz 
Kuropa darthun, dass wir unsere 800jährige Constitu- 
tion dem Zeitgeiste gemäss entwickeln wollen. Indem 
ich für die 28,000 stimme (bloss desswegen um 2,000 
weniger, damit es nicht den Anschein eines Postulats 
habe), sehe ich zwar andererseits, dass die Bewilligung 
der übrigen 20,000 nicht ganz mit dem Geiste unserer 
Gesetze sich vereinbaren lasse. Aber vielleicht bedarf die 
Regierung einer moralischen Stütze; und hierin stimme 
ich mit Oedenburg freudig ein. Wir müssen zeigen, 
dass, indem wir den Krieg nicht furchten, zu dessen 
Abwendung dennoch alle, einer grossen Nation würdige 
Mittel anwenden wollen. Es ist daher meine Meinung, 
dags im Laufe dieses Reichstages die Insurrection be- 
stimmt, sobald als möglich aufgestellt und in den Waf- 
fen geübt werde, damit wir als fertige Soldaten dem 
Feinde mit Erfolg können entgegengestellt werden. Das 
Nuncium an die Magnatentafel müssen wir in das Dia- 
rium aufnehmen; sollte dieses aber nicht gestattet wer- 
den, so müssen wir hierin auf andere Cautelen bedacht 
sein: allein in unserer nächsten Repräsentation dächte 
ich, sollten wir Alles vermeiden, was dem Monarchen 
unangenehm sein könnte. — Hertelendy stimmet bei. 

marczibdnyi von Trentschin: Es wäre bes- 
ser, wenn wir der neulichen Meinung des Ablega- 
ten von Abary beigetreten wären. Bios, weil die 
Majorität schon die gegenwärtige Statution beschlossen 
hat., muss ich mich darein fügen, und erkläre, dass ich 
Jenen beipflichte, die das Wenigste bewilligen. Ich 
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würde auch nicht einen Mann stellen, da die Werbun- 
gen für den Frieden ausreichen müssen. Von den übri- 
gen 20^000 kann gar keine Rede sein, weil ich aus der 
Erklärung des Banus gar keine Gefahr erkenne. Auch 
wären ja für den Fall einer wirklichen Gefahr 20,000 
eine gar schwache Stütze. — Wie aber, wenn die Re- 
gierung sich in einen Krieg einliesse,' welcher der Na- 
tion nicht Yortheilhaft oder wobt gar zuwider wäre? 

Deäh : Für die Gegenwart 28,000, unter den nöthi- 
gen Cautelen weiter nichts, da der Monarch für den Fall 
der Gefahr einen Reichstag ausschreiben kann, dem wir 
gegenwärtig • nicht vorgreifen können. Hat man doch 
in den jüngst verflossenen Zeiten, wo die Kriege mit 
Blitzesschnelle auf einander folgten, immer den Reichs- 
tag zusammenberufen können; warum nicht gegenwär- 
tig? Ich stimme ferner für Insurrection , Musterung 
und Waffenübung des Adels, nicht nur persönlich, son- 
dern laut dem Besitz (nach Porten) gleich im gegen- 
wärtigen Reichstag. 

Szinyey: Wir leben im Frieden und wollen, laut 
unserm Defensivsystem, auch in selbem verharren; die 
Mittel, "wie die Regimenter complet erhalten werden 
sollen, sind uns bekannt. Ich fürchte nur, dass, wenn 
wir den Ministern Mittel in die Hand geben, sie auch 
leichter einen Krieg herbeiführen. Als der Gegenstand 
der Statution zum erstenmale zur Sprache kam, hörte 
ich so viele schöne Aeusserungen über das "Leben und 
Blut des Contribuenten etc., dass ich fest überzeugt war, 
•nur die höchste Nothwendigkeit werde eine massige 
Anzahl erwirken. Nun, obgleich wir aus der Erklä- 
rung des Banus um nichts mehr wissen, als in der 
ersten Sitzung, höre ich nur von 50, 30 und 28,000 
Mann; Andere wollten früher nichts bewilligen, weil sie 
keine Basis für die Quantität des Subsidium haben; ob- 
wohl ich diese auch gegenwärtig vermisse, höre ich 
dennoch bestimmte Anträge. Da dieses jedoch durch 
•die Majorität beschlossen wird, an deren Weisheit zu 
zweifeln ich nicht Wage, so mag wohl meine indivi- 
duelle Schwachheit schuld sein, dass ich die logische Ver- 
bindung dieser Handlungsweise nicht begreife. — Eben 
dieser Majorität nachgebend, bewillige ich 28,000; die 
übrigen 20,000, als nur für den Fall der Gefahr be- 
stimmt, möge der nächste Reichstag bewilligen. Für 
die Manövres , Paraden und zum Wachestehen ist diese 
Anxahl mehr als hinreichend. — Für Insurrection, 
Musterung und Waffenübung des Adels. 
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Für die Insurrection , Musterung und Waffenübung 
sprachen sign 24 Comitate aus; kein einziges dagegen^ 
und vom Präsidio aufgefordert, erklärten sieh alle ein- 
stimmig dafür. Es wurde daher angenommen. 

Hinsichtlich der Quantität stimmten einige, als: 
LQvrentsics, Fascho, Farkass, Jeheljalussy , 
Bitt6, Bajzdth, Csausz, für 30,000 gegenwärtig und 
20,000 sobald der Monarch selbe nöthig haben werde. 
Allein mit einer überwiegenden Mehrheit ging das 
Oblatum von 28,000 Rejuruten, ohne weitere Verbind- 
lichkeit für die Zukunft, durch. Die Abweichungen 
hierin .waren sehr gering; aueh wurden die bereits an- 
geführten Prinzipien wohl von Mehreren wiederholt, 
jedoch wenig Neues weiter vorgebracht. 

Marczibdnyi von Syrmien bittet die Stände, 
ihm zu erlauben, das» er ihnen etwas, die gegenwär- 
tige Lage Europa's betreffend, verlesen dürfe: es sei 
zwar deutsch, meinte er. — E» ward ihm zugestanden, 
and er las aus dem Nürnberger Correspondenten : „dass 
itich die Vorsteher der Wiener Nationalbank und der 
Kaufmannschaft bei einem Ministerialconseil , wobei 
Fürst Metternich, Graf Kollo vrath etc. zugegen gewe- 
sen, über die Gefahren der gegenwärtigen Gährungen 
angefragt und den Beseheid erhalten haben, dass für die 
Ruhe Europens gar nichts zu besorgen sei, da alle 
Verhältnisse auf einen dauerhaften Frieden schliessen 
Hessen. u Der Redner folgert daraus, dass 28,000 das 
Maximum sei, was man bewilligen könne. 

Präsidium: Da sich die Mehrheit über die Zahl 
ausgesprochen, so wird in der morgigen Circularsitzung 
über die Modalität der Statution verhandelt werden. 
Die Sitzung wird aufgehoben. 

Circularsitzung vom 30. October. 

Präsidium: Plathy, Graf la Motte. 

* 

Präsidium: Die Modalität der Statution ist an 
der Tagesordnung. 

Asztalos: Hierüber findet man in den Diätalver- 
handlungen von 1807 und 1808 die zweckmässigen 
Anordnungen, diese , dächte ich, würden mit einigen, 
den jetzigen Zeitumständen angemessenen Veränderun- 

Jen unserm Bedürfnisse gänzlich entsprechen. Sollte 
emand etwas Zweckmässigeres noch hierüber 



wissen, 



so möge er sich erklären« 



Tökölyi: Nebst dem so eben Angeführten, glaube 
ich, auch den 1. Art. 1802 hierher anwendbar. 

RJpds: Beror wir uns hierüber weiter einlassen, 
tnuss ich, laut meiner Instruction, einen sehr empfind- 
lichen Missbraoch der Regimentscommanden in Erwäh- 
nung bringen, nämlich, dass dem Entlassenen von der 
Infanterie 36, ron der Cavallerie 72 Fl. Montttrgeld 
abgefordert werden. Da derlei Entlassungen ohnehin 
nur in solchen Fällen nachgesucht werden, wo der Ent- 
lassene zur Betreibung des Colonicalgrundes unentbehr- 
lich ist, muss diese Abgabe den Verwandten desselben 
oft kaum erschwinglich sein. Ich verlange daher, dass 
die Abstellung diesses Verfahrens, nicht als Gravamen, 
sondern als Dedingniss der gegenwärtigen Stellung, be- 
gehrt werde. (Angenommen.) 

Nagy: Meines Bracht ens nach könnte man die 
Modalitat der Statution in drei Theile eintheilen, 1) die 
Bedingnisse der Statution nebst den Verhaltungsbefeh- 
len an die^ assentirenden Kriegscommissäre und Offi- 
ziere ; 2) die Capitulation ; 3) die Art des sogenannten 
Einfangens der nekruten. 

Tökölyi: Der letztere Punkt sollte füglich dem 
Ermessen der betreffenden Behörden überlassen werden. 

NyJiy: Dann wäre leicht zu befürchten, dass die 
Dicasterien hierin verfügen könnten ; besser, dass die 
nöthigen Verfügungen hier getroffen werden. 

Präsidium: Vielleicht sollte die genauere Prü- 
fung dieses Gegenstandes einer Deputation übertragen 
werden ( Nein ! Mein ! ) 

Ragdlyi: Bei der Rekrutenstellung von 1763 er- 
nannte zwar das Land selbst die Offiziere derselben; 
wenn wir nun auch nicht so weit gehen wollen, so 
muss doch das Gesetz von 1796 in volle Kraft gesetzt 
werden, laut dessen nur geborne Ungarn als Offiziere 
in den ungarischen Truppen dürfen angestellt werden. 
Dieses Verlangen ist um so billiger, da wir gegenwär- 
tig, in Friedenszeiten, vergleichungsweise ein viel grös- 
seres Subsidium geben, als jenes von 1796 war. Bei 
dieser Gelegenheit muss ich den jüngst geäusserten Vor- 
schlag^ des Ablernten von BaU in Anregung bringen, 
dass in unsern Regimentern das Commandowort und 
der Dienst Ungarisch eingeführt werde, wodurch eben 
dem obigen Gesetze eher Genüge geleistet würde. Da 
ferner in den königl. Propositionen erklärt wird, „dass 
viele Krieger zum Dienste untauglich sind/* müssen 
diese auch wirklich entlassen werden , damit die jetzt 
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211 stellenden, wenn sie sehen, dass diese Entlassungen 
wirklich erfolgen, Vertrauen und Trost schöpfen. Denn 
es gibt nichts Fürchterlicheres, als auf ewig dem Schoose 
seiner Familie entrissen zu werden, ohne Hoffnung, in 
selbe zurückkehren zu dürfen. Dem Satze, dass wir 
durch eine Gapitulation die Pflicht der. Completirung 
auf uns nehmen, widerspreche ich geradezu; denn 
gleichwie wir gegenwärtig den Bedürfnissen ohne Com- 
pletirung entsprechen, können wir es auch in der Zu- 
kunft thun. Vertrauen wir die Leitung der künftigen 
Staatsangelegenheiten den kommenden Vätern des Va- 
terlandes! Ich stimme für eine Capitulation auf neun 
Jahre. 

. Präsidium: Da die Frage der Capitulation in den 
Regnicolaroperaten verhandelt und im nächsten Reichs- 
tag entschieden wird, könnte dieser Gegenstand bis da- 
hin verschoben werden. 

Ragdlyi: Unserer Gabe können wir die nöthigen 
Bedingnisse beifügen, und es ist nicht nöthig, hierin 
den nächsten Reichstag abzuwarten.' 

Pdzmdndy schlägt vor, dass während der Sta- 
tution die Werbungen aufhören, und alle jene, welche 
freiwillig unter das Militär treten, zu Gunsten der Ge- 
meinden, worin sie wohnhaft waren, sollen eingerech- 
net werden. Dieses sei besonders bei den Husaren- 
regimentern nothwendig , welche grösseren Zulauf ha- 
ben, wie- denn Ferdinand Husaren in drei Jahren an 
600 Freiwillige erhalten hat; während der Statution 
dürften wohl doppelt so viele freiwillig unter das 
Militär treten , als sonst. Er stimmt für die Capitula- 
tion von neun Jahren bei der Infanterie und zwölf 
Jahren bei der Cavallerie. 

Mehre Stimmen: Es dürfen ohnehin während 
der Statution keine Freiwilligen angenommen werden. 

Borsiczky : Bevor dem Gesetze von 1807 hin- 
sichtlich der ungarischen Offiziere Genüge geleistet 
wird , können wir uns in keine Statution einlassen. 
Die Ungarn, welche als Offiziere in deutschen Regi- 
mentern dienen, sollen unter unsere Truppen zurück- 
kehren, die Deutschen sich entfernen. Ich sagte schon 
jüngst, dass selbst getaufte Juden und solche, die vor 
kurzem erst zu Wien den Hausierbündel vom Rücken 
gelegt, unter unsern Truppen als Offiziere dienen. Bis 
dieses abgestellt ist, dürien wir keine Hand ansWerk 
legen. Eben so muss dem Unfug bei der Assen- 
tirung gesteuert werden : Mancher tüchtige Bursche 
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wird daiWi nicht unter die Husaren genommen, weil 
er rotte Haare hat, oder pockennarbig ist. Ein grosser 
Uebelstand bestehet ferner darin, dass die Entlassenen 
unter der Militärsgerichtsbarkeit verbleiben. Wenn der 
Ort derselben, wie z. B. im Trentschiner Comitat, 
von manohem Dorfe 20 Meilen entfernt ist, so können 
derlei Maleficienten nur mit vielen Unkosten zur Abur- 
theilung gestellt werden. Hat nun so ein Entlassener 
tfftr 20" r. werth gestohlen , so wird der Dorfrichter, 
wenn er es auch bestimmt weiss, ihn eher seinen Raub 
ruhig gemessen lassen, als dass er der Gemeinde 40 F. 
Unkosten verursachte, um den Verbrecher seiner Be- 
hörde zu überliefern. Wer ,in unsere Mitte zurück- 
kehrt, soll auch dem Civilgerichte unterworfen sein. — 
Ich trage ferner auf die kürzeste Capitulation an. Hat 
der Italiener acht Jahre , warum soll der Ungar längere 
Zeit brauchen, ein tüchtiger Soldat zu sein? Gegen r 
wärtis müssen wir dieses Verlangen, da wir über unsere 
Schuldigkeit statuiren und folglich die Bedingnisse fest- 
setzen können, unter welchen wir es thun. Ohne Ca- 
•pitulation kommt der Mann nur dann nach Hause, wenn 
er ein vollkommener Bettler ist, und seiner Heimath zur 
Last lebt. Die vorige Capitulation von 20 Jahren war 
viel zu lang: der Entlassene, zu sehr dem Bauerle- 
ben entwöhnt, war meist untüchtig zur Arbeit, und 
schon zu alt, um sich in eine ganz fremde Lebensart zu 
fugen. Was die Art der Statution betrifft, scheint mir 
die Zeit schon zu kurz , alles dasjenige in Ausführung 
bringen zu können, welches wir hierüber in den Diä- 
talacten von 1807 und 1808 lesen, und welches der ver- 
ehrte Ablegat von Oedenburg jüngst so lebhaft geschil- 
dert hat. Gegenwärtig wären nur die leichter ausführ- 
baren anzuordnen, welche die Beamten der betreffenden 
Behörden, im Einverständniss mit der Grundherrschaft, 
ausfuhren sollen: denn der Grundherr muss da, wo 
es sich um seinen Unterthan handelt, ebenfalls seine 
Stimme haben. . 

Prdnay. Es leuchtet wohl Jedermann ein, wie 
sehr wir die gegenwärtige Rekrutenstellung erleichtern, 
wenn sie mit Capitulation geschieht und diese so kurz 
als möglich ist. Die Modalität derselben aber hier zu 
berathen, dürfte mit vielen Beschwerden und Zeitver- 
lust verbunden sein. Dieses könnte durch eine Deputation, 
welche die Acten von 1802, 1807 und 1808 durchginge 
und combinirte, geschehen, die dann ein, den jetzigen 
Verhältnissen angemessenes Gutachten vorlegen könnte. 
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Gegenwärtig, dächte ich, sollten wir uns bloss auf die 
Frage der Capitulation beschränken angenommen.) Er 
erklärt sich hierauf für eine Capitulfeion von 8 Jahren 
bei der Infanterie und von 10 bei der Cavallerie. 

Nagy. Alles, was im Geiste, unserer Verfassung 
für und gegen die Capitulation gesagt werden könnte 
und in den vorigen Reichstagen verhandelt wurde, 
neuerdings vorzubringen, wäre Zeitverlust , auch nicht 
ganz zweckmässig. rJur auf einen wesentlichen Um- 
stand glaube ich die Versammlung aufmerksam machen 
zu müssen. Im nächsten Reichstag wird die Frage we- 
gen der Capitulation vollkommen durchgeführt und be- 
stimmt werden. Gesetzt nun, die gegenwärtigen Rekru- 
ten werden mit Capitulation gestellt, der Reichstag aber 
erklärt sich dagegen: wird durch diese Verschiedenheit 
der Lage die Harmonie unter den Truppen nicht sehr 
leiden? Ja selbst für die Gegenwart; welchen Eindruck 
wird es auf die bereits Dienenden machen , wenn jetzt 
28,000 unter sie eintreten, denen das Glück einer Capi- 
tulation zu Theil ward, während sie zu ewigen Solaa- 
ten bestimmt sind. Ich glaube die moralische Stimmung 
unserer Truppen verdient wohl jede Berücksichtigung. 
Diesem wäre vielleicht dadurch abzuhelfen, dass die 
jetzige Statution unter jenen Bedingnissen, welche der 
nächste Reichstag für unsere sämmthchen Truppen fest- 
setzen wird, geschehe, und dass in jener Verfügung auch 
die älteren Truppen verhältnissmässig begriffen wer- 
den , folglich das nächste Gesetz hierin zurückwirkend 
sein soll. 

Ragdlyi: Wenn ich mit meiner Meinung auch 
ganz allein bliebe, müsste ich sie dennoch dahin äus- 
sern, dass wir der gegenwärtigen Statution die möglich 
besten Bedingnisse beifugen sollen. Wenn bereits 1796 
die Rekruten mit Capitulation gestellt» wurden, um wie 
viel mehr Grund hierzu haben wir gegenwärtig, da in 
jenen % Zeiten die Capitulation auch in der übrigen 
Armee nicht eingeführt war. Soll denn nun, wo die 
Krieger, aller übrigen Völker der Monarchie diese 
Wohlthat gemessen, der Ungar allein hievon ausge- 
schlossen und zum ewigen Sklaven verdammt sein? 
Alle Familien besitzen ihre Söhne, welche die Feld- 
züge von 1814 — 1816 mitgemacht haben, schon längst 
in ihrer Mitte, nur dem Ungar ist dieser Trost ver- 
sagt. Die jetzt zu stellenden Ilekruten werde ich um- 
sonst auf den nächsten Reichstag vertrösten, sie werden 
sich dennoch zu ewigen Soldaten bttümmt halten, und 
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die Statution wird dadurch abermals mit all den zahl- 
reichen Beschwerden verbunden sein. 

Gr. AndrdsQf erklärt sich für die Gapitulation 
von 9 und 12 Jahren. — Die ewige Leibeigenschaft ist 
seit Jahrhunderten schon bei uns abgeschafft, warum 
soll bloss der Soldat noch derselben unterworfen blei- 
ben? Den Rekruten werden wir von der Fürsorge 
des nächsten Reichstages nicht überzeugen und beruhi- 
gen können; er wird sich durchaus hingeopfert wäh- 
nen. Die Klugheit erheischt aber diese beträchtliche 
Menschenmasse durch väterliche, liberale Fürsorge 
näher an uns zu ketten. 

Lonyay von Beregh: Ich habe zwar keine aus- 
drückliche Instruction für die Capitulation , allein die 
Menschlichkeit bestimmt noch gegen ewige Knechtschaft 
mich zu erklären. Ich verlange Capitulation auf 9 und 
12 Jahre. 

Szinyey j Plathy , Reviczky, Bitt6, Justhj 
Bosdnyi, Lovrentsics, stimmen wie Oedenburg we- 
gen Capitulation, wie selbe im nächsten Reichstag fest- 
gesetzt werden wird. 

Fekete. Ich kann die Behauptung mehrer verehr- 
ter Mitglieder nicht t heilen, dass der Bauer, im Ganzen 
genommen, durch den Militärdienst mehr gedrückt sei, 
als die übrigen Stände. In Kriegszeiten muss jeder 
Edelmann persönlich zur Verteidigung des Vaterlandes 
insurgiren, wohingegen diese Verpflichtung beim Bauer 
kaum den zehnten streitbaren Mann trifft. Erwägt man 
noch, dass der Contribuent auch zu Hause nicht im 
Ueberflusse lebt und in mancher Hinsicht das Loos des 
Soldaten um vieles günstiger ist, so kann ich hierin 
keine so grosse Ungerechtigkeit erblicken. Bei unserem 

fesellschaftlichen Systeme muss die Verhältnissentwik- 
elung einzelner. Stände mit der grössten Vorsicht un- 
ternommen werden , und selbe darf nur mit dem Gan- 
zen gleichen Schritt halten. Es mag daher in der Ver- 
weigerung der Capitulation mehr Politik verborgen sein, 
als für den ersten Anblick hervorgeht. Ich wenigstens 
halte es für gefährlich, durch periodisches Austreten 
der, in den Waffen geübten Mannschaft, dem Volke 
eine innere Kraft zu verleihen, welche mit der Zeit 
uns eher gefahrlich, als nützlich werden könnte. — Ich 
stimme für die Entscheidung des nächsten Reichstages. 
Marczibanyi von Trentschin: Wenn wir die 
Bestimmung des nächsten Reichstages hierüber abwar- 
ten, könnten leicht dreimal acht Jahre vergehen, bevor 
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sie erfolgt seih wird. Ich stimme für die Capitulation 
von acht Jahren. — Eben so Okolitsdnyi. , 

Nagy: Ich mache nur die Bemerkung, dass, da 
laut Gesetzen, der Reichstag alle drei Jahre gehalten 
wird, die Capitulationszeit auch der Zahl 3 entspre- 
chen sollte. 

Hertelendy. Capitulation von 9 und 12 Jahren. 
Obgleich ich überzeugt bin, dass hinsichtlich der Moda- 
lität die Deputation höchst weise Vorschläge machen 
wird, so muss*ich dennoch vorhinein erklären, dass die 
Ausführung derselben, ^sonders das Loosziehen, unend- 
lichen Schwierigkeiten unterliegen werde : denn wird 
dieses vorher bekannt gemacht, so bin ich überzeugt, 
dass, wenigstens in meinem Comitate, am Tage der Loo- 
sung, ausser dem Richter und Geschwornen sich Nie- 
mand als Weiber und Kinder vorfinden werden« 

Tor hos. Hierauf bin ich im Stande zu versichern, 
dass bei der letzten Statution mein Coinitat die Loo- 
seziehung auf die durch den verehrten Ablegaten von 
Oedenburg jüngst vorgebrachte Art wirklich vollzogen 
und dieser Akt, der früher mit einem Zeitverlust von 
mehrern Monaten und* allen den übrigen Ungemächlich« 
keiten verbunden war. in 14 Tagen, ohne den minde- 
sten Anstand, in der schönsten Ordnung und zu allge- 
meiner Zufriedenheit vollendete. (Hört!) 

Mögen daher gleich in manchen Gegenden einige 
Schwierigkeiten hierin eintreten, so ist die Ausführbar- 
keit dennoch für den ' grössten Theil des Königreichs 
ausser allem Zweifel. — Capitulation von 9 und 12 
Jahren. — Für eine ähnliche Capitulation erklären sich 
noch Marits, Szalopek, Farhass, Kotsi-Hor- 
vdth, Heja, Baron Ferinyi, und Csdszdr. 

Eördögh: Das Recht der bürgerlichen Existenz 
ist das erste und vorzüglichste des gesellschaftlichen 
Zustandes ; es wäre daher doppelt ungerecht, es Jenen 
für ihre ganze Lebenszeit zu versagen, die ohnehin das 
Recht des Grundbesitzes entbehren. — Capitulation von 
9' und 12 Jahren. 

Csomay, 9 und 12 Jahre Capitulation. — Da 
während der Statution die Werbungen eingestellt sind, 
sollen die Contribuenten während dieser Zeit auch kein 
Werbungsgeld zu bezahlen haben. Ungarisches Com- 
mandowort bei den Truppen, welche den Namen der 
ungarischen Armee erhalten sollen. 

Berte: Ich pflichte gänzlich der Meinung von 
Borsod bei und verlange, dass wir die kürzeste Capitn- 
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lation begehren sollen; wegen der Werbungen bin ich 
der Meinung von Comorn. In der Capitulation selbst 
sehe ich das sicherste Mitte} gegen alle Uebel der Sta- 
tution; vertrösten wir aber jetzt die Rekruten auf den 
nächsten Reichstag und bestimmt dieser keine Capitu- 
lation, so ist Desertion des grössten Theiles derselben 
die natürliche Folge. Ich befürchte übrigens nicht, dass 
hierdurch die Harmonie in der Armee gestört werde; 
zwar werden die alten Soldaten niedergeschlagen sein, 
allein sie wissen ja, dass sie zu ewigen Soldaten gestellt 
wurden. ^ 

Nagy. Wenp. es damit schon abgethan ist, dass unsere 
alten Truppen niedergeschlagen sein werden, so habe 
ich hierin weiter nichts zu erinnern. — Es kann wohl 
Niemand mehr für die Capitulation gestimmt sein, als 
ich , wie ich überhaupt Allem das \Yort rede , was 
Menschlichkeit und fortschreitende Cultur verlangen; 
allein eben desswegen wünschte ich, diesen so wichti- 
gen Gegenstand in seinem ganzen Umfang verhandelt 
zu sehen, wozu der nächste Reichstag bestimmt ist. 
Die Capitulation, bloss auf dem Papiere, genügt uns 
nicht, denn die Klagen fast aller Jurisdictionen bewei- 
sen» dass selbst Jene, welche als Freiwillige mit Capitu- 
lation eingetreten sind, nur mit den grössten Schwierig- 
keiten , und oft gar nicht , entlassen werden. Ich will 
eine Capitulation erzwecken, bei welcher jeder Soldat, 
sobald die Stunde derselben schlägt, auch seinen Ab- 
schied ohne, Anstand erhält; und datier müssen wir 
hierüber zweckmässige, praktische Verfügungen treffen. 
Alle die schönen, gerechten Wünsche von Responsabi- 
lität, Budget, Einschränkungen u. s. w. hege ich so gut, 
als jeder Andere; was nützt es aber, wenn sie nicht 
ausführbar sind: wenigstens was uns betrifft, wie weit 
sind wir davon noch entfernt! — Was gewinnen wir, 
wenn wir diese Rekruten mit Capitulation stellen? Bis 
hierin die nöthigen Vorkehrungen getroffen werden, 
bleiben sie dennoch so lang Soldaten , bis man es 
für gut hält, sie zu entlassen. Dass übrigens die Idee 
einer Entlassung von 28,000 Soldaten, in einer Stunde, 
nothwendig mit jener -verbunden ist, dass dieser plötz- 
liche namhafte Abgang completirt werden müsse, kann 
wohl nicht bezweifelt werden. Doch hierüber wird 
die Deputation Bericht erstatten. 

Domherr Sztankovits, Novdk und Leitner 
erklären sich für die Capitulation von 9 und 12 
Jahren. 
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Präsidium. Die Majorität hat sich fiix* die Kapi- 
tulation von 9 und 12 Jahren erklärt. Ueber die Mo- 
dalität wird eine Deputation Bericht erstatten, wozu wir 
aus jedem Reichsdistricte drei Mitglieder ernennen. 

K olle da bittet, dass auch von Seite der k. Frei- 
städte hierzu Deputirte ernannt werden mögen, indem, 
sie zur Statution namhaft beitragen. 

Rtagdlyi: Da diese Deputation nur die Berathun-, 
gen der Circularsitzung beschleunigen und erleichtern 
soll, sehe ich hierzu keine Nothwendigkeit. Auch 
ist dieses nicht gebräuchlich, und um eine solche Neue- 
rung einzuführen, muss die Sitzung vollzählig sein: 
nun hat sich aber ein grosser Theil der Versammlung 
bereits entfernt. 

Nagy. Wenn mehre Mitglieder die Sitzung ver- 
lassen, bevor sie durch das. Präsidium für geschlossen 
erklärt wird, mögen sie am besten wissen, warum sie 
es thun. — Nur scheinen sie dadurch in das Conclu- 
sum zu willigen, welches die Zurückgebliebenen fassen« 
Ich sehe nicht ein , warum wir die k. Freistädte von 
einer Deputation ausschliessen wollen, welche einen Ge- 
genstand bearbeitet, wozu sie eben so beitragen, wie 
wir, und an dessen Berathungsie gleichfalls Theil neh- 
men. Wenn sie niemals aus neichsdeDutationen ausge- 
schlossen werden, kann dieses auch hier nicht füglich 
geschehen. 

Eördögh. Wenn die abgegangenen Mitglieder 

fewusst hätten , dass noch eine wesentliche Frage vor- 
ommen werde, würden sie sich gewiss nicht entfernt 
haben ; da jedoch die Capitulatiön schon entschieden 
war, hielten sie ihre Anwesenheit nicht für nöthig. Die 
gegenwärtige Frage ist zu wichtig, um in einer unvoll- 
zähligen Sitzung vorgenommen und entschieden zu 
werden : denn leicht könnte auch der ehrwürdige 
geistliche Stand ein ähnliches verlangen. 

Mehre Domherrn. Ja freilich], das thun wir 
auch. • 

* Eördögh. Nun also, so kann hierüber nichts ent- 
schieden werden. 

'«Allgemeines Geschrei: Keine Freistädte zur 
Deputation ! 

Wagner sucht mit grösster Anstrengung sich Ge- 
hör zu verschaffen und zu erweisen, dass die Städte 
ein Recht hierzu haben; er wird nicht gehört und die 
Versammlung schickt sich an, den Saal zu reriassen. 
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Nagy* ' Ich bitte, meine Herrn! Da morgen das 
Präsidium auf Komorn fallt, so möge die Stunde durch 
das neue Präsidium bestimmt werden , in welcher wir 
morgen zur Deputation zusammentreten sollen. 

Einige Stimmen: Morgen ist Sonntag. 

Nagy. Also am Sonntag können wir nicht arbei- 
ten? warum sollten wir nicht um acht Uhr früh zu- 
sammensitzen können. i 

Pdzmdndy bestimmt die Deputation auf 9 Uhr 
morgens« Die Sitzung wird aufgehoben. . 

Circularsitzung vom 3. November. 

Präsidium: Pdzmdndy , Rag dlyi. 

Präsidium. Da die Deputation mit der Verfas- 
sung des Nunciums und der Repräsentation noch nicht 
am Ende ist, wird heute das Project zum Gesetzartikel 
(63.) verlesen und berathen werden. Es wird durch 
den Circular- Notar verlesen. Nebst mehrern in der 
Redaction vorgenommenen Veränderungen ergaben sich 
einige Bemerkungen über die Principien selbst. 

Prönay. Die bestimmten Gapitulationsjahre kön- 
nen nur in dem Sinne genommen werden, dass die Ent- 
lassung bloss in Friedenszeiten erfolgen sollte; denn 
sonst würden hieraus die grössten Verlegenheiten her- 
vorgehen. Ein ähnlicher Fall ereignete sich wirklich 
im amerikanischen Freiheitskriege, wo Washington da- 
durch in Verlegenheit gerieth, dass ein grosser Theil 
seiner Armee, dessen Capitulationszeit verflossen war, 
entlassen werden musste. — Ferner wünschte ich noch, 
dass alle gegenwärtig Gestellten, welche nach ihrer 
Entlassung Unordnungen zu Hause begehen werden 
und sich der bürgerlichen Ordnung nicht fügen wollen, 
neuerdings zum Militär sollen gestellt werden. 

Csapd. Wenn das Ende der Capitulation in Kriegs- 
zeiten fällt, kann die Regierung zShig Vorkehrungen 
treffen und einen Reichstag zusammenberufen. Auf den 
zweiten der angeführten Falle habe ich zu bemerken, 
dass die jetzigen Rekruten nicht mehr 20 und 30 Jahre 
dienen, folglich nicht schon aller bürgerlichen Geschäfte 
entwöhnt , zu den Feldarbeiten untauglich , nach Hause 
kommen, auch verlassen sie die Heimath nicht mit dem 
Gedanken, nie mehr in den Schoos ihrer Familien zu- 
rückzukehren; sie kommen noch im besten Alter 
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zurück und entfernen sich auch mit der Aussicht, nach 
einigen Jahren zur bürgerlichen Ordnung zurück- 
zukehren. 

Nyeky. Auch ich bin der Meinung, dass niKriegs- 
zeiten kein Soldat, wäre auch seine Capitulation abge- 
laufen, entlassen werden könne; es ist nicht genug, 
die Zahl der Soldaten zu haben, man bedarf gedienter 
Leute; auch wäre es gefährlich, auf einmal 28Ö00Mann 
zu entlassen. 

Gr. jindrdssy. Wenn es bloss einen Zustand des 
Krieges odfer des Friedens gäbe, liesse sich gegen die- 
sen Satz wenig einwenden; es kann jedoch noch ein 
dritter Fall eintreten, jener nämlich, worin wir uns so 
eben befinden, wo zwar Friede herrscht, aber die Aus- 
sichten auf Krieg schliessen lassen. Da man nun von 
Seite der Regierung ähnliche Befürchtungen leicht hq- 

f[en oder doch vorgeben kann, wäre es um die Capitu- 
ationszeit auf diese Art wohl sehr übel bestellt} daher 
stimme ich wie Tolka. 

Borsiczhy, gleichfalls wie To/fco, um so mehr, als 
während dieser ganzen Capitulationszeit die Truppen 
durch Werbungen ergänzt werden; Viele sterben wäh- 
rend der Zeit, oder werden untauglich. Es kann daher 
der Fall nicht eintreten , dass 28000 Mann auf einmal 
entlassen werden, da noch obendrein die Cayallerie um 
drei Jahre länger dient; folglich kann hieraus keine au- 
genblickliche Noth entstehen. — Auch der zweiteVorschlag 
von JXeogräd könne nicht angenommen werden, da das 
Vertrauen in die Versicherung des gesetzgebenden Kör- 
pers aufrecht erhalten werden müsse und der Mann 
mit Gewissheit auf seine Entlassung zu rechnen habe. 
Es wäre hiedurch der Willkühr ein grosser Spifelraum 
gelassen , ' da Grundherren , Beamte, oder Ortsrichter 
leicht jeden Entlassenen, dem sie nicht wohlwollten, 
unter diesem Vorwand abermals zum Militär abliefern 
könnten. 

Im Betreff der Juden erklärte Petrovay , dass sie 
auf allerlei listige Weise die Rekrutenstellung zu um- 
gehen wissen, und in seinem Comitat grösstentheils 
Quittungen vom Generalcommando vorgebracht, dass sie 
* ire Competenz gestellt haben. 

Borsiczky. Im Trentschiner Comitat gab es bei 
der vorigen Rekrutenstellung einen eigentlichen Men- 
schenlieferanten unter den Juden; er schloss Contracte 
mit den Judengemeinden ab und verschaffte ihnen, für 
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eine Summe Geldes, die nöthigen Quittungen über ihre 
gestellte Competenz. 

Mehre Ablegaten äussern abermals Besorgnisse we- 
gen der Completirung. 

N a $y> So wiederholt höre ich die Anregungen von 
Completirung, und — ich muss gestehen — nicht immer 
in dem eigentlichen Sinne des Wortes. Completiren 
müssen ja wir die Truppen, da dieses Niemand anders 
vermag, als die Nation, Seit unsere V orältern vor tausend 
Jahren aus Asien gekommen sind, haben wir faktisch 
immer unsere Armee completirt. Es ist auch nicht 
dieses j was wir furchten, sondern die, auf Jahre be- 
stimmte, festgesetzte, gezwungene Completirung vermie- 
den wir von jeher, t und müssen es auch jetzt thun; 
dass wir aber durch die gegenwärtige Stellung nicht 
dahin gelangen Und alle annliche Befürchtungen un- 
gegrünaet sind , glaube ich nicht erst erweisen zu 
müssen. — 

Nach mancherlei minder wesentlichen Debatten wird 
die Sitzung geschlossen. 

Circularsitzung vom 4. November. 

Präsidium: P d zm and y , Ragdlyi. 

Das Nuncium und die Repräsentation werden durch 
den Circular Notar Ghiczy verlesen; allein letztere ist 
so wenig dem Geiste und den Ansichten der Versamm- 
lung entsprechend, dass Justh hierüber sein Befrem- 
den äussert, Eberginyi aber erklärt, dass, wenn er 
selbst mit einer Laterne die Ideen der Stände in der 
Repräsentation aufsuchte, es ihm nicht gelingen würde, 
auch nur eine darin zu finden. 

Nagy ist eben dieser Meinung; eröffnet nebstbei 
den Ständen, dass er für sich einen Versuch zur Re- 
präsentation gemacht , welchen er auch auf Verlangen 
der Versammlung verliest. . Die Repräsentation wurde 
mit einstimmigem Beifall aufgenommen und auf Ber- 
ndth's Antrag zur Dictatur gegeben. Es las ferner 
Ragdlyi auch einen Versuch zur Repräsentation ab, 
der aber weniger ansprach; -endlich aucnPro/iay eine 
mit vielem Geist verfasste Repräsentation. Die Dictatur 
* dieser drei Repräsentationen wurde beschlossen, und 
da später jene des Deputirten Nagy mit wenigen, im* 
Anfange, derselben durch den Septemvir und Pesther' 
Ablegaten SzentkyrdJyi gemachten Veränderungen reich*- 
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lägig angenommen wurde, so folgt sie hier in ihrem 
ganzen Umfange. 

Ew. Majestät ! Bei Verhandlung des dritten Punktes 
der k. Propositionen ersahen wir , ^ dass E. Majestät, 
-veranlasst durch die aussergewöhnlichen Zeitverhält- 
nisse, und die Aufrechthaltung des Friedens wünschend, 
Ihre Sorge auf ein festes Defensivsystem gerichtet, zu- 
gleich, in Betracht des durch Sterbefälle, Untauglichkeit 
und Entlassungen stark verminderten ungarischen Hee- 
res, ein Snbsidium an Rekruten verlangen. 

Diese Vorsicht, welche wir mit tiefster Unterwür- 
figkeit verehren, liefert uns einen neuen Beweis, dass 
die, dem väterlichen Herzen E. Majestät tief inwoh- 
nende Liebe zum Frieden, Ihre beständigen Sorgen und 
sehnlichsten Wünsche dahin bestimme, dass nach her- 
gestellter Ruhe E. Majestät Ihrem angebornen Triebe 
zur Verbreitung allgemeiner Glückseligkeit folgen und 
Ihre getreuen Ünterthanen, gesichert durch den Schutz 
einer gerechten Regierung, im Wohlstande erfreuliche 
Fortschritte machen könne. 

Da nun, dieses zu erreichen, E. Majestät den Weg 
der Gesetze zu befolgen beschloss, sehen auch wir uns 
bewogen, diesen, eines so gerechten und gütigen Für- 
sten Würdigen Entschluss, nach unserer Vater Weise., 
mit allen Kräften zu unterstützen. 

Nachdem E. Majestät mit Ihrer bekannten Huld 
unseren gesetzlichen Wünschen zuvorgekommen und 
uns über die jetzigen ungewöhnlichen Verhältnisse und 
den wirklichen Stand des ungarischen Militärs auf- 
klären Hessen: so haben auch wir, um unsere Unter- 
thanstreue und Bereitwilligkeit in Unterstützung der 
allerhöchsten Absichten zu bezeugen, nachdem wir uns, 
nach dem Willen der Gesetze, von der wirklichen Not- 
wendigkeit überzeugt , zu deren Deckung , im Form 
eines Subsidiums und unter der, im beiliegenden Arti- 
telprojecte festgesetzten Modalität, 28,000 Rekruten ge- 
stellt, und bitten, dem Gesetze die k. Sanction zu er- 
theilen. 

Da jedoch für den Fall, als vor Zusammenberufung 
des auf das künftige Jahr bestimmten Reichstages die 
Verhältnisse sich verschlimmern und mit offener Gefahr 
drohen sollten, zur Aufrechthaltung der Sicherheit 
kräftigere Mittel erforderlich wären ; so bitten wir E. 
Majestät, den Reichstag noch früher, auf die kürzeste 
Zeit und an jedem beliebigen Ort zusammenzurufen 
und Sich davon überzeugt zu halten, dass -wir in diesem 
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Falle, gesetzlich aufgefordert, nicht nur eine, der Ge- 
fahr ganz entsprechende Anzahl Rekruten zu stellen^ 
sondern das bedrohte Vaterland auch mit unserer Habe 
zu unterstützen und, wenn es nothwendig ist, männig» 
lieh zu den Waffen zu greifen nicht unterlassen werden. 
Und damit dieses ausserordentliche Vertheidigungsinit- 
tel seinem Zwecke auch entspreche, bitten wir, K. Ma- 
jestät geruhen, noch im gegenwärtigen Reichstage huld- 
reichst zu erlauben, dass wir sogleich die hierzu dien- 
lichen Verordnungen, wegen Musterung* und; Waffen- 
übung des Adels , treflen können. Im übrigen werden 
wir nie zugeben, dass die unerschütterliche Treue, mit 
welcher wir E.Majestät erlauchtem Hause zugethan sind, 
und unsere heisse Vaterlandsliebe, jemals durch die 
Tapferkeit unserer Vorfahren, welche unter E. Majestät 
glorreicher Grossmutter die Monarchie gerettet, über- 
treffen werde. Denn, obgleich friedliebend, scheuen 
wir bei ungerechten Angriffen die Waffen nicht , und 
werden immer bereit sein, mit höchster Anstrengung 
aller unserer Kräfte , die Gefahren vom geliebten Va- 
terlande abzuwenden. So gerüstet und mit dem Besten 
der Könige durch die unauflöslichen Bande, der Liebe 
und des Vertrauens verkettet, der Tapferkeit der Na~ 
tion, welche wir vertreten, fest^ vertrauend, betrachten 
wir aus dem Hafen der Constitution, die durch ach$ 
Jahrhunderte das ganze Volk beglückt, ruhig der Waf- 
fen und der Meinungen Stürme. Die Sitzung wird ge- 
schlossen. 

» 

Reichstagssitzung vom 6. November. 

Der Circularpraeses überreicht das Nuncium, die 
Repräsentation (64) und den Vorschlag zum Gesetze 
über den dritten Punkt der königl. Propositionen, mit 
der Erklärung, dass die Instruktion für die Assentiren- 
den noch nicht verfas$t sei. Nach Verlesung derselben 
sprach der 

Personal. Der Gegenstand unserer heutigen Be- 
rathungen, die Zahl nämlich der zu stellenden Rekru- 
ten, ist sowohl seiner Wesenheit nach, als auch wegen 
des verschiedenen Gesichtspunktes, aus welchem die 
Statution zu unsern Fundamentalgesetzen betrachtet 
wird, bei weitem die wichtigste Verhandlung des gan- 
zen Reichstages. Ich hätte zwar gewünscht, raien in 
4ie speeifische Erörterung einer Frage, bei welcher die 
Laacbtend* schon längere Zeit mit ßerathungen zuge- 
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bracht , nicht weiter einzulassen ; werde jedoch einige« , 
voraussenden, welches -vielleicht geeignet sein dürfte, 
nnsere heutigen Verhandlungen zu erleichtern. Das 
Verdienst und der Werth' einer jeden Qabe beruhet 
grossentheils in der .Art ihrer Darbringung ; und auf 
den Namen einer patriotischen kann sie nur dann An- 
spruch machen, wenn sie mit edler Bereitwilligkeit und 
in Begleitung solcher Umstände dargebracht wird, wel- 
che ihr den nöthigen moralischen Werth verleihen. 
Dieser letztere nützet in ähnlichen Fällen oft mehr, als 
der Umfang und die Zahl der Gabe. Se. Majestät ha- 
ben mit allem Vertrauen die Stände im Rescripte vom* 
7. October zur Beschleunigung dieses so nothwendigen 
Subskliums aufgefordert. Ein Theil der Stände glaubte 
sich vorher von der Notwendigkeit überzeugen zu 
müssen; und obwohl hierin die Majorität dieser Tafel 
sehr unbedeutend , die Ansicht der andern Tafel aber 
ganz entgegengesetzt war , sind dennoch Se. Majestät, 
nachdem sie diesen Wunsch erfahren, demselben zuvor- 
gekommen und haben einen gesetzlichen Weg ermittelt, 
auf welchem sich die Reichsstände über die vorhandene 
Gefahr und Notwendigkeit vollkommen überzeugen 
konnten. Bei dieser Gelegenheit erkannte die Reichs- 
deputation, dass die gegenwärtigen Umstände, jenen von 
1796 ähnlich, eine gleiche flilfe verlangen. Hierin also, 
glaube ich, hat der Monarch alles gethan, was von einer 
gesetzlichen, vorsichtigen Regierung nur immer erwar- 
tet werden kann. Zugleich aber gab uns die Regierung 
einen neuen Beweis von Sparsamkeit und lobenswer- 
ther Schonung des Volkes, indem man von der, ab 
nothwendig erwiesenen Hilfe, für jetzt nur die grössere 
Hälfte verlangte, die kleinere aber Jfür den Fall der 
höchsten Noth versparte. Diese grössere Hälfte wurde 
zwar durch die Regierung auf 30,000 Mann angesetzt : 
die Stände verwilligten aber — aus Gründen, die ich hier 
nicht näher bewähren will — nur 28,000. Diese Zahl 
ist demnach geringer, als die verlangte ; allein gewohnt, 
nicht ah Kleinigkeiten zu halten, wo wichtige Fragen 
zu entscheiden sind, will ich dieses ganz übergehen 
und mich nur mit dem zweiten Theile,, nämlich den 
20,000 Mann, beschäftigen. Nachdem der Reichsdeputa- 
tion die Notwendigkeit eines Subsidiums, gleich jenem 
von 1796, ausgewiesen war, hätte der Monarch das 
volle Itecht gehabt, dieses nun auf einmal zu verlangen; 
allein mit einer wahrhaft väterlichen Schonung des 
Landes fordert er nur dasjenige, was für den Aap 
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blick unumgänglich nothwendig ist; er versichert zu- 

Sleich mit der edelsten Offenheit, dass er alles anwen- 
eh werde, den. zweiten Theil überflüssig zu machen. 
Auf ^ diese Art trachtet der gütige König, dem Lande 
Erleichterung zu schaffen* Kann dieses zweite Subsi- 
dium vermieden werden, so wird es gewiss Niemandem 
erwünschter sein, als Sr. Majestät selbst, und mit Gottes 
Hilfe werden wir auch dieser Gefahr entgehen: aber 
gedeckt muss sie auf jeden Fall sein, damit sie uns 
nicht unvorbereitet überrasche. — Die 28,000 Mann 
stellen unsere Armeen' nur auf den Friedensf uss , die 
übrigen 20,000 bringen die ungarischen Truppen auf 
den Kriegstand. Es ist unnöthig zu erweisen, wie viel 
in ähnlichen Fällen auf einige , ja auf einen Monat an- 
komme. Sollte aber auch dieser zweite Theil des Sub- 
sidiums nicht hinreichen die Gefahr abzuwenden, dann 
müsste wohl, der ferneren Hilfe wegen, Reichstag ab- 
gehalten werden; die in der Note mit patriotischer 
Bereitwilligkeit angetragene adelige Insurrectioh müsste 
nur alsdann und in jenem Falle erfolgen, wenn die 
Gefahr die Gränzen unseres Vaterlandes überschritte; 
allein hievon glaube ich uns noch ziemlich weit ent- 
fernt. — Indem daher der väterliche Monarch, offenen 
Herzens, im Wege der Gesetze seine gerechten Wün- 
sche ausspricht, müssen auch wir mit kindlichem Ver- 
trauen ihnen vollkommen entsprechen. Wären unsere 
eigenen Gesetze nicht hinreichend, dieses zu erweisen, 
so könnte es sehr leicht durch Beispiele jener Nationen, 
auf die wir uns so gern berufen, geschehen. Hat man 
in jenen Ländern sich nur erst von der Nothwendigkeit 
des Verlangens überzeugt, so setzt man Vertrauen ge- 
nug in die Regierung, um die Bestimmung der Quan- 
tität ihr selbst zu 1 überlassen. Dieses vorauszusenden 
hielt ich für nothwendig. 

. Im Sinne des Personals, mit dessen zum Theil, und 
den, in den frühern Berathungen bereits vorgebrächten 
Gründen , sprachen für 30,000 Mann jetzt, und 20,000 
für den Fall der Nothwendigkeit, folgende Ablegaten, 
als: Almäsy > Lonyay (von Beregh); Szalopek y 
Bosanyi, Ösegovich > Fascho, Bene, Nyeky, 
Markovits , Csdszar , Reviczky , Marich, 
Beniczky, Torkos, Huszdr > Lovrentsits , alle 
Capitel und ein grosser Theil der k. Freistädte; für 
28 und 20,000 Mann aber Földvdry, 'Sombory, 
Novdk, Bezeridy von Raab und einige StäHteable- 
girte. Letzterer wünschte bei den 20,000 Mann die 
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Clausel beigefügt : dass selbe nur im Falle eines feind- 
lichen Angriffes und auf Kriegsdauer gestellt werden. 
Der grösste Theil derselben erklärte , dass nach dem 
Geist unserer Gesetze der Fall der adeligen Jnsuf- 
rection nicht vorhanden sei, indem diese nur erfolgen 
könne , wenn unmittelbar das Land angegriffen und 
das stehende Militär nicht im Stande wäre, den Feind 
aufzuhalten ; einige Capitel - qnd Städtedeputirte fugten 
noch hinzu, dass, wenn man wegen dieser 20,000 Mantf- 
neuerdings Reichstag ansagen inüsste, dadurch dem 
armen Volke neue Lasten aufgelegt würden. Endlich 
erklärten noch mehrere Städteablegirte , dass bei jetzi- 
ger Art Krieg zu fuhren, die adelige Insurrection , be- 
sonders bei plötzlich sich ergebender Gefahr, dem 
Zwecke nicht entspreche. Földvdry fügt seiner Erklä- 
rung noch bei, dass gleichwie jene traurigen Zeiten,die 
dem Reichstage von 18|4 vorangingen, Gelegenheit zum 
4, Artikel jenes Reichstages gaben, laut dessen Subsidien 
nur in Folge der Diätalverhandlungen zu bewilligen 
sind: wir im gegenwärtigen Falle, wo ein ähnliches 
Begehren im Wege des Reichstages geschieht , demsel- 
ben entsprechen müssen. — 

Bene erkennt zwar, dass, indem wir gegenwärtig 
ein ähnliches Subsidium wie 1796 bewilligen, wir ein 
grosses Opfer bringen ; allein eben dieses lässt den Red- 
ner mit Zuversicht erwarten, dass im nächsten Reichs- 
tag, wenn das Schicksal des Contribuenten berathen 
wird, die Reichsstände demselben grössern Antheil an 
den constilutionellen Rechten und eine Verminderung 
seiher Lasten bewilligen werden ; und selbst in diesem 
Reichstage habe er die volle Hoffnung, dass Se. Maje- 
stät diese namhaften Opfer zur Verteidigung des Va- 
terlandes und des Thrones beherzigen , und. auf die 
Präferentialbeschwerden günstige Resolutionen ertheilen 
werde. 

Bischof Durtsdk , nachdem er sich gegen die In- 
surrection und die Waffenübung des Adels erklärt, fügt 
hinzu, dass dieses eher ein Zeitvertreib für junge, rei- 
che Herrn sei, dem armen Edelmann aber vor Errich- 
tung einer Insurrectionalcasse sehr zur Last fallen 
würde. Er wird durch die Zuhörer mit Lachen und 
Zischen unterbrochen. Der Personal .ermahnt zur 
. Ruhe. — 

Borsiczky* Wenn ich gröissere Gefahr, als eine 

solche erblickte, die durch unsere Gabe vollkommen ge- 

. deckt ist, wäre ich gewiss einer der ersten» welcher ein 
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grosseres Subsidium darbrächte: da aber das Bedarf- 
niss gedeckt ist, bin ich nicht im Stande, weiter zu 
getien. Ergiebt sich grössere Gefahr, so wird sie der 
Reichstag abzuwenden wissen, denn der Fall, wo wegen 
Grösse derselben kein Reichtag zusammenberufen wer- 
den könnte, ist vor unsern Gesetzen nicht denkbar. 
Zweierlei war das Verlangen der Regierung» nämlich 
_für den Friedensfuss,' welcher laut der Erklärung des 
TfcBanus mit 25,000 Mann vollkommen hergestellt wird 
und wozu wir durch Bewilligung von 28,000 Mann noch 
über das Bedürfniss beitrugen; und für den Krieg, 
wozu Insurrection und adelige Subsidien bestimmt 
sind. Umsonst führt man uns die Beispiele von 1802 
und 1808 an. Damals waren wir von einem Kriege des 
Despotismus bedrohet , welcher vor uns bereits mehre . 
Nationen niedergeworfen hatte. Jetzt droht uns ein 
Krieg der Opimon und zwar jener gegen die privile- 
girten Stände. Ist dieser nun wirklich zu befürchten, 
so kenne ich dagegen nur einen untrüglichen Schutz, 
die Bewaffnung und Waffeuübung eben dieses privile- 
girten Standes ; denn der Adel wird auf diese Art ge- 
wiss mehr geeignet sein, seine Rechte zu vertheidigen, 
als ein Haufe Menschen, die grösstenteils selbst nicht 
wissen, warum man sich durch den Leib schiesst. — 
Wie gefährlich übrigens diej, bei ähnlichen, gegen die 
Gesetze bewilligten Gaben üblichen Verklausuhrungen 
seien,' beweisen unsere gegenwärtigen Berathungen, wo 

fegen die ausdrücklichen Worte des Gesetzes diese 
alle als Beispiele angeführt werden. Dieses ist ganz 
geeignet, mich nur noch behutsamer zu machen, und ich 
behaupte, dass wir, hätten unsere Vorfahren fester an 
den Gesetzen gehalten, jetzt manchen Zweifels überho- 
ben wären. Ich erkläre mich daher gegen die Bewil- 
ligung der 20,000 Rekruten. < 

'aombory erwiedert hierauf, dass eben aus der 
Ursache, weil man 1796 und 1802 nur von den Talen- 
ten eines einzigen Menschen, nicht aber, wie jetzt, von 
der Aufregung ganzer Nationen zu befürchten, gehabt, 
seien die Umstände jetzt verschieden und verlangen eine 
andere Art der Ab Währung; folglich müsse man das 
Verlangen des Monarchen in seinem ganzen Umfange 
erfüllen. 

Lönyay (von Borsod): Zwischen den Verhältnis-- 
sen von 1796 und den jetzigen sehe ich keine Aehn- 
Hchkeit, und kann daher auch logisch die nämlich» 
Folgerung nicht ziehen. Damals standen unsere Ange- 
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legenheiten am Rhein und in Italien im höchsten Grade 
misslich, und wir waren in einen gefahrlichen Krieg 
verwickelt : jetzt leben wir im Frieden; die Völker, 
deren innere Unruhen uns als so gefährlich geschildert 
werden, haben mit sich selbst genug zu schaffen und 
denken an keine Eroberungen. Da nun unser System 
ohnehin defensiv ist, so dürfen wir bloss uns aller In- 
tervention in die Angelegenheiten fremder Nationen 
enthalten, um der vollkommensten Ruhe von Aussen 
zu gemessen, während unsere Nationalität und die 
Rechtlichkeit des Monarchen die innere Ruhe sichern; 
folglich sind die ^bewilligten 28,000 Mann vollkommen 
hinreichend. 

Hertelendy: Die Sicherheit und Ruhe aufrecht zu 
erhalten, ist sowohl die Pflicht der Regierung, als der 
Reichsstände, und wenn einerseits die Regierung vorzüg- 
lich darauf bedacht sein muss, den Stoff zum Missvergnü- 
gen im eigenen Busen 'zu zerstören und durch Abstel- 
lung der Landesbeschwerden, \frorunter besonders der 
Druck durch den Salzpreis gehört, die Gemüther des 
Volkes zu beruhigen, werden die Reichsstände durch 
Insurrection, Wanenübung und adelige Subsidien ihren 
Theil an c'er Erhaltung der äussern Sicherheit gewiss 
freudig beitragen. 

Somsich: Die Unruhen, welche in Frankreich, 
den Niederlanden und Sachsen herrschen, gründen sich 
auf materielle Ursachen , auf Eingriffe der Regierun- 
gen in die Freiheiten und das Eigenthum der Völker, 
welchen auf die Spur zu kommen nicht schwer ftt. 
Wir , durch eine teste Constitution geschützt , durch 
einen gerechten Monarchen beherrscht, haben Aehnli- 
ches nicht zu befürchten. Da übrigens das Subsidium 
von 28,000 Mann, in Betracht unserer Bevölkerung und 
Ausdehnung, dem jetzigen Bedürfniss vollkommen ge- 
nügt, auch noch kaum drei Jahre verflossen sind, seit der 
4. Artikel des vorigen Reichstages, welcher dem Ver- 
langen der Regierung, hinsichtlich der 20,000 Mann, 
widerspricht, gebracht wurde, muss ich mich gegen 
das Letztere und für das Nuncium erklären. 

Personal: Schon einigemal höre ich diesen Arti- 
kel vorbringen, hielt aber bisher die daraus gezogene 
Folgerung für zu schwach, um hierauf etwas zu erwie- 
dern. Es befinden sich in dieser Versammlung viele 
Mitglieder, welche bei Verfassung jenes Gesetzes mit- 
wirkten; auch ich schmeichle mir, an selber einigen 
Antheil gehabt zu haben, hatte aber nicht das Vergnü- 
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gen, den -verdienstvollen Ablegaten von Somogyz da« 
selbst zu erblicken. — Ich fordere sämmtliche Glieder» 
Welche bei Verfassung dieses Artikels zugegen waren, auf , 
zu erklären, ob auch nur der fernste Gedanke. dahin 
giqjgi wohin man das Gesetz nun erklären möchte. Die 
Absicht war bloss, das» ausser dem Reichstag keine 
Subsidien sollten verlangt (werden können, nicht aber, 
dass es verwehrt sein soll, für die nächste Notwen- 
digkeit Vorkehrungen zu treffen* Es wäre eine er- 
bärmliche Constitution, die gar nichts zur Abwendung 
künftiger Gefahren veranstalten könnte» Eine andere 
Bemerkung eines würdigen Mitgliedes, welches ge- 
wünscht hat, dass unsere Vorfahren mehr an das strenge 
Recht gehalten hätten, kann ich nur dadurch erwie- 
dem, dass hierin Vieles von den Ansichten abhänge, 
und wenn irgendwo, so hier, der Spruch des Classikers 
könne angewendet werden: Opmionum commenta delet 
dies. — jedenfalls aber überlasse ich es dem allgemei- 
nen Urtheile, ob ich hierin, als Vorsitzer, eine mit 
unseren Institutionen unverträgliche Aeusserung gemacht 
habe. 

Domherr Csausz: Nachdem wir uns von der Not- 
wendigkeit auf gesetzlichem Wege überzeugt haben, ist 
es unsere Pflicht, den gerechten Wünschen des Mon- 
archen zu entsprechen. Die Gründe, welche Se. Exe. 
der Herr Personal vorgebracht, sind so gewichtig, dass 
man, ohne von Lauigheit befangen zu sein, sich den- 
selben nicht widersetzen kann. 

• Personal: Die Ansichten über diesen Gegenstand 
mögen wohl verschieden sein: die Liebe zum König 
und Vaterland ist bei jedem Mitgliede dieser Versamm- 
lung nur eine* Es darf daher von Niemandem voraus- 
fesetzt, noch weniger geäussert werden, dass er von 
iduigkeit gegen den Monarchen befangen sei. 

Marczibdnyi von Trentschin : Die Bewilligung 
der 20,000 Mann verstösst gegen den 4. Artikel des 
vorigen Reichstages, denn weder die innere noch äus- 
sere Sicherheit verlangt dieselben, und wir können sie 
nicht hingeben, bevor wir nicht wissen, zu welchem 
Zweck? Von Aussen ist uns kein Krieg angekündigt, 
wir dürfen auch nicht befürchten, dass es erfolgen 
werde. Frankreich hat seinen König entthronet; es 
hatte Ursachen dazu, denn er zertrat die Gesetze der 
Nation. Wenn dieses uns in Unruhe versetzte, könnte 
man leicht vermuthen, ähnliche Grundsätze der Regie- 
rung wären bei uns im Schwünge. — Es ist übrigens 
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natürlich, dass eine Nation, welche ihr Oberhaupt und 
ihre Verfassung wechselt, auch ihre Streitkräfte ver- 
mehrt: doch gegen uns sind die Rüstungen nicht ge- 
richtet; auch wären diese 20,000 Mann ein ganz untrer- 
hältnissmässiges Gegengewicht gegen eine über Jeine 
Million vermehrte Streitkraft. Von innen über harscht 
Ruhe im Vaterlande, auf deren Dauer man um so mehr 
rechnen kann, als der ruhige* ordnungsliebende Cha- 
racter der Nation in den .vorigen Jahren,, .yno so 
schmerzliche Eingriffe in die Grundgesetze unsere^ Con- 
stitution gejnacht wurden, sich deutlich beurkundet* hat. 
Was könnte jetzt, wo der Monarch die Aufrechthal- 
tung unserer Freiheiten zugesagt hat, die imkere Ruhe 
zu stören vermögend sein? 

Gr. Karolyi: Der Antrag, welchen die Nation 
zur Abwendung äusserer Gefahren gemacht hat, ist so- 
wohl der Würde derselben, als auch den Verhältnissen 
der europäischen Staaten angemessener und in ßich 
selbst edler. Denn sind es die privijegirten Stände, 
welchen Gefahr droht, so geziemt e? sich, dass sie 
selbst, ohne Aufruf, mit Blut und Vermögen ihre 
Rechte vertheidigen. Auch wird diese Art dem Zwecke 

fewiss mehr entsprechen, als eine Bewaffnung des Vol- 
es: denn die jetzigen Unruhen, mögen sie auch die 
schönsten und edelsten Gründe vorwenden, sind den- 
noch grossentheils nur Angriffe der Mittellosen gegen 
die Vermögenderen; eben darum müssen letztere zur 
Abwendung dieser Gefahren ihre ganze Kraft ent- 
wickeln. 

Ebergenyi: Zwar liefern die Aeusserungen des 
Monarchen im Laufe /dieses Reichstages einen . Beweis, 
dass er gegenwärtig alle überflüssigen Staatsausgaben 
vermeide, den Einflüsterungen seiner Minister kein Ge- 
hör leihe und sich zu keinem Krieg verleiten, lasse; 
allein es bleibt immer gefahrlich, den Ministern Mittel 
zum Angriße in die Hände zu geben, welche sie leicht 
abermals zu dem unglückseligen Interventionssystem ver- 
leiten könnten, deren verderbliche Früchte ein dreissig- 
jährieer Krieg, der Umsturz der Throne, Verarmung 
der Völker und Opferung von mehr als einer Million 
tapferer Krieger gewesen sind. Obwohl ich ferner von 
der Treue der ungarischen Truppen völlig überzeugt 
bin, gibt es nur zu viele Beispiele, dass in derlei Opi- 
nionskriegen die Armeen eben jene Grundsätze ange- 
nommen* welche sie zu bekämpfen bestimmt waren. 
Halten wir daher fest an dem Id. Art* 1729, welcher 
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jedes Subsidium auf mehre Jahre hinaus verbietet. Ich 
stimme daher für das Nuncium. 

Personal: Der hier angeführte Artikel wäre dann 
anwendbar, wenn die Regierung auf mehre Jahre ein 
bestimmtes, in festgesetzten Terminen zu erhebendes 
Subsidium verlangte; das gegenwärtige jedoch ist mar 
eines, dessen Theu für den JFall, als er nicht nothwen- 
dig wäre, erfassen wird. 

Gr. Andrassy: Ich theile zwar vollkommen die 
Ansicht Sr. Exe. des Herrn Personals , dass eine Con- 
stitution, welche für die Zukunft keine Vorkehrungen 
treffen könnte, sehr mangelhaft wäre; da ich aber in 
unserer 800jährigen Verfassung auch nicht ein Beispiel 
auffinde, wo wegen zu grosser Gefahr kein Reichstag 
hätte gehalten werden können, auch bis jetzt noch alle 
Gefahren auf diesem Wege glücklich abgewendet wur*- 
den, sehe ich keine Ursache, warum wir gegenwärtig 
von dieser gesetzlichen Sitte abgehen sollten? Immer 
war die Nation auf den ersten Aufruf des Königs zur 
Verteidigung des Vaterlandes und des Thrones bereit, 
ja oft wurde diese Aufforderung gar nicht erwartet, 
sondern die Nation kam dem Bedürfnisse auf gesetz- 
lichem Wege zuvor. Ich kann daher die verlangten 
20,000 Rekruten um so weniger bewilligen, als ich die 
Insurrection und vorläufige Waffenübung des Adels für 
ein den Bedürfnissen weit mehr entsprechendes Mittel 
halte. Hierin ist meine Ueberzeugung eben so fest und 
nicht weniger gesetzlich, als jene Sr. Exe. des Herrn 
Personals. 

Pazmdndy: Die Gefahr ist uns noch nicht be- 
kannt; erscheint sie, so werdet wir ihr zu begegnen 
wissen : unsere Geschichte ist reich an Belegen für die- 
sen Satz. Auch kann uns kein Vorwurf treffen, wenn 
wir, statt dieser Rekruten, zur Verteidigung des Va- 
terlandes selbst aufsitzen, und auf diese Art viel mehr 
bewilligen, als von uns verlangt wird. Den 20,000 
Rekruten 'Stehen unsere Gesetze , besonders der 4. Art 
1827, entgegen. 

Personal: Ich wundere mich, dass der verehrte 
Ablegat von Gomorn einem Gesetze, welches er, sammt 
mir, zu verfassen bemüht war, eine, seinem Zwecke 
so entgegengesetzte Deutung geben kann, da doch ge- 
genwärtig das Verlangen uer Regierung nicht ausser 
dem Reichstag erfolgt ist. Was übrigens die wieder- 
holten Aeusserungen wegen der Insurrection betritt, 
sehe ich mich veranlasst tu bemerken, dass diese in der 
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Note gar nicht für jetzt bestimmt , sondern nur dem 
König gesagt wird: Herr, wenn Du Hilfe brauchst, 
berufe den Reichstag; dann werden wir aufsitzen. Die- 
ses ist ja ohnehin unsere Pflicht, auch wenn wir es 
nicht sagen. Ich sehe daher hierin gar kein Oblatum 
für die Gegenwart, sondern nur eine Versicherung, 
dass, wenn der König im nächsten Reichstag uns ge- 
setzlich auffordert, wir ihm etwas bewilligen werden. 

TaJcdts; Bei diesem so wichtigen Gegenstande 
müssen wir zweierlei besonders berücksichtigen : 1) dass 
wir durch upsern Antrag eine dem Bedürfnisse ange- 
messene Hilfe leisten, und 2) dass diese Hilfe mit un- 
serer Constitution und dem Geiste unserer Gesetze Ter« 
einbar sei. Was das erste betrifft, ist dem Bedürfnisse 
genug gethan; denn die bewilligten Rekrulen überstei- 
gen die nöthige Zahl, und die ungarischen Truppen 
werden dadurch in einen solchen Stand versetzt, dass 
sie ihrem gesetzlichen Zwecke, der Zurückweisung eines 
feindlichen Angriffes, entsprechen können. Bei dem 
zweiten aber ergibt sich die Frage, ob, nachdem die 
rerlangten 20,000 Mahn auf einen möglichen Angriff 
ton Aussen basiren, es mit der ungarischen Constitu- 
tion vereinbar sei, einen Theil der Rekruten, über das 
gegenwärtige Bedürfniss hinaus, vorhinein y für die Zu- 
unft z,u bewilligen? In welcher Rücksicht, da es 
Swiss ist, dass, laut unsern Gesetzen, das ungarische 
ilitär bloss zur Aufrechthaltung der Sicherheit von 
Aussen bestimmt sei, die innere Ruhe aber bei uns 
nicht durch Soldaten aufrecht erhalten werde; — ferner, 
dass das Verlangen von Kriegssubsidien in Friedens- 
zeiten ungesetzlich sei; endlich, dass das Land niemals 
die Completirung des stehenden Militärs auf sich ge- 
nommen habe, wie dieses unsere Fundamentalgesetze, 
als der 63. Art. 1741, der 1. Art. 1807, der 6. Art. 
1808 und mehre unläugbar erweisen: so kann, wenn 
nicht unser Staatsgebäude gänzlich niedergeworfen wird, 
ron dem zweiten , 20,000 Rekruten , keine Rede sein. 
Dieses wird auch durch die Repräsentation vom 24. Aug. 
1802 deutlich erwiesen. Es nützet nichts, hierauf zu 
erwiedern, dass wir uns hierin verklausuliren kön- 
^nen; denn jede Ausnahme ist eine Wunde für das Ge- 
setz, welche, je öfter sie wiederkehrt, desto mehr 
das Gesetz entkräftet, und wie die jetzige Erfahrung 
zeigt, werden ähnliche Beispiele als gefahrliche Waf- 
fen gegen die Constitution und für abermalige Abwei- 
chung vom Gesetze angewendet. Jetzt also, da unsere 
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Truppen durch das bewilligte Subsidium in einen voll- ' 
zahligen Zustand versetzt werden, können wir um so 
weniger für den Fall des Krieges weitere Verpflichtun- 
gen eingehen, als die verlangte WafFeniibung des Adels 
und unser diesfälliger Antrag, dem Zwecke der Vater- 
landsvertheidigung vollkommen entsprechen. Hier muss 
noch berücksichtigt werden , dass selbst die Stellung ■ 
der 28,000 Rekruten ein ausserordentliches Subsidium sei, 
indem zur gewöhnlichen Completirung unserer Trup- 
pen die Werbungen bestimmt sind, und folglich durch 
die Bewilligung der andern 20,000 Rekruten, ein 
zweites ausserordentliches Subsidium, zugleich bewilligt 
würde — welches doch allem Herkommen und sämmt- 
lichen Gesetzen widerspräche. Endlich ist die Betrach- 
tung von höchster Wichtigkeit, dass, indem die Finan- 
zen das Verlangen einer grossen Anzahl Rekruten auf 
einmal nicht gestatten , auf die jetzt verlangte Weise 
eine Neuerung eingeführt würde, welche^ so gefährlich 
sie unsern Institutionen ist, eben so bequem dem Kriegs- 
ministerio sein würde, nämlich, dass bei dem kleinsten 
Völkchen, welches am politischen Himmel sich zeigte, 
drohende Gefahren vorgegeben, den gegenwärtige Fall 
als uiuctorität angeführt, und es überflüssig erachtet 
würde, in den gesetzlich bestimmten Zeitfristen Reichs- 
tage zu berufen, weil man die Provision für die Noth 
auf diese Art anticipiren könnte. Wenn nun schon ein 
solches Beispiel jederzeit gefahrlich wäre, müsste es 
gegenwärtig um so mehr sein, als der nächste Reichs- 
tag nicht auf die gesetzlichen drei Jahre, sondern schon 
nach Zehn Monaten von jetzt bestimmt ist. 

Ragdlyi: Obgleich ich vollkommen der Meinung 
bin, dass die stehenden Kriegsheere mit der Zeit die 
Kräfte aller Staaten aufzehren werden, so gehören sie 
zur Stunde dennoch unter die nothwendigen uebel. Um. 
so mehr musste mich die Erklärung der KÖnigl. Propo- 
sitionen befremden , dass unsere Armeen , welche noch- 
vor einigen Jahren im Stande -war, die Unruhen in_ 
Neapel und Pieraont ohne alle Anstrengung zu unter- 
drücken; eine Armee, die laut der öffentlichen Erklä- 
rung des französischen Ministers furchtbar genug war, 
jene Macht zur Intervention in die spanischen Angele- 
genheiten zu zwingen, nun in Friedenszeiten, während, 
welcher sie durch Werbungen ergänzt wurde, so weit 
herabgekommen sein soll, dass sie selbst zum Friedens- 
dienst unzureichend ist. JDoch dieser Friedensdienst 
selbst ist vor unsern Gesetzen ein unbekanntes Wesen, 
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nd wir kennen eigentlich keine Soldaten in Friedens- 
eiten. Da aber andererseits unser System defensiv ist, 
idem wir bei jedem Offensivkriege ein Spiel spielen, 
ro wir nur verlieren, nie aber gewinnen können, so 
ehe ich gar keinen Grand zur Bewilligung der 20,000 
Lekruten. Das heutige Frankreich ist nicht mehr jenes 
on 1796, und der verdienstvolle Ablegat von Bihar 
;h.eint sich in der Jahreszahl einigermassen geirrt zu 
aben, da er behauptete, dass dazumal alles von den 
^alenten eines Einzelnen zu befürchten gewesen. Eben 
azumal war jene Nation in einer solchen Aufregung, 
ass sie sich zur eigenen Sicherheit mit Republiken 
m geben und ihre hauptlose Regierungsform allen V öl- 
ern aufdringen wollte, wesswegen sie selbst mit dem 
tirch einen grossen Mann errungenen Frieden von 
lampo formio unzufrieden war, weil er die Republik 
r enedig dem Hause Oesterreich «unterwarf. Jetzt hat 
war eben diese Nation in fünf Tagen den königlichen 
71iron umgeworfen, aber ein neuer König bestieg 
leioh darauf an seiner statt denselben, und die Nation, 
arauf bedacht, innerlich Ruhe und bürgerliche Ord- 
uag zu erhalten, hat durch ihr Nichtinterventions- 
ystem in die belgischen Angelegenheiten deutlich beur- 
undet, dass fremde Völker nichts von ihren Angriffen 
u besorgen haben. Auf jeden Fall aber verdient es 
ie grösste Beherzigung, dass auch diese mächtige Na- 
ion ihre Stärke nicht sowohl in einem zahlreichen 
Lriegsheere, als in der Bewaffnung der Nation sucht, 
jid daher ihre Nationalgarde über eine Million hinaus 
ermehrt hat; denn mit Klugheit berechnet sie, dass, 
wie stark immer eine Armee vermehrt werde , näch- 
tens eine andere Macht eine noch grössere errichtet, 
vodurch sie denn abermals zur Vermehrung des Kriegs- 
teeres gezwungen werde; und sie beurkundet daher, 
Lass nur in der Nationalität, der Zufriedenheit des Vol- 
tes und dessen Bewaffnung die wahre Stärke beruhe. 
Jei uns, wo die Constitution die Nationalbewaffnung 
n der Insurrection festgestellt hat, wird diese auch 
eder äussern Gefahr am meisten gewachsen sein. Doch 
umn ich auch andererseits nicht leicht annehmen, dass 
insere stehende Armee so schwach sein sollte; denn 
lurch die bewilligten 28,000 Mann werden bloss die 
merarischen Truppen, wozu auch die siebenbürgischen 
lad Grenzregimenter gehören, an 120,000 Mann betra- 
gen, und folglich, wenn die Truppen der übrigen Erb- 
ifcfraten in- gleichem Maasse compleürt werden, die ganze . 
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Armee weit über 300,000 Mann stark sein müsste. Da 
ich jedoch, zweifle, ob der gegenwärtige Stand der. 
Armee so hoch sei, folgt natürlich , dass wir Ungarn, 
selbst durch die bereits bewilligten 28,000 Mann , ver- 
x hältnissmässig mehr zur Armee beisteuern, als die übri- 
gen Erbstaaten. Mag aber, ich will es zugeben, die 
stehende Armee den uns drohenden Gefahren nicht ge- 
wachsen sein, so findet sie in der Insurrection , beson- 
ders wenn sie durch vorläufige Waffenübung vorberei- 
tet wird, eine mächtige Stütze. Zwar ist diese Waf- 
fenübung sehr kostspielig, allein nebstdem, dass hierzu 
der Contribuent nichts beiträgt, ist dieses die angeborne 
Pflicht jedes Edelmannes und meiner Committenten, ob* 
wohlxlie Zahl der adeligen Familien im Borsoder Comitat 
12,000 übersteigt 9 die grösstenteils unbemittelt sind, 
waren sie doch von jeher in ihrer Bereitwilligkeit zur 
Verteidigung des Vaterlandes einstimmig, und sie sind 
auch jetzt von einem Geiste beseelt, der sie zu jedem 
Opfer bereit machet. Derjenige, welcher , laut Ge- 
setzen, geborner Soldat ist, darf keine ähnlichen Rück- 
sichten beachten. Uebrigens liegt es in der Gewalt des 
gesetzgebenden Körpers, diese Lasten zweckmässig zu 
vertheilen und sie erträglicher zu machen. 

Personal: Mit den äussern politischen Verhält- 
nissen wollen wir uns nicht zu viel befassen , da hier- 
über keine amtlichen Daten uns vorliegen; auch möchte 
wohl hierin der verehrte Redner kaum mehr wissen,, 
als wir übrigen aus öffentlichen Blättern erfahren. Nur 
kann ich jene Bemerkung nicht unerwiedert lassen, dass 
die jetzigen Verhältnisse mit jenen von 1796 gar keine 
Aehnlicnkeit haben. — Wäre dieses auch einigermaas- 
sen der Fall, so liegt ja auch in unserer jetzigen Gabe 
der mächtige Unterschied zu der damaligen, dass da- 
zumal 50,000 Rekruten auf einmal gestellt, und die In- 
surrection, nicht wie jetzt, auf den nächsten Reichstag 
verschoben, sondern sogleich bestimmt wurde. — Was 
den Calcul über die Armee betrifft , fehlen uns ebenfalls 
autentische Angaben; nur fürchte ich laut dem, was 
mir hierüber bekannt ist, dass unser Verhältniss zu 
den übfigen Staaten nicht ganz so reichhaltig sei, als 
eben angegeben wurde. 

Dubraviczky erklärt sich für das Nuncium, und 
wünscht zugleich, dass, nach dem Beispiele von 1807, 
die Antwort auf das Renüncium der Magnatentafel un- 
ter die Diätalacten aufgenommen werde. Der Perso- 
nal erwiedert hierauf, dass es ihm sehr angenehm 
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wäre, wenn dieser Antrag, bei den ohnebin so schwie- 
rigen Verhandlungen nicht statt gefunden hätte; auch sei 
es um so weniger notlrwendig, als ohnehin der ganze 
Vorgang der Sache , nebst der Erklärung des Palatins 
im Namen seiner Majestät, in die Protokolle des Reichs- 
tages aufgenommen sei. . Uebrigens wäre die Absicht 
der Magnatentafel nicht sowohl dahin gegangen > das 
diesfällige Recht des Landes in Abrede zu stellen , als 
vielmehr die Erforschung der Notwendigkeit unter den 
damaligen Umständen für überflüssig zu nahen. 

Asztalos stimmt zwar gegen die zweiten 20,000 
Rekruten; hinsichtlich der Insurrection, Musterung und 
Waffenübung des Adels bemerkt er aber, dass jede ßera- 
thung hierüber vorzeitig sei, indem dieser Gegenstand, als 
in den Operaten enthalten, im nächsten Reichstag werde 
verhandelt werden. Nun aber sei es selbst der Wunsch 
der Reichsstände, sich in die Operate, ohne vorläufige 
Instruction, nicht einzulassen; wo sei nun Zeit zu Ein- 
holung neuer Instructionen? u. s. w. (65) 

Csäszdr, Eördögh und Baron Perdnyi erklären 
sich für das Nuncium; Prönay eröffnet, dass er noch 
keine neuere Instruction über die Zahl der zu stellen- 
den Rekruten habe, und daher wünschte, vorläufig die 
Erledigung der Landesbeschwerden zu betreiben ; übri- 
gens schliesse er sich einstweilen, aus innerer Ueber- 
zeugung, den Principien des Nunciums an; Csapd 
spricht sich ebenfalls für die Note aus, und fügt, hin- 
sichtlich der Insurrection, noch die Bemerkung bei, 
dass in ähnlichen Fällen der Adel nie leer ausgegangen 
sei. Dagegen stimmt Justh zwar für das Nuncium, 
jedoch gegen die Insurrection, worüber er theils keine 
Instruction habe, theils sie als letztes Rettungsmittel 
betrachte. 

Balogh: Nicht für den nächsten Reichstag verlange 
ich die Insurrection, sondern gleich jetzt will ich sie 
bestimmt haben, sammt der Musterung und Waffen- 
übung. Die Last, welche wir durch die bewilligten 
Rekruten dem Contribuenten aufgebürdet, ist hinrei- 
chend, und man muss nicht nur Jene zur Verteidi- 
gung des Vaterlandes verwenden, die bloss Pflichten 
und keine Rechte besitzen. Jener geringe Verlust, wel- 
chen der Adel hiedurch erleidet, wird reichlich durch 
den allgemeinen Nutzen ersetzt, dass er in die Verfas- 
sung gesetzt wird, seine gesetzlichen Pflichten zu erfül- 
len. Wenn unsere Freiheit in Gefahr ist, soll sie Nie- 
mand an unserer statt vertheidigen. - 

11 
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Kotsi-Horvdth:*30 y QQ0 für jetzt, für die Zukunft 
nichts; gegen die Insnrrection. 

Nagv: Bei Durchlesung der k. Propositionen mnss 
Jeder, der sie unbefangen überdenkt, vollkommen 
überzeugt werden, dass die Regierung gegenwärtig auf 
dem Wege der strengsten Gesetzlichkeit einherschreite, 
und der Monarch bloss das Wohl unseres Vaterlandes 
vor Augen habe. Nehmen wir den ersten Punkt, die 
Krönung des jungen Königs. Ich habe lange darüber 
nachgedacht , was wohl den Monarchen bestimmen 
konnte, noch bei Lebzeiten seinen Sohn krönen zu las- 
sen; etwa wegen des prachtigen Aufzuges? Wir wis- 
sen , er. liebt dergleichen nicht sonderlich. Oder viel- 
leicht, weil man sonst das Recht des Kronprinzen in 
Zweifel ziehen könnte? Auch ohne die pragmatische 
Sanction ist des jungen Königs Recht so fest und er- 
wiesen , . dass man, ohne von Sinnen zu sein, auch 
nicht den leisesten Zweifel dagegen erheben könnte. — 
Selbst das geringe Geschenk der Nation, welches für- 
wahr nur die Herzlichkeit der Darbringer annehmbar 
macht, hat der König zum Wohl des Landes zurück- 
gegeben. Ich konnte, nach reiflichem Nachdenken, nur 
eine Ursache auffinden, welche Se. Majestät hierzu be- 
stimmt haben konnte, nämlich die Besorgniss, dass 
vielleicht der junge König, nach dem Tode des Vaters, 
durch üble Rathgeber auf Grundsätze könnte geleitet 
werden, welche unserer Verfassung zuwider sind , und 
sich vielleicht, nach dem Beispiele jüngstverflossener 
Zeit, im Geiste jetzt herrschender Ideen über die Krö- 
nung und selbst über die Constitution hinaussetzen 
dürfte. Diesem wollte der gütige, weise, gewissen- 
hafte Monarch durch die Krönung und das Inaugural- 
diplom zuvorkommen, und schon dieser Schritt allein 
nuiss alles Misstrauen von uns fern halten. — Der zweite 
und vierte Punkt der k. Propositionen beschäftigen sich 
so ausschliessend mit unserer inneren Administration 
und zum Theil mit unsern Beschwerden, dass, hätte 
der Monarch sie nicht bestimmt, sie die ersten Zeilen 
unserer ersten Repräsentation eingenommen hätten. — 
Und endlich der : dritte Pnnkt, wenn wir ihn ohne Vor- 
urtheile betrachten, ist bloss zu unserm Wohle. Um 
dieses zu erweisen, will ich den Satz umkehren: Ge- 
setzt, die Constitution hätte uns die äussern Sicher- 
heitsmaasregeln anvertraut, dem König aber die Ver- 
pflichtung, die dazu nöthigen Mittel zu liefern. Wenn 
wir nun, Gefahr erblickend, ihn um Rekruten ange- 
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gangen, er sie uns aber verweigert hätte, was würden 
wir wohl anderes erwiedert haben, als: Wohl, Herr, 
wir haben unsere Pflicht erfüllt; wenn, aus Mangel an 
üöthiger Kraft, das Vaterland in Gefahr kömmt, wol- 
len wir nicht verantwortlich sein. — Eben so ist es 
nun umgekehrt der Fall. Denn dass der Monarch die 
Rekruten nicht darum verlange, weil er an vielen Sol- 
daten ein besonderes Vergnügen findet, und nicht we- 
gen Wachtparaden oder Lustlager, wird wohl Niemand 
in Abrede stellen; er ist friedliebend und wünscht den 
Krieg zu beseitigen, doch liegt dieses nicht so sehr an 
den persönlichen Eigenschaften des Monarchen, als an 
den übrigen politischen Conjuncturen. Ich will zwar . 
zugeben, dass auch der König, wegen Aufrechthaltung 
seines Thrones, hierin besorgt ist: aber wir müssen es 
noch ungleich mehr sein; wir, mit unserer isolirten 
Constitution, welche im jetzigen Europa keinen Gefähr- 
ten, keinen Vertheidiger hat. Wie ich jüngst bei der 
Conferenz, in Gegenwart des Falatins, mich erklärte, 
wiederhole ich es auch jetzt: Wenn die Aristocratie 
der Regierung die nöthige Unterstützung versagt, zwingt 
sie selbe, ihr auf den Nacken zu treten und sich an 
die Democratie zu halten. Dieses bezeugen alle neue- 
ren Umwälzungen: der Thron bleibt, die privilegirten 
Stände gehen zu Grunde. — Eben diese Betrachtungen 
haben meine Com mitteilten, welche die Bahn der Con- 
stitution nie verliessen, bewögen, das Verlangen des 
Königs hierin, ohne weitere Nachforschung, zu erfül- 
len, und eine bestimmte Anzahl Rekruten sogleich zu 
bewilligen. Die französische Nation, welche das Nicht- 
interventionssystem streng befolgt, hat tlennoch ihre 
Streitkräfte dergestalt vermehrt, dass sie jedem Kriege 
rahig entgegen sehen kann. — Wäre es /nir darum zu 
thun, meine erste Ansicht und meinen Vorschlag hierüber 
durchgesetzt zu sehen, so hätte ich wahrlich nie leichter 
zu reden gehabt, als gegenwärtig, denn mein erster Vor- 
schlag waren 30,000 Mann. Aber nein; ich bin so voll- 
kommen überzeugt, dass die Regierung sämmtliche 
verlangte Rekruten benöthige, dass ich auch heute für 
die ganze Zahl stimmen würde, wenn nicht das Surro- 
gat, welches der Deputirte von Trentschin in der Cir- 
cularsitzung für die zweiten 20,000 vorschlug, mir viel 
zweckmässiger und edler erschiene; woraui sich auch 
unsere Coalition im Cirkel gründete, nämlich, für den 
Fall der Gefahr 1) Rekruten in einer, der Notwendig- 
keit angemessenen Zahl. 2) Adeliges Sübsidium. -3) ln- 
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surrection. An diesem halte ich fest, und erkläre: für 
jetzt 28,000 Rekruten, für die Zukunft nichts; verlange 
bei herannahender Gefahr die Zusammenberufung des 
Reichstages, wo wir die obenbenannten Subsidien geben 
werden. Ich stimme daher für das Nuncium, jedoch 
mit dem ausdrücklichen Vorbehalt, dass, wenn auch 
nur einer der obigen drei Punkte, in Folge weiterer 
Verhandlungen, ausbleibt, ich das Recht habe, für das 
ganze Quantum zu stimmen. 

Personal: Durch dieses letztere Votum ist die 
Majorität auf der Seite Jener , welche für das Nuncium 
stimmen. — Ich habe hier nur noch eines beizufügen: 
der Ausgang dieser Sache mag sein, welcher er wolle, 
mögen die L. Stände nie den Spruch unbeachtet lassen: 
Concordia res.parvae crescunt. 

Das Nuncium wird hierauf nach Paragraphen ver- 
lesen und unverändert gelassen. * 

Dann kam die Reihe an die Verlesung des Gesetz- 
artikels. Hier widerrieth der Personal den Ständen die 
'Festsetzung der Capitulationszeit 9 als eines Gegenstan- 
des, welcher den Berathungen des nächsten Reichs- 
tages anheimgestellt sei. — Für den entgegengesetzten 
Fall aber schlägt er eine gleichförmige für alle Waffen- 
gattungen von 12 Jahren vor, da die übrigen Nationen 
der Monarchie eine von 12 bis 14 Jahren besitzen. — 
Nifizhy von Eisenburg und Odry erklären sich, laut 
ausdrücklicher Instruction gegen die Capitulation, letz- 
terer aus Besorgniss der Completirung und der Rück- 
sicht, dass die Regierung gediente Leute brauche. — 
Dedk verlangt eine Capitulation von 20, Borsiczky 
von 8 Jahren. — Ragdlyi stimmt unbedingt für das 
Nuncium, da bei einer so namhaften Gabe in Friedens- 
zeiten es der Nation freistehe, ihre Bedingnisse beizu- 
fügen; übrigens scheinen selbst die ungarischen Regi- 
mentscommanden dem ewigen Soldatenstande entgegen 
zu sein, und Se. Majestät selbst geben dadurch, dass 
sie einzelnen Freiwilligen die Capitulation von sechs 
Jahren bewilligen, einen Fingerzeig zu dieser frei* 
wilb'gen Gabe. — O-segovich verlangt endlich, dass 
die croatischen Bauderialisten und Freisassen berück- 
sichtiget werden.— - Der Personal wünscht ferner, dass 
der Punkt wegen der Gradualpromotion und ausschliess- 
lichen Anstellung ungarischer Offiziere unter unsern 
Truppen wegbleiben möge, weil es den Landeskindern 
eher zum Schaden gereiche, da sie hiedurch von man- 
chen Zweigen des Militärs ausgeschlossen würden, auch 
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ans den hierüber aufgenommenen Untersuchungen her* 
vorgehe^ dass in der ganzen Armee mehr ungarische 
Offiziere dienen, als unter unsern Truppen könnten un- 
tergebracht werden. — Die Stände aber erwiederten 
hierauf einstimmig: es möge nur verbleiben*). 

Eine Deputation überbrachte diese Acten an die 
Magnatentafel \ wo sie t erlesen, ihre Dictatur beschlossen 
und die nächste Sitzung zur Berathung bestimmt wurde, 
worauf sich die Session in beiden Tafeln auflöste. 

Rekhstagssitzung vom 7. November. 

In der Magnatentafel. 

Das Nuncium der Ständetafel findet .entschiedenen 
Widerspruch, eben so das Project zur Repräsentation. 
Der Oberstlandrichter fuhrt gegen die Grundidee 
der Stände das Argument an, dass,. nachdem man sich 
um die Notwendigkeit erkundiget und diese auf ge- 
setzlichem Wege erfahren habe, dadurch die entspre- 
chende Pflicht entstanden sei, dem Bediirfniss in seinem 
ganzen Umfang Genüge zu leisten. Die Versprechun- 
gen, hinsichtlich der insurrection und der adeligen Süb- 
sidien, fand der Redner zwar glänzend und edel, dem 
Zwecke jedoch nicht entsprechend. Diese Grundsätze 
wiederholen mit mehr oder weniger Modifikationen in 
kurzem oder längern, gehaltvolleren oder schwächern 
Reden der Oberstmundschenh r Oberstschatz- 
meister, die Bischöfe Baron Szepessy und Ko- 
pdtsy und andere Mitglieder. Für die Capitulation 
erklären sich Graf Stephan Szichenyi und Baron 
Vesselenyij beide in ungarischer Sprache. — Graf 
Johann Majldth bekämpft in einer langen Rede 
besonders das in der Note erwähnte Defensivsystem 9 
und meint, wenn unsre Vorältern von jeher dieses 
•System beobachtet hätten, würden sie weder aus 
Asien hervorgebrochen, noch später so glänzende Er- 
oberungen, als jene von Oesterreich, Böhmen etc. ge- 
macht haben. (66) — Für die Ansicht der Ständetafel 
erklären sich bloss Fürst Batthydnyi und der Ober- 
gespan Ghiczy. Es stehen noch mehre Redner bereit^ 
Der Palatin nimmt nun den ganzen Gegenstand auf, 
und nachdem er gegen das Nuncium alle jene Gründe, 
welche bereits im Verlauf der Berathungen durch den 
Personal, Oberstlandrichter und Jene, die ihrer An- 

*) Uak maradjon ! 
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sieht beipflichteten, vorgebracht wurden, auf eine höchst 
bündige und gedrängte YVeise vorgetragen hatte, stellt 
er die Frage: ob dieses auch die Ansicht der Ver- 
sammlung sei? T)a selbes mit grossem Beifall- bestäti- 
get wird, erhält der Landrichter den Auftrag, in die- 
sem Geiste das Renuncium zu verfassen; worauf die 
Sitzung aufgelöst wird. 

Reichstagssitzung vom & November. 

Der Circularpräses überreicht dem Personal die An- 
ordnungen hinsichtlich der Modalität bei der Rekruten- 
stellung; sie werden verlesen. (67) 

Es erheben sich hierauf lange und heftige Debat- 
ten wegen des Looseziehens , wodurch fast die ganze 
Sitzung -ausgefüllt wird. — Diese Neuerung fand,' wie . 
gewöhnlich, vielen Widerspruch, und so gegründet 
auch einige, meist aus der Localitat genommene Ein- 
würfe waren, so nahm doch ein grosser Theil dersel- 
ben die Geduld der Zuhörer stark in Anspruch; end- 
lich wurde der Vorschlag dennoch mit. einigen Modi- 
ficationen angenommen. 

Der Ablegat von Gumanien ui*d Jazigien und jener 
der Heiduckenstädte verlangen dann, dass ihre Commit- 
tenten, welche auch die Lasten der adeligen Insurrection 
tragen, berücksichtiget werden. — Hierauf erwiedert B o r- 
siezky, dass aus ahnlichem Grunde auch die k. Frei- 
städte, die ebenfalls zur Insurrection beitragen, sich 
von der Rekrutenstellung ausnehmen könnten; worauf 
jedoch Nßgy bemerklich macht, dass hierin ein mäch- 
tiger Unterschied statt finde; indem jede k. Freistadt 
nur gleich einem einzelnen Edelmann insurgire, jene 
Districte aber persönlich; hieraus folgert der Redner, 
dass das Verlangen -vollkommen gegründet sei. 

Personal: Ijie Frage ist viel zu wichtig, um so 
kurz und oberflächlich entschieden zu werden. Es 
herrscht ein grosser Unterschied zwischen der persön- 
liehen Insurrection und der allgemeinen Insurrectionsver- 
pflicTitung. Die Districte der Jaziger, Cumaner und 
Heiducken nehmen zwiar, in Folge ihrer Privilegien, 
Antheil an der Insurrection, aber nicht in jenem Maasse, 
wie der Adel, und eben so ist ihr Beitrag zur Rekru- 
tenstellung auch viel geringer, als jener der andern Ge- 
richtsbarkeiten, indem die Einwohner eine bestimmte 
Summe Geldes zusammenschiessen , für welche sie die 
nöthigen Rekruten anwerben. — Obwohl hierauf der 
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Ablegat von Jaziger bemerkt, dass im Jahre 1809 seine • 
Committenten gleich. ,dem Adel mit ihrem Vermögen 
beigesteuert und persönlich insurgirt seien, wird der 
Antrag dennoch verworfen. 

Es erscheinet nun die Deputation der Magnaten- 
tafel mit dem Renuncio auf den 3. Punkt der k. Pro*- 
{Positionen, nebst den Bemerkung»! auf das Project zur 
Repräsentation und Gesetzartikel, (08) und entfernt sich, 
nachdem sie zuvor die dienstfreundschafUichen Bitten 
der Magnatentafel zur Beherzigung dieser triftigen Gründe 
ausgedrückt hatte. 

Auf den Antrag des Ablegaten von Theresiopel, 
Melkits, dass hinsichtlich der oft nur vorgeblichen 
Diener der daselbst wohnenden so zahlreichen Edel- 
leute, welche unter dem Vorwand dieser ihrer Eigen* 
Schaft sich sowohl der Contribotion als der Soldaten- 
aieilang entziehen* die gegenwärtige Provision nur auf 
jene Diener soll angewendet werden, die im Edelhofe 
ihrer Herren mit Rost und Kleidung versehen sind, 
indem sonst bei der grossen Ausdehnung des Weich- 
bildes der Stadt» wovon die Edelleute den dritten Theil 
iane haben, auf die übrigen Einwohner eine unverhält- 
irissmassige Last fallen müsste, — erwiedert Odry, 
dass diese Motion nur darum gemacht werde, um den 
Klagen, welche gegen die Gewalttätigkeiten der' k. 
Freistadt M. Theresiopel noch im Laufe des jetzigen 
Reichstages erscheinen werden, zuvorzukommen. Ob- 
gleich der Personal durch diese indirekte Aeusserung 
den Grund des Verlangens nicht für umgestossen erach- 
tet, ja selbst das Begehren der k. Freistadt nicht unge- 
gründet findet; wird es dennoch nicht angenommen. 
Endlich kommt die Reihe an die Ausnahme der Berg* 
bauer, wo ebenfalls, nach längeren Debatten, die vorige 
Kedaction verbleibt. Ein Gleiches findet auch wegen 
eines Antrages hinsichtlich der croatischen Freisassen 
statt, da der Personal die Bemerkung macht, dass diese 
Fragen dazumal an der Ordnung sein werden, wenn 
über die Vertheilung der zu stellenden Rekruten wird 
verhandelt werden. 

Die Anordnung wird sonach an die Magnatentafel 

Spendet, wo nach einigen zum Theil angenommenen 
emerkungen, die Beistimmung erfolgt. Den meisten 
Widerspruch findet in derselben die Aufzählung aller 
Mängel, mit welchen die Rekruten anzunehmen seien. 
Auf das Ersuchen, dass die Ständetafel hievon abge- 
hen möge, stimmt Nagy vollkommen bei, da diese 



Beschreibung eher für ein Spital, alfc für eine Rekruten- 
Stellung tauge, auch nicht geeignet sei, die bisher ge- 
hegte vorteilhafte Meinung über die ungarischen 
Truppen beim Auslande zu vermehren; sie -pei ferner 
um so überflüssiger, als schon so lange her Keine Stel- 
lung erfolgte, daher kein Mangel an tüchtigen Leuten 
sei» — Dagegen stimmen aber Komdr.omy 9l Föld- 
vdry, Takdts und Gr. jindrassy 9 indem diese Be- 
stimmung jener von 1808 wörtlich gleiche; die Zahl 
der zu Stellende^, gross sei und vielleicht noch ver- 
mehrt werden dürfte; eine ähnliche Instruction den 
vielen Neckereien bei der Assentirung vorbeuge und 
endlich, weil die Rekrutirung nach Dörfern gehe, wo 
oft die kleineren nicht leicht fehlerfreien Männer ange- 
troffen werden. — Der Personal, da die Stimmung für 
die letztern Aeusserungen allgemein scheint* lässt als 
Grund hierzu der Magnatentafel bemerken, dass diese 
Instruction ohnehin nicht bestimmt sei, ins Gesetz auf- 

fenommen zu werden. (Beistimmung) Kurz darauf 
ehrt der Landrichter zurück und berichtet,, dass, ob- 
wohl die Magnatentafel sehr gewünscht hätte, dass diese 
Mängelbezeichnung wegbleibe, sie kein weiteres Hin- 
dernis setzen wolle, jedoch ihren Wunsch hierin wie- 
derhole. 

Indem der Personal die Stände bittet , dass sie bei 
Gelegenheit, als sie über das Renuiicium berathen wer- 
den, diesen letzteren Wunsch in weitere Ueberlegung 
ziehen mögen, löst er die Sitzung auf. 

Circularsitzung vom 9. und 10. November. * 

Präsidium: MajthJnyi von Bars, Földvdry. 

Die Verhandlungen dieser beiden Tage zeigten deut- 
lich, dass die Majorität der letzten Reichstagssitzung, 
welche nur in einer Stimme bestand; sich nicht behaup- 
ten und das Renuncium der Magnatentafel vollen Erfolg 
haben werde. Dieses ward noch klarer, als 12 Comitate, 
obgleich von den übrigen aufgefordert sich in der Cir- 
cularsitzung nicht aussprachen, sondern die Aeusserung 
ihrer Willensmeinung für die nächste Reichstagssitzung 
sich vorbehielten. Den meisten Widerspruch erfuhr die 
Waffenübung des Adels, selbst von jenen Gliedern, die 
sich eifrig dafür erklärt hatten, wie Ragdlyi, Bor- 
siczky, Takdts, etc. und die sie nun als unausführ- 
bar erklarten, weil noch keine Insurreclioüalcasse vor- 



handen sei, durch welche jene Comitate, wo ein zahl- 
reicher und armer Adel wohnhaft ist, auf Kosten 
anderer Gespanschaften, welche einen minder zahlrei- 
chen Adel besitzen, noth wendig erleichtert werden 
müssten. 

Borsiczky: So sehr ich für die WäBenübung des 
Adels gestimmt bin, muss ich dennoch bekennen, dass 
ich selbe, Vor Errichtung einer Insurrectionscasse, nicht 
nur unausführbar, sondern selbst gefahrlich halte und 
darum der Meinung bin, dass noch im gegenwärtigen 
Reichstag Hierüber eine einstweilige Provision getroffen 
werde. In diesem Missjahre würde das Zusammentreten 
Von 3Ö00 unbemittelten Edelleuten, welche mein Co-! 
mitat bewohnen, und die Verpflegung derselben durch 
mehre Woöheh,' *kre Kräfte bei weitem übersteigen; 
auch wäre es mit mancher Gefahr "verbunden, unter 
diesen Umständen einer solchen Masse Menschen Waf- 
fen zu geben, welche sie, von Noth gedrungen, leicht 
zu? Störung der öffentlichen Sicherheit gebrauchen 

konnte. 

■ « . .... ' < • .i/ ' 

R agälyi:\. Ich muss bekennen, dass> so sehr ich 
Auch gegei* . die Stellung der 20,000 Rekruten stimmte, 
worin ich gegenwärtig durch das Renuncium der Mag- 
natentafel nur noch mehr bestärkt werde, weil selbes 
die bewilligten 28,000 Mann nicht als Subsidium, son- 
dern als Completirung betrachtet: so kann ich dennoch 
andererseits die Waffenübung des Adels nur nach er- 
folgter Errichtung einer lnsurrectionalcasse bewilligen, 
weil ich sonst den 12000 adeligen Familien, welche 
mein Gomitat bewohnen, eine unerschwingliche Last 
aufbürden müsste. Da ich aber die Errichtung dieser 
Casse gegenwärtig um so weniger ausführbar halte , als 
dieses ohnehin ein Gegenstand des nächsten Reichs- 
tages ist, sehe ich für jetzt keine Möglichkeit, die Waf- 
fenübung zu bewerkstelligen. 

Nagy % i*t der Meinung, die Waffenübunr vor Er- 
richtung einer lnsurrectionalcasse würde auch mit der 
Billigkeit zu sehr streiten; denn dass Trentschin und 
Borsod mehre tausend Mann in den Waffen üben soll, 
während in Wiselburg drei oder vier Mann exerciren, 
kann mit der Gerechtigkeit nicht vereinbart werden; 
und darum wird wohl dieser Gegenstand für jetzt 
unterbleiben müssen, obwohl die übrigen Theile 
des Nunciums auch ferner verbleiben sollen. (Ange- 
nommen). 
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Torhos: Die Aeusserung.des verehrten Ablegaten 
von Oedenburg muss ich. dahin berichtigen, das» das 
Wiselburger Qomitat im Jahre 1809 nicht Tier, sondern 
145" Mann gestellt hat. 

Nagy: Es war nicht meine Absicht, den verehr- 
ten Deputirten von Wiselburg zu beleidigen, oder sein 
Gomitat zu verkleinern ; die Anstrengungen desselben 

. im Jahre 1809 erfreuen sich der allgemeinen Anerken- 
nung; allein dieses patriotische Opfer war ein ausseree- 
wöhnliches, und wenn jenes Comitat auch zur Zeit der 
Gefahr 145 Mann gestellt hat/ so zweifle ich dennoch, 
dass es gegenwärtig mehr als vier 1 Mann werde exerci- 
ren lassen, da es nur vier Grundherren in ihrer Mitte 
zahlt. 

Als abermals durch mehre Redner behauptet wurde, 
dass die verlangten 20,000 Sann gegen den vierten Ar- 
tikel des vorigen Reichstages Verstössen, behauptete 
Nagy: Dieses Gesetz kann nur durch eine violentirte 
Auslegung in diesem Sinne genommen werden, denn es 
wurde in einem ganz andern Geiste verfasst. Hüten 
wir uns vor gezwungenen Auslegungen, denn dadurch 
verleiten wir' die Regierung zu ähnlichen Versuchen, 
wie wir es beim Salz leider erfahren haben. Wenn 
wir der Regierung bei letzterer Frage mit Recht Vor- 
werfen, dass sie den Sinn dieses Gesetzes verdrehet 

1 und falsch ausgelegt habe , so müssen wir unsererseits 
nicht dasselbe thun, sonst verstellen wir uns den Weg, 
auf dem wir die Abstellung dieses Uebelstandes herbei 
führen wollen. Man soll von beiden Seiten der Billig- 
keit Gehör geben; und wenn wir auch einerseits Ur- 
sache genug haben, auf Abstellung unserer häufigen 
Beschwerden zu dringen, so müssen wir anderseits den- 
noch gestehen, dasrf die Regierung bisher nur im Fall 
der Noth Subsidien von uns verfangt habe; so war es 
1796, 1802, 1808. etc.; Der Erfolg hat immer bewiesen, 
dass die angegebene Gefahr keine erdichtete gewesen* 
Nur wenn wüf unsere Verpflichtungen genau erfüllen, 
können wir ein ähnliches von der Regierung dringend 
verlangen; date Caesari, quod Caesaris est — et ille det 
populo, quod populi est — denn ich kann mich nicht 
überreden, dass der Heiland -bloss den erstem dieser 
Sätze gesagt haben soll; den zweiten hat man gut hel- 
fenden, mit der Zeit wegzulassen. Der vorige Reichs- 
tag hat zwei Jahre gedauert, ohne dass die Regierung 
wahrend desselben Subsidien verlangt hätte, aus dem 
Grunde , weil keine Nothwendigkeit vorhanden war. 
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Ungünstige Folgerungen, welche die Regierung aus der 
gegenwärtigen Trabe ziehen könnte, furchte ich nicht, 
da auch für die Zukunft bloss wir zu entscheiden haben 
werden, ob ein Subsidium zu bewilligen sei oder 
nicht. — Nach verschiedenen, im Sinne der vorigen 
Circularsitzungen noch stattgefundenen Aeusserungen, 
blieben zwar die Stände bei ihrer vorigen Ansicht 
über diesen Gegenstand; das dem zufolge verfasste 
Nuncium wurde verlesen und nach einigen Ab ändern n- 

Sen bestätigt; man war jedoch vorhinein überzeugt, 
ass der .Grundsatz sich in der Reichstagssitzung nicht 
halten werde. Die Sitzung wird geschlossen« 

Reichstagssitzung vom 11. November. 

Der Circularpräses überreicht dem Personal das 
Nuncium (69) mit dem Beisatze, dass das darauf bezüg- 
liche Froject zur Repräsentation und dem Gesetzartikel 
noch im Verlauf der gegenwärtigen Sitzung werde ein-* 
gereicht 'Verden. — Es wird verlegen. 

Personal: Ich muss bekennen, dass die Beharr- 
lichkeit, mit welcher die L. Stände bei ihrem vorigen 
Entschluss verbleiben, mir eben so unerwartet als uner- 
freulich ist, und da die neuerdings hier vorgebrachten 
Gründe nichts weniger als geeignet sind, mich von mei- 
ner früheren Ansicht abzubringen; gebietet mir meine 
Pflicht, nicht bloss als Präsident, sondern als Staatsbür- 
ger und Unterthan, die L. Stände nochmals dringend 
zu bitten, von diesen Grundsätzen ? deren traurige Fol- 
gen nur zu leicht vorauszusehen sind, abzustehen. Ein 
neues Prinzip wird in der gegenwärtigen Note aufge- 
stellt, nämlich, dass in Folge unserer Gesetze in Frie- 
denszeiten kein Kriegssubsidium vorhinein könne zuge- 
sagt werden. — Dieser , nicht bloss für uns , sondern 
für jedes constitutionelle Reich so verderbliche Grund- 
satz , eine der unzähligen theoretischen Geburten unse- 
rer Zeit, ward schon im Verlauf der Verhandlungen 
über diesen Gegenstand, als mit den Ereignissen unse- 
rer Vorzeit nicht übereinstimmend, erwiesen, indem in 
ähnlichen früheren Fällen sowohl Rekruten als lnsur- 
rection vorhinein bewilliget wurden. — Wenn die 
Regierung auf gesetzlichem Wege keine Hilfe erlangen 
kann, wird sie gezwungen sein , sich selbe auch ausser 
demselben zu verschaffen, ohne hierüber den Tadel der 
Welt befürchten zu müssen. — Gegen die gehegten 
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Befürchtungen, wegen hieraus zu ziehender verderbli- 
cher Folgerungen, stehet es den Ständen nicht nur frei, 
sondern es ist sogar ihre Pflicht, alle möglichen Ver- 
wahrungen anzuwenden, zu welchem Zwecke ohnehin 
im hierüber zu verfassenden Gesetzartikel alle hierzu 
dienlichen Glauseln beigefügt werden müssen. Mögen 
die L. Stände bedenken, dass die Stellung dieser 20,000 
Rekruten noch, eben so ungewiss , als die Gefahr unbe- 
stimmt ist, und dass vielleicht das blosse Versprechen 
hinreicht, sie abzuwenden und die Gabe überflussig zu 
machen. Dieses gefährliche Princip würde den Grund- 

{feiler unserer Constitution umwerfen, dass nämlich 
eine so grosse Gefahr denkbar sei, welcher man nicht 
noch bei Zeiten vorbeugen könnte. Auch würde durch 
eine ähnliche Einschränkung .-die Regierung bewogen 
werden, bei Entdeckung der Gefahr auch die ungewisse 
als gewiss anzugeben, wodurch, sowohl für das Aef arium, 
als auch für das Volk unnöthige Kosten herbeigeführt 
würden ; wo im Gegentheil oft Gefahren durch die Be- 
reitwilligkeit der Nation können beseitiget werden. — 
Alle die hierüber ' abweichenden Ansichten können wir 
in Einklang bringen, wenn dieser Gegenstand mit Ruhe 
und Unbefangenheit berathen wird. Ich wenigstens bin 
von der Gerechtigkeit des -Verlangens der negierung 
so vollkommen überzeugt, dass ich den bisherigen Be- 
schlüssen hierin gerade widerspreche, auöh nicht be- 
fürchte, den Tadel der Nachwelt mir dadurch zuzu- 
ziehen. TJebrigens möge der Ausgang sein, welcher er 
wolle, ich verlange ausdrücklich zu Protokol zu neh- 
men, dass ich den Grundsätzen der bisherigen Majori- 
tät bestimmt und beständig Widersprüche nhabe. (Beifall.) 
Bei den täglich zunehmenden Gefahren von Aussen 
müssen wir die Vorsicht des Monarchen, sein Vertrauen, 
welches er uns im ganzen Verlaufe dieses Reichstages 
so wiederholt beurkundet hat, mit aller Bereitwilligkeit 
und voller Anerkennung dankbar erwiedern , und be- 
müht sein, mit ihm vereint das ersehnte Ziel zu er- 
reichen. 

'Sombory erklärt sich gegen dasNuncium und für 
die Bewilligung der 20,000 Rekruten, jedoch unter fol- 
genden Bedingnissen: 1) dass sich der Monarch aller 
Intervention in die Angelegenheiten fremder Völker 
enthalte; 2) dass dieses Subsidium nur für den Fall 
eines feindlichen Angriffes der Monarchie zu erfolgen 
habe ; 3) dass die Stellung dieser Rekruten nur l>is 
zum 1. Sept. 1831. könne verlangt werden, weil in Folge 
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der Regalen der nächste Reichstag bereits auf den 2. 
Oct. k. Jahres bestimmt ist. 

Nagy:* So vollkommen ich auch der Meinung 
Sr. Exte, des Herrn Personals beipflichte, eben so sehr 
weiss ich auch die Besorgnisse zu würdigen, welche die 
andre Hälfte dieser Tafel von der Bewilligung des frag- 
lichen Subsidiums abhalten. Denn obgleich unsere Vor- 
ältern gegen Eingriffe der Regierung die Nation durch 
den 63. Art. 1741 und den 19. Art. 1791 sichergestellt 
glaubten, indem laut dieser Gesetze keinerlei Subsi- 
dium in Friedenszeiten, weder als Pflicht noch als Ge- 
schenk , von dem Adel oder dem Unadeligen verlangt 
und gewährt werden darf: so haben dennoch die Ver- 
suche, welche das Ministerium in den letzten 30 Jah- 
ren durch Gradationen gegen diese Gesetze unternahm, 
nur zu gegründete Besorgnisse erregen müssen. Diese 
Attentate der^ Regierung verdienen die aufmerksamste 
Beherzigung. — Anfangs erschienen Präsidialschreiben 
an die Ober- und Vicegespäne, worin verschiedene 
adelige Subsidien verlangt und ihnen empfohlen wurde, 
all ihren Einfluss dahin zu verwenden, dass die Comitate 
selbe nicht verweigern. Als man den Adel hierin nach- 

S'ebig fand, kamen ähnliche Forderungen nun schon an 
e Universitäten *) der Comitate. Nachdem auch die- 
sen Folge geleistet war, änderte man schon den Styl 
und verlangte die Gaben „inomisse." Die Zeitumstände 
berücksichtigend, gab der Adel auch hier nach, worauf 
denn der Hauptstreich versucht wurde. Hatte der Adel — 
so argumentirten die Minister — auf diese gesetzwidrige 
Art vom eigenen Vermögen Subsidien gegeben, so wird 
er nicht säumen, ähnliche Nachgiebigkeit zu zeigen, wo 
es sich um das Vermögen dm Contribuenten handelt. 
In dieser Voraussetzung wurde der Wurf gewagt und 
ausser dem Reichstag die Gontribution in Conventions- 
münze und Rekruten verlangt. Aber wie sehr täuschte 
sich die Regierung ! Nachdem sie überall, wo das Ver- 
mögen des Adels in Anspruch genommen wurde, eine 
unerwartete Nachgiebigkeit gefunden hatte, stiess sie auf 
den entschiedensten Widerspruch, wo das Volk zu be- 
lasten verlangt wurde. Wie weit mehre Comitate die- 
sen Widerstand trieben, ist bekannt, und wird nie in 
Vergessenheit kommen ; doch selbst bei den übrigen war, 
sobald die erste Ueberraschung aufgehört hatte, hur ein 

*) Die Stände eines Comitats heissen : Universitas Praelatorum, 
Magnatam, Nobilium ac caeterorum etc. 
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Sinn und Wille. In der Verteidigung des Volkes setz- 
ten adelige Beamte Vermögen, Freiheit, Leben au£$ 
Spiel, und dieses ist die Gharacteristik des sanfteren 
Geistes unserer Zeit. Das Resultat dieses Gemeingeistes, 
der den vorigen Reichstag zu einem der vorzüglichsten 
unserer Geschichte erhoben hat, war der 4. Artikel, der 
das Wiederkehren ähnlicher Versuche für ewige Zeiten 
verwehret* Derselbe Geist beherrscht auch den jetzigen 
Reichstag, und es ist nur das Volk; für welches Wider- 
stand geleistet wird. Mögen Jene, die aus oberflächiger 
Bekanntschaft mit unserer Constitution behaupten , das 
ungarische Volk sei nicht vertreten, den Gang unserer Ver- 
handlungen verfolgen, um sich vom Gegentheil zu über« 
zeugen. Das Volk und immer nur das Volk ist es, bei des- 
sen Belastung uns die Regierung hartnäckig findet und 
hierin herrscht stets ein edlef Wettstreit unter den Glie- 
dern dieser Tafel. — Da jedoch das Wohl des Vaterlandes 
uns allen am Herzen liegt, so ist nur noch zu wünschen, 
dass hierin ein Mittelweg aufgefunden werde, welcher die 
Ansichten beider Theile in Einklang bringt. Ueber die 
bereits bewilligten 28,000 kann ferner keine Frage ent- 
stehen ; es handelt sich daher bloss um die «weiten 
520,000, und- hierüber wird mein Vorschlag von jenem 
des Deputirten von Bihar nicht sehr abweichen. Dem 
zufolge bewillige ich diese Stellung unter folgenden drei 
Bedingnissen: 1} Nur für den Fall, als wir vor dem 
2. October künftigen Jahres durch, eine fremde Macht 
wirklich angegriffen würden; 2) wenn dieser Fall bis 
künftigen 2. October nicht eingetreten ist, bleibt das Sub- 
sidium erloschen; endlich 3; Gleich nach Beendigung 
jenes Krieges sollen diese Rekruten ohne allen Aufent- 
halt entlassen werden. ±uf diese Weise sind, meiner 
Ansicht zufolge, auch alle Befürchtungen beschwichtiget ; 
denn da wir sämmtliche 48)000 Rekruten jetzt auf einmal 
bewilligen, so ist es kein zweifaches Subsidium; es ist 
ferner auf eine so feste Basis gegründet, dass wir ohne 
die Sicherheit von Aussen zu gefährden, es nicht 
billig unterlassen können ; endlich können diese 20,000 
Mann nicht als Completirung betrachtet werden, weil sie 
gleich nach beendigtem Krieg zu entlassen sind. 

Dieser Meinung stimmen vollkommen bei Tökölyi, 
L&nyay von Beregh, Torkos , Bezeridy von Raab, 
Beniczky, Marich, Novdk, Földväry, Koma- 
Tomy , Asztalosy Faschd, Reviczky, Csdszdr, 
Jjovrentsits y Huszdr, Bosdnyi, Markovich, 
Szalopek ß Osegovich ß die meisten Städtedeputirten 
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und* fast alle Ablegaten der Capitel; nebst (fiesen waren 
uilmdsy und Gr. la Motte noch der Meinung, dass 
bei dieser Gelegenheit der Monarch um Erledigung der 
Landesbeschwerden soll gebeten werdkn» Baron ray 9 
-welcher vieles über die Legitimität und die Lasten der 
(Kontribuenten spricht, verlangt nebstbei die Insurrection 
und WafFcjnübung. Seit 'den ^Zeiten des heil. Stephans, 
meint der Redner, seien unsre Rechte nicht bestimmter 
anerkannt worden, als jetzt. — Bene begreift nicht 
recht die Theorien über moralische und physische 
Notwendigkeit. — Csömay wünscht, dass unsre 
Truppen den Namen der „ungarischen Armee" erhalten 
sollen. — - Endlich äussert sich Szentkyrdlyi dahin, 
dass " jetzt auf einmal 43,000 Rekruten zu bewilligen 
seien, indem die Gründe derjenigen, welche das Sub- 
sidium für das jetzige und künftige, für das bekannte 
und noch unbekannte Bedürfniss bewilligen wollen, 
ihm nicht haltbar erscheinen. Uebrigens gehöre es zur 
-weisen Vorsicht des Monarchen sowohl, ab der Nation, 
derlei Subsidien entweder auf einmal oder theirweise 
wirklich auszuheben, wie dieses die Umstände erhei- 
schen; worin uns. bereits unsre Voraltern Beispiele hin- 
terliessen. 

Dagegen behauptet Marczibinvi von Trentschin, 
dass die künftige Gefahr etwas ideales sei; man könne 
daher nicht bestimmen, dass zu deren Deckung eben 
20,000 Mann erforderlich seien. Gegen eine geringe 
Gefahr reichen unsre jetzigen Streitkräfte hin, für eine 
grössere ist das Verlangte viel zu gering. 

Ragdlyi: Nie wird vor meinen Augen eine andre 
Ursache der Verweigerung haltbar erscheinen, als jene, 
dass ich von der Notwendigkeit der zweiten Stellung 
rächt überzeugt bin ; . allen übrigen Gründen des Nun- 
ciums kann ich meine Beistimmung nicht ertheilen. — 
Mag übrigens die Notwendigkeit wie immer in den 
königlichen Propositionen ausgedrückt sein, ich halte 
diese Propositionen nicht sowohl für das Wort des Kö- 
nigs , als für ein ministerielles Gutachten, bestimmt, im 
Reichstag untersucht und berathen zu werden. Dahin 
deuten unsre Gesetze, namentlich der 5. Art. König 
Ulad 6. Decret., welcher bestimmt, „dass der König die 
Angelegenheiten des Reiches ohne Befragen und Gut- 
achten seiner Räthe nicht betreibe," wogegen der 7. Art. 
desselben Decretes die schlechten Räthe der Strafe un- 
terwirft. Aus diesem Gesichtspunkte müssen die könig- 
lichen Propositionen betrachtet werden und zwar um 
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so mehr, als laut 3. Art II. Theiles alle Gesetzesvor- 
achläge der Nation vorgelegt, und sie befragt werden 
müsse, ob ihr der Vorschlag angenehm sei, oder nicht? 
und nur nach erfolgter Bestimmung gesetzliche Kraft 
erlangen. Wenn sich der Reichstag nicht mehr damit 
beschäftigen soll, ob das Verlangen gerecht sei oder 
nicht , sondern bloss mit der Quantität der Bewilligung, 
dann wäre es eben so gut, die Reichsstände gar nicht 
zusammenzuberufen. Ich. getraue mich, sogar zu be- 
haupten, dass eine Bewilligung ohne vorherige genaue 
Prüfung der Notwendigkeit für den König selbst höchst 

{refahrlich wäre. «Denn das Ministerium, mit zu reichl- 
ichen Mitteln ausgestattet, gleicht dem kräftigen Manne 
im vollen Bewusstsein ungewöhnlicher Körperstärke, 
welche ihn leichter zu einer Regellosigkeit verleitet als 
einen Andern. Auch hier fuhren zu reichliche Bewil- 
ligungen leicht zu dem heillosen Inferventionssystem, 
wodurch man oft, nachdem man eine geringere Macht 
zu seinen Ansichten gezwungen hat, durch eine stärkere 
auf gleiche Weise genöthiget wird. So wenig übrigens 
die Bewegungen der Nationen nach Aussen gerichtet 
sind, könnte dennoch eine zu starke Rüstung unserer- 
seits bei jenen Völkern Besorgnisse erregen, und da- 
durch dürfte leicht dasjenige, welches nach der Ansicht 
der andern Partei den Krieg fern halten soll, geeignet 
sein, uns Feinde auf den Hals zu ziehen. . — Nach ge- 
nauer Abwägung aller Verhältnisse habe ich mich da- 
von vollkommen überzeugt, dass durch die Stellung der 
28,000 Rekruten alle unsere Bedürfnisse gedeckt sind.— 
Was übrigens die Bedingnisse betrifft, unter welchen das 
verlangte Subsidium zu bewilligen wäre, liefern eben 
diese einen Beweis, dass man hierüber nicht ganz ohne 
Besorgnisse sei; und zwar mit vollem Grund. — • Für 
den Frieden. sind wir gedeckt, ja selbst für den ersten 
Anfall; Krieg aber suchen wir nicht: auch hat dieser 
andre Quellen. 

Szirmay erklärt sich gegen die Bewilligung der 
20,000 Mann, und da sein College Baron V ay bereits 
dafür gestimmt hat, wird dieses gegenseitige Votum 
vernichtet, und das Comitat folglich nicht unter die Ab« 
stimmenden gerechnet. 

Takdts: Dem heutigen Nuncio liegen folgende 
Betrachtungen zum Grunde: dass das ungarische ste~ 
hende Militär zur Verteidigung des Vaterlandes , das 
heisst, vorzüglich zur Aufrechthaltung der äussern Si- 
cherheit bestimmt ist; dass die Verteidigung des 
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Vaterlandes ausschliesslich die Pflicht des Militärs ist, 
und mir wenn selbes zur Abwehrung des Feindes nicht 
hinreicht, zu den gesetzlichen, ausserordentlichen Mit« 
teln geschritten werden könne; dass ferner das Land 
nie die Coinpletirung auf sich genommen, indem zu 
diesem Zweck die Werbungen bestimmt sind; endlich 
dass die Nation bisher noch nie ein doppeltes Subsidium 
an Rekruten auf einmal gegeben habe. — Die drei 
ersten dieser Sätze sind auf unsre so oft angeführten 
Gesetze, namentlich den 63. Art. 1741. 1. 1802 und 
1807 — - 6. 1808 und auf die übrigen Diätal Verhand- 
lungen gegründet, und zu bekannt, um hierüber noch 
weiter sprechen zu müssen; der letzte Funkt aber 
gründet sich eben auf das Entgegengesetzte., nämlich, 
dass wir in all unseren Gesetzen kein Beispiel ähnlicher 
Art finden. Hieraus folgt nun klar, dass die Prinzipien 
des Nunciums, weder theoretisch noch neu, sondern 
unmittelbar in unserer Constitution gegründet, eben 
darum nicht schädlich sein können; wo hingegen die 
jetzt -verlangte Bewilligung eine wahre Neuerung ge- 
nannt werden, und eben desswegen, als auch in Be- 
tracht ihrer gefahrlichen Folgen, nicht angenommen 
werden kann. — Ohne das durch andre Redner über 
diese Frage bereits Vorgebrachte zu wiederholen, be- 
merke ich bloss, dass unser gesetzliches Defensivsystem 
in. das gewöhnliche und in das ausserordentliche zerfalle. 
Die erstere Verpflichtung kömmt seit 1715 dem stehen- 
den Militär zu, die zweite ist der Antheil des Adels. 
Je mehr man das erstere Vertheidigungsmittel vermehrt, 
desto mehr wird der Adel beseitiget, nnd da dieser 
seine Immunitäten eben auf seine Verpflichtung zur 
Vaterlandsvertheidigung gründet, ist die nothwendige 
Folgerung , die aus der Beseitigung jener Pflicht, auf 
das ihr entsprechende Recht zu entstehen hat, gar leicht 
zu errathen. Dieser Umstand muss in den jetzigen 
Zeiten um so mehr beherziget werden, da einerseits 
wir selbst sagen, dass gefahrliche Meinungen mit Um- 
sturz des Bestehenden drohen, andrerseits aber seit 
einiger Zeit diese Art der Vaterlandsvertheidigung als 
unzweckmässig gerügt, ja durch die Regierung selbst 
gegen die Veliten umgetauscht wurde; und auch gegen- 
wartig wird man in der fraglichen Bewilligung ein 
willkommenes Surrogat derselben finden. — Unsere 
Constitution beruht auf dem Herkommen^ und sehr viele 
unserer Gesetze sind einzig durch den entgegengesetz- 
ten Gebrauch unwirksam geworden. Daher nützen alle 
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Clausein und Cautelen wenig, wenn die Handlungen 
immer das Gegentheil erweisen. Wenn ich hierin bei 
unserm gerechten König keine gefahrlichen Folgerungen 
befürchte, so können unter einem seiher Nachfolger 
leicht diese Beispiele als Grund dienen, unser bisher 
bestehendes System der Vaterlandesvertheidigung , und 
mit ihm einen Grundpfeiler unserer Constitution , um« 
abstürzen. — Wenn die gegenwärtige Gabe, — so nam- 
haft , wie sie früher noch nie in Friedenszeiten darge- 
bracht wurde — nicht hinreicht ; wenn über das bereits 
Bewilligte noch weitere Vorkehrungen nothwendig sind i 
so treffen wir sie im Geiste der Constitution , auf übli- 
chem, gesetzlichem Wege, ohne den Nachkommen ein 
ungewöhnliches Beispiel zu hinterlassen. — Sowohl 
der Monarch, als auch die Magnatentafel schweigen von 
den Gefahren , die uns auf diesem Wege bedrohen. — 
Unsre, durch mehr als acht Jahrhunderte geheiligte 
Constitution hat sich immer bei dem bestehenden Sy- 
stem der Verteidigung erhalten; wir haben daher kei- 
nen Grund, davon abzugehen und statt des erprobten 
Alten, gefährliche Neuerungen aufzustellen. Die Pflicht 
des gesetzgebenden Körpers verlangt weise Vorsicht 
für die Zukunft , und es wäre eine der sonderbarsten 
Verirrungen , wenn in einem Zeitpunkte, wo noch vor 
Kurzem unser gerechter Monarch diesen Theil unserer 
Gesetze bestätigte , wir selbst eine Neuerung herbei- 
führten, welche, indem sie gerade zur Completirung 
fuhrt, diese Gesetze nothwendig entkräften muss. 

Personal: Ich zweifle, dass sich unsere Constitu- 
tion durch acht Jahrhunderte würde erhalten haben, 
wenn unsre Vorältern nicht zeitig auf die Abwendung 
künftiger Gefahren gedacht hätten. Dass uns übrigens 
Beispiele von doppelter Rekrutenstellung mangeln , ist 
keine gerade Antwort auf die vorliegende Frage, da es 
eich darum handelt, zu entscheiden,' ob man gegen dro- 
hende Gefahren Vorkehrungen treffen könne; und 
hierzu fehlt es uns nicht an Beispielen aus der vater- 
landischen Geschichte. 

Majthtnyi von Bars wünschte zwar, seiner In- 
struction gemäss., auch ferner 30,000 zu votiren, schliesst 
sich jedoch der Majorität von 28,000 an, aus den durch 
selbe bereits angeführten Gründen — für die Zukunft 
nichts. 

Somsich befürchtet, dass durch Bewilligung von 
Subsidien vorhinein von einem Reichstag zum andern, 
diese freiwilligen Gaben leicht die Natur der ContribU- 
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tion annehmen könnten, wodurch mit der Zeit der 
ganze Gegenstand, welcher eine der vorzüglichsten Ga- 
rantien unserer Constitution ausmacht, der reichstägigen 
Verhandlung entzogen werde. 

Pdzmdndy : Se. Exe. der Herr Personal beliebten 
zu erklären, dass diejenige eine sehr mangelhafte Con- 
stitution wäre, welche ihre Vorkehrungen nicht auf 
künftige Gefahren ausdehnen könnte. Dieses gebe ich 
zu: allein unsre Verfassung befindet sich nicht in dieser 
Lage; denn bei was immer für vorkommenden Gefah- 
ren kann der Reichstag zusammenberufen, und Vorkeh- 
rungen getroffen werden , und ich setze hinzu : was 
wäre das für eine Constitution, die plötzliche Gefahren 
nicht abtreiben könnte! Der eigentliche Grund der 
jetzigen Verweigerung liegt darin, dass man durch vor- 
läufige Bewilligung von dubsidien gegen noch unent* 
wickelte Gefahren, jener Maxime, die sich gegen die 
Zusammenberufung des Reichstages sträubt, keinen Vor- 
schub leisten will. So lange die ausserordentlichen falle, 
welche einzig Kriegssubsidien gestatten, nicht speeifisch 
bekannt sind, kann auch keine bestimmte Quantität votirt 
werden. Wenn daher die jetzigen Umstände als solche 
erwiesen werden, denen unser bereits gemachter An- 
' trag nicht genügt, müssen wir eine grössere Gabe dar- 
bringen; aber gleich jetzt, nicht für künftige, unbe- 
kannte Fälle. Wird dieses aber nicht erwiesen, so kön- 
nen wir nicht weiter gehen. Selbst jenes Bedingniss, 
dass die 20,000 Rekruten nur bis Ende des Krieges (Genen 
sollen, kann ich nicht ohne Besorgniss betrachten: 
wenn diese letztem für den- Krieg gestellt sind, zu wel- 
chem Zweck wurden denn die übrigen 28,000 bewil- 
liget? 

Gr. Kdrolyi: Ich muss voraussenden, dass, da die 
Magnatentafel unseren Antrag wegen der Waffenübung 
und Insurrection des Adels zwar schön und löblich, 
jedoch dem Zwecke nicht entsprechend erklärt, wir 
diese wichtige Frage der Entscheidung Sr. Majestät un- 
terbreiten sollten. Nachdem übrigens sowohl "meine 
erste, als die spätere Instruction mir gebietet, nach frü- 
her erforschtem Abgang in den ungarischen Regimen- 
tern meine Bewilligung darnach einzurichten; da ich 
ferner diesen Abgang in beiläufig 25,000 Mann befunden 
habe, glaube ich dem Willen meiner Committenten am 
nächsten zu kommen, wenn ich über die bereits bewil- 
ligten 28,000 Mann weiter nichts votire. — (Da der 
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College des Grafen, Csomay, die 20,000 bewilligte, hob 
sich auch, das Votum von Szathmär auf.) 

Noch erklären sich gegen die 20,000 Rekruten: 
Hertelendy y Baron Perdnyi, UzovitSy Gr. j£n- 
drdssy , Plathy , Niczky von Eisenburg, Csapo, 
Szinyey y Bemdth, Justh und Dedk. 

Der Personal erklärt die Majorität für die Stellung 
des zweiten Theiles des Subsidium, und sendet den 
Landrichter an die Magnatentafel, um diesen Beitritt 
mündlich zu berichten. Er wiederholt die drei durch 
Nagy ' gemachten Bedjngnisse , worauf der damalige 
Circularpräses im Namen der Stände verlangt, die hier- 
über nöthigen nun abzuändernden Documente in den 
künftigen Circularsitzungen berathen zu dürfen, welches 
auch bewilliget wird. JSorsiczky verlangt das Wort; 
der Personal bemerkt, dass Trentschih bereits sein 
Votufn abgegeben habe. 

Borsiczky: Als mein College seine Stimme abgab, 
hofften wir noch in der Majorität zu verbleiben; jetzt, 
da wir von selber abgekommen sind, verlange ich die 
feierlichste Cautele meiner Committenten darüber zu 
Protokoll zu nehmen, dass sie nie ein Subsidium für 
den Frieden bewilligen wollten; ferner, dass durch die- 
sen entgegengesetzten Gebrauch den bestehenden Gesetzen 
keine Wunde beigebracht werde^ ; endlich erkläre ich, 
das», nachdem durch die anfangs bewilligten 28,000 Mann, 
die ungarischen Truppen', ohne die siebenbürgischen 
und die Gränzregimenler an 70,000 Mann betragen, 
und nach dieser Proportion die ganze Armee 300,000 
Mann übersteigen muss: ich jedem, Feldherrn, der mit 
dieser Macht den ersten Andrang des Feindes aufzu- 
haken unvermögend ist, für nicht würdig halte, ein 
Seitengewehr zu tragen. 

Hierauf erwiderte der Personal bloss, dass die Ereig- 
nisse von 1805^in ähnliches Unglück herbeigeführt haben. 

Der Landrichter kehrt von der Magnatentafel mit 
der Antwort zurück , dass man über den Beitritt höchst 
erfreuet sei, und die hierauf Bezug habenden Zuschrif- 
ten sehnlichst erwarte. Die Skzung wird aufgehoben. 

Circularsitzungen vom 12. und 13. November. 

Präsidium: Ma j thinyi von Bars , Fö Idv dr y. 

In beiden dieser Sitzungen wurde das Projekt zur 
Repräsentation und zu dem Gesetzartikel, nach den in der 
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letzten Reichstagssitzung abgeänderten Prinzipien ver- 
lesen und N häufig modificirt. — Bei dieser Gelegenheit 
machte Gr. la Motte den Vorschlag, am Ende der Re- 
präsentation Se. Majestät um Ertheilung baldiger günsti- 
ger Resolution auf die Präferentialbeschwerden zu bit- 
ten. Dieser Vorschlag wurde jedoch nicht angenommen, 
theils weil man der Gabe kein Bedingniss dieser Art 
beifügen wollte, theils und hauptsächlich aber, weil das 
Verlangen hinsichtlich der Resolutionen viel zu wichtig 
sei, um hier nur gleichsam nebenher berührt zu wer- 
den. — Es ward aagegen beschlossen , hierüber näch- 
stens besonders zu repräsentiren. 

Borsiczky wünschte dem Gesetzartikel deutlich 
beigefügt, dass die ^Ankündigung des Krieges, als Be- 
dingniss der künftigen Statution , dem Yalatin kund ge- 
geben werden müsse, damit er die Behörden zu gehö- 
riger Zeit auffordere; auf jeden Fall aber soll Se. K. 
Hoheit dem nächsten Reichstag Bericht hierüber erstat- 
ten. (Angenommen.) Nach dieser und nach mehrern 
Abänderungen erhielten die Docümente jene Form, in 
welcher sie vor die Reichstagsitzung gebracht wurden. 
Die Sitzung wird aufgehoben, 

Reichstagssitzung vom 14. November» 

Das nach dem abgeänderten Reichstagsschluss mo- 
dificirte Nuncium sammt Project der Repräsentation 
wird verlesen und ohne besondere Bemerkung beibe- 
halten. (?0) 

Beim Gesetzartikel wünschte der Personal , dass die 
verlangte abgesonderte Circulation der Offizierstellen 
unter den ungarischen Truppen wegbleiben möge, indem 
die Provision weder nützlich > noch ohne besondere 
Schwierigkeit ausfuhrbar sei. Doch die Stände gingen 
von ihrer Ansicht nicht ab. Im übrigen wurde der 
Gesetzartikel nach einigen unbedeutenden Bemerkungen 
unverändert beibehalten. — Balogh wiederholt nun 
den Vorschlag des Gr. la Motte, dass bei dieser Ge- 
legenheit, wo die Nation eine so ansehnliche Gabe dar- 
bringt, um Erlassung baldiger günstiger Resolutionen 
auf die Präferentialien zu bitten sei. Er wird von, 
jilmdsy unterstützt; Ragalyi ist derselben. Meinung, 
und fügt noch hinzu, dass, da es ohnehin die Absicht 
der Stände war, eine solche Repräsentation mit erneuer- 
ter Bitte zu unterbreiten, würde nun nur der allgemeine 
Wille erfüllt werden. Die Gegenstände seien übrigens 
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nicht nur nicht unvereinbar, sondern in unmittelbarer 
Berührung; denn da das Land eine so namhafte Zahl 
arbeitender Einwohner entbehren muss, ist es natürlich, 
dass es auf der andern Seite verlangen könne, dass die 
Hindernisse des Handels und der Industrie beseitiget 
werden ; -«- da übrigens das Subsidium bereits bewil- 
liget ist, könne diese Bitte nicht als Bedingniss angese- 
hen werden. — Der Antrag wird nicht angenommen. 

Hierauf verlangt Baron Vay > in Folge so eben 
angelangter Instructionen , folgendes im Namen seiner 
Committenten in das Protokoll aufzunehmen. 1) Dass 
seine Committenten die gegenwärtige Rekrutenstellung 
nur in Gemässheit der Verordnungen von 1807 bewilli- 
gen, und auf nichts eingehen, was zur Conscription oder 
Completirung fuhren konnte. 2) Obgleich seine Com- 
mittenten den Druck der Operaten und deren vorläufige 
Communizirung mit den Behörden dankbar erkennen, 
sie andererseits nicht zugeben können, dass aus der 
diessfalligen Dankadresse des Reichstages gefolgert 
werde, eine ähnliche vorläufige Mittheilung der zur 
Reiöhstagsberathung bestimmten Gegenstände , hänge 
bloss von der Gnade des Monarchen ab, sondern dass 
dieses ein klares Recht der Nation sei. 3) Dass zur 
Beschwichtigung der Besorgnisse der Nation, neuer- 
dings die Resolutionen auf die Präferentialien betrieben 
werden mögen. 4) Dass sie zwar auf die Weise von 
1807 für die Gegenwart 28,000 Rekryten bewilligen; 
für die Zukunft nichts*); dagegen wünschen sie die 
Waffenübung des- Adels und die Vornahme dieses 
Theiles der Operate noch im gegenwärtigen Reichstag. 

Auf die Frage des Personals: ob die Reichsstände 
noch ferner bei dör Aufzählung der Mängel, mit wel- 
chen die Rekruten assentirt werden können, verbleiben, 
wurde bejahend geantwortet; worauf der Personal er- 
klärte : er werde der Magnatentafel mündlich hinter- 
bringen lassen, dass die Stände bei dieser ihrer Ansicht 
auch aus dem Grunde beharren , weil sie die ' Gabe um 
20,000 vermehrt habe ; dass übrigens die Capitulation 
durchgehends auf zehn Jahre bestimmt worden sei. 
(Beistimmung.) 

Der Personal ernennt hierauf die Deputation zur 
Ueberbringung dieses Nunciums, während welcher Zeit 
noch einige Debatten stattfanden. Vor allem verlangte 

*) Diesen Punkt der Instruction hatte Br. Vay bereits durch sein 
Votum vom 11* November vernichtet. 
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-Baloghj dass bei der jetzigen Lage der Dinge, wo 
-das ccratribuirende Tolk mit einer so zahlreichen Re- 
krujtenstellung belastet «ei , um so mehr bewiesen wer- 
den müdse, dass der Adel hierbei nicht leer auszugehen 
wünsche. Daher, um der adeligen Verpflichtung Genüge 
zu leisten, die Waffenübung des Adels angeordnet wer- 
den soll. Dieser Meinung sind auch Csap6 ß Pr6nay y 
PazmdndYi Tahdts % und Gr. tä Motte , da der 
Vorschlag aber durch die Majorität verworfen wird, 
verlangen, sie ihre Erklärung zu Protokoll zu nehmen. 

/ 

In der Magnaten tafel. 

Nachdem sämmtliche Zuschriften verlesen waren, 
riahm das Wort der 

Judex Curia e: Die Bereitwilligkeit, mit welcher 
die L. Stände den, Wünschen des Monarchen Folge 
geleistet, kann diese hochlöbliche Tafel nur mit den 
Gefühlen aufrichtiger Freude erfüllen; dieses Benehmen 
liefert einen neuen Beweis, dass, wo es die Verteidi- 
gung des Thrones und Vaterlandes gilt , der Ungar nie 
erfolglos aufgefordert werde. — Den Inhalt des Nun- 
ciums selbst betrachtet, sehe ich mich bewogen, eine 
Bemerkung laut werden zu lassen. Es scheinen näm- 
lich die Stände vorauszusetzen, dass die Stellung der 
28,000 Rekruten in dieser hohen Tafel als Gompletirung 
sei betrachtet worden. In einer Frage von solcher 
Wichtigkeit kann es nicht gleichgiltig sein, ob unsre 
Ansicht hierin schief , ausgelegt werde, und dieses be- 
stimmt mich zu erklären, dass wir nie die .Absicht 
hatten , durch dieses Subsidium eine Completirung zu 
bewilligen , sondern bloss das ungarische Heer zu ver- 
stärken; welches ein wesentlicher Unterschied ist. Die- 
ses wäre, meiner gehorsamsten Meinung nach, der 
Ständetafel deutlich kund zu geben. (Beifall.) 

Als der Gesetzartikel nochmals verlesen war, be- 
merkte der Judex Curiae, dass das Verlangen wegen 
zehnjähriger Capitulation annehmbar sei , weicher An- 
sicht auch die Tafel beipflichtete. — Eine andre prak- 
tische Difficultät fand jedoch der Redner darin, dass die 
übrigen 20,000 auf Kriegsdauer gestellt werden sollten. 
Denn wenn, was Gott verhüten möge, die Stellung 
sämmtlicher 48,000 auf einmal erfolgen müsste, würde 
das viel günstigere Loos der Letztern, die Statution 
der Erstem unendlich erschweren. — Fürst Bat- 
thydnyi hingegen erachtet diesen Umstand nicht 
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wichtig genug , um desswegen auch die Letztern auf 
zehn Jahre zu stellen: die Gefahr sei nicht so drin- 
gend, um eine gleichzeitige Stellung beider Theile be- 
fürchten zu müssen; er findet daher den Antrag der 
Ständetafel annehmbar. 

'. Baroii Vesselinyi (ungarisch,) Ich niuss meine 
gehorsamste Meinung dahin äussern, dass die Stände 
von dem Grundsatz ausgegangen zu sein scheinen, dass 
die Stellung des zweiten Theiles wahrscheinlich später 
erfolgen dürfte ; um daher die zweite Stellung zu er- 
leichtern, glaubten sie di$ Letzteren' grössere Vortheile 
einräumen zu müssen. Was übrigens das Verlangen der 
Ständetafel wegen der Gradualpromotion in der ungari- 
schen Armee abgesondert betrifft, glaube ich diese Pro- 
vision auch schon aus dem Grunde für unzweckmässig 
erklären zu müssen, weil ausser den Linientruppen 
noch mancherlei Zweige die Armee bilden, von wel- 
chen dann die Ungarn durch diese Absonderung ausge- 
schlossen würden, wie vom Generalstabe, der Artillerie, 
Geniewesen. Und da eben diese Abtheilungen der Ar- 
mee, indem sie die meiste militärische Wissenschaft 
erfordern, andererseits auch mit grösseren Vortheilen 
verbunden sind, wünschte ich unsre Landeleute nun um 
so weniger davon ausgeschlossen, als wir durch die 
Errichtung der Ludovicea Academie im Stande sein 
werden, unsere Jugend mit den nöthigen höheren Vor- 
kenntnissen des Kriegswesens auszustatten. (Beifall.) 

Tavernicus: Ich kann es mit der Billigkeit nicht 
vereinen, dass ein Theil der Rekruten zehn Jahre die- 
nen^ll, während der andere nur auf Kriegsdauer ge- 
stellt wird. — Um diesem Uebelstand abzuheilen, 
wäre es vielleicht dienlich festzusetzen , dass von sämmt- 
lichen 48,000 Mann, nach Ausgang des Krieges 20,000 
entlassen werden sollen. 

Oberstställmeister (ungarisch). Dann würde der 
Armee< mehr entzogen werden , als es die Absicht der 
Ständetafel war; denn es könnte sich leicht treffen, 
dass , besonders nach einem hartnäckigen Krieg , von 
sämmtlichen jetzt Gestellten, keine so grosse Zahl zu- 
rückkehrte. — Der Oberstsahatzmeister gestehet 
hierauf, dass ihm dieser Umstand noch fast während 
des Sprechens beigefallen sei; Gr. Stephan Szechenyi 
ist aber der Meinung, dass der Vortheil, welchen die 
Auf Kriegsdauer Gestellten haben, sehr problematisch 
sei. Wie, wenn dieser Krieg sich in die 20 und mehre 
Jahre hineinzöge? Das Beispiel der vorigen Zeiten 
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hat es erwiesen, dass auf Kriegsdauer Gestellte unter 
den Waffen ergrauten; und der nächste Krieg dürfte 
wohl Waffenstillstand, schwerlich aber so bald Frieden 
zur Folge haben. 

Obergespan Szegedy: Wenn der Fall eintreten 
sollte , dass beide Stellungen in derselben Zeit erfolgen 
müsste, wäre es, meiner immassgeblichen Ansicht nach, 
den Behörden selbst zu überlassen , welchen sie von den 
Gestellten unter diese oder jene Classe versetzen wollen, 
da es den Jurisdictionen am besten bekannt sein muss, 
wessen Gegenwart zu Hause nothwendiger sei. 

Baron Pongrdtz widerspricht der abgesonderten 
Gradualpromotion aus dem Grunde, weil wir ein in- 
tegrirenaer Theil der Monarchie sind. 

Judeoc Curiae: Wie verwickelt die Frage derCa- 
pitulation sei, können wir auch schon daraus entneh- 
men, dass Se. Exe. der Oberstschatzmeister fast wäh- 
rend des Sprechens seine Ansioht verändern miisste. — 
Daher scheint mir die Meinung des Herrn Obergespans 
von Veröcze dem Zwecke am meisten zu entsprechen, 
(Beistimmung.) N * 

Palatin: So weit ich die Meinung dieser hochlöb- 
lichen Tafel entnehmen konnte, glaube ich sie dahin 
'gerichtet, dass der L: Ständetafel durch eine Deputa- 
tion vor allem unsre Freude über die erfolgte Vereini- 
gung auszudrücken, unsre gleiche Ansicht über die Ca- 
pitulation anzudeuten und hierin die Modifikation des 
Herrn Obergespans Von Veröcze anzuempfehlen sei; 
zugleich aber erklärt werden möge , dass unsre Absicht 
nie dahin gegangen, eine Completirung , sondern bloss 
ein Subsidium zu bewilligen; endlich sei es unser Wunsch, 
dass die L. Stände von dem abgesonderten Ava^icemeqt 
der ungarischen Offiziere, aus den bereits angeführten 
Gründen, abstehen mögen. Sollten sie jedoch von die- 
sem letztern Begehren nicht abgehen, so werde dieses 
die Unterbreitung der Repräsentation nicht hindern, es 
möge dann Se. Majestät hierüber entscheiden. 

Nachdem diese Botschaft der Ständetafel überbracht 
war, und die Deputation sich mit der Erklärung des 
Personals, dass die Stände selbe in Ueberlegung neh- 
men werden, zurückverfügt hatte, wurden dfe übrigen 
_ Bemerkungen der Magnatentafel angenommen, hinsicht- 
lich der Circulation aber nahm das Wort 

Nagy: Der Zumuthung, dass wir unser Verlangen 
wegen des abgesonderten Avancement aufgeben sollen, 
muss ich widersprechen. Die Behauptung* dass mehr 
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Ungarn Offizierstellen in der Armee bekleiden,' als 
unter unsern Truppen untergebracht werden könn- 
ten, ist noch nicht erwiesen; und wäre dieses auch der 
Fall,' so verlangt es dennoch das Gesetz, dass die un- 
garischen Regimenter durch Ungarn befehligt werden, 
die Billigkeit aber bringt es mit sich, dass der Ungar 
in den ungarischen , der Italiener in den italienischen 
und der Deutsche in den deutschen Regimentern seine 
Anstellung finde. Es fiel uns übrigens , bei der Anre- 
gung dieses unseres gesetzlichen Verlangens, auch nicht 
von ferne bei, darauf zu verzichten, dass in den übri- 
gen Abtheilungen der Armee die Ungarn nicht in der 
bestehenden Proportion sollten aufgenommen werden; 
im Gegentheil ist dieses unser ausdrückliches Verlangen» 
dem auch nicht ein haltbarer Grund entgegengesetzt 
werden kann« Warum sollte denn nicht ein Theil des 
Generalstabes aus Ungarn bestehen und ungarische Uni- 
form tragen können; und da. ohnehin ein ganzes Artil- 
lerieregiment in Ungarn ihre Werbung hat, kann ich 
nicht begreifen, warum der Kanonier nicht auch in Dol- 
m&ny seine Kanone mit Erfolg sollte abfeuern können ? 
Die Hauptsache bleibt immer, dass der Dienst darunter 
leidet, wenn der gemeine Mann seinen Offizier nicht 
versteht und auch übrigens kein Zutrauen zu ihm ha- 
ben kann. 

Personal: Diesem letzteren wäre vielleicht da- 
durch abzuhelfen , dass wir verlangten , in ungarischen 
Regimentern sollen nur solche Offiziere angestellt wer- 
den, die Ungarisch sprechen. 

Nagy: Wenn es schon nicht anders möglich wäre, 
inüsste ich hierin freilich das kleinere Uebel wählen, 
nämlich einen deutschen Offizier, der Ungarisch spricht, 
statt eines, der es nicht kann. ^Gelächter.) 

Die Stände verbleiben bei ihrer vorigen Ansicht 
hierüber; worauf die ungarische Uebersetzung der Re- 

I>räsentation zuerst hier, dann in der Magnatentafel ver- 
esen und an beiden Orten angenommen wird. Endlich 
löst der Personal die Sitzung mit der Weisung an die 
Stände auf, dass sie den 4. Funkt der königlichen Pro- 
positionen in Berathung ziehen sollen. 

« 

Circularsitzung vom 15. November. 

Präsidium: Somsich, Lonyay von Beregh. 

Präsidium erklärt, dass die Verhandlung des 4. Punk- 
tes der k. Präpositionen an der Tagesordnung sei. 
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Der Punkt "wird verlesen. 

Präsidium: Der gegenwartige Gegenstand zer- 
fallt, seinem Inhalte nach, in drei Theile: 1) dass wäh- 
rend des nächsten Reichstages alle Prozesse bei den Co- 
mitaten, den Districtual-, .der königlichen und der Sep- 
tetnviraltafeln im Laufe bleiben sollen. 2) .Deber die un- 
bezweifelte Erbschaft, Successio plana. 3) Ueber jene 
Landesbeschwerden, welche vom verflossenen Reichstag 
unerledigt geblieben, ferner die Präferentialien , und 
endlich die Beschwerden des gegenwärtigen Reichstages. 
Ich bitte die verehrte Versammlung, hierüber ihre 
Meinung kund zu geben. 

Pdzmdndy ist der Meinung, dass nebst den Pro« 
zessen bei den Comitaten und Districtualtafelri bloss die 
Criminalprocesse in der Appellation bei der königlichen 
Curia*) im Gange bleiben sollen, da schon im vorigen 
Reichstagi sich öfter der Fall ergab , dass Verbrecher, 
deren End artheil in einjähriger Gefängnissstrafe bestand, 
zwei und mehre Jahre im Gefangniss sitzen mussten, 
weil ihr Proiess während des Reichstages nicht konnte 
vorgenommen werden. Die Successio plana verdiente 
wohl eine besondere Berücksichtigung; da jedoch die 
ganze Gerichtsordnung in den Deputationaloperaten ent* 
Balten ist, wobei sich noch andere, eben so wichtige 
Gegenstände dieser Art befinden, endlich der Redner 
nichts im Auszuge per excerpta möchte verhandelt se- 
hen, weil dieses bei jeder Sache gefahrlich sei, erklärt 
er sich dagegen. — Die Präferentialien sollen in einer 
Repräsentation aufs kräftigste betrieben werden, weil 
seit 1791 immer solche zurückgeblieben sind, quae supe- 
rari non poterant, da doch die Gesetze deutlich ver- 
ordnen, dass in jedem Reichstage alle Beschwerden sol- 
len erledigt werden. 

Niczky von Eisenburg: Ich kann mir den Inhalt 
des vierten Punktes nicht anders auslegen, als dass wir 
uns nur schnell in die Bewilligung der Rekruten einlas- 
sen sollen, Se. Majestät dann unsern Beschwerden, den 
vorigen sowohl als den gegenwärtigen, abhelfen wolle; 
er liest: Majestatem Sacralissimam circa Gravamina et 
Postulata sub proxime praeteritis Comitiis Eidem de- 
misse substrata ß quae tunc super ari non poteranty be- 
nignas suas Resolutionis propediem elargituram esse etc. 
Es wäre demnach höchst zweckdienlich, die Regierung 

*) Dia königliche und die Septenmraltafel zusammen neissen die 
k. Curie. 
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an diese Zusage zu erinnern. Die Appellata der Cri- 
minalprozesse wünschte ich auch ans dem Grunde wäh- 
rend des Reichstages vorgenommen, weil die längere 
Verpflegung der Gefangenen dem Kontribuenten sehr 
zur Last fallt. Wir mögen die Verbrecher immer zu 
den Gerichtskosten verurtheilen , gewöhnlich ist kein 
Vermögen da und die Last verbleibt der Comitatscasse* 
Der Lauf der Prozesse bei den Comitaten der Dis- 
trictualtafeln , wie auch die Appellation der Criminal- 

Erozesse an die k. Curie, für den Lauf des nächsten 
Leichstages wird, mit Ausnahme von drei Stimmen, die 
auch bloss darum widersprachen, weil sie laut Instru- 
ction sich überhaupt in den vierten Punkt nicht einlas- 
sen durften , ' einstimmig angenommen. 

Pattay bemerkt,* dass, da die Civilprozesse vor der 
k. Curia meist gegen die Reichen anhängig gemacht 
sind, diese eben darum während des Reichstages im 
Gang erhalten werden sollten. 

Gr. uAndrassy: Allem Anscheine nach dürfte der 
nächste Reichstag wohl sieben bis acht Jahre währen; 
ich verstehe hierunter nicht eine Dauer ohne Unterbre- 
chung. Allein eben, weil schwerlich ein Ablegat sich ent- 
schliessen möchte, mehre Jahre in einem fort vom Hause 
abwesend zu bleiben, werden mehre Absätze während 
des Reichstages gewiss erfolgen, welche ihn nothwendig 
in die Jahre verlängern müssen. Um so mehr sollen da- 
her die Prozesse während desselben im Gange verblei- 
ben, weil sonst, besonders bei den peinlichen, die 
grösstan Verwirrungen entstehen raüssten. Hinsichtlich 
der Successio plana erklärt sich der Redner gegen jede 
Verhandlung per excerpta. 

Domherr Korondy bittet, die Provision über die . 
Prozesse auch auf die vor den geistlichen Gerichten 
anhängigen auszudehnen. (Angenommen.) 

Szalopek: Der künftige Reichstag muss, seiner ' 
Natur nach, oft Monate lang Circularsitzungen herbei- 
führen, wo dann die königliche Tafel ganz unbeschäf- 
tigt bliebe; daher sollen, nebst den Criminalen, auch 
die Civilprozesse vorgenommen werden, und zwar um 
so mehr, als diese meistens von minderbemittelten Fa- 
milien gegen die mächtigen geführt werden. — Nichts 
per excerpta. 

Gegen die Verhandlung per excerpta stimmt die 
Majorität. 

Dedk: Jene Individuen, welche ex officio beim 
Reichstag zugegen sein müssen, sollen während desseK 
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ben durch keine Prozesse angefochten werden können. 
Auch soll der Hofkanzlei nicht gestattet sein, während 
dieses Reichstages Tränsniissionalbefehle zu ertheilen, 
weil dadurch die gegenwärtige Provision durch die £in- 
flussreicheren leicht könnte umgangen werden. Endlich 
wünschte der Redner, statt der Successio plana die 
Correlationen unter den Privaten in Geld Verhältnissen, 
aus Zahlungen sealarischer oder antescalarischer Natur, 
noch im gegenwärtigen Reichstage bestimmt zu sehen. 
Die Gravamina können um so eher solicitirt werden, 
da der Monarch selbst in diesem Punkte seiner Propo- 
sitionen das Land dazu aufgefordert hat. 

uisztalos (findet es nicht rathsam, dass alle Pro- 
zesse gegen Reichstagsglieder vor* der k. Curia einge- 
stellt werden; dieses sollte nur auf jene Fälle beschränkt 
werden, wo wichtige Documente, deren Heraussuchung 
aus Privat-, Regnicolar- oder Capitelarcjriven die per- 
sönliche Gegenwart des Belangten erfordern, in dem 
Prozess müssen vorgebracht werden. Füzessery sieht 
hierin einen Grund mehr für die Abhaltung des näch- 
sten Reichstages zu Pest. * 

Szentkyralyi: Ich muss die L. Versammlung 
aufmerksam machen, dass bei den Civilprozessen die 
königliche Tafel in -pleno versammelt sein muss, und 
dass hierbei der Vorsitz des Personals nur in den drin- 
gendsten Fällen durch ein anderes Präsidium ersetzt 
werden dürfe ; wogegen in Criminalprozessen es hinrei- 
chend ist, wenn acht Richter und ein Vorsitzer urthei- 
len. Der ganze Senat der k. Tafel kann während des 
Reichstages selten zusammensitzen, theils weil der Per- 
sonal als Präsident der Ständetafel so sehr mit Geschäf- 
ten überhäuft ist, dass ihm fast keine Zeit zu ausser- 
reichstägigen Gegenständen übrig .bleibt , wie man denn 
auch gegenwärtig nur selten bei ihm vorkommen kann; 
theils, weil auch die Landrichter mit Verfassung der 
Diätalacten und einige Assessoren mit dem Reicbstags- 

i>rotokolle sehr beschäftigt sind. Wenn nun auch der 
? all wirklich einträte, dass wegen längerer Circular- 
sitzungen keine Regnicolarsession gehalten würde, könnte 
dennoch andererseits wegen eines eben unter dem Re- 
ferat begriffenen, längeren und wichtigeren Privatpro- 
zesses der Gang des Reichstages nicht gehemmt werden; 
eben so aber wäre es höchst nachtheilig, wenn der 
Landrichter im Referat eines wichtigen Prozesses unter- 
brochen werden müsste. — Auch er wünscht die Cor- 
relationen bestimmt« 
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Dobdczhy hält es für nothwendig, dasa nebst den 
peinlichen auch alle übrigen appellirten Prozesse vor- 
genommen -werden, weif sonst die Parteien aus der 
Beendigung derselben' in erster Instanz gar keinen 
Nutzen zögen. Er erklärt sich ferner gegen die Exem- 
tion der Reichstagsglieder, weil dieses zu manchen 
Uebervortheilungen Anlass geben könnte; in vielen Pro- 
zessen sind einzelne Belangte nur für einen Theil des 
•fraglichen Gegenstandes verantwortlich, und es wäre 
dann hinreichend, nur ein Reichstagsglied in die Reihe 
der Belangten zu bringen, um den ganzen Prozess aus- 
ser Gang zu setzen. Hinsichtlich der Successio plana 
wünschte zwar auch der Redner nicht per excerpta 
vorzugehen, meint jedoch, dass für den Fall, wo nach 
dem Tode des Vaters einer der Brüder, mit Ausschluss 
der übrigen, sich gewaltthätig in den Besitz der Erb- 
schaft setzt, das Comitat sollte ermächtigt werden, sol- 
chem Unfug zu steuern; wobei demjenigen, der sich 
beeinträchtigt hält, der weitere gerichtliche Weg offen 
stehet für die Vornahme der Correlationen. 

Csapo erachtet die Successio plana > wegen der 
hierbei oft vorkommenden schreienden Ungerechtigkei- 
ten, der genauesten Berücksichtigung werth. Jeder 
Fremde, der aus seinem Eigenthuroe gewaltsam ver- 
drängt wird, kann auf politischem Wege, mittelst Re- 
position, entschädigt werden; nur einem Bruder stehet 
dieses Recht gegen die Ungerechtigkeit des andern 
nicht zu. 

Ra^dlyi: Ich h,abe gemessene Instruction, mich 
in die Verhandlung des vierten Punktes gar nicht ein- 
zulassen, da er zum Theil einen langen Reichstag vor- 
ausbedingt, welchem unsere Gesetze zuwider sind, zum 
Theil aber über Gegenstände verfügen will, die in den 
Operaten abgehandelt sind und noch einer vollkom- 
menen Diätalberathung unterliegen. Dieses würde in 
die Rechte des nächsten Reichstages eingreifen, wenn 
wir befürchten müssen, dass der nächste Reichstag, wie 
dieses durch ein verehrtes Mitglied behauptet wurde, 
wohl acht Jahre dauern könnte, dann wäre nur ein 
kleiner Schritt noch bis zur österreichischen Commission, 
welche statt der Gesetze Verordnungen bringt, deren 
eine, oft nach wenigen Monaten, durch eine entgegen- 
gesetzte vernichtet wird. Der vorige zweijährige Reichs - 
lag hat einen Beweis aufgestellt, wie weit es die Re- 
ierung durch Verzögerungen bringen könne. — Er 
iigt noch seine Ansicht gegen die Successio plana > als 
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per excerpta, bei; wogegen Pr6nay verlangt, dass 
während des nächsten Reichstages alle Processe, ohne 
Ausnahme, im Gange bleiben sollen. 

Bernäth: Es ist gar leicht herausgesagt: nichts -per 
eoocerpta; wenn wir aber bedenken, dass die Operat«* 
nuh Schon 35 Jahre liegen,- und in Folge dieses Grund- 
satzes vieles Nützliche bloss darum nicht angenommen 
wurde, weil man nicht alles vornehmen konnte, sei 
inuss man wirklich bedauern, dass das Heilsame und . 
das Glück des Volkes nicht per excerpta befördert 
wird , sondern man lieber beim schlechten Alten ver - 
bleibt. Ich glaube, nebst der Successio plana sollte 
noch besonders die Proportion der gemeinschaftlichen 
Beneßcien und das Urbariale vorgenommen werden. 

* Borsiczky : Wir dürfen nicht vergessen, dass wir 
seit zwei Monaten keine Resolution erhalten. Nächste] s 
werden uns die Minister bedeuten, dass die gesetzliche 
Frist vorüber sei : „Warum habt ihr euch nicht bo- 
rathen: nun könnt ihr nach Hause gehen!* 4 Wir dür- 
fen daher nicht die Zeit damit verlieren , dass wir ui is 
in einen Gegenstand nicht einlassen wollen , den wir 
früher so sehr betrieben haben, und wo uns der Monarc h 
endlich beigepflichtet ist. Der verehrte Deputirte \o n 
Borsod will nichts per excerpta vornehmen, und fürch- 
tet dennoch einen langen Reichstag. — Hierin sehe ich 
einen Widerspruch : denn in einem kurzen Reichstag 
können doch die Operate nicht berathen werden. Woh 1 
gibt es Gegenstände, die keine isolirte Verhandlung ver - 
tragen, weil sie mit andern Fragen zu eng verbunden 
sind; aber die Successio plana gehört nicht darunter. 
• Noch weit dringender aber sind die Correlationen, dem i 
es ist doch endlich Zeit, dass wir die Richter ans jeneir 
fürchterlichen Lage befreien, gegen die Gesetze und ihr 
Gewissen urtheilen zu müssen. (Allgemein angenommen.]) 
Nebst diesem ist die Verbesserung der Steuerpflichtig- 
keit, Rectificatio Portarum, ein dringendes Bedürfniss, 
und meiner Meinung nach sollten wir S. k. Hoheit den 
Reichspalatin bitten , dem Reichstage die jüngst vorge- 
nommene Landesconscription vorzulegen, oder vorlegen 
zu lassen. (Selbst vorlegen.} Ich bin überzeugt, dass in 
vielen Gomitaten die Contribution, in Folge genauerer 
Abwägung aller Verhältnisse , auf das Doppelte steigen, 
bei andern um die Hälfte vermindert werden müsse. 
Da aber derlei plötzliche Uebergänge gefährlich sind, 
wäre es gut, hier stufenweise zu verfahren. Die Regu- 
lation ist aber selbst für die Regierung höchst noth- 
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wendig, da sie auf die pünktliche Abtragung der Con- 
tribution mit Gewissheit rechnen können muss; denn 
mit Restanzen kann sie den Soldaten weder zahlen 
noch sie kleiden. 

Nagy: Ich könnte meine Reihe leicht einem an- 
dern Redner überlassen, da Trentschin so eben alles 
erschöpft hat, was ich über diesen Gegenstand sagen 
wollte. Es ist wohl sehr bequem 'zu sagen, man wolle 
sich in diese oder jene Frage gar nicht einlassen; aber 
wenn ich hierin auch alles übrige überginge, welches 
den Gang der Gerichtspflege während des nächsten 
Reichstages dringend fordert , so möge man bloss das 
Schicksal unserer Jünglinge betrachten, welche auf diese 
Weise wohl durch 10 Jahre ohne ßrod bleiben müss- 
ten. Im nächsten Reichstag , bei der Berathung der 
Operate , muss es natürlich erfolgen , dass wir einen 
Gegenstand auch in monatlangen Circularsitzungen ohne 
Unterbrechung verhandeln werden; denn wir können 
unmöglich die eine Hälfte einer in Berathung gezogenen 
Frage dem Reichstagschluss unterbreiten, weil wir dann 
in der zweiten Hälfte leicht auf Berücksichtigungen 
stossen könnten, welche dem bereits Entschiedenen zu- 
wider wären. Während dieser langen Zwischenräume 
wird die k. Tafel ganz unbeschäftigt sein und sich mit 
den Prozessen füglich befassen können. Ich höre so 
vieles von vorgreifen , eingreifen , beeinträchtigen: Nie- 
manden kommt es in den Sinn, die reichstägige Ver- 
handlung der Operate vorhinein reguliren zu wollen; 
bloss einstweilige nöthige Verordnungen sollen getroffen 
werden. Die Correlationen verlangen unsere ganze 
Aufmerksamkeit und können nicht vernachlässiget wer- 
den; sie enthalten nichts Neues mehr, da hierüber 
bereits alles im vorigen Reichstag unterbreitet worden 
ißt; nur dass wir dazumal mit der darauf erhaltenen 
Resolution nicht zufrieden waren. Auch damals nahmen 
wir diese Resolution darum nicht an, weil sie nur 
einen Theil unserer Forderungen gewährte ; und den- 
noch, wie vielem Unheile wäre vorgebeugt worden, 
wenn wir den Theil jener Resolution angenommen 
hätten, dass der Gläubiger , wenn er ein altes Capital 
aufkündigt, selbes in Papier annehmen müsste, dagegen 
aber der Schuldner, wenn er ein solches Capital zu- 
rückstellen will, den Gläubiger zu dessen Aufnahme 
nur in Silbergeld zwingen könne. Was endlich die 
Portenreclification betrifft, müssen wir S. k. Hoheit den 
Palatin bitten, dass er sich diesem beschwerlichen 
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Werke ßelbst gütigst unterziehe, denn wir übrigen sind 
hierin sämmtlich Parteien. 

MajtKenyi von Honth: Diejenigen, welche nicht 
per excerpta arbeiten wollen, gleichen dem Hauseigen-' 
thümer, welcher, da er sich vorgenommen, im künf- 
tigen Frühling sein Haus ganz neu einzudecken, nun 
auch nicht einmal einzelne Löcher verstopfen will, son- 
dern sich den ganzen Winter hindurch anregnen lässt. 

Es sprachen noch viele Deputirte für und wider 
diese Frage; endlich erklärte das Präsidium die Majo- 
rität für Folgendes: während des künftigen Reichstages 
sollen bei den Comi taten und den Districtualt afein alle 
Prozesse ohne Ausnahme, bei der königlichen und Sep- 
tem viral tafel aber die appellirten Criminal- und Civil- 
vilprozesse im Gange bleiben. Wegen der Successio 
plana und der Correlationen soll repräsentirt , über die 
erstere ein Gesetz gebracht werden; ferner soll Se. k. 
H. der Palatin durch das Präsidium im Namen der Stände 
gebeten werden, die in den jüngstverflossenen Jahren 
erfolgte Conscription des Reiches vorlegen zu wollen; 
endlich sei Sr. k. H. der allgemeine Wunsch und die 
Bitte der Stände vorzutragen, .dass Höchstdieselben sich 
der einstweiligen Rectification der Palatinalporten zu 
unterziehen die Gnade haben mögen.' Zu Verfassung 
des diesfalligen Nunciums, den Projecten zur Repräsen- 
tation und der Gesetzartikel wird eine Deputation er- 
nannt und somit die Sitzung geschlossen« 

Abends um 5 Uhr versammelten sich die Reichs- 
stände in eine gemischte Reichstagssitzung, wo die Re- 
präsentation auf den dritten Punkt der k. Propositionen 
nebst den- Beilagen verlesen und versiegelt wurde. 

Hierauf legte der Palatin dem Reichstag die Ar- 
beiten der in Folge des 7. Art. des vorigen Reichstages 
zur Conscription des Landes, behufs einer gleichförmi- 
gem Vertheilung der Steuern beauftragten. Reichsdepu- 
tation, vor, und fügte folgende Erklärung bei: Die 
besagte Regnicolardeputation trat am 20. März 1828 zu- 
sammen. Nachdem man sich über die Auslagen der 
Conscription sowohl, als über die zweckmässigste Mo- 
dalität derselben mit den Jurisdictionen in das nöthige 
Einverständniss gesetzt hatte, löste sich die Deputation 
auf, worauf nach einigen vorläufigen Versucheu die Con- 
scription des Reiches ohne Unterlass und mit solcher 
Thätigkeit vorgenommen wurde , dass die zu ihrer Un- 
tersuchung bestimmte Commission, unter Vorsitz desu 

1» 
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Obergespans jilmasy, schon am 10. Februar 1829 sich 
versammeln und ihre Arbeiten in wiederholten Zusam- 
mentretungen bis Juli dieses Jahres dergestalt beendigen 
konnte , dass selbst auf die durch sie aufgestellten Se- 
mangelungen die nöthigen Aufklärungen und Verbesse« 
rangen gross tentheils erfolgen konnten. Zwar sei hierin 
noch Einiges unerledigt, das ganze Werk jedoch schon 
zu einer Vollkommenheit gediehen, dass hierauf, bis 
zur Diätalberathung des ganzen Gegenstandes, eine in- 
terimelle Rectification der Palatinalporten mit dem besten 
Erfolg könne vorgenommen werden. Der Erzherzog 
fügte noch sein Lob der thätigsten Verwendung sämmt- 
licner, hierzu bestimmter Mitglieder, und besonders des 
Vorsitzers, Obergespans ji Im d sy, bei, wodurch dieser 
so wichtige Gegenstand bis zu seiner gegenwärtigen 
Vollkommenheit gelangt sei. 

Endlich ertheilt der Palatin noch Bericht über die 
Landescassen, den Fond der Ludovicea Militäracademie, 
des Nationalmuseums und der Concurrentionalcasse. 
Sämmtliche Berichte wurden verlesen, der Druck der- 
selben bestimmt, und sonach die Sitzung aufgehoben. 

Circularsitzung vom 18. November. 

Präsidium: Somsichy Lonyay von Beregh. 

Pdzmdndy erklärt sich gegen die Vornahme der 
appellirten Civilprozesse , obgleich es schon conclusum 
circulare ist; als Grund hierzu fuhrt er an, dass die 
Äblegaten, welche eben Prozesse unter dem Urtheil 
haben, leicht durch menschliche Schwachheit zu Rück- 
sichten könnten geführt werden, daher als Gesetzgeber 
nicht ganz unabhängig wären. Der künftige Reichstag 
soll, seiner Meinung nach, in Absätzen von einem hal- 
ben Jahre zum andern abgehalten, in der Zwischenzeit 
aber die Prozesse, ohne Ferien, vorgenommen wer- 
den. — Komdromy ist derselben Meinung. 

Nebst diesem wurde auch die Successio plana , als 
ein Gegenstand per excerpta, durch die Majorität be- 
seitigt. 

nagy; Ich wiederhole es, dass im künftigen Reichs- 
tag die königl. Tafel oft durch Monate unbeschäftigt 
sein wird, und es Schade wäre, diese Zeit unbenutzt 
verstreichen zu lassen. Es hängt übrigens nicht von 
un$ ab, den Reichstag aufzuheben, sondern vom Monar- 
ohen. Was die vorgebliche Abhängigkeit der Äblegaten 
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von der k. Tafel betrifft, muss ich bekennen, dass, 
wenn es schon an sich eine Ungerechtigkeit wäre, wenn 
der Personal gegen einzelne Deputirte, wegen Verschie- 
denheit der Meinung, Groll hegte, diese Ungerechtig- 
keit sich verzehnfachen müsste, wenn er noch, ein un- 
f erechtes Unheil hinzufügte und auf diese Art seinen 
ieidenschaften auf Kosten der Gesetze und seines Ge- 
wissens nachhinge« Dieses kann von. einem so' aner- 
kannt gerechten Manne und einer verehrungswürdigen 
Reichsbehörde nicht vorausgesetzt werden. Der Depu- 
tirte aber, welcher sich durch ähnliche Rücksichten 
verleiten Hesse, würde Solche Schritte sich auch dann 
zu Schulden kommen lassen, wenn er wüsste, dass sein 
Prozess in einem der projectirten Absätze zwischen 
dem Reichstag abgeurtheilt werden soll. 

Komaromy: Gegen einen mehrjährigen Reichstag 
streitet anch der Umstand, dass, wenn Vicegespane de- 
putirt werden, die öffentliche Administration im Comi- 
tat darunter leidet; denn der einstweilen surrogirte Vice- 
gespan wird, besonders bei verwickelten Processen und 
ähnlichen politischen Fällen, sich nicht leicht zurecht- 
finden können. 

Diese Aeusserung bestimmt Eördögh zur Bemer- 
kung, dass aus eben diesem und noch mehreren Grün- 
den Niemand das Amt eines Richters und Gesetzgebers 
zugleich bekleiden solle. Wogegen Komdromy erklärt, 
dass man dem allgemeinen vertrauen keine Schranken 
setzen könne. 

Földvary; Es scheint eben nicht, dass die Abwe- 
senheit der Vicegespane so grosse Unordnungen in den 
Comitaten anrichte, denn nachdem beim vorigen Reichs- 
tag 25 Vicegespane als Ablegaten erschienen waren , hat 
ihre^inehr als zweijährige Anwesenheit beim Reichstag 
so wenig Unheil zu Hause gestiftet, dass wir gegenwär- 
tig unter den Deputirten 45 Vicegespane zählen. 

Lonyay von Borsod: Dieses ist dem Umstände zu- 
zuschreiben, dass der jetzige Reichstag von kurzer 
Dauer ist und die Vicegespane gern die Krönung mit 
ansehen wollten. (Gelächter.) 

Borsiczky: Wenn dieses der Wunsch der Vice- 
gespane gewesen wäre, würden sie hierzu nicht an die 
iJiurnen angestanden sein. 

Nach mancherlei Abänderungen im Style wurde 
die fernere Verhandlung auf die nächste Circularsitzung 
verschoben. 

IS« 
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Am nämlichen Tage 5 Uhr Abends wurden die 
Reichsstände in eine gemischte Reichstagssitzung beru- 
fen« Die Erwartung war auf das^ Höchste gespannt. — 
Es verlas nun der Landrichter die königliche Resolu- 
tion auf mehre Präferentialiea. (71) — Die Reichsstände 
verfügen sich nach Hause, 

• i 

Circularsitzung vom 19. November. 

Präsidium: Somsich, L6nyay von Beregh. 

Der, gestrige Gegenstand wird fortgesetzt. 

Ragdlyi verlangt, dass, indem- die königl. Tafel 
während des nächsten Reichstages Urtheile fallen soll, 
dadurch die Abhaltung desselben zu Pest so unumgäng- 
lich nothwendig werde, dass sie als eine Conditio sine 
Sia non soll aufgestellt werden. Er unterstützt seine 
ehauptung durch viele Gründe, als: Mangel an Raum 
zu Pressburg, Beschwerlichkeit und Gefahr bei Trans- 
portirung der Archive, auch Feuersgefahr wegen Man- 
gel an dazu gehörigen Gefoäuden, beschwerliche Ver- 
bindung mit den Committenten u. s. w. Hierauf erwie- 
dem Mehre, dass, so wichtig auch diese Gründe sind, 
. es doch gefahrlich wäre, das Verlangen als conditio sine 
qua non beizufügen, weil bei dem unbestreitbaren Rechte 
des Königs, den Ort des Reichstages zu bestimmen, die 
Stände hie durch vorhinein erklärten, dass, wenn der 
König ihr Verlangen nicht erfüllt, auch der Lauf der 
Gerichte während des Reichstages unausführbar sei* 
Man soll sich eher bemühen, hierin eine gute Resolu- 
tion zn erlangen. 

Ragdlyi: Resolutionen haben wir gestern schon 
viele erhalten, ich zweifle jedoch, dass sie einen Lob- 
redner finden werden. Wenn die künftigen, wie*ich 
nicht ohne Grand befürchte, ihnen gleichen, haben wir 
fürwahr keinen Grund, sie sehr zu betreiben. Die Hof- 
kanzlei hat unter den Hunderten von Beschwerden des 
vorigen Reichstages einige herausgesucht, auf welche 
sie leichter antworten konnte, oder woran Niemanden 
viel gelegen ist, oder — nun sie mögen oben am besten 
wissen, warum sie eben diese wählten. Und auch auf diese 
war der Bescheid grösstentheils abschlägig. So lange 
man Rekruten brauchte, regnete es schöne Worte und 
Versprechungen : nun sie bewilligt sind , ist alles , wie 
natürlich , vergessen. Wenn wir auf jene Beschwerden 
noch keinen Bescheid erhielten, die wir vor drei Jah- 
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ren hinauf sandten, wie können wir erwarten, von den 
jetzigen andere, als solche, erledigt zu sehen, die der 
Regierung nichts kosten. Ist es die Meinung der L. 
Stände, dass man hierüber schweigen könne, so habe 
ich wohl nichts weiter zu bemerken; theilt aber hierin 
die Majorität meine Ansicht, so ist keine Zeit zu ver- 
lieren, die Heilung dieser Wunden auf die kräftigste 
Weise zu bewerkstelligen. 

Szentkirdlyi: Der Antrag des verehrten Depu- 
tirten von Borsod ist von der höchsten ' Wichtigkeit, 
und \erdient eben desswegen besonders berathen zu 
werden, sobald fer an die Ordnung kommen wird. 

Präsidium: Da. die übrigen Gegenstände des 
Nunciums bereits bestimmt sind, so bitte ich, die Cor- 
relationen unter den Privaten in Berathung zu ziehen. 

Nagy; Die Successio plana ist durch die Majorität 
beseitigt worden, folglich kann ich hierüber meine Mei- 
nung nicht mehr eröffnen, obwohl ich zweifle, dass in 
unsern Zeiten, selbst in der grossen Tartarei, iit* Bru- 
der zum andern sagen dürfe: „Ich gebe dir dein väter- 
liches Erbe nicht heraus, weil ich der Stärkere bin," 
ohne dass der Verkürzte , oft durch mehre Jahre , auch 
nur seine Klage vorbringen könnte. — Hinsichtlich der 
Correlationen ist es bekannt, dass im vorigen Reichs- 
tage die Nation Einiges nicht angenommen habe, näm- 
lich 1) die Ausgleichung, eocaequatio, und 2) das Zah- 
lungsmittel, medium solutionis, welche beide wir in Sil- 
bergeld verlangten. Eben so sind die drei Perioden 
bekannt, nämlich die erste bis 1799; dje zweite von da 
bis 1811; die dritte bis zur Erscheinung des Conven- 
tionsgeldes. Ueber die erste Periode waren wir mit 
der Regierung darin einverstanden, dass 100 für 100 
gezahlt werden sollen. Allein bei der zweiten konnte 
keine Uebereinkunft erfolgen. Der Billigkeit gemäss 
verlangten wir, dass die bereits devalvirten Capkale in 
ihrem vollen Nennwerth in Silbergeld sollen getilgt wer- 
den; wogegen die Regierung bloss die Einlösungsscheine, 
oder 40 für 100, als medium solutionis, unter den Pri- 
vaten bestimmte. Obwohl nun dieses unser Verlangen 
so gerecht ist, dass, wie ich es erweisen kann, auch 
nicht ein Gulden sollte nachgelassen werden: so gingen 
wir dennoch, um doch endlich ein bestimmtes Gesetz 
zu erlangen, der Regierung so viel als möglich entge- 
gen; und kamen von Hundert auf 90, 80, 70, und end- 
lich auf 60 herab; weiter zu gehen war nicht möglich, 
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wie wir dieses in unserer letzten Repräsentation des 
vorigen Reichstages erklärten, f Forum wir nun gegen- * 
wärtig von dieser unserer gerechten Forderung abstehen 
sollen, kann ich nicht begreifen. Die ganze Ausarbei- 
tung ist fertig: wir haben Monate lang damit zugebracht; 
sollen wir uns jetzt, am Ende des Reichstages, in die- 
ses Meer von Verhandlungen wagen, um eine neue Ba- 
sis zu finden? hierin, wo sich die öffentliche Meinung 
so deutlich ausspricht gegen die sich mächtig kreuzen- 
den Interessen Einzelner f 

Pdzmdndy: Ich ehre die Meinung derjenigen, 
welche streng an dem Gesetze halten; allem dann ist es 
nothwendig, dass man sich vom Recht auch nicht im 
mindesten entferne. War dieses wohl der Fall im vo- 
rigen Reichstag? Das Wesentliche dieses Gegenstandes 
Concentrin sich darin, dass wir das Papiergeld nicht 
anerkennen, und nur Conventionsmünze als Zahlungs- 
mittel annehmen. Dass die Zahlungen der ersten Pe- 
riode im vollen Werthe geschehen sollen , ist bereits 
festgesetzt; aber ich sehe nicht, wie wir unter den ge- 
genwärtigen Umständen ein Gesetz für die zweite Pe- 
riode erwirken werden: und dahin geht doch der 
Wunsch der Nation. Wir haben schon im vorigen 
Reichstag die feste Grundlage aufgegeben und sind der 
Wiilkühr gefolgt, indem wir 80, 70, 60 bestimmten. 
Bei diesem sind wir verblieben, und nun höre ich von 
allen Seiten „nur vorlegen, wie es im vorigen Reichs- 
tag geschah! — es soll bleiben!*' Es klingt wohl gut: 
es soll bleiben! aber zu Hause? Was wird man uns 
da sagen, wenn wir in einer Angelegenheit, deren Un- 
bestimmtheit das ganze Land in Bekümmerniss setzt» 
ohne Gesetz zurückkommen? Verbleiben wir beim 
vorigen, so sind wir da, wo wir waren: denn auf die 
Grundlage von 60 erhalten wir gewiss keine günstige 
Resolution. Das Ende des Reichstages ist vor uns. Hät- 
ten wir 1827 jenen Theil der kömgl. Resolution ange- 
nommen, dass der Schuldner nicht in Papier aufkündi- 
fen könne, wie vielem Unheil, welchen Ungerechtig- 
eiten wären wir zuvorgekommen! Dahin, wo unser 
Wunsch gehet , werden wir nie gelangen , und erhalten 
wir jetzt kein Gesetz hierüber, so wird es nie erfolgen; 
denn der nächste lange Reichstag darf sich mit dieser 
Frage nicht befassen, und dann bleibt sie auf ewig be- 
graben. Was wäre also zu thun? Ich glaube, um doch 
eine feste Basis für unsere Richter zu erlangen, sollte 
man dem Willen der Regierung nachgeben und die 
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Ausgleichung der zweiten Periode mit 40 für Hundert 
annehmen. (Von mehreren Seiten: Nein! Nein!) 

Borsiczky: Meiner Ansicht nach sollte die Re- 
präsentation ganz in jener Form unterbreitet werden, 
wie dieses zu Ende des vorigen Reichstages geschah. 
In der gestrigen Reichstagssitzung haben wir deutlich 

fesehen, wie sehr die Regierung unsere Wünsche be- 
erdige. — Wenn wir jetzt von den 60 abstehen, wird 
die ausübende Gewalt dasjenige annehmen, was ihr vor- 
teilhaft ist, ohne jenes zu gewähren, was wir verlan- 
gen : dieses ist nun einmal so ihre Art. Zu Hause aber, 
wenn wir nur Lasten und keine Erleichterung bringen, 
wird man uns fragen: „warum seid Ihr zum Reichstag 
gegangen? warum habt Ihr des Landes Rechte verra- 
then? u Uebrigens wissen wir, welcheri Widerspruch 
dieses unser Verlangen auch beim vorigen Reichstag in 
der Magnatentafel gefunden hat, weil es dem Interesse 
der Grossen zuwider ist: wir können daher leicht vor-, 
aussehen, was hierin gegenwärtig erfolgen werde. 

Nagy: Diesem fuge ich noch bei: wenn es gerecht 
ist, dass die Gläubiger der ersten Periode ihre Capita- 
Jtfen im vollen Werthe in Conventionsgeld erhalten, so 
können jene der zweiten Periode, als bereits einmal 1 
devalvirt, nicht noch in Einlösungsscheinen, deren 
Cours 40 pro Ct. stehet, gezahlt werden, sondern sie 
haben ein weit grösseres Recht auf den vollen Werth 
in Conventionsmünze. Die Scala War nur eine Börse- 
notation, wie hoch sich die Bankozettel zum Conven- 
tionsgeld -verhielten; es bestimmte daher stets Conven- 
tionsgeld die Basis der Berechnung. Warum soll denn 
nun 40 statt 100" angenommen werden? Zu Anfang jener 
Periode hatten die Einlösungsscheine nur einen unmerk- 
lichen Cours; sie wurden durch die Regierung als Con- 
ventionsgeld garantirt; allein die Zusage nicht gehal- 
ten. -*- Ich behaupte ferner, dass die zweite Periode 
mehr Berücksichtigung .verdiene, als die erste, und dass 
es eine weit grössere Ungerechtigkeit sei, den Gläubi- 
gern dieser Periode etwas abzuziehen, als jenen der 
ersten. Dieses mag wohl paradox scheinen, allein ich 
bin bereit, meinen Satz zu erweisen. Wer in jener 
zweiten Periode Geld aufnahm, hat damit entweder alte 
Schulden gezahlt; oder Realitäten angekauft, oder end- 
lich das Geld verzehrt. Beim letztern werjie ich mich 
nicht aufhalten , denn wer mehr verzehrt , als er ein- 
nimmt, dem wird das Zurückzahlen immer hart, es 
möge nun Papier oder Gold darauf gegangen sein. Jene, 
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welche alte Schulden getilgt haben, erlangten schon ans 
unserer Provision von 60 einen reinen Gewinn von 
40 pro Cent, welche leider der Gläubiger als Opfer dar- 
bringen muss. — Diejenigen endlich, welche "Realitäten 
kauften, sind bei weitem am besten daran. Wem die- 
ses unglaublich scheint, der kann sich vom Gegentheil 
überweisen; hier nun einen Beleg meiner Behauptung. 
Ich Hess mir alle Kaufbriefe über Häuser, welche in 
Pressburg vom Jahre 1799 bis 18 tl veräussert wurden, 
amtlich herausgeben, und untersuchte dann mit Sach- 
verständigen den jetzigen Werth derselben; es waren 
92 an der Zahl. Bei sämmtlichen ergab es sich, dass 
ein Gebäude, welches um 100,000 F. Bankozettel ; den 
Cours zu 500 berechnet, gekauft wurde, nun nicht un- 
ter 30 bis 40,000 F. Conventionsmünze könne gekauft 
werden; ein ähnliches Verhältniss ergab sich bei jedem 
Stand des Courses in jener zweiten Periode. Was folgt 
nun practisch hieraus ? Ich will es durch ein Beispiel 
erleuchten. Gesetzt, Jemand hätte diesen Kaufschilling 
von 100,000 F. B. Z. ganz zu leihen genommen ; für 
diesen Fall ist nun eigentlich der Darleiher der Eigen- 
tbümer des Hauses, denn der andere gab bloss seinen 
Namen zum Kaufe. Wenn nun, bei der Rückzahlung 
dieses Kaufschillings , nicht nur keine 20,000 F. Conv. 
Geld, den Cours zu 500 berechnet, zurückgezahlt wer- 
den, sondern der Hauseigenthümer 20,000 F. Einlösungs- 
scheine oder 8000 F. Conv. Münze aufzählt , während 
sein, oder eigentlich seines Gläubigers Haus 30 bis 
40,000 F. Conv. Münze werth ist: kann letzterer nicht 
mit Recht behaupten, sein Schuldner habe den Ueber- 
schuss ihm rein gestohlen ? Ein ähnliches Resultat er- 

Eibt sich bei allen Realitäten, die in jener Periode ge- 
auft wurden; jene etwa ausgenommen, wo aus beson- 
dern Verhältnissen ein Aflectionspreis gezahlt wurde. Mag 
Jedermann im eigenen Comitat Berechnungen hierüber 
anstellen, er wird diesen Satz überall bestätigt finden. 

' Dagegen behauptet Ragdlyi, dass zu Miskolcz 
eben das Entgegengesetzte sich ergebe, da mehre Häu- 
ser, welche mit aufgenommenen Geldern gekauft wur- 
den, später nur in einem Theile dieser Summe in Exe- 
cution kamen. Nagy meint dagegen, der verehrte 
Ablegat irre sich in der Periode und spreche von jenen 
Häusern, die nach dem Jahre 1811 gekauft wurden, wo 
die so höchst überspannten Preise in den spätem Jah- 
ren von 1815 bis 1818 ungewöhnliche Rückfälle erlitten. 
Die Miskolczer Hättttr aber, welche in der zweiten 
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Periode verkauft wurden, ist der Redner bereit, so weit 
sein Vermögen reicht, an sich zu kaufen, und verspricht 
sich einen namhaften Gewinn. 

So ms ich: Dass die Scala eine blosse Börsenotation 
gewesen sein soll, kann ich nicht zugeben, weil sie mit 
dieser nicht übereinstimmte« Die Scala geht Hur bis 
500, wogegen auf der Börse bis 1200 votirt wurde. 
Was übrigens die Provision über die zweite Periode 
betrifft, bleibt hier am meisten zu beherzigen, dass 
endlich der Willkühr ein Ziel gesetzt und hierin ein 
bestimmtes Gesetz gebracht werden müsse* Da wir 
keine Hoffnung haben, selbes auf einer Basis von 60 
von der Regierung zu erlangen, so wäre es, meiner 
Meinung nach, am zweckmässigsten , die durch die Re- 
gierung gewünschten 40 festzusetzen. 

Domherr Sztankovits: Ich theile ganz diese An- 
sicht; muss dagegen dön verdienstvollen Ablegalen von 
Oedenburg an seinen eigenen höchst weisen Satz erin- 
nern, nämlich, dass wir, eben weil wir oft zu viel be- 
§ ehren, gewöhnlich am Ende gar nichts erlangen. Auf 
iese Art dürften wir auch gegenwärtig wegkommen, 
v und indem wir auf unserm Verlangen von 60 zu hart- 
näckig bestehen, auch ferner ohne Gesetz bleiben. Da 
ich in unzähligen ähnlichen Fällen selbst Richter bin, 
•weiss ich aus Erfahrung , wie traurig es sei , über das 
Vermögen seiner Mitbürger ohne ein bestimmtes Gesetz 
Urtheile fallen zu müssen. 

Nagy: Der mir so eben ins Gedächtniss gerufene 
Satz scheint qpf den vorliegenden Fall nicht anwendbar, 
da wir von dem ersten gerechten Verlangen der 100 
bereits auf 60 herabgegangen sind. Ich befürchte übrigens, 
dass der verdienstvolle Ablegat von Somogy hier einen 
gefährlichen Satz aufgestellt habe. Gewöhnen wir nur 
erst die Regierung daran, dasjs sie, um uns zu ermüden 
und willfahrig zu machen, nur standhaft bei ihrem Ver- 
langen verharren dürfe, so ist der künftige Gang unse- 
rer Reichstage nicht schwer vorauszusehen. Also weil 
uns seit längerer Zeit Gerechtigkeit versagt ist, wollen 
wir nun selbst Ungerechtes verfügen ? — Die ■" Scala 
betreffend kann ich autentisch nachweisen, dass der 
Unterschied z# den Börsenotationen nie mehr als einige 
Gulden betrug; die ganz letzte Periode ausgenommen, 
von Welcher Se. Majestät sagt, dass durch die Umtriebe 
Uebelwollender der Cours über 500 getrieben wurde. — 
Doch ist dieser Zeitpunkt sehr kurz. Ohne uns eines 
augenscheinlichen Widerspruches schuldig zu machen, 



können wir von . dem Verlangen des vorigen Reichs- 
tages nicht abgehen. Auch würden wir hierdurch ein 
senr geringes Vertrauen in die Worte des Monarchen 
beurkunden, welcher uns in seiner letzten Resolution 
vom August 1827 bestimmt versichert: „Er hege die 
volle Ueberzeugung, dass bis zum nächsten (dem gegen- 
wärtigen) Reichstag, die Tilgungscommission in ihren 
Unternehmungen so weit Vorgeschritten» sein werde^ 
dass die Verhandlung dieses Gegenstandes kein weiteres 
Hinderniss erfahren dürfte." Diese günstigen Verhält- 
nisse sind auch nach allem, was uns hierüber bekannt ist, 
wirklich eingetreten. Uebrigens steht der Staatscredit 
mit dem Papiergelde in gar keiner Verbindung; und 
der innere vVertn der Banknoten besteht bloss darin, 
dass man für selbe zu jeder Zeit Conventionsmünze 
erhalten kann. Noch weniger kann es dem Staatscredit 
verschlagen, ob die Privaten unter einander 40 oder 60 
bezahlen. 

Im Verlaufe dieser Sitzung wird noch die freie 
Correspondenz zwischen den Gerichtsbarkeiten in Anre- 
gung gebracht, allein von mehreren Seiten durch die 
Bemerkung erwiedert, dass dieser Gegenstand im vori- 
gen Reichstag unter die Landesbeschwerden verwiesen 
wurde , ferner , als zur Coordination der Comitate ge- 
hörend, in den Operaten der Regnicolardeputation ver- 
handelt sei. 

Füzessery : Dem verehrten Deputirten des Raaber 
Capitels können auf seinen Satz, dass wir, um endlich 
ein Gesetz zu erlangen, von unserem gerechten Verlan- 
gen abstehen sollen, die Worte der heil. Schrift ange- 
führt werden : non licet facere malum, ut eveniat bonum. 
(Gelächter.) Die Sitzung wird aufgehoben. 

Reichstagssitzung vom 20. November. 

Pensonal: Das Präsidium der Circularsitzung re- 
ferirt mir , dass der 4. Punkt der k. Propositionen 
bereits in der Circularsitzung berathen und hierüber 
das Nuncium sowohl, als das Projekt zur Repräsenta- 
tion und dem Gesetzartikel verfasst sei: die Berathung 
dieser Zuschriften begründen den Stoff unserer heutigen 
Verhandlungen. 

Das Nuncium und dass Projekt zur Repräsentation 
wenden verlesen. (12.) 

Ragdlyi: In Folge naeiner Instruction muss ich 
erklären, dass ich den hier aufgestellten Grundsätzen 



feierlichst widerspreche. Die Frage wegen Aufhebung 
der Gerichtsferien — Juristitien — ist mit den Opera - 
ten der Regnicolardeputation auf das engste, verbunden * 
und kann daher laut dem hierüber abgefassten Beschluss, 
nicht theilweis vorgenommen werden. Die Regierung 
selbst ist dem Wunsche der Nation nachgekommen, in-» 
dem sie diese Operate,, vor ihrer reichstägigen Ver- 
handlung mit den Jurisdictionen , zur vorläufigen Bera- 
thung, communicirte. Wenn daher die Vornahme eines 
so wichtigen Gegenstandes noch vor dessen vorläufiger 
Berathung erfolgte, — wäre dadurch dieser gesetzlichen 
Verfügung zuwider gehandelt., und dieses um so mehr, 
als die gegenwärtig aufgestellten Grundsätze den in 
den Operaten enthaltenen gänzlich widersprechen. — - 
Ein besonders zu beherzigender Grund hierzu bleibt aber 
immer der Umstand, dass die fragliche Provision einen 
langen Reichstag voraussetze^ welcher sowohl den hier- 
über bestehenden Gesetzen, als auch dem Wohl des 
Reiches ganz entgegen ist. 1 Nicht nur die ältesten, son- 
dern auch die neuern Gesetze haben die Dauer der 
Reichstage in gewisse Gränzen gewiesen, wozu die Na- 
tion durch mehre gute Gründe . bewogen wurde. Die 
Erfahrung hat einerseits gelehrt, dass in langen Reichs- 
tagen die Aufmerksamkeit und der Fleiss der Ablegaten 
gegen Ende derselben merklich abnehme, indem sie, 
ermüdet durch unausgesetzte Anstrengungen und nach 
so langer Abwesenheit vom Hause und ihren Angehö- 
rigen den Zeitpunkt mit Sehnsucht erwartend, welcher 
sie in den Schooss ihrer Familien zurückführe, mehr 
ein schnelles, als ein des Vaterlandes Glück bezwecken* 
des Ende des Reichstages herbeiführen« Damit nun 
diese Absicht ' der Regierung , liämlich die Thätigkeit 
und Aufmerksamkeit des gesetzgebenden Körpers durch 
unmässige Verlängerung der Reichstage zu ermüden, 
nicht erreicht werde, hat die kluge Vorsicht unserer 
Väter die Juristitien während derselben festgesetzt, da- 
mit die ausübende Gewalt, so sehr sie auch die Ver- 
längerung der Reichstage wünscht, dennoch hierin der 
allgemeinen Stimme nachzugeben, und wenn auch bloss 
aus dem Grunde des Stillstandes aller Gerichtspfle^e, 
den Reichstag bald zu entlassen gezwungen werde, 
dieses für unsre Institutionen so gefährliche Bestreben 
nach einem recht langen Reichstag, erblicke ich sehr 
deutlich in dem jetzigen ministeriellen Gutachten, und 
sehe mich eben dadurch bewogen, der Vornahme des 
4. Punktes dieser königl. Pcopositionen mich zu wider- 
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setzen« Da die Regierung schon das Recht hat, den 
Reichstag nach Gefallen zu entlassen y so darf ihr nur 
noch jenes eingeräumt werden, selbe, so lange es ihr be- 
liebt hinauszuziehen, um uns ganz unter ihre Willkühr 
zu bringen. Die Tendenz unserer Gesetze hierüber ist 
klar, Dass nämlich die Landesbeschwerden wenigstens 
alle drei Jahre vorgenommen werden, welches bei einem 
so langen Reichstag nicht erfolgen könnte. Ein vor- 
züglicher Grund für meinen Antrag liegt noch in der 
Natur unserer Prozesse , welche von jenen anderer 
Länder so ganz abweichet. Wir können über die älte- 
sten Gegenstände Prozessfe beginnen und die Verjährung 
gewährt bei uns wenig Sicherheit ; nur die "Länge un- 
serer Prozesse entschädiget einigermassen gegen die 
Ungewissheit des Besitzes. Gleichwie daher der angrei- 
fende Theil sich auf den vorhabenden Prozess durch 
Menschenalter, oft durch 50 und 100 Jahre vorbereiten 
kann; eben so muss auch der andern Partei Zeit zu 
ihrer Verteidigung und zum Aufsuchen der hierzu 
nöthigen, oft in den Archiven des ganzen Reiches zer- 
streuten Documente gestattet werden. (13) Wenn nun 
hierin schon die übrigen Einwohner dieses Königreichs 
berücksichtiget werden, um wie viel mehr muss dieses 
noch bei Jenen der Fall sein, welche in Folge ihres 
Amtes beim Reichstag beschäftiget sind, und deren Auf- 
merksamkeit nicht durch derlei Sorgen für ihr Privat- 
wohl, von den Staatsgeschäften abgezogen werden darf. 
Zwar könnten diese Personen ausgenommen werden; 
allein wie viele Prozesse blieben wohl noch dann im 
Laufe, da sämmtliche Magnaten beim Reichstag zugegen 
sein sollen und die Ablegaten nur unter den begüterten 
Edelleuten gewählt werden; und warum sollte eben 
Jener übler daran sein, welcher gegen einen solcheA 
Privilegirten einen Prozess hat? — Was die^ Gerichte 
selbst betrifft, ist est bekannt, welch wesentliche Ver- 
änderungen hierüber in den Operaten vorgeschlagen 
werden: wie werden nun jene Richter, die eben im 
Laufe des nächsten Reichstages aufgehoben werden, 
fuglich Urtheile fallen können? und welches Vertrauen 
können die Parteien in einen Richter setzen ; dessen 
Aufhebung bereits reichstägig beschlossen wurde ? — End- 
lich die königi. Tafel, welche Theil an dem Reichstag 
nimmt, wie kann sie Richter und Gesetzseber zugleich 
sein: wie kann sie über die Deputirten Urtheile lallen, 
da ihr Präsident auch Vorsitzer der Deputirtentafel ist? 
Und das Septemvirat: wo Jtfimmt es zusammen, da es 
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eines Theils nicht zürn Reichstag gehört, andererseits 
ihre Referenten Glieder der königlichen Tafel sind? 
Nebst diesem ist es ausgemacht , dass die königl. Curia 
einen nicht unbedeutenden Theil an unserer Gesetz- 

febung nehme, indem ihre Urt heile als Gesetze dienen; 
iesse es daher nicht diese beiden Arten der Gesetz- 
gebung vermengen, wenn man zu gleicher Zeit beide 
in Lauf setzte? Wer mit seinem Urtheil nicht zufrie- 
den wäre, dürfte sich unmittelbar an den Reichstag 
wenden, woraus unzählige Collisionen entstehen müss- 
ten und wodurch die Unabhängigkeit des gesetzgeben- 
den Körpers sowohl, als jene der Gerichte gefährdet 
wäre. Äicht ohne Grund ' haben unsre Vorältern den 
Stillstand des Gerichtsganges während der Reichstage 
und der Insurrectionen festgesetzt; nicht ohne Grund 
sind die höchsten Gerichtsstellen nach Pest versetzt 
worden, damit sie nahe bei den Archiven 'sein sollen. 
Bloss die Abhaltung des nächsten Reichstages zu Fest 
würde eines Theiles den Lauf der Gerichte noch mög~ 
lich machen ; doch wenn wir bedenken, wie wenig die 
Regierung geneigt ist , selbst unsere gerechtesten Wün- 
sche zu erfüllen, können wir auch hierzu wenig Hoff- 
nung fassen. - — Mit einem Worte, ich erblicke in dem 
Vorschlag dieses Nunciums nur die schlechtesten Folgen 
für den Monarchen, das Vaterland und die einzelnen 
Staatsbürger. 

Kom&romy wiederholt seine im Cirkel geäusserten 
Ansichten über die Abhängigkeit der Deputirten aus. 
menschlicher Schwachheit, über die Unzulängigkeit der 
surrogirten Vicegespäne, und wünscht die Abhaltung 
des nächsten Reichstages in Absätzen, während wel- 
cher, besonders im Winter, die Gerichte ohne Juristi- 
tien Urtheile fällen sollen. Sollte jedoch dieser Vor- 
schlag nicht durchgehen, so möge die Provision nur auf 
die Criminalprozesse eingeschränkt, und die Ausnahme 
der Reichstagsglieder festgesetzt werden. Ocskay fin- 
det in der Präscription ; Eördögh in der nothwendig 
zu erfolgenden Surrogation der Richter Hindernisse; 
Fase h 6 und Almdsy stimmen bei. — Alle wünschen 
den nächsten Reichstag zu Pest. (74) 

Für die in den königl. Propositionen enthaltene 
Provision, dass nämlich nur bei den niederem Gerich- 
ten sämmtliche Prozesse im Lauf bleiben, bei der kö- 
niglichen Tafel aber bloss die Criminalprozesse abge- 
urtheilt werden sollen, erklären sich folgende Redner: 



Majthenyi von Bars. Zwar verfugen die Cri- 
mintdprozesse gewöhnlich über Freiheit, Ruf und Le- 
ben, aber ihrer Natur nach sind sie nicht so verwickelt, 
wie unsre Civilprozesse; verlangen auch nicht einen 
vollständigen Senat und können in zwei Abtheilungen 
abgeurtheilt werden« — Der Redner erklärt sich noch 

Segen den Reichstag in Absätzen: wer stehet dafür, 
ass er in der festgesetzten Zeit wieder fortgesetzt 
wird? ausserdem sind die namhaften Reisekosten zn 
beherzigen* ^ ; . 

Czindjery erklärt sich gegen die langen Reichs- 
tage und fuhrt hierbei mehre Gesetze an, namentlich 
eines, wo unter Matthias Corvinus der Termin der 
Reichstage auf 14 Tage festgesetzt wird. 

Deak verlangt in Folge seiner Instruction > dass 
während des Reichstages keine Transmissionalbefehle 
durch' die Hofkanzelei sollen ausgefolgt, ferner die 
Reichstagsglieder von jedem Prozess ausgenommen 
werden. 

Pdzmdndy stimmt im Ganzen für das obige Prin- 
zip und gegen die für den entgegengesetzten Fall noth- 
wendig bei Civilprozessen zu surrogirenden Richter. 

Osegovich wünscht die Provision auch auf die 
Banaltafel ausgedehnt. — 

Kubinyi hätte zwar gewünscht, dass die Prozesse 
der Armen und überhaupt die extraserialen vor der 
königlichen Tafel verhandelt würden , welches jedoch 
gegen seine Instruction ist; folglich für das Prinzip 
des 4. Punktes. Nebst diesen stimmen noch dafür 
R^päSj Dubraviczky, Okolitsdnyi , jLsztalos, 
Csapö, Gr. Kdrölyi , Baron Terinyi, Sziny ey , 
'Somboryi Nydky , Bene und Torkos. 

Endlich für die im Nuncio vorgeschlagene Art er- 
klären sich: 

Gr. la Motte. Zwar ist der Redner wegen der 
langen Reichstage einer gleichen Ansicht mit Borsod 
und wünscht, dass der nächste Reichstag um so mehr 
mit Unterbrechung gehalten werden soll, da nicht leicht 
ein Deputirter 4p viele Jahre vom Hause wegbleiben 
-würde, das Zurückrufen desselben aber immer nicht 
sehr ehrenvoll sei. Dessenungeachtet sieht er alle diese 
Difficultäten durch das Projekt des Nunciums gehoben 
und stimmt daher für selbes. 

FüzessJry will das Prinzip des Nunciums nicht 
bloss auf den nächsten , sondern auf alle künftigen 
Reichstage ausgedehnt, wissen. 
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Niczfcy^ von' Eisenburg und Hertelendy glauben 
aus den königlichen Propositionen selbst zu entnehmen, 
dass die appellirten Prozesse vor die königliche Tafel 
kommen sollen. 

Diesem widerspricht zwar der Personal, fugt 
aber hinzu: Was die Frage selbst betrifft, gestattet mir 
weder meine persönliche Stellilhg, noch jene der kö- 
niglichen Tafel, deren Präsidium zu führen ich die 
Ehre habe, hierüber entscheidend zu sprechen. Es ist 
unläugbar, dass die für das Gegentheil vorgebrachten 
Gründe, obgleich nicht sämmtlich annehmbar, aller Be- 
achtung werth sind, denn die Stellung der königlichen 
Tafel ist von jener der übrigen Gerichte sehr verschie- 
den; diese haben an Ort und Stelle zu verbleiben, 
während die k. Tafel dem Reichstag folgen muss ; sie 
kann ihre Archive nicht mit sich fuhren; ihr Vorsitzer 
ist zugleich Präsident der Ständetafel; ihre Landrichter 
sind die Notare des Reichstages; mehre Mitglieder 
derselben beschäftigen sich mit dem Protokol. Es ist 
daher nicht zu erwarten, dass die k. Tafel während 
des Reichstages in voller Zahl zusammensitzen könne. 
Im übrigen hängt die Verfügung hierüber von den L. 
Reichsständen ab: die königliche Tafel scheuet nicht 
die Arbeit. Wenn eine Provision getroffen werden 
kann, dass nebst den Criminal-, Magistratual-, Fiscal- und 
Matrimonialprozessen noch andere während des Reichs- 
tages in Verhandlung kommen sollen, wird die königl. 
Tafel ihre Pflicht freudig erfüllen, indem ihr Bestreben 
ohnehin nur dahin gehet, im Bereiche ihrer Amts- 
pflicht den Erwartungen des Reiches zu entsprechen. 
(Beifall.) 

Nagy: Wenn ich auch alle die erwähnten Be^ 
furcht ungen hegte, welche ich hier vernehme, so müss- 
ten sie sich legen, wenn ich den letzten Punkt des Ge- 
setzartikels lese, welcher alle diese Verfügungen nur 
für provisorisch erklärt und dem nächsten Reichstag es 
überlässt, jenes, was seinem Zwecke nicht entsprechen 
sollte, abzuändern. Bei dem nächsten Reichstag, der 
seiner Natur nach von langer Dauer sein muss, kann 
man nicht die alten Gesetze über die Länge der Reichs- 
tage in Anregung bringen. — Ob er in einem fort, 
oder mit Absätzen abgehalten wird, ändert nichts an 
der Sache. Nur erfordern ausserordentliche Zwecke 
ausserordentliche Mittel; dasjenige aber, welches hier- 
über in der Note enthalten ist, entspricht gänzlich der 
Absicht. — Von den untern Gerichten kann die Rede 
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nicht ferner sein; bei der königlichen' Tafel aber setzt 
der Vorschlag voraus, dass sie nur dann Civilprozesse 
vornehmen soll, wenn es die £eit erlaubt: denn die 
Criminalen und übrigen privilegirten Prozesse haben 
ohnehin den Vorzug. Dadurch aber, dass die Zahl der 
letzteren vermindert wird, bleibt mehr Zeit für die 
erstem. • 

Es erklären sich noch für das Nuncium: Kotsi- 
ilorvdthj Földvdry und Prönay. — Der Ablegat 
der Pester Stadt dankt im Namen seiner Committenten 
für die Absicht, den nächsten Reichstag zu Pest zu 
verlangen, und verheisset alle mögliche Bequemlichkeit. 

Borsiczky: Bei dem nächsten Reichstag, welcher 
unsere ganze Administration zu umfassen hat, kann 
man mit dem Gesetzen über die Dauer der* Reichstage 
nicht auslangen: jene veralteten Artikel aber, aus der 
Periode, wo noch der ganze Adel sich auf dem Rako- 
ser Felde unter freiem Himmel versammelte, hier in 
Anwendung bringen zu wollen, ist eben so passend, als 
' das Gesetz des heil. Ladislaus citiren , welches für 
jeden Diebstahl den Verlust eines Fingers verordnet. 
(Gelächter.) Doch eben weil jener Reichstag von lan- 
ger Dauer sein wird, müssen Vorkehrungen getroffen 
werden, dass die Rechtspflege während einer so langen 
Zeit nicht aufhöre. Die Difficultät wegen Heraussuchen 
der Documente mag wohl bei den eigentlichen Tabular- 
prozessen Grund haben, nicht aber bei den appellirten, 
welche die Anwendung neuer Documente gar nicht 
gestatten; doch selbst in den andern Prozessen werden 
nie Originale, sondern nur Copien vorgebracht. — Die 
Ablegaten können übrigens beim Reichstag eben so gut, 
wohl noch besser, ihren Prozessen nachsehen, als aus- 
ser demselben. An der Zeit zur Aufnahme, der Pro- 
zesse wird es nicht fehlen, auch besteht die königliche 
Tafel aus so "vielen Mitgliedern, dass keine Surrogirung 
nothwendig sein wird. Endlich ist in unserm Vater- 
lande das Politische mit dem Juridischen so eng verbun- 
den, dass ich keine Ursache sehe, warum man nicht 
Deputirter und Richter zugleich sein könnte; eben. so 
wenig leuchtet es mir ein, dass in den Comitaten der 
surrogirte Richter nicht eben so seine Pflicht erfüllen 
sollte, als der ordentliche es zu thun verpflichtet ist. 

Endlich stimmt noch Takdts für das Nuncium, 
weil auf den entgegengesetzten Fall gränzenlose Ver- 
wirrungen bei den Äppellaten, der gerichtlichen Sperre 
und den Hofkanzleibefehlen entstehen müssten. 
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Der Personal erklärt die Majorität für das Nuncium, 
worauf e"s nochmals nach Paragraphen verlesen, und mit 
einigen Veränderungen belassen wird. — Bei jenem 
wegen der Präferentialien wurden einige Motionen ge- 
macht, doch nicht allgemein angenommen. 

Majthenyi von Honlh verlangt, dass das im 
Vorigen Reichstag verfasste Project zum Gesetze, wegen 
freier Corresponaenz unter den Gerichtsbarkeiten neuer- 
dings zur Sanction unterbreitet werde. Es ist bekannt, 
sagt er, dass der vorige Reichstag diesen, den Gemein- 
geist bezweckenden , Gegenstand jenen Mitteln beige- 
zählt habe, welche zur Befestigung der Constitution am 
meisten mitwirken, dem zufolge dieses Verlangen allen 
übrigen Präferentialbeschwerden vorgesetzt worden sei; 
daher sei dieses Recht der Nation vor allem in neue 
Verhandlung zu nehmen. — Hierauf erinnert der Per- 
sonal, dass der fragliche Gesetzartikel aus der Ursache 
auch das vorigemal unterblieben sei , weil Se. Majestät 
in ihrer Resolution hierüber jene von 1790 als Funda- 
ment nahm, worauf die Reichsstände, obgleich sie an- 
fangs eingewilliget , dennoch später lieber von diesem 
Gesetz selbst abgestanden sind, als es unler dieser Be- 
schränkung anzunehmen; daher sei die ganze Frage auf 
die üperate verwiesen worden. : — Die Motion wurde 
nicht angenommen. 

Delationen machte 
wenn sie den 
Gegenstand jetzt in derselben Form vortrügen, wie die- 
ses im vorigen Reichstag geschah, sie mit Gewissheit 
darauf rechnen könnten, die nämliche Antwort, wie da- 
mals , zu erhalten. Er räth daher den Ständen , die 
Projecte der Gesetzartikel vom vorigen Reichstag hier- 
über und die letzte in dieser Frage herabgelangte Reso- 
lutjon noch einmal in Berathung zu ziehen und den 
jetzigen Umständen gemäss ein solches Project zu ma- 
chen , welches auch einen Erfolg haben könne. — 
Pdzmdndy , Majthenyi von 'Bars, Somsich , 
Niczhy von Eisenburg, Plathy und Novdk stimmen 
bei und wiederholen die dafür in der Circularsitzung 
vorgebrachten Gründe. 

Der entgegengesetzten, ebenfalls mit den, im Cirkel 
ihrerseits angeführten Motiven unterstützten Meinung 
sind: Földväry, Pronay, Komaromy , und 

Nagy: Wenn Se. Exe. der Hr. Personal mit sei- 
nem Vorschlag nur das beabsichtiget , dass wir wegen 
genauerer Information die Acten des vorigen Reicns- 
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Beim 6. Paragraph wegen der Correlatii 
der Personal die Palel aufmerksam, dass, w 
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tages durchgehen, habe ich nichts dagegen; wenn wir 
aber dadurch, von unsenn gerechten Verlangen abgehen 
sollen , kann ich unmöglich beipflichten. Der jetzige 
Reichstag ist hierin nur die Fortsetzung des vorigen, bei 
dessen Ausgang uns der Monarch die Versicherung gab: 
,,die -Finanzoperationen werden bis zum nächsten (d. i. 
diesen) Keichstag so weit vorgeschritten sein, dass die 
Frage vojtlieilhait werde können entschieden werden.* 4 
Wenn Mir nun mit aller Gewissheit voraussetzen, dass 
dieser glückliche Zeitpunkt wirklich schon erschienen 
sei : so reicht ineine Logik nicht so weit , folgern zu 
können, dass nun durch uns ein neuer Vorschlag ge- 
macht und nicht viel lieber das Abgerissene wieder an- 
geknüpft werden soll. Ist es denn nicht genug, dass 
Wir von 100 auf 80 und 70, ja Endlich gar auf 50 her- 
abgegangen sind, und was wäre das für eine. Gerech- 
tigkeit , wenn wir das schon einmal reducirte Capital 
'noch mehr verringern wollten, als wir es zu thun bis 
jetzt gezvungen waren? — Wenn wir nur immer den 
Willen der Regierung erfüllen, auch wenn er unge- 
recht ist, so weiss ich nicht, warum wir zum Reichs- 
tag zusammenkommen , und unsre Mitbürger , deren 
Glück sich in unsern Händen befindet , .können uns mit 
Recht vorwerfen, dass wir sie feig und leichtsinnig ver- 
rathen haben. — Das Verlangen der Regierung ist 
ungesetzlich, und wie ich im Cirkel erklärte, wieder- 
hole ich es hier: jeder Gulden, welcher den Gläubigern 
der zweiten Periode abgezogen wird , ist eine Unge- 
rechtigkeit. Wenn selbst die Regierung ihre Schulden 
in. Serien mittheilt, und den Gläubigern Interessen und 
Capital zurückzahlt ,- können Private einer ähnlichen 
Verpflichtung sich nicht entziehen. Ich besitze nicht 
einen Heller aus jener Periode und spreche nicht zum 
eignen Vor! heil. — Und endlich, was führt denn Vie 
Regierung für einen Grund an? die Finanzen; den 
Stautscredit. — Ob es nun schon an und für sich 
Niemand begreifen wird, was es den Staat verschlage, 
ob Peter dem Paul 40 oder 60 pro, Cent zahle, ist es 
andrerseits eine bis zur Evidenz gesteigerte Wahrheit, 
dass unser ganzes Finanzsysten* ein leeres Wort, ein 
nichtiger Vorwand sei. In was bestehet es 'denn eigent- 
lich? In weiter nichts als dem, was auch jeder Private 
befolgen muss, dass nämlich der König nicht mehr aus- 
gebe als ihm einkommt. Dieses ist unser aller System, 
und M r er von uns Tausend Gulden zu verzehren hat 
und nur in einem Jahr Tausend und Einen Gulden ver- 
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zehrt , muss- fürs nächste nur 999 verzehren, oder er 
schuldet einen Gulden per omniä saecula saeculorum* 
Es müsste denn sein , dass die Regierung die theilweise 
Tilgung ihrer Schulden durch Lotterien ein Finanzsy- 
stem nennte, welchen Namen es gewiss nicht verdient. 
Auf jeden Fall aber ist es nicht zu begreifen, wie der 
Staatscredit darunter leiden sollte , wenn ich raeinefh 
Mitbürger das zahle, was ich ihm rechtmässig schuldig 
bin. -*- Auch die Bank hat auf .den A^erth unserer 
Papiere keinen andern Einiluss als allenfalls den, dass 
sie selbe gegen Conventionsgeld einwechselt, wie dieses 
auch in den Salz- und Dreissigstämtern geschieht: ich 

S)reche hier nicht von den ßankactien , sondern von 
anknoten und Einlösscheinen; Diese, ich wiederhole 
es, stehen mit den- übrigen politischen oder wohl gar 
Justizangetegenheiten nicht in de* entferntesten Berüh- 
rung, und ihr Werlh beruht einzig darin, dass man sid 
zu jeder Stunde in Gold und Silber umsetzen kann. 
Wenn der Monarch dieses nicht glaubt, so mache er 
einen Versuchter sperre die Bank auf 24 Stunden und 
lasse auch anderwärts nirgends einwechseln, und er kann 
überzeugt sein, dass man ihm am andern Tag für alle 
seine Papiere nicht einen Groschen geben wird. — '•■ Wer 
begreift nicht, dass alles , was man bei den Correlatio- 
nen über Staatscredit und Finanzen anführt, leeres Ge- 
rede und das Gewebe einer Verschwörung der Macht - 
haber — oligarchica conjuratio — sei, um das Vermögen 
der minder bemittelten Classe desto leichter verprassen 
zu können; uud gleichwie vorher die Regierung aas Pri- 
vatvermögen zu politischen Unternehmungen verschlang, 
eben so folgt jene Kaste diesem Beispiele und spricht 
dem Eigenthumsrechte Hohn. (Beifall.) Er stimmt ge- 
gen jede Abänderung. (Angenommen.) 

Das Nuncium sammt dem Projecte zur Repräsenta- 
tion werden an die Magnatentafel gesendet. — Es fand 
daselbst geringen Widerspruch. Wegen der Correlatio- 
nen war der Tavernicus der Meinung, dass die 
Ständetafel gebeten werden sollte, diesen Theil weiter 
zu berathen, theüs weil hierin auf keinen Fall eine 
günstige Resolution zu h ollen sei, theils weil es sich 
nicht gezieme, eine bereits vom Monarchen verweigerte 
Angelegenheit ohne alle Modification zum zweitenmal 
za unterbreiten. Der Redner verlangt, dass die Reiclis T 
stände der Aeusserung des Monarchen, dass ihr Verlan- 
gen mit dem Staatscredit und den Finanzoperationen 
unvereinbar sei, unbedingten Glauben beimessen sollen, 

1** 
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und dass die Reihe nun an ihnen sei, hierin einen Vor- 
schlag zu machen, welcher der Regierung annehmbar 
ist. — Eine gleiche Ansicht äussern der Oberst land- 
richter , die Bischöfe TFurum, Br. Szepessy und 
Kopdtsy und der Obergespan Br. Bedekovich. 

Dagegen erklärt Fürst Batthydnyi, dass die Re- 

Cräsentation in der Form, wie sie aus der Ständetafel 
ierher gelangte, unterbreitet und eine Resolution erbe- 
ten werden soll; denn nur der Monarch könne die Auf- 
klärung geben, ob der Zeitpunkt schon eingetreten sei, 
welcher in der letzten Resolution des vorigen Reichs- 
tages bezeichnet und wohin -die günstige Aufnahme die- 
ses Gegenstandes verwiesen wurde, Kur dann , wenn, 
hierin eine \erneinende Antwort erfolgte, müsste ein 
neuer, annehmbarer Vorschlag gemacht werden. — Die 
Obergespäne Gr. Karl Erdödy und Ghiczy pflichten 
ihm bei. 

Palati n: Obwohl diese hohe* Tafel bereits im vo- 
rigen Reichstage dem diessfälligen Verlangen der Stän- 
detafel nicht unbedingt beigetreten und schon dazumal 
, erklärt hat, dass sie bloss, um die Sache nicht zu ver- 
zögern, ihre Zustimmung ertheile und demzufolge auch 
jetzt ihren Beitritt nur bedingnissweise erklären könnte : 
bin ich dennoch der Meinung, dass man von jenem 
Reichst agsbeschluss nicht mehr füglich zurücktreten 
könne. — Kur soll diese,r Beitritt durch die Deputa- 
tion mit der Erklärung angekündiget werden: dass, ob- 
gleich die Magnatentatel auch gegenwärtig auf diesen 
Theil der Repräsentation wichtige Bemerkungen zu 
machen hätte, sie dennoch, das herannahende Ende des 
Reichstages und die noch vorliegenden dringenden Ver- 
handlungen berücksichtigend, der Unterbreitung der Re- 
präsentation in ihrer gegenwärtigen Form nicht ent- 
gegen sei. 

Während die Deputation sich mit dieser Botschaft 
in difc Ständetafel verfügt, wo auch der Beitritt freudig 
aufgenommen ward, verlas man .sowohl hier als auch 
in der Ständetafel die Erklärung des Gr. »Stephan 
Kdrolyi, durch welche er für die ungarische ge- 
lehrte Gesellschaft einen Beitrag von 20,000 Gulden 
Conv. Münze bewilliget; welches patriotische Ge- 
schenk auch in beiden Tafeln die verdiente Aner- 
kennung fand. Beide Präsidenten lösten die Sitzungen 
ihrer Tafeln auf. 
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Circularsitzung vom 21. November. 

Präsidium: MajtJiinyi von Honth, Gr. Andrassy. 

' Die Berichterstattung des Palatins, über jjie Regni- 
colar-Conscription, den Reichsfond und die Landes- 
Cassen wird verlesen. 

Präsidium: Es handelt sich nun, ob die löblichen 
Stände darein willigen, dass S. k. H. der Palatin gebe- 
ten werden soll, nach dieser letzten Conscription.» die 
einstweilige Verbesserung der Steuerpflichtigkeit *) zu 
unternehmen, oder ob hierin eine andere Abhilfe zu er- 
folgen habe. 

Uzovits: Ich will mich über diesen Gegenstand in 
keine Argumentationen einlassen; denn wenn die.Sache 
nicht auf den ersten Blick einleuchtet, oder einleuchten 
will, würde ich ohnehin umsonst sprechen. Ich werde 
nur einige Data in arithmetischer Angabe vorbringen. — 
Der Redner zeigt hierauf, dass die sechs Donaucomi- 
tate: Neutra, Trentschin, Pressburg Oedenburg, Eisen- 
burg und Zala mehr Contributibn zahlen, als 21 Theisser 
Comitate, obgleich selbe in den fruchtbarsten Theilen 
des Landes gelegen, eine viermal grössere geographi- 
sche Ausdehnung und eine mehr als doppelte Bevölke- 
rung haben. Eben so sei es, auch unter den Städten; 
er rührt nur als Beweis an, dass Pesth, dessen Bevöl- 
kerung grösser und das im Handel ganz ausser allem 
Vergleicht mit Ofen stehe, doch um 2 Porten weniger 
trage, als letztere Stadt. Er beschh'esst seine Rede noch 
mit merkwürdigen statistischen Berechnungen einzelner 
Theile des Reiches. 

Majthenyi von Bars: Den sehr triftigen und zu 
beherzigenden Angaben des Deputirten von Neutra 
wuss ich nur noch beifügen, dass mein Comitat noch 
ungleich mehr gedrückt ist, als die vorerwähnten* 
6 Comitate. Den Beweis v hierzu liefert, dass in einem 
Dorfe, welches an der Gränze beider Gespanschaften 
gelegen, zur Hälfte nach Neutra, zur Hälfte nach Bars 
steuerpflichtig ist, die erstere für ein Paar Ochsen 
3 F., die unsrige 5 F. zu entrichten habe. 

Es sprechen noch die Deputirten mehrer Comitate, 
welche durch die jetzige Vertheilung der Contribution 
gedrückt sinch, und stimmen für die einstweilige Recüfi- 
cation durch den Palatin. 



*) Heclificatio Portaruni palatinalium. 
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Dagegen» erheben »ich die Ablegalen der begünstig- 
ten Coiuitate. Zwar sagen alle, dass sie die gleichför- 
mige Vertheilting der Lasten selbst wünschen und ihre 
Comitate gewiss die ungebührlichen Lasten von den 
Schultern ihrer Mitbürger zu nehmen nicht anstehen 
werden; nur müsse diese Vertheilung vollkommen ge- 
recht und gleichförmig sein. Da jedoch aus der Rela- 
tion des Palatins hervorgehe, dass die Conscription in 
manchen Theilen noch mangelhaft sei, so könnte dieses 
nicht vollkommen geschehen, und soll daher bis zum 
nächsten Reichstag verschoben werden, wo die Sache 
dann vollkommen zur Verhandlung kommen muss. Es 
führt noch fast jeder Deputirte Klagen über ungünstige 
Verhältnisse seines fomitates, worin es, durch Ueber 
schwemmungen , Mangel an Handel u. s. w. sich 
belinder. 

Tals dt 8, Also bis zum nächsten Reichstag soll 
noch die himmelschreiende Ungerechtigkeit verbleiben, 
bloss weil wir sie nicht bis in ihre lleinst Ten Details 
,atisgl eichen können ! Was verbürget uns , dass dieser 
Reichstag am 2. Oclob. erfolgen, wann die Reihe an 
diesen Gegenstand kommen, wann er beendiget sein 
wird? Ist es denn schon ausgemacht, dass wir nicht, 
statt Gesetze zu bringen, zu Ross müssen , um das Va- 
terland zu vertheidigen? Sprechen wir doch, um -Gottes 
yVillen , nicht einer so augenscheinlichen Ungerechtig- 
keit das Wort. Der Palatin kennt die örtlichen Ver* 
hältnisse des ganzen Königreiches so genau, als Jeder 
von uns die seines Comitates. Er ist hierin der einzige 
Unpartheiische unter uns, die wir sämmtlich Partheien 
sind. Ist auch in der Conscription Einiges mangelhaft, 
so sind doch die Hauptsachen überall geordnet, die 
wesentlichen Veränderungen in der Bevölkerung und 
Industrie, die seit 28 Jahren sich ergaben, alle berich- 
tiget und dem Palatin ohnehin vollkommen bekaqnt. 

Nagy. Es gibt gewiss kein Comitat, welches durch 
die Contribution mehr gedrückt wäre, als dasjenige, 
welches ich renräsentire. (Gelächter.) Nein, meine 
Herren, sie würden nicht lachen, wenn Ihnen alle Um- 
stände bekannt wären. — , Uehrigens ist es hier nicht 
an der Zeit, 'die Nachtheile einzelner Comitate umständ- 
lich anzuführen; es ist dieses bereits von mehrern De- 
putaten der beglücktesten Gespanschaften» dergestalt ge- 
schehen, dass, wenn es ein Fremder hörte, er glauben 
müsste, man könne schon nirgends mehr bestehen. Es 
handelt sich gegenwärtig nur, ob man der Gerechtigkeit 
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Gehör geben wolle ? Stimmen die begünstigten Comitate 
gegen uns, so fallt die Frage durch, da sie in der Majo- 
rität sind.«. Ich enthalte mich daher aller Vernunft - 
Schlüsse und appellire an Ihre Rechtlichkeit, an Ihre 
Religion. Lassen Sie uns vergessen, dass wir Ablegateu 
einzelner Comitate sind und uns nur als, Theile der 
gesetzgebenden Gewalt betrachten, welchen das Heil 
des Ganzen über Privat- V ortheile gehen muss. Und 
am Ende, was werden die beglückteren Comitate davon 
haben, wenn ganze Landesstrecken in die höchste Hilf«' 
losigkeit kommen? Wer anders als sie wird dann 
die ganze Last zu tragen haben ? Dass aber, ..nach der 
jetzigen Vertheilung der Lasten, dieser Augenblick nicht 
mehr fern sei, brauche ich nicht weiter zu erweiseu. 
Der Aermere ist zu sehr gedrückt, und bei der Lan- 
desbeschreibung ging es eben so , wie wir es in den 
Gespannschaften und einzelnen Gemeinden . bemerken : 
der Reiche kann leichter verbergen, des Armen geringe 
Habe liegt am Tage. Ist nun die Vermögensbeschrei- 
bung schon mangelhaft, so wissen wir ebenfalls, wie 
es bei der Vertheilung # der Coritribtition gehet, wo aber- 
mals mächtige Gemeinden und Einzelne es in ihrer 
Macht haben, sich auf Kosten de$ Schwächern erleieb/- 
tern zu lassen; und so ist der Arme und immer der 
Arme, der gedrückt wird. — Aber wohin soll das end- 
l lieh führen; — - Und da wir nun in der Lage sind, 
dieser himmelschreienden Ungerechtigkeit abzuhelfen, 
dürfen wir uns wohl da noch einen Augenblick beden- 
ken, oder die Sache hinausschieben? Die £onscription 
.bleibt immer das sicherste Mittel gegen flie Willkühr; 
der Josephi irischen haben wir uns beständig widersetzt, 
und doch wie vieler Willkühr und Ungerechtigkeiten 
wäre durch sie vorgebeugt worden. Auch jetzt ar- 
beitet in unserm Comitat schon drittehalb Jahre die 
Conscriptionsdeputation; docli es gehet nichts von 
stalten, die Deputation mag am besten wissen, warum? 
Daher lassen Sie uns nur immer abstimmen. 

Bern dth. Hier heisst es wohl: »es spricht, es 
spricht der Mönch; das Ende ist immer das Almosen. — 
Ich weiss* wohl, dass mein Comitat bei der neuen 
Reetification wird belastet werden; da ich aber nicht 
zugeben kann, dass meine Committenten auf Kosten 
ihrer Mitbürger Vortheile gemessen, stimme ich für die 
einstweilige Verbesserung durch den Palatin. 

Kotsi-Horvdth. Die gegenwärtige Frage ist 
ein wahrer Probierstein für die Gerechtigkeitsliebe 
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sämintlicher Ablehnten. Ich weiss zwar nicht, ob mein 
Comitat mehr oder weniger Porten bekommt; aber ich 
stimme unbedingt fiir die Rectificalioh, wozu mir, nebst 
der Billigkeit, auch die Klugheit rathen muss, da sich 
jene Comitate, welche bei der alten, fehlerhaften Ver- 
keilung verharren, selbst verkürzen , indem am Ende 
doch alle Lasten nur auf sie selbst zurückfallen müssen. 

Präsidium: Ich glaube daher, wir sollten uns 
nur auf die Frage einschranken, ob wir die Rectifica- 
tion annehmen oder nicht ? ohne uns in Einzelheiten 
einzulassen, die doch hier zu nichts führen können, da 
die Verbesserung nicht durch uns geschieht, und wir, 
wie ich bemerke , hierin einander nicht sehr zu glauben 
geneigt sind. 

Oholitsdnyi lässt sich dennoch in Erörterungen 
der Nachtheile seines Comitates ein. (Allgemeiner Ruf: 
jRectification!) — Sie wird dem zufolge angenommen, 
und die Sitzung geschlossen. 

. Circularsitzung vom 22. November. 

Präsidium: Majthinyi von Honth, Gr. Andrdssy* 

Präsidium. Da gestern die einstweilige Regulation 
der Porten festgesetzt wurde, findet nur noch die Frage 
statt , ob derselben Bedingnisse beigesetzt , werden 
sollen? 

Eördögh: Ich habe nur die einzige zu machen, 
dass jene Edelleute, die Bauerngründe besitzen, nicht 
steuerpflichtig sein sollen, wenn es nämlich verlassene 
Sessionen sind; denn da in meinem Comitat niemals der 
Edelmann gezahlt hat, und dieser Gegenstand auf den 
nächsten Reichstag verwiesen ist, so will ich hierin 
keine Neuerung eingeführt wissen. — Mehre pflichten 
ihm bei , und verlangen, dass derlei Edelleute gänzlich 
ausgenommen sein sollen. 

Mari eh. Aber in meinem und andern Comitaten 
zahlen derlei Edelleute von jeher; folglich kann hierin 
keine. allgemeine Regel gemacht werden. 

Nagy: Wir haben hierüber einen bestimmten Ar- 
tikel des vorigen Reichstages : dass bis zur Vornahme 
der Deputationalarbeiten hierüber der bestehende Ge- 
brauch jedes Comitates zu bestehen habe. Im übrigen 
glaube ich, dass wir dem Palatin die Regulation unbe- 
dingt überlassen sollen > sonst hätte es den Schein , als 
ob wir ihm eine Instruction geben wollten , deren er 
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fürwahr nicht benöthiget ; denn "wir wissen , wie die 
Comitatsconscriptionen vor sich gehen. — : An mein 
Comitat sind hierüber in, den letzten Zeiten wohl an 
15 Befehle ergangen, und dennoch geschieht fast nichts. 
Unsere wichtigsten Quellen hierüber bleiben doch immer 
die Angaben der Statthalterei aus den Conscriptionen 
der Geistlichkeit, Diöcesen etc. Und am Ende sind 
wir sämmtlich auch hierin Partheien, folglich nicht 
unbefangen. (Angenommen,) 

Bei Gelegenheit der Berathung über die Landes- 
cassen kam besonders der Gegenstand darum ins 
Stocken, weil die Documente der Berechnungen feh- 
len. Der Palatin sagt in seiner Relation, dass diese 
Schriften wegen ihres Ungeheuern Umfanges nicht kön- 
nen hieher gebracht werden. Die Tabellen werden zwar 
im Druck erscheinen, die Belege, aber müssten durch 
eine Deputation zu Ofen eingesehen werden. Da hier- 
zu die Zeit zu kurz ist, wird es bis nach dem Reichs- 
tage verschoben. 

Pdzmdndy ; Am Ende kommt aber überall nur 
ein Deficit in den Cassen hervor. 

Nagy: Aber von den Summen, welche durch 
den erhöhten Salzpreis eingekommen, hat das Land im 
Ganzen nichts erhalten, und über ihre Verwendung 
sehe ich nirgends etwas. — Es bekommen nur Jene 
etwas davon, welche solicitiren und nahe dabei sind. 

Präsidium: Ich mache hier nur die Bemerkung, 
da^s, wenn wir uns hier zu sehr ins Einzelne einlassen, 
gewiss das Ende davon sein wird, dass wir abermals 
zahlen müssen; und ich, als Deputirter von Honth, ge? 
traue mich auf eine neue Last um so weniger einzulas- 
sen , als wir ohnehin nicht viel Gutes vom gegenwärti- 
gen Reichstag zurückbringen werden. Lassen wir daher 
dieses Alles auf die Verhandlung des nächsten Reichstages. 

Oholitsdnyi: Die 11 Xr. CM. von jedem Ctr. Salz, 
die dem Lande zu Gute kommen müssen, dürfen nicht 
aus der Berechnung bleiben, und wir müssen die Ver- 
wendung dieser Summen erfahren, weil mehre Comitate 
hiervon gar nichts erhielten. 

Uzovits: Mehre von uns haben hierzu keine In- 
struction, und ich glaube nicht, dass es noch Zeit sei, 
um fernere hierüber einzuholen. 

Balogh: Eine Art der Verwendung ist uns wohl 
sämmtlich bekannt : in den Zeiten der Willkühr wur- 
den die königl. Commissäre aus selber Casse bezahlt. 
Nun weiss ich nicht, ob auch die Landesdeputation, 
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welche in den verflossenen Jahren das Königreich, con- 
scribirtfey aus selber bezahlt werden soll. 

Nugy: Diese Deputation muss durch den Adel ge- 
zahlt werden. Die gesetzgebende Gewalt hat hierin 
eben so ihre Rechte ausgeübt, wie allenfalls eine Grund- 
herrschaft, wenn sie ihre Unterthanen conscribiren 
lässt, und muss gleich selber die Kosten dazu tragen. 

Fbldväry: Dem stimme ich vollkommen bei. Wir 
sagen immer, dass wir den Contribuenten erleichtern 
wollen; müssen es daher böi jeder Gelegenheit bewei- 
sen. Es streitet auch gegen die Würde des gesetzge- 
benden Körpers, dass er da, wo die Landesrechte auf- 
recht gehalten werden, den Bauer belasten sollte. (An- 
genommen.) 

Ueber die Rückstände der Taxen für das Indigenat 
erhoben sich viele Stimmen. 

Borsiczky : Alle, die bis jetzt die Indigenatstaxen 
flicht gezahlt haben, und bereits inarticulirt sind, sollen 
gestrichen werden. — Allerlei Deutsche trachten nur in 
den Artikel zu kommen, und zahlen dann nicht. 

ftagy: Ueber diesen Gegenstand sind schon im 
vorigen" Reichstage Beschwerden geführt worden. Die 
Erlheiluno des Indigenats gehört einzig und allein auf 
den Reicnstag, unu kann nur mit Bewilligung beider 
Gewalten erfolgen. Die Ernennung des Monarchen ist 
nur ein Vorschlag , wie auch allenfalls wir ein Gleiches 
ropöniren. Aber der König anticipirt hierin seine 
Fällte schon dergestalt, dass er vorhinein Diplome er- 
theilt, Juramente ablegen lässt etc. — So kommen #ie 
Aufzunehmenden in den Besitz, kaufen sich an, und 
wenn dann Contribution von ihnen verlangt, wird , sa- 
gen sie, sie seien ungarische Edelleute. Hier greift der 
Monarch in die Rechte des Landes, denn auch hierin 

5 ebührt uns die Initiative. Sind derlei Freunde auf diese 
irt im Besitz , so fängt dann die schamlose Bettelei um 
Nachlass an. Vorerst um Nachlass der halben Taxe; 
ist. diese bewilligt, dann um die zweite Hälfte; daher 
muss das Gesetz gebrächt werden, dass Niemand inar- 
ticulirt werde, bevor er die Taxe erlegt hat. 

uisztalos; Der 37. Artikel des vorigen Reichs- 
tages bestimmt es ja ausdrücklich, dass alle Jene, wel- 
che die Taxen bis zum jetzigen Reichstage nicht bezah- 
len werden, ausgest riehen werden sollen.^ 

Marich: tiie Indigenen, welche keine Taxen be- 
zahlen, erhalten keine Regalen, folglich können sie sich 
nicht ungarische Edelleute oder Magnaten nennen. 
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Borsivzlyf Der 37. §. muss in Erfüllung kom- 
men, und nicht nur auf dem Papiere stehen. Dass sich 
übrigens derlei Indigenen, auch vor der Zahlung der 
Taxen, für ungarische Edelleute halten, davon hatte 
mein Gowitat vor einigen Jahren ein Beispiel. Ein Ba- 
ron Brentano, der im nämlichen Falle war, hatte ein 
Gut gekauft; wir setzten ihn unter Contribulion, Nun 
erwirkte er Befehle über Befehle von der Iiofkanzlei, 
dass wir ihn von der Contribution befreien sollen. Da 
wir jedoch nicht gewohnt sind, vor jedem Befehl zu 
erbeben, blieben wir beim Beschluss, und da der Mann 
sah , dass er nicht ans Ziel komme , verkaufte er sein 




erlegt, sie seien wirkliche Edelleute- und betrügen den 
Staat.. Jetzt gleich müssen sie gestrichen und benannt 
werden. Geschieht es nicht, so recurriren, betteln, 
versprechen sie, und am Ende, des Ueberlaufens über- 
drüssig, erlassen wir ihnen die Taxen, nicht, weil sie 
Verdienste haben, sondern, weil sie unverschämter 
sind, als Andere. 

Majthdnyi von Bars: Esjst auch schon desswe- 
gen nothwendig; dieses Gesetz zu bringen, damit wir 
nicht für .die Zukunft in die Not h wendigkeit versetzt 
werden, sie auf diese Art zu beschämen. ' 

Kerhdpolyi: Die bereits Inarticulirten sind schon 
Edelleute, und müssen früher gehört werden. Können 
sie keine Ursache angeben, warum sie nicht gezahlt 
haben, dann mögen sie gestrichen werden. Aber einige 
unter ihnen tragen hierin keine Schuld, wie die Frei- 
herren Hiller, welche die Taxen darum nicht bezahlen 
können, weil ihre Stiefmutter die Güter besitzt; und 
sie erklären, dass, sobald sie nach deren Tode in den 
Besitz kommen, sie die Taxen gleich erlegen werden. 

Nagy: Dann wären wir nicht weiter als zuvor. 
Die Indigenen sind nur bedingnissweise Edelleute, näm- 
lich, wenn sie die Taxen erlegen; hier ist nichts zu un- 
tersuchen , sondern das Gesetz zu vollstrecken. Wir 
sind ohnehin im Verluste, weil wir keine Reciprocität 
haben. Es kommt Niemanden von uns in den Sinn, 
böhmischer oder österreichischer Indigena zu werden, 
denn es wird Keinem die Lust anwandeln, dort Con- 
tribution zu zahlen. Dagegen erhalten die Deutschen 
durch das Indigenat namhafte Vortheile. Jeder Offizier, 
welcher nur einige Feldzüge mitgemacht, glaubt Hechte 
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auf unser Jndigenat zu haben. Jene, welche sich wirk- 
liche Verdienste um das Vaterland erwarben, wie Ge- 
neral Friinont, erhalten ohnehin den Nachlast der Taxen; 
die andern sollen zahlen, und 1 wenn wir diesen die 
Taxen nachlassen, so compromitiren wir den vorigen 
Reichstag, welcher ihnen den Nachlass verweigerte. 

Kerkdpolyi: Meine Meinung ging nicht dahin, 
das lndigenat zu erleichtern; ging es meinem Willen 
nach, blieben alle Deutsche fern davon. Nur, dächte 
ich, sollten die bereits lnarticulirten dennoch gehört 
werden. Die Hiller sind mir ganz unbekannt, allein 
ihre Gründe sind gesetzlich. 

Justh: Bloss der ganfe Arme, welcher Verdienste, 
um Ungarn hat , kann einen Nachlass der Taxen an- 
sprechen; jeder Andere, selbst, wenn er Verdienste hat, 
muss es sich zur Gnade rechnen, wenn er mit Erlegung 
der Taxen Indigena werden kann; (Der Antrag, dass 
sie gestrichen werden sollen, wird angenommen.) Es 
wird daranf die k. Resolution auf die Repräsentation der 
48,000 Rekruten verlesen. 

Somsich: Ich gehöre zwar nicht unter die Glück- 
lichen, welche die zweiten 20 y 000 versprochen haben; 
allein dennoch muss ich bemerken, däss die Resolution 
gerade dahin zielt, als ob diese Rekruten eine Comple- 
tation wären, und ich bringe nochmals den 1. Art. von 
5. §. 1807 in Erinnerung, laut welchem von keiner 
Completirung die Rede sein kann. Auch das Verlan- 
gen, wegen der ungarischen Offiziere, ist so gut als ver- 
weigert; wir sollten daher doch wenigstens begehren, 
dass die Offiziere die Landessprache inne haben sollen. 
Ich kann im Uebrigen mein Befremden nicht verbergeh, 
dass man uns hierüber das Gesetz von 1792 anfuhrt, 
welches wir doch selbst in Erfüllung gebracht wissen 
wollen. Was soll dieses heissen? will man sich über 
uns belustigen? Ich verlange, dass hierüber neuerdings 
repräsentirt werde. (Beifall.) 

Nagy: glicht genug, dass wir von unserm Verlan- 
gen abgewiesen sind, gibt man uns noch zu verstehen, 
dass die Gesetze hierüber nicht erfüllt werden. Wir 
bewilligten die Rekruten bedingnissweise, und haben 
daher volles Recht , auf die Erfüllung der Bedingnisse 
zu dringen. Denn dass hierüber seit einem Menschen- 
alter ein* Gesetz vorhanden war, welches man nicht 
beobachtet, ist ein Fehler der ausübenden Gewalt. Ich 
liebe Unbestimmtes und Zweideutiges nicht, darum 
müssen wir unser diessfalliges Gesuch frei heraussagen, 



und wenn das Qesetz hierüber nicht kann in Ausübung 
gebracht werden, selbes lieber aus dem Gesetzbuchs 
streichen. Ich habe seither noch genauer im Militär- 
alma nach nachgesehen : untefr den 50 OJKzieren eines 
Husarenregiments sind nirgends mehr als 22 Ungarn; 
in vielen noch weniger. Em gleiches Verhältniss hndet 
bei der ungarischen Infanterie statt. Dagegen gibt es 
zwar einige Kürassierregimenter, welche schon lange 
im Lande liegen, wo etwa 7 — 8 ungarische Offiziere 
dienen, andererseits trifft man oft in 10 deutschen In- 
fanterieregimentern auch nicht einen ungarischen Offi- 
zier. Ddfch, wäre es auch der Fall, dass unsere Offi- 
ziere in der ungarischen Armee nicht könnten sämmtlich 
untergebracht werden, so müssen wir eher für selbe 
sorgen, als nocji länger die Unordnung und .Gesetz- 
widrigkeit dulden. Ich dächte daher das Nuncium soll 
in diesem Siime verfasst werden. (Angenommen.) Die 
Sitzung wird geschlossen. 

Reichstagssitzung vom 23. November. 

Um ö Uhr Abends ward eine gemischte Sitzung 
gehalten, in welcher die Repräsentation wegen der Ge- 
richtsordnung etc. versiegelt und abgesendet wurde. 
Hierauf stattete Bischof Juranits Bericht über eine Re- 
gnicolargränzdeputation zwischen Ungarn und Steiermark 
ab, worauf die Sitzung aufgehoben wurde. 

Circularsitzung vom 25. November. 

Präsidium: Majthinyi von Honth, Gr. Andrdssy. 

Die Note sammt der Repräsentation, auf die Reso- 
lution über die 48,000 Rekruten, wird verlesen. Der 
Anfang derselben war: Mit Freuden vernehmen die* 
Stände, dass Se. Majestät die bewilligten Rekruten huld- 
reichst angenommen etc. 

Borsiczky: Was soll denn die Freude hier thun? 
Ich freue mich wahrlich nicht* dass der König 48,000 
Mann fortnimmt, ohne einmal die Bedingnisse zu erfül- 
len , unter welchen wir sie stellten. Wenn wir immer 
complimentiren und uns freuen, auch wenn wir schlechte 
Resolutionen erhalten, weiss ich nicht, was wir thun 
werden, wenn zufallig eine gute erscheinen sollte. 
(Das Wort wird gestrichen, und bloss gesagt: die Stände 
vernahmen etc.) 



Nagy: Unsere Truppen haben es schon so weit 
gebracht, dnss sie, trotz ihrer anerkannten Tapferkeit, 
in den öffentlichen Blattern gar nicht genannt werden: 
es heisst blos die öst reichische Armee; ja sogar: ein 
östreichisches Husarenregiment. Wir sind von Oest- 
reich nicht abhängig; ja, wir stehen "mit selbem in gar 
keiner andern Verbindung , als jener einer guten Nach- 
barschaft. Dieses bestimmen alle diplomatischen Acten 
unserer Gesetzbücher. Dass wir meinen und denselben 
Herrn haben , bringt uns mit den deutschen Staaten 
auch nicht in die geringste unmittelbare Verbindung. 
Wir müssen daher diese Ideen aufklären, und hierin 
auch den geringsten Schein einer Abhängigkeit von 
• Oestreich vermeiden. 

Borsiczky: Erst jüngst sind zwei ungarische Re- 
gimenter abermals an Deutsche vergeben worden, näm- 
lich an Leiningen und 'Goldner. Man möchte uns gern 
mit den übrigen Völkern amalgamiren, und sieht es 
ungern, dass wir Ungern bleiben wollen; auf diese ge- 
waltsame Weise aber wird man nur das Gegentheil 
erreichen.. 

Präsidium: Da die Arbeiten der Circulardeputa- 
tionen noch nicht ganz vollendet sind, so könnten wir 
uns einstweilen in die Frage der Contribution einlassen. 

Borsiczky: Wenn wir uns schon in diese Frage 
einlassen, obwohl ich dagegen bin, jetzt einen Beschluss 
hierin zu fassen, so wird dieser Gegenstand bald abge- 
handelt sein. Von einer Erhöhung kann bei dem allge- 
meinen Elend keine Rede sein, und vermindern können 
wir sie fuglich auch nicht, da wir schon die vielen Sol- 
daten versprochen haben; folglich wird es wohl beim 
Vorigen/bleiben. 

Pazmändy verlangt, dass man von den Wer- 
bungsgeldern Wenigstens etwas abziehe, und statt 75,000 
nur 70,000 geben soll. Obwohl diese 5000 F. nur eine 
Kleinigkeit sind, so beweisen sie dennoch, dass wir 
das Recht haben, nach Umständen herabzugehen. Jetzt 
könne man dieses aber füglich thun, weil während der 
Statution die Werbung ohnehin aufhört. 

Földvary: Wir sollen nicht mehr versprechen, 
als wir leisten können, das Land ist durch die indirec- 
ten Steuern zu sehr gedrückt. Man sollte daher nicht 
mehr versprechen , als 4 Millionen. Der Monarch hat 
aus Ungarn noch so viele namhafte Einkünfte. 

Gr. la Motte: Die Frage der Contribution war* 
immer die letzte in jedem Reichstage, und wir können 
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uns daher auch jetzt nicht in selbe einlassen, weil wir 
noch gar keine Resolutionen auf die Präsentation, be- 
sonders das Salz, haben. Daher verschieben wir diese 
ganze Verhandlung. (Beifall.) 

Ebergdnyi: Jch stimme dem verehrten Ablegaten 
von Gömör gern bei, obgleich ich zweifle, ob wir hie- 
durch nur eine günstige Resolution erhalten werden. 
Unsere gerechtesten Gesuche sind nur voac clamantis in 
deserio. Der indirecte jährliche Vei'lust des Landes 
übersteigt vierzig Millionen Gulden. Nebst dem Salz 
zerfleischen uns die Geissein der Mauten und Dreissigst- 
ärater. Der arme Bauer unserer Gegend, der zur Er- 
schwringung seiner Contribution kein anderes Mittel hat, 
als dass er ein Paar Oöhsen mästet, sieht sich hierin 
abermals getäuscht, weil die Mauten erst kürzlich um 
10 F. M. für das Paar erhöhet wurden. Wir sollten 
daher nach Möglichkeit trachten, diejenigen Theile des 
Landes, welche am meisten gedrückt sind, vom gänz- 
lichen Verderben zu befreien. Unser ngner König, oder 
junger König, hat durch die Verwendung des Honorars 
einen schönen Beweis seiner Güte abgelegt; bis jetzt 
waren noch alle Reichstage in dabitis. Es wäre Zeit, 
dass sich dieses änderte. Darum sollten wir um Nach- 
lass der Restanzen ansuchen; ferner muss ich noch das 
Toleranzgeld der Juden erwähnen, welches in keinem 
unserer Gesetze fundirt ist, und. auf die Contribution 
eingetheilt werden muss, wodurch eine grosse Last von 
den Contribuenten genommen wird. Wenn dieser mein 
Vortrag hier angenommen wird, betrachte ich es als 
eine Gunst; sonst muss iph dieses Ansuchen in der 
Reichst agssitzung wiederholen. 

Marczibdnyi von Trentschin: Ich begreife njcht. 
wie wir einen ]\achlass in der Contribution verlangen 
können, da wir so freigebig mit den Rekruten waren. 
Fürwahr, hätte der König 100,000 Mann verlangt, wir 
"würden sie ihm auch gegeben haben. Ich war Anfangs 
dafür, auch nicht einen Mann zu bewilligen, bevor 
unsere Beschwerden nicht erledigt sind : nun ist gekom- 
men, was voraus zu sehen war; wir müssen es tragen. 

Präsidium: Ich glaube, alle diese Fragen führen 
zu weit. Es soll liier nur bestimmt werden, ob wir 
uns schon jetzt in die Verhandlung der Contribution 
einlassen wollen oder nicht? 

Bar. Perenyi: Es ist unser allgemeiner Wunsch, 
dass der Reichstag bald zu Ende gehe. - Daher müssen 
wir mit den Arbeiten eilen. Auch ini vorigen Reichs- 
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tag haben wir die Resolutionen nicht zur Basis unserer 
Cpntributionsbestimmung genommen. 

Balogh: Es ist zwar umsonst, wenn wir auch die 
Bewilligung der Contribution verschieben. Allein ich 
dächte dennoch, dass, da wir im ganzen Reichstag im- 
mer passiv standen , indem wir die 48,000 Rekruten 
versprachen, ohne etwas zu erlangen, sollten wir nun 
trachten, einmal activ zu stehen. 

Nagy: Ich höre immer Rekruten, und immer 
Rekruten! als ob zwischen diesen und der Contribution 
eine Verbindung wäre. Wenn das Vaterland in Gefahr 
ist, müssen wir die Mittel zu seiner Verteidigung her- 
beischaffen , wenn auch die Regierung nicht auf recht- 
lichem Wege einhergeht. Wenn ich ein gemeinschaft- 
liches Haus mit Jemanden besitze, kann ich. bei Feuers- 
gefahr die Löschungsmittel dess wegen nicht verabsäu- 
men, weil mein Mitbesitzer nicht recht an mir han- 
delte« — Hier aber verhält es sich anders, als bei den 
Rekruten. Wir können. mit Grund dem Monarchen sa- 

fen: Herr, da. du auf indirecten Wegen dein Recht 
ierin so sehr anticipirst, dass dadurch der Contribuent 
schon in die höchste Noth versetzet ist; können wir 
uns in diese Frage eher nicht einlassen, als die Wun- 
den geheilt sind. 

Borsiczhy: Darüber hege ich eine ganz andere 
Meinung. Wenn wir die Contribution auch nicht be- 
willigten oder hierin mit dem Monarchen nicht überein- 
kommen könnten ^ wäre dennoch das Ende davon, dass 
es beim Alten bliebe. Genügt dann diese Contribution 
nicht, so wird das Salz, die Mauten und Dreissigst er- 
höhet, um das Fehlende hereinzubringen. Soldaten aber 
kann die Regierung ohne unsere Bewilligung nicht in 
nöthiger Zahl erhalten; und es bleibt immer wahr, dass, 
indem wir die Rekruten bewilligten, bevor wir die 
Landesbeschwerden erlediget sahen 3 wir die günstige 
Gelegenheit versäumten, uns gute Resolutionen zu er- 
wirken. So wenig Hoffnung ich auch habe, dass wir 
etwas Gutes erhalten werden, stimme ich doch dafür, 
dass man sich in diese Fraoe noch nicht einlassen soll. — 
(Die Sitzung wird mit diesem ßeschluss aufgehoben.) 

Circularsitzung vom 26. November. 

Präsidium: Majthe'nyi von Honth, Gr. u4ndrässy. 

Es wurden die Resolutionen auf einige der Landes- 
beschwerden vom vorigen Reichstag verlesen, welche 



Srösstentheils von geringer Wichtigkeit waren. Bei 
em Gegenstande der Lotterie, wo nämlich den Priva- 
ten untersagt wird, Realitäten mittels Lotterie auszu- 
spielen, die öffentliche jedoch auch ferner zu yerblei- 
ben hat, sprach 

Nagy: Diese Resolution ist ja ganz Ironie! Der 
Monarch sagt: ich werde ferner durch keine Patente 
die Lotterie einfuhren: — dieses ist natürlich, weil sie 
ohnehin schon bestehet. Ferner heisst es-: Da der 30. Ar- 
tikel 1791 die Aufhebung aller Glücksspiele anordnet, 
so werde ich künftig von Privaten, welche etwas aus- 
spielen , keine 10 pro Cent mehr nehmen , sondern der- 
lei Privatlotterien gänzlich untersagen; die gewöhnliche 
Lotterie aber bleibt, weil sie schon 60 Jahre besteht. 
Als ob ein gesetzwidriges Institut durch Verjährung 
gesetzliche Kraft erhalten könnte! Der vorige Reichs- 
tag hat hierüber seine Ansichten eröffnet, und die Ge- 
legenheit, welche die Lotterie zur Immoralität, beson- 
ders der geringern Ciasse, gibt, denn Vernünftige setzen 
nicht mehr , wäre schon allein hinreichend , selbe ab- 
zustellen, wenn sie auch aus andern Rücksichten mit 
einem gut eingerichteten Staate verträglich wäre. 

Borsiczky: In dieser Resolution sagt die Regie- 
rung deutlich: Ihr dürfet euch unter einander nicht 
betrügen,« ich behalte mir das Monopol vor. 

Die Fortsetzung dieser Verhandlungen wird durch 
das Präsidium für die nächste Circulärsitzung angesagt. 

Reichstagssitzung vom 27. November. 

Den Anfang der Sitzung machte das Verlangen 
Csdszdr's und mehrer anderer Deputirten, wegen 
zweckmassigerer Vertheilung der Plätze in der Stände- 
tafel, welches auch dahin bestimmt wurde, dass diese 
Eintheilung im nächsten Reichstage vor allem andern 
zu erfolgen habe. Hierauf wurde das Nuncium (75) 
wegen der einstweiligen Regulation der Falatinalporten 
verlesen. Diesem Verlangen widersprachen besonders 
Hertelendy, Bene, Gr. Kdrolyi, Novdk, Fascho 
und mehre Ablegaten, besonders der Theisser Comitate; 
sie verlangten den Gegenstand auf den nächsten Reichs- 
tag verwiesen, weil man nicht per excerpta arbeiten 
soll, auch die Conscription noch mangelhaft sei; Eör- 
dögh und Br. Vay brachten die Edelleute in Anre- 
gung, welche auf Bauergründen wohnen, wurden aber 
vom Personal dahin verständiget, dass hievon gegen- 
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wärtig dio Rede nicht sei. — Die Majorität stimmte 
jedoch für das Nuncium, welches auch au die Magna- 
/tentafel gesendet wurde. 

Hier ward es mit einstimmigem Beifall aufgenom- 
men, und der Obersllandrichter bat den Palatin im Na- 
men der Magriatentafel, deren einstimmige Wünsche 
und Gefühle oe. k. Hoheit aus dem lauten Freudenrufe 
entnehmen konnte, dieses so wichtige, das Wohl des 
Reiches bezweckende Werk zu vollbringen, und somit 
die lange Reihe der bereits erworbenen, unvergäng- 
lichen Verdienste um das Vaterland, hierdurch noch zu 
vergrössern. * 

Palatin: Dieses mir durch die L. Reichsstände 
beurkundete, ehrenvolle Vertrauen weiss ich in seinem 
ganzen Umfang zu würdigen, und zähle diesen Tag 
unter die vorzüglichsten meines Lebens. Als ich von 
der ersten. Anregung dieses Gegenstandes unterrichtet 
wurde, stand ich lange bei mir an, ob ich mich diesem 
so schwierigen, folgenreichen Werke ganz allein unter- 
ziehen, oder die Reichsstände bitten sollte, mir eine 
Deputation aus ihrer Mitte beizuordnen. Denn eben 
jene Kenntniss von so vielerlei Verhältnissen, welche 
zu diesem höchst wichtigen, das Glück so vieler Tau- 
sende bestimmenden Geschäft noth wendig ist, und die 
mir in dem Nuncio so schmeichelhaft beigelegt wird, 
musste mich überzeugen, dass dieses Unternehmen bei- 
nahe die Kräfte eines einzelnen Mannes übersteige. 
Doch, da es der bestimmte Wille der Reichsstände ist, 
dass ich ganz allein diese Arbeit vollbringe; da ich es 
ferner für die Pflicht eines jeden Staatsbürgers halte, 
dass er, aufgefordert durch das Vertrauen seiner Mit- 
bürger, vor keiner Beschwerde zurückbebe: so will 
ich nicht widerstreben/ und hoffe, dass mein eifriges 
Bestreben meiner Beschränktheit zu Hülfe kommen, 
und mich in den Stand setzen werde, dem ehrenvol- 
len Vertrauen und auch einigermassen den Erwartungen 
der Nation zu entsprechen. (Beifall.) Indem ich daher 
dieser Hochlöblichen Magnatentafel meinen Dank für 
ihr Zutrauen abstatte, wünschte ich, dass ein ähnliches 
durch eine Deputation an die L. Ständetafel erfolgte. 

Er ernennt hierauf die Deputation, welcher der 
Oberstlandrichter im Namen der Magnatfentafel noch den 
besondern Auftrag ertheilt, die Ständetafel von der in- 
nigen Freude zu unterrichten, mit welcher die Magna- 
ten ihren gegenwärtigen Wünschen beigetreten seien. — 
In der Ständetafel wird diese Botschaft mit einstiinmi- 



gern Freudenruf aufgenommen; worauf sich die Deputa- 
tion entfernt. 

Es kam nun die Reihe an die Verlesung des Nun- 
ciuins. (W) 

Personal: Die eben verlesene Zuschrift zerfällt 
in zwei Theile. Der erste besteht in der Verwahrung, 
welche die L. Stände dagegen anbringen wollen, dass 
aus den Worten der k. Resolution nicht auf eine Com- 
pletirung bei gegenwärtigem Subsidium geschlossen 
werde. Hierein will ich kein Hinderniss setzen, ob- 
gleich ich vollkommen überzeugt bin," dass der Monarch 
nie in dieser Voraussetzung war, auch das diesfällige 
Recht der Nation durch das angeführte Gesetz von 1807 
vollkommen gesichert ist. — Das zweite betrifft die 
Circulation. Hier muss ich meine schon früher geäus- 
serte Meinung wiederholen, und erklären, dass dieses 
Verlangen aus mehr als einem Grunde unstatthaft sei. 
Das Wohl der ganzen Monarchie verlangt, dass die 
Antipathie und die schädliche Aemulation zwischen den 
unter einem Scepter stehenden J^ölkern aufhöre. Nebst 
diesen sind es nur zwei Waffengattungen, aus welchen 
die ungarischen Truppen bestehen, nämlich die. leichte 
Reiterei und das schwere Fussvolk : wenn nun die übri- 
gen Nationen von diesen Zweigen ausgeschlossen wer- 
den, folgt natürlich, dass die andern Waffengattungen 
die Zulassung der Ungarn nicht zugeben werden; die- 
ses müsste dann um so 'nachtheiliger sein, da wirklich 
mehr Ungarn Offizierstellen in der Armee bekleiden, als 
bei uns untergebracht werden könnten, wobei wir uns 
durch die mitunter deutsch klingenden Namen, deren 
Eigenthümer geborne Ungarn sind, nicht täuschen las- 
sen dürfen. Endlich müssen wir nicht vergessen, dass 
der Monarch bei dieser Gabe alle übrigen, mitunter un- 

§ewöhnlichen, Bedingnisse erfüllt habe, und überhaupt 
e. Majestät im Laufe dieses Reichstages so viele Be- 
weise seines väterlichen Wohlwollens gegeben habe, wel- 
ches wir mit unbegrenztem Vertrauen erwidern müssen; 
daher, da wir mit den hierüber bestehenden Gesetzen 
uns begnügen können, gehet meine»Meinung dahin , dass 
wir von dem Nuncio abstehen sollen. . Br. Palocsay 
erklärt es einer tapfern. Nation unwürdig, sich auf diese 
Art absondern zu wollen: wo es sich um Heldenthaten 
handelte, habe der Ungar nie die Concurrenz gefürch- 
tet ; im Gegentheil gibt diese Gelegenheit zu- Auszeich- 
nungen. Uebrigens müsse man beaenken, dass die Re- 
gimenter oft zusammenschmelzen, und dann nothwen- 
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dig viele Offiziere snpernumerair werden müssten. End- 
lich könne jener £weck, dass ungarische Regimenter 
durch Ungarn angeführt werden, nicht erreicht wer- 
den, da es sehr viele ungarische Regimenter gehe, die 
aus. Walachen, Deutschen und Slavaken bestehen. Da- 
her gegen das abgesonderte Avancement. (TT) Eben so 
glaubt auch Nyeky, dass das Gesetz von 1807 viel 
zweckmässiger sei, als das Verlangen im Nuncio, weil 
letzteres leicht dahin fuhren könnte, dass, indem für 
die Lieutenants- und Hauptmannsstellen Ungarn ver- 
wendet werden, die Stabsoinzierposten meist durch die 
Indigenen eingenommen würden. (78) 

Dagegen bemerkt Földvdry, das, wenn wir hier- 
über auch keine andern Gesetze hätten, schon die prag- 
matische Sanction selbst unser Verhältniss zu Oest er reich 
dergestalt feststelle, dass es Fälle geben könne, wo die 
ungarischen Truppen, ganz von den übrigen abgeson- 
dert , für sich selbst operiren müssen. Für diesen Fall 
bedürfen wir ungarischer Überoffiziere und Generäle, 
die wir nicht in jener Anzahl besitzen, als es laut der 
Zahl unserer Truppen der Fall sein sollte. — Zwar 
werfe man dem Ungar vor, dass er leicht den Militär- 
dienst quittire , und während er noch tauglich zu wei- 
teren Diensten ist, nach Hause gehe. Wenn dieses 
wirklich der Fall ist," so dürfte weniger der Wankel- 
muth unserer Landsleute daran Schuld haben, als viel- 
mehr andere, ihnen nicht beizumessende Umstände, die 
jeden längern Dienst verleiden, und welchem abgeholfen 
werden müsse. — Wenn übrigens die Regierung diese 
Bedingniss nicht erfüllt, wird sie uns zwingen, bei ähn- 
licher Gelegenheit die Bedingnisse uns früher zusichern 
zu lassen. 

Ebergßnyi: Das Subsidium ist nun einmal unter 
dieser Bedingniss bewilliget, und kann bei einer frei- 
willigen Gabe nicht verweigert werden. Es verdient 
übrigens bemerkt zu werden, dass der Monarch in sei- 
ner letzten Resolution hierüber nicht einmal bestimmt 
erklärt, dass er die bestehenden Gesetze in Erfüllung 
bringen werde, sondern, dass er wünsche, sie erfüllt zu 
sehen* — Satisfieri desiderat — folglich nicht einmal 
eine Verbindlichkeit zur Abstellung eines Uebelstandes, 
wodurch, dem Willen der Gesetze zuwider, unsre Re- 
gimenter mit fremden Offizieren angefüllt werden, die 
weit entfernt, sich dem Nationalgeiste zu fügen, den 

femeinen Mann , der ihre Sprache nicht versteht, miss- 
andeln. Jeder, der nicht Deutsch kann, ist in den 



Augen dieser Offiziere* ein ungarischer Ochs; obwohl 
bei vielen derselben das Port-d^pee gröbere Unwissen- 
heit und mehr Untugenden verdeckt, als Jfenem eigen 
sind, welchem dieses gesagt wird. Nachdem der Mann 
durch ein fremdes Commandowort geplagt wurde, wo- 
von er nichts versteht, und Worte, gleich einem Pa- 
pagei, nachsagen mu&te, bei welchen er fast die Zunge 
verrenkt: soll er noch vor dem Feind Vertrauen zu 
einem Vorgesetzten haben, der ihm immer unverständ- 
lich und fremd bleiben wird. — Indem wir verlangen, 
dass der Ungar dem Ungar vorgesetzt werde, betreiben 
wir dasjenige, was die Regierung selbst bewerkstelligen 
sollte, wenn es ihr mehr um die Brävour ihrer Trup- 
pen, als um das heillose uimalgamirungssystem zu thun, 
wäre. Alle europäisch on Mächte trachten den Geist 
ihrer Truppen zu Jieben , nur bei uns wird er gewalt- 
sam unterdrückt Ein aus allen Nationen zusammenge- 
lesenes Offiziercorps kann unmöglich jenen Gemein- 
geist besitzen, welcher in unsern Zeiten das Loos der 
Schlachten entscheidet. (79) — Vor Kurzem erst war 
ich Zeuge eines traurigen Beleges dieser Behauptung, 
als das Husarenregiment Frimont, welches das Unglück 
Jiat, von einem jungen böhmischen Obersten comman- 
dirt zu werden, durch das Eisenburger Comitat mar- 
schirte. Ueberall widerhallten Stockstreiche, und das 
Missvergnügen war allgemein. Dieses sind jene Bei- 
spiele, welche den Unger vom Soldatenstand abschrecken, 
/die Rekrutenstellung so sehr erschweren, und welchen 
nur auf die, in unserm Nuncio bestimmte Weise entge- 
gengewirkt werden kann. 

Ragdlyi: Ich bin selbst durch das Nuncium nicht 
zufrieden gestellt. Jede Nation ist bemüht, eine Armee 
zu besitzen, die vom Nationalgeist durchdrangen ist; so 
lange den Truppen noch Nationalität mangelt, kann sich 
ein Volk nicht frei erachten. Solche , die unsre Söhne 
aus ihren Plätzen verdrängen, wissen sich das Indigenat 
zu verschaffen, und erröthen nicht, den ungarischen 
Adel in fremder Sprache zu erbetteln". — uffiziere, 
selbst Indigenen, welche der ungarischen Sprache nicht 
mächtig sind, sollen aus unsern Regimentern entfernt 
werden. — Wenn es wirklich der Fall wäre — obwohl 
ich mir es nicht einreden kann — - dass mehr Ungarn in 
der Armee Oflizierst&llen inne haben, als in unsern 
Regimentern untergebracht werden könnten, so folgt aus 
unserm Verlangen noch nicht, dass diese Ueberzähligen 
darum den österreichischen Dienst verlassen sollen, 



sondern sie müssen« bis auf ihre mögliche Unterbrin- 
gung bei uns, unter jenen Trappen fortdienen, wo sie 
sich zeithe% befanden , da sie gewiss nicht durch Un- 
kenntniss der Regimentssprache zum Dienste untauglich 
sein werden; auch wäre eine ähnliche Entfernung der 
Klugheit zuwider, weil derlei Offiziere leicht ihr Glück 
in andern Armeen suchen und auch finden dürften, wie 
es wirkb'ch schon der Fall gewesen ist. (80) Doch nicht 
bloss die Offiziere, auch die Unteroffiziere verdienen 
iinsern Schutz, da viele unter ihnen weit mehr militä- 
rische Kenntnisse, wenn gleich' in einer andern Sprache, 
sich erworben haben, als jene, die ihnen wegen der 
Sprache .vorgezogen werden; denn auf diese Weise 
kommen oft Offiziere in ungarische Regimenter, von 
denen wir wünschen sollten, sie nie gesehen zu haben.-— 
Sollten diese meine Bemerkungen keinen Platz in der 
Kote finden, so verlange ich wenigstens, dass an sei- 
nem jetzigen Inhalt nichts abgeändert werde. 

Domherr Sztankovit $: Da wir wissen, dass mehr 
Ungarn in der Armee dienen, als bei uns versorgt wer- 
den können, so sollten wir uns gegen die frem.den Offi- 
ziere um so weniger erklären, als auf den Fall der Ge- 
währung viele ohne Dienst bleiben müssten; auch müssen 
wir nicht vergessen, dass wir viele walachische und 
slavakische Regimenter haben,, wo die ungarische 
Sprache unnütz wäre. Von jenem Umstand aber , dass 
wir verhältnissmässig weniger höhere Offiziere zahlen, 
' liegt die Ursache darin, dass der Ungar nicht gern lange 
dient und sehr bald nach Hause gehet. 

Ragdlyi: Es ist sonderbar r dass der geistliche 
Stand die Aufnahme von Ausländern unter unsere Trup- 
pen anräth , da doch bei wiederholten Gelegenheiten 
der Clerus gegen die Fremden so sehr geeifert hat, 
welche sich unter ihn eindrängten; und dennoch — ich 
innss es unumwunden bekennen — glaube ich den Na- 
tionalgeist unter diesem Stand viel leichter vermissen 
zu können, als unter den Vaterlandsvertheidigern. 

Personal: Ich erinnere mich nicht, gehört zu 
haben, dass die Aufnahme der Fremden durch die 
Geistlichkeit angerathen worden ^ wäre. Was der Able- 
gat des Raaber Domkapitels hierüber äusserte , kann 
nicht als die Willensmeinung der Clerisei gelten; er 
sprach seine Ansicht eben so aus; wie dieses der De- 
putirte von Borsod seinerseits gethan hat. Ich pflege 
jenen , deren Meinung der meinigen entgegen ist, immer 
die reinsten Absichten zuzutrauen,, und wünschte ein 
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Aehnliches auch von der Gegenpartei. — Da übrigens di« 
Majorität für das Nuncium gestimmt scheint ^ so wird 
noch das Project zur Resolution verlesen, dann beide 
Zuschriften durch den Herrn Protonotär der Hochlöb- 
lichen Magnatentafel überbracht werden. — (Es. ge- 
schieht.) 

In der Magnatentafel wurde dieses Nuncium mit 
allgemeinem "Widerspruch aufgenommen. Die vorigen 
Grunde gegen die abgesonderte Circulirung der Of- 
fizierstellen wurden durch den Obersllandrichter , Oberst- 
mundschenk und Obergespan Br. Orczy abermals vor- 
gebracht. — Graf Stephan Sz ichinyi äusserte sich in 
einer geistvollen, ungarischen Rede unter andern, dahin, 
dass, obwohl jene Klage der Ständetafel, dass wir Un- 
garn selten zu höheren Offizierstellen gelangen , nicht 
ohne Grund sei , wovon er selbst aus Erfahrung: spre- 
chen könne, da er nach einer langen Reihe von Dienst- 
jahren, in welchen er seine PJhcht erfüllt' zu haben 
glaube, sich keiner besondern Carriere zu rühmen habe, 
wohl aber bei der allgemeinen Klage über ähnliche 
Fälle oft habe hören müssen, dass der Ungar, wenn er 
drei Zwetschenbäume besitzt, den Dienst verlasse uncf 
nach Hause gehe; so ist der Redner dennoch nicht der 
Meinung, dass diesem Uebel durch das. Nuncium abge- 
holfen werde, sondern eher darauf zu dringen sei, dass 
die hierüber bestehenden Gesetze genau in Erfüllung 
kommen. — Die Meinung war übrigens allgemein, dass 
diese Absonderung eine schädliche Aemulation herbei- 
führen müsöte. — Fürst Batthydnyi erklärt sich jedoch 
für das Verlangen der Ständetafel, indem, es sich äu£ 
eine unläugbare Thatsache gründe, jene nämlich, dass 
die diesfälligen Gesetze nicht beobachtet werden; fer- 
ner nichts enthalte, was eine freie Nation nicht mit 
vollem Rechte fordern könnte. ■ — Obergespan Gr. Karl 
Erdödy stimmt ihm bei. — Es wurde ein dem Sinne 
der Majorität entsprechendes Nuncium (81) verfasst, an 
die Ständetafel befördert 3 wo man sich dessen Bera- 
thung für die Circularsitzung erbat. , 

Während dieser Verhandlungen wurde dafc Elaborat 
der Circularsitzungen über die k. Resolution auf die 
Präferentialien , so weit es vollendet war, verlesen und 
in Berathung gezogen; in dem Begleitungsschreiben 
wurden die Worte: dass die Reichsstände die Erledi- 
gung aller dieser Beschwerden nicht nur geivünschet, 
sondern gehofft haben, — auf Verlangen menrer Able- 
gaten dahin abgeändert: dass die Reichsstände dieses 
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nicht nur gehofft haben, sondern im Sinne der Gesetze 
auch mit Hecht erwarten konnten. — Pronay hielt selbst 
diesen Ausdruck noch zu schwach, und wollte nebstbei 
den Schmerz darüber ausgedrückt haben, dass gar keine 
günstige Resolution herabgelangt sei; Ragdlyi wünscht 
auch den Umstand zu berühren , dass nebst den vielen 
abschlägigen Resolutionen die Erledigung' der übrigen 
Beschwerden immer auf den künftigen Reichstag ver- 
wiesen werde. In diesem letzten (Jmstand jedoch sieht 
der Personal keine so grosse Beeinträchtigung. In 
den vorigen Reichstagen seien die meisten Beschwerden 
dahin beschieden worden, dass der Monarch erklärtet 
Er werde sich von der Sache unterrichten lassen — den 
Gegenstand in Ueberlegung ziehen u. s. w. Es sei dem- 
nach viel vorteilhafter, wenn geradezu erklärt werde, 
dieser oder jener Gegenstand sei auf den nächsten 
Reichstag verwiesen, weil er seiner Natur nach längere 
Zeit erfoi'lere, die man doch auch der Regierung zu- 
gestehen müsse. 

• Nagy: In Gemässheit des 13. Art. 1791 sollen in . 
jedem Reichstag sowohl die k. Propositionen, als auch . 
die Landesbeschwerden erlediget werden. Wenn wir 
den ersteren Genüge leisten, haben wir das Recht, von 
der Regierung ein ähnliches für die letzteren zu ver- 
langen. Hier liegen nun vor uns jene Beschwerden, die 
schon in den verflossenen Reichstagen hätten erledigt 
werden sollen, und nun selbst in diesem abermals auf 
den nächsten verwiesen sind; und bei manchen unter 
ihnen ist dieses schon durch Jahrhunderte der Fall. 
Man begnügt s sich, einige unbedeutende, gut oder 
schlecht, zu entscheiden, und löst den Reichstag auf, 
sobald den Propositionen willfahren ist. Wie, wenn 
wir diese Maxime der Regierung unsererseits befolgten? 
wenn wir aus den Propositionen nur einige unbedeu- 
tende Punkte erledigten, hinsichtlich des Uebrigen aber 
die Regierung dahin vertrösteten, dass wir früher nach 
Hause gehen, die Sache mit unsern Committenten bera-^ 
then, und dann im nächsten oder dritten Reichstag 
Bescheid ertheilen werden; würde der ausübenden Ge- 
walt damit gedient sein ? und dennoch ist die Verpflich^ 
tung\ierin gegenseitig. Daher halte ich diese Resolu- 
tion selbst für das grösste Gravamen. — Wird gegen 
irgend ein» Dicasterium Klage geführt , so darf sich das 
Land keine andere Resolution erwarten, als: „das be- 
treffende Dicasterium werde hierüber vernommen wer- 
den, der Gegenstand selbst aber sei auf den nächsten 



Reichstag verschoben/' Dieses ist widerrechtlich: nicht 
die Behörde, welche ihre gesetzlose Handlung, oder 
ihre Willkühr, leicht beschönigen wird, muss gehört 
werden, sondern vor dem Reichstag müssen derlei Kla- 
gen untersucht und abgeurtheilt werden. — Kommt nun 
gar die Reihe an Dinge, die der Regierung nicht beha- 
gen, so heisst es gewöhnlich:» „Se. Majestät hätte ge- 
hofft '| — oder „wünschte" — und dann werden wir 
mit einer ausweichenden Antwort abgespeist. — Ueber- 
haupt scheint man sehr oft zu vergessen, dass die 
Reichsstände- keine Gnade sollicitiren, sondern dasjenige 
verlangen, wozu sie ein Recht haben. 

Personal: Wenn die Klage gegen' ein Dicasterium 
gerichtet ist, muss man dasselbe docn auch vernehmen, 
da dieses Recht jedem Einzelnen zukömmt. Aus der 
Angabe allein können nicht alle Umstände entdeckt 
werden; nicht nur die Dicasterien, sondern jede Be- 
hörde, gegen welche Klagen erhoben sind, muss ver- 
nommen werden. 

Nagy : Während der Verhandlung selbst, auf kur- 
zem Wege und zur Information, das gebe ich zu; aber 
unter diesem Vorwand die Entscheidung ins Unendliche 
verschieben, oder am Ende die Sache bloss nach der 
AeusserungdesDicasteriums abmachen, ist einer loyalen 
Administration zuwider. Man muss nicht vergessen, wie 

Senau jede ähnliche Klage Einzelner gegen Behörden 
urch die Stände untersucht und abgewogen werde, be- 
vor sie als Gravamen aufgenommen wird; ich muss 
daher auch ferner bei dieser meiner Ansicht verharren« 
Ragdlyi: Der Satz ist unumstösslich , dass die 
Beschwerden' schon hätten erledigt werden sollen; denn 
so verfügt es der 13. Art. 1791. Allein es erfolgen nur 
immer Vertröstungen. „Dieser und Jener muss früher 
gehört werden;" und dieses wird gewöhnlich so lange 
wiederholt, bis der Kläger und die Klage absterben. 
Da. nun dieses die reine Wahrheit ist, warum sollten 
wir sie nicht gerade heraussagen? Es ist nicht anzu- 
nehmen, dass die Regierung drei volle Jahre hindurch 
so sehr mit den äussern Angelegenheiten sollte beschäf- 
tigt gewesen sein, um in diesem langen Zeitraum gar 
keine Sorge auf unsre Landesbeschwerden verwenden 
zu können. Wenn man bedenkt, dass während dieser 
Zeit die Regnicolardeputation, verhältnissmässig nur aus 
wenig Gliedern bestehend, die ganze Reichsverfassung 
durchgegangen und neu bearbeitet habe, so kann man 
fürwahr den Fleiss der Hofkanzlei > die nicht einmal 
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ein Paar Gravamina erledigen konnte , nicht sehr be- 
wundern, ja kaum entschuldigen, 

Personal: Viele Gegenstände finden an solchen 
Punkten Anstände, die wir nicht genau kennen; es ist 
übrigens immer besser, dass eine Frage, wenn auch 
später, doch vollkommen erlediget werde, als dass der 
Bescheid darauf ausweichend herablange. — 

Hierauf erwiedert Ragdlyi bloss, dass manche* 
Klagen nun schon an die vollen vierzig Jahre in statu 
quo verbleiben. 

Die Resolution sammt den darauf geraachten Be- 
merkungen wurden nun nach Nummern verlesen. Die 
meisten, an sich zwar wichtig, lieferten wenig Stoff zu 
Erörterungen, und wurden zum Theil bei der Redac- 
tion der Circularsitzune gelassen und zum Theil modi- 
ficirt. Einige gaben jedoch zu Erklärungen Anlass. 

Auf die 18. Beschwerde, hinsichtlich der Lotterie, 
erklärte der 

Personal: Ueber den innern Gehalt dieser Klage 
habe ich keine Bemerkung zu machen; ich bin kein 
Freund der JLotterie, und wünschte sehr ihre Abstel- 
lung. Aber wir sollten nicht Gründe anführen, die 
man uns leicht widerlegen kann. Es ist falsch, dass der 
Monarch schon 1792 die Lotterie abzustellen verheissen 
habe; die Sache verhält sich anders. Es wurde zwar 
1790 bei Gelegenheit, wo die Glücksspiele abgestellt 
wurden, Kaiser Leopold II. gebeten, auch die Lotterie 
zu cassiren; allein Se. Majestät nahmen nur das erstere 
an; das Verbot von 1792 ging daher nur auf die übri- 
gen Hazardspiele. — Alle andere, gegen die Lotterie 
angeführten , Gründe sind statthaft , und ich wünsche 
von Herzen, dass dieser Wunsch der Stände in Erfül- 
lung gehe. 

Nagy: Ich bin hievon noch nicht so ganz über- 
zeugt; denn wenn K. Leopold auch die Lotterie nicht 
ausdrücklich abgestellt hat, so erklärte er dennoch in 
seiner Resolution , dass das Glücksspiel — urna sortis — 
wo bloss der blinde Zufall entscheidet, verderblich und 
die Moralität untergrabend sei. -— Und so ist es auch: 
die Lotterie gibt zu Betrügereien und Diebstahl Anlass, 
und ist ganz unverträglich mit einem gut eingerichteten 
Staate. — Ist das Glücksspiel den Privaten verboten, so 
muss die Regierung mit gutem Beispiel vorangehen. (82) 
Ich verlange daher, dass die Redaction bleibe, wie sie 
ist« (Angenommen.) 
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Personal: Ich Labe nichts dagegen; nur sollten 
wir der Regierung nichts aufbürden , was sich nicht so 
verhält; denn sie hat 1792 in die Abstellung der Lot- 
terie nicht gewilliget. 

Särnmt liehe Gravamina, so weit sie zu Verhandlun- 
gen gekommen waren , wurden an die Magnat entafel 
gesendet. — Während diester Zeit ernannte der Perso- 
nal zwei Deputationen aus der Ständetafel: die erste zur 
Untersuchung der Bittschriften der Indigenen, welcher 
jedoch aufgetragen wgrd, sich einstweilen bloss zu in- 
formiren, ihre Opinion aber erst dann abzugeben, wenn, 
dieser Gegenstand nochmals in der Circularsitzung be- 
rathen und die diesfällige Instruction ertheilt sein wird; 
die zweite zur Vertheilung der zu stellenden Rekruten 
auf die einzelnen Behörden, in Gemässheit der interi- 
mellen Regulation der Palatinalpörten. — Auch hierüber 
wurde Bericht an die Magnatentafel erstattet, wo der 
Palatin auch aus den Gliedern derselben die nöthigen 
Deputirten ernannte, den Vorsitz der zweiten Deputation 
aber selbst übernahm. • 

Das Nuncium ward in der Magnatentafel verlesen, 
und es muss hier bemerkt werden, dass kein lateini- 
sches Project zur Repräsentation beigefügt war, dem- 
zufolge die Berathung bloss über das ungarische Nun- 
cium zum erstenmal vorgenommen wurde. 

Oberstmundscheyk: Ich sehe, dass die Stände- 
tafel dem 13. Art. 1791 eine ganz aridere Deutung gibt, 
als deren er fähig ist. Sie verlangt nämlich, dass in 
jedem Reichstag alle Gravamina erledigt werden sollen. 
Dieses ist nun an sich schon unmöglich, .besonders bei 
einem kurzen Reichstag. Auch muss zuvor entschieden 
Werden, welche Beschwerden gerecht seien oder nicht? 

Judex Curiae: Dieser Meinung Sr. Excellenz kann 
ich nimmermehr beipflichten , da das besagte Gesetz 
wirklich verlangt, dass alle Beschwerden in jedem 
Reichstag vorgenommen und erledigt werden sollen« 
Ergeben sich bei einigen derselben unerwartete Hinder- 
nisse, so ist dieses eine Ausnahme von der Regel. — 
Ob die Beschwerden übrigens gerecht seien oder nicht ? 
darin eben besteht der Gegenstand der gemeinschaft- 
lichen Berathungen zwischen dem Monarchen und den 
Reichsständen. Das Gesetz verordnet, dass sowohl die 
königlichen Propositionen, als auch die Landesbeschwer- 
den sollen abgehandelt werden. Ist das Erstere erfolgt, 
so kann das Letztere nicht unterbleiben, sonst wäre dem 
gegenseitigen Tractate nicht Genüge geleistet. (Beifall.) 



. Bei der Verlesung des 18. Gravamens erklärte der 
Oberstschatzmeister , dass das Gesetz deutlich die olla 
fortunae,, d. i. die Lotterie, benenne, folglich die Sache 
klar und das Verlangen der Ständetafel gerecht sei. 

Oberstlandrichter:, Diese Beschwerde zerfallt 
in zwei Theile, nämlich, i) dass die Lotterie als eine 
Art indirtecter Contribution betrachtet werden müsse, 
welche, da sie im alicemeinen Reichsrecht nicht begrif- 
fen ist, selbst durch den königlichen Fiscus nicht könnte 
zugegeben werden, da die königlichen Einkünfte durch 
das Gesetz bestimmt sind; und 2) dass einem gegen die 
Gesetze bestehenden .Institute selbst eine Verjährung 
von 60 Jahren keine Gesetzlichkeit ertheilen könne. 
Beide Grundsätze sind gerecht und wahr, wesswegen 
ich auch von Herzen wünsche, dass dieser Antrag, 
welchem gewiss auch diese hohe Tafel beipflichtet, den 
erwünschten Erfolg haben möge. (Beipflichtung.) 

' Zu der Beschwerde, §. 24., dass die Contribuenten 
durch die Verweigerung der Einlösung von falschen 
Bancozetteln grossen Schaden erdulden, welcher um so 
empfindlicher ist, als die Stände nie in die Annahme 
des Papiergeldes gewilliget haben, ertheilte der Tav er- 
nicus zwar seine Beistimmung, nur schien ihm die 
Redaction nicht ganz zweckmässig angegeben. Er bringt 
daher folgenden z!usatz in Vorschlag: da man dem Con- 
tribuenten nicht' zumuthen könne, dass ihm die Hand- 
griffe der Bancoofücialen geläufig seien, und er auf den 
ersten Blick erkennen soll, welche Zettel falsch seien, 
möge bloss bei solchen die Einlösung verweigert wer- 
den, welche ganz ungeschickt, gleichsam zum Scherz, 
nachgemacht sind; für alle jene aber, welche die Be- 
hörde des Besitzers für nicht leicht erkennbar erklärt, 
soll der Betrag ausgefolgt werden. (Angenommen.) 

Beim 12. Gravamen der Stände von Croatien gegen 
die öprocentigen, zu verlösenden Staatsobligationen 
wünschte der Palatin, dass die Stände von ihrem Ver- 
langen abstehen mögen, da diese Einrichtung nur zum 
Vortheil und der Sicherheit der Staatsgläubiger getrof- 
fen sei. — AU ein die Ständetafel, obwohl sie die übri- 
gen Modificationen annahm, weigerte sich, diese letzte 
anzunehmen, und zwar aus dem Grunde, weil bereits 
die vorigen Reichstage aus ähnlichen Grundsätzen aus- 
gegangen seien. Doch endlich wurde die Sache bis zur 
Entscheidung der Frage über die Correlationen verscho- 
ben, worein auch die Magnatentafel willigte; worauf 
die Sitzungen in beiden Tafeln geschlossen wurden. 
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Circularsitzung vom 29. November« 

Präsidium: Bezeridy v.Raab, Baron Terinyu 

Die Verlesung und die Berathung der Reichsbe- 
tckwerden wird fortgesetzt. Die Erörterungen, welche 
der grösste Theil derselben herbeigeführt, sind mit dem 
öffentlichen und Privatrechte des Königreiches, wie 
auch zum Theil mit Localverbältnissen, so eng verbun- 
den, dass dieselben wegen Mangel an Kaum und aus 
Besorgniss, unverständlich zu werden, nicht könne 
wiedergegeben werden. Nur einige , mehr allgemeine, 
Aeusserungen werden hier angeführt:. 

Beim 66. Punkt, wo das Szalader Comitat ver- 
langt, dass ein Theil jler Agramer Diöcese jener von 
Stemamanger einverleibt werden soll, wurde nebst 
andern statischen Gründen auch die Sprache als Ursache* 
dieses Verlangens angeführt. Obwohl nun hierauf Dom- 
herr Cs au sz bemerkte, dass die Grundherrschaft jener 
Gegenden, welcher das Patronat zustehet, nur Pfarrer, 
welche Ungarisch sprechen, ernennet; gab Dedk hierzu 
die Aufklärung, dass man derlei Individuen zwar suche, 
aber nicht finde. 

Ebergenyi: Die Pfarrer jener Gegenden sind so 
eingefleischte Croaten, dass in ihren Augen die unga- 
rische Sprache mit der griechischen und hebräischen 
in gleichem Verhältniss steht. Eben darum ist es noth- 
wendig, dass jenen Gemeinden nur Seelsorger vorste- 
hen , die der ungarischen Sprache mächtig sind , denn 
von der Kanzel und den Schulen wird sich die Sprache 
am schnellsten verbreiten. Wenn es uns mit diesem 
Wunsche Ernst ist, dürfen wir keine Anstrengung 
scheuen und selbst massiger Zwang muss angewendet 
werden. Es dürfte wohl schwerlich irgend ein Comitat 
mehr durch fremde Sprachen geplagt werden, als das 
meine. Nebst den Wenden, welche einen Theil dessel- 
ben bewohnen , leben in einem andern Deutsche x in 
einem andern Croaten. Von Steiermark aus wird das 
Comitat mit deutschen Bittschreiben belästiget. Daher 
haben wir auch strenge Massregeln zur Verbreitung der 
Muttersprache getroffen. Keine Bittschrift wird ange- 
nommen, wenn sie nicht Ungarisch verfasst ist ; in jedem 
Dorfe ohne Ausnahme wird die ungarische Sprache in 
den Schulen gelehrt ; abwechselnd Ungarisch gepredigt ; 
nur wer Ungarisch spricht, zum Dorfrichter, bcnulmei- 
ster, oder Notar erwählt; in den Mädchenschulen die 
ungarische Sprache gelehrt, und auf diese Weise sind 



wir in kürzer Zeit dahin gelangt, dass jenes Comitat, 
welches noch, vor kurzem in der grössern Hälfte der 
ungarischen Sprache unkundig war, dieselbe sehr bald 
als die herrschende wird betrachten können. 

Bei Gelegenheit des Grayamens , wegen der Salz^ 
fuhren, erwähnte Borsiczky auch jenes des Trent- 
schiner Comitates, welches allein vor allen übrigen Co- 
mitaten das Unglück habe , sich des polnischen Salzes 
bedienen zu müssen, welches von schlechter Qualität 
und meist nur für das Vieh brauchbar sei. Diese Be- 
schränkung in einem Lande , welches so reich an dem 
vortrefflichsten Steinsalz ist, hält (Jer Redner für einen 
unerträglichen Druck. In unserm freien constitutionellen 
Reiche wird ein Theil der Einwohner, den Gesetzen 
zuwider, an dem Genüsse eines unentbehrlichen inlän- 
dischen Naturproduktes verhindert. Dieses Verbot 
werde mit einer solchen Strenge gehandhabt, dass gegen 
das Arvaer und Turoczer Comitat ordentliche Douanen 
errichtet seien. 

Auf die Klage der Debreziner-Stadt über die lange 
«•eilfjährige königl. Commission* welche mit vielen Un- 
kosten und Beschränkungen der Stadt verbunden war, 
rieih Borsiczky, die Commissionen fernerhin ohne 
Diurnen zu verlangen: es gäbe genug Leute, die nach 
derlei Funktionen begierig sind, andererseits aber wegen 
Mangel an Tagegeldern sich dennoch beeilen würden, 
ihr Geschäft zu beendigen. 

Das Gravamen des Szathmarer Comitats gegen die 
zw grosse Ausdehnung des Wirkungskreises der Hof- 
kaiizlei und ihrer Befehle, hinsichtlich des Notariats 
und dessen Besetzung durch die Obergespäne , gab zu 
sehr langen , dieses Recht bestreitenden Erklärungen 
Anlass. Radvdnszky leitete den Grund ähnlicher 
Klagen theils aus dem Bestreben der Regierung, die 
Feder aus der Hand der Stände zu winden, theils aus 
dem Trachten einiger mächtigen Familien nach oligar- 
chischer Gewalt. Majthenyi von Honth bringt über 
das Notariat aus den frühern Zeiten merkwürdige Data 
hervor, indem noch vor 100 Jahren mancher Comitats- 
notar diese Stelle in zwei Comitaten zugleich versah, 
auch kein bestimmtes Protokoll im Archive des Comi- 
tats aufbewahrt wurde, sondern der Notar selbes in 
einer ledernen Tasche mit sich führte.. Das Notariat sei 
daher dazumal nicht so wichtig gewesen wie jetzt, wo 
nur das allgemeine Vertrauen, nicht aber der Wille des 
Übergespans, dieses Amt verleihen soll. Csömay be- 
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merkt hierauf, dass selbst in jenen Zeiten die Notare 
durch die Stände erwählt wurden, als sie noch die 
Protokolle in einer ledernen Tasche, wie er selbst eine 
wirklich in Händen gehabt habe, mit sich herumgeführt 
haben. Die Sitzung wird geschlossen. 

Circularsitzung vom 30. November. 

Präsidium: Bezerddy von Raab, Br. Per^nyi. 

Die Antwort auf die Bemerkungen der Magnalentafel 
hinsichtlich der Circulation der Offizierstellen wird ver- 
lesen, und mehre Veränderungen in selber vorgenom- 
men. Die Ansicht der Stände beruhet einstimmig darin, 
dass das gegenwärtige Verlangen nicht nur auf die be- 
stimmten Gesetze, sondern auf die allgemeine Gerech- 
tigkeit und die Sitte aller Völker gegründet sei. Repds 
bemerkt, dass durch die Verweigerung dieses Verlan- 
gens man deutlich zu erkennen gebe, dass man uns 
entweder für so ungeschickt halte, dass keine höhern 
Militärstellen durch Ungarn besetzt werden können, 
oder für so meuterisch , dass man sie uns nicht anver- 
trauen wolle. Berndth findet in der Geschichte Belege 
zu dieser jetzigen Verweigerung; es war früher auch 
nicht besser. Während Deutsche, Italiener und Spanier 
als Heerführer und sein sollende Beschützer des Landes, 
sich durch Eigenmächtigkeiten und Erpressungen den 
Hass und die Reichthüiner des Landes erwarben, wur- 
den die ungarischen Anführer als Festungscommandanten 
verwendet und ergrauten zwischen den Mauern. Der 
Redner führt noch mehre Gesetze an, die er in die 
Antwort aufzunehmen wünschet; welche aber Andere, 
als nicht ganz anwendbar und mitunter selbst gefährlich, 
wegzulassen verlangen. 

Nagy: Wir können alle diese ^Gesetze hier anfüh- 
ren, ohne schädliche Folgerungen befürchten zu müssen. 
Die Seele des Ganzen besteht darin, dass sich der Zeit- 
geist in einem Grad ausgebildet hat, dass gf all dieser 
Colonisirung und Amalgamisirung um so mffiir zuwider 
^ ist, als selbst unser Verhältniss zu den übrigen Staaten 
der Monarchie dieses von jeher nicht gestattete. Als 
Ferdinand 1. die Krone Ungarns erwarb, beschwichtigte 
er die Befürchtungen der Nation dadurch, dass er bei 
seiner Thronbesteigung ölFentlich erklärte, „iürchtet 
nicht, dass, weil ich Kaiser bin, ich Euch die Deutschen 
auf den Hals schicken werde. " — Von dieser Zeit 



athmen alle unsere diessfälligen Gesetze den nämlichen 
Geist, bis zu dem jetzt regierenden König, welcher zwei 
ähnliche, bestimmte Gesetze gebracht hat. Es ist Schade, 
hierüber ein Wort zu verlieren. — Und wo wäre 
denn endlich die Nation, die nicht einen ähnlichen 
Wunsch hätte, sei es Böhme oder Portugiese, jeder will 
die Fremden von den Aemtern entfernt haben. 

Pdzmdndy : Wie können wir auch befürchten, 
dass der König unser Verlangen nicht erfüllen werde, 
da er in seiner Resolution selbst sagt, er wünsche es. 

Marczibdnyi von Trentschin verlangt, dass die 
Fremden sogleich entfernt werden; diesem widerspricht 
Gr. la Motte, weil uns eine solche Massregel nur 
Feinde erwecken würde. Auch Dubraviczky hält 
es für unmöglich, und mit unserer Stellung zu den 
übrigen Erbstaaten unverträglich, auf eine so violentirle 
Art zu verfahren; wir sollen nur solches verlangen, 
was ausführbar ist. 

Nachdem diesem zufolge mehre Veränderungen in 
der Antwort vorgenommen waren, kam die Fortsetzung 
der Landesbeschwerden an die Tagesordnung. 

Das 9. und 10. Gravamen, (83) wurde einstimmig 
als höchst gegründet anerkannt. Auf das erstere be- 
merkte Br. ray, dass. dieExcesse der Salzbeamten zu 
gegenseitigen Gewalttätigkeiten Anlass geben, wie denn 
im Zemphner Comitat sich der traurige Fall ergab, dass 
ein Salzbeamter, welcher sich eigenmächtige Haussu- 
chungen bei Edelleuten erlaubte , yon einem derselben 
auf das Erbärmlichste zusammengeschlagen wurde. Es 
entstand hierüber eine Klage Allerhöchsten Ortes, 
allein das Comitat erwiderte, dass derlei Haussuchun- 
gen nur dem Stuhlrichter zukämen. 

Nachdem noch vieles über das Indicat der Hof- 
kaminer, als vom Lande nie anerkannt, Torgebracht 
war , kam die Reihe an das Gravamen wegen des um 
11 Xr. C. M. von jedem Centner erhöhten SalzDrei- 
ses, welcher durch das Land zu einem Fond für allge- 
meinen Staksen - und Brückenbau und ähnliche ge- 
meinnützig^Unternehmungen bestimmt wurde, wovon 
aber viele Comitate nichts erhalten zu haben ver- 
sicherten. 

Borsiczhy : Diese Klage zerfällt in 2Theile; näm- 
lich wir verlangen Rechenschaft von dem Vergangenen, 
und Bestimmung für die Zukunft. Das Erstere begreift 
jene Comitate, die nichts bekamen, hier auch weiter 
nichts erwarten können: denn es ist nichts mehr da. 
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Allein die Regierung kann uns die Rechnunglegung 
nicht versagen, da wir das Geld hergaben; es ist unser 
Eigenthum und die Statthalterei und Hofkammer durf- 
ten es nur dahin verwenden, wozu es bestimmt war. 
Das Zweite betrifft die Manipulation für die Zukunft. 
Bis jetzt haben gewöhnlich nur jene Comitate etwas 
erhalten, deren Obergespäne bei der Stalthallerei ange- 
stellt oder überhaupt mit selber in einiger Verbindung 
waren. Für die Zukunft muss hierin eine Gleichför« 1 
inigkeit eingeführt werden, welche meiner Meinung 
nach dadurch erzweckt würde, dass. man über dieSalz*- 
consumtion eines jeden Comitats Protokolle führte und 
in Gemassheit derselben diesen Fond vertheilte: auf 
diese Art würde jedes Comitat einen Fond zum otras- 
senbau haben. Geschieht dieses nicht , so mögen diese 
11 Xr. lieber ganzlich unterbleiben. Mein Comitat von 
300,000 Einwohnern darf ohnehin nur schlechtes polni- 
sches aSalz gemessen, und obwohl die Aerarialfuhren 
nach Mähren, Schlesien und Polen unsere Wege am 
meisten verderben, l^aben wir doch nie einen Kreuzer 
zum Strassenbau erhalten. 

Nagy: Auch mein Comitat erhielt nie einen Heller. 
Dieses G* Id gehört nicht zu den königlichen Einkünf- 
ten, sondern ist Eigenthum des Landes. Ich zweifle 
übrigens sehr, dass diese ungeheueren Summen alle zu 
dem bestimmten Zweck sollen verwendet sein ; obgleich 
ich nicht behaupten will, dass etwas davon unterschla- 
gen worden. Allein die Verwendung geschah nicht 
nach dem Sinne der Nation. Wie sehr würde eine 
Unterstützung dieser Art der Cassa domestica der Co- 
initate zu statt eh gekommen sein; oder wenn man mit 
diesen Summen irgend eine öffentliche Anstalt unter- 
stützt hätte, wie weit könnte dieses schon vorge- 
rückt sein! 

Die Verlesung wird fortgesetzt, und da bei einigen 
Punkten etwas längere Auseinandersetzungen erfolgen, 
bemerkt Borsiczky, dass, wenn schon die Zeit an und 
für sich kostbar sei, so wäre dieses gegenwärtig buch- 
stäblich der Fall, denn sie koste das Geld des armen 
Bauern.' Die Sitzung wird geschlossen. 

Reichstagssitzung vom 2. December. 

Die Antwort auf die Bemerkungen der Magnaten- 
tafel hinsichtlich des 3. Punktes der k. Propositionen 
wird verlesen. \ 

16 
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Der Personal äussert sich in kurzen Worten dahin, 
dass der erste Theil dieses Nunciums schon in dem 
Ausdrucke der Stände selbst: dass die Gabe nicht als 
Completirung genommen werden könne — die vollkom- 
menste Wiederlegung finde; auch werde der Erfolg 
zeigen, wie ungegründet die Besorgnisse der Reichs- 
stände waren. Den zweiten Theil betreffend, wieder- 
holte der Vorsitzer kurz seine jüngst vorgebrachten 
Gegengründe, welche er besonders auf die Verkürzung 
der Landeskinder und auf Ünausftihrbarkeit des ganzen 
Verlangens cdncentrirte. 

Die Stände riefen aber einstimmig: Es bleibe! 
worauf das Nuncium an die Magnatentafel gesendet 
wurde. 

Die Tagesordnung brachte nun die weitere Bera- 
thung der Landesbesenwerden mit sich; welche auch 
hier nicht können ausführlich wiedergegeben werden. 

Nachdem die CircularredactiQn mancher Beschwer- 
den abgeändert, bei manchen aber bestätiget war, und 
besonders das Gravamen, wegen des Comitatsnotariat, 
lange Debatten veranlasst hatte, kam die Reihe an das 
9. und 10. Gravamen, wegen defr Salzbeamten von Ho- 
mönna und der Velenczer Pfarrer. Der Personal erinnert 
sich, dass die letztere Beschwerde eigentlich darin be- 
stehe, dass das Biharer Comitat, vor Herablangung des 
fraglichen Befehles , nicht sei gehört worden ; folglich 
sei die Klage eigentlich gegen die Hofkanzlei gerichtet. 
Da nun die letzte k. Resolution übe* derlei Befehle für 
die Zukunft günstig verfügt habe, höre das Gravamen 
von selbst auf. — Allein 'Sombory erwiedert, dass 
hierin sowohl gegen die äussere als die innere Form 
gefehlt worden sei ; gegen die äussere auf die vom Prä- 
sidenten eben erwähnte Art, gegen die innere, oder das 
Wesen des Gegenstandes 5 dadurch, dass ein, vor dem 

fesetzlichen Richter begonnener, Prozess cassirt wurde.— 
tomherr Dellinger erklärt nun, dass, da der Pfarrer 
als gesetzlicher Richter hierin seine Pflicht erfüllt habe ; 
da später, als er erfahren, dass die fragliche Person un- 
ter eine andere Gerichtsbarkeit gehöre, er selbe sogleich 
entlassen; endlich, da er bereits verstorben sei, die 
Klage keinen Grund mehr habe. — Allein diö Stände 
blieben bei der Redaction, weil man den Pfarrer hierin 
als gesetzlichen Richter nicht anerkennen könne , und 
die Behörden nicht verpflichtet seien, ähnliche Verfu- 
gungen in Effect zu bringen. 
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Als diese zwei Beschwerden vor die Magnaten- 
tafel kamen , fand man daselbst, dass beide wegzublei- 
ben haben: die erste, darum, weil die Gerichtsbarkeit 
der Salzbeamten in ähnlichen Fällen sich auf den Ge- 
hrauch gründe, und bis dieser nicht durch ein Gesetz 
abgestellt sei, der Beamte als Richter erkannt werden 
müsse; die zweite aber aus dem Grunde, weil, nachdem 
der Pfarrer bereits gestorben sei , das Gravamen nur 
darin bestehe , dass das Biharer Comitat nicht sei ver- 
nommen worden, welcher Anstand nun durch die letzte 
k. Resolution gänzlich gehoben sei. — Allein die Stän- 
detafel verblieb auch ferner bei ihrer Ansicht, und liess 
den Grund gegen die erstere Klage darum nicht gelten, 
weil dadurch jenes Präferentialgravamen , in weichem 
die Abstellung dieser Gerichtsbarkeit verlangt wird, 
geschwächt würde, auch dieser Gebrauch eigentlich nur 
ein Missbrauch sei; jener auf die zweite dieser Be- 
schwerden aber desswegen nicht, weil es sich hier nicht 
sowohl um die verletzte Form, als um das Wesentliche 
der Sache handle. — Der Landrichter verfugte sich 
mit. dieser mündlichen Botschaft abermals zur Magna- 
tentafel , kehrte aber mit der Erklärung zurück , dass, 
obgleich bei allen übrigen Beschwerden die Coalition 
erfolgt sei, hinsichtlich dieser beiden die Magnatentafel 
von ihrer frühern Ansicht nicht abweiche. Als nun 
der Landrichter nochmals in dieser Angelegenheit ge- 
gangen und gekommen war, beide Theile aber ferner 
auf ihren Gründen verharrten, wurde die weitere Ver- 
handlung dieser zwei Punkte für die nächste Circular- 
berathung bestimmt. 

Das JNuiicium wegen des 3. Punktes wurde in der 
Magnatentafel heftig bestritten. Der Oberstlandrichter 
fand den ersten Tneil desselben ungegründet, theHs, 
weil gewiss die Absicht d$r Regierung nie auf eine 
Completirung hinausgegangen, theils, weil es ohne Bei- 
spiel sei , dass das Stillschweigen der ausübenden Ge- 
walt auf ähnliche Verwahrungen nicht als Beistimmung 
wäre betrachtet worden. Den zweiten Theil aber be- 
stritt der Redner mit allen schon bei andern Gelegen- 
heiten vorgebrachten Gründen , und fugte noch hinzu, 
er fürchte , jener erwähnte edle Wetteifer unter "den 
Truppen beruhe mehr auf theoretischen Voraussetzun- 
gen, als auf praktischer Erfahrung, da diese Aemulation 
bisher nur in Ausnahmsfallen gute Folgen gehabt habe. 
Seien übrigens die Gesetze in diesem Theile nicht 
erfüllt worden, so wäre dieses ein 'Stoff zu einem 

16* 
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Gray amen; das letztere Versprechen eines Fürsten 
jedoch, welcher mit solcher Gewissenhaftigkeit die Ge- 
setze erfülle, muss jeden Zweifel vernichten; der Ge- 
setzartikel hierüber werde ja ohnehin mit der Clausel 
sanctionirt werden, „dass selben der Monarch sowohl 
selbst beobachten, als auch durch Andere werde beob- 
achten lassen." 

Fürst Batthydnyi: In Uebereinstimmung desjeni- 
gen, welches ich über diesen Gegenstand schon jüngst 
erklärt habe, muss ich gehorsamst hinzufügen, dass das 
Verlangen der Standetafel nicht nur auf das neuere Ge- 
setz von 1807, wo diese Provision ausdrücklich getrof- 
fen wird, sondern auch auf unsre altern Gesetze sich 
5 runde: so wird dieses unter andern auch im 34. Art. 
563 bestimmt und im 15. und 41. Art. 1738 bestätiget. — 
Doch auch ohne alle positive Gesetze stützt sich ein 
ähnliches Begehren aui die natürlichen Rechte jeder Na- 
tion, und auf die Uebereinstinimung aller Völker Euro- 
J>a's hierüber. Wo wäre auch die Nation , die ihre öff- 
entlichen Aemter durch Fremde besetzt haben wollte, 
und wie viel mehr widerstritte noch eine ähnliche 
Einrichtung dem Geiste des jetzigen Zeitalters. — Alle 
öffentlichen Civil - und Militärämter sind durch den 
ausdrücklichen Willen der Gesetze für eingeborne Un- 
garn bestimmt, durch Gesetze, welche Se. regierende 
Majestät selbst bestätiget und vermehrt hat. Indem 
Jäher, meiner unmassgeblichen Meinung nach, über, die 
bereits erfolgten Beförderungen wohl keine weitere 
Frage zu entstehen hätte, sollte für die Zukunft dem, 
in der Note der Ständetafel deutlich und bestimmt aus- 
gedrückten , gesetzlichen Verlangen, auf das Genauste 
nachgekommen werden; wesswegen ich auch das Nun- 
cium vollkommen gegründet, und die ihm entsprechende 
Repräsentation für unterbreitbar gehorsamst eraehte. — 
Der Oberstschatzmeister erklärt sich mit meh- 
reren, bereits hierüber vorgebrachten Gründen, gegen 
beide Theile der Note und hält" jed§n Zweifel für be- 
schwichtiget, wenn die Worte der k. Resolution in den. 
zu verfassenden Gesetzartikel aufgenommen würden. 

Der Oberstmundschenk sucht aus der pragma- 
tischen Sanction und dem Wiener Friedensscnluss - zu 
erweisen, dass dem König das volle Recht gebühre, die 
Offizierstellen nach Belieben zu besetzen. Schon 'aus 
der bestimmten „bona vicinitas <c mit den übrigen Staa- 
ten sei dieses zu entnehmet, da Jeder, welcher die nach- 
barliche Freundschaft zu stören sich erkühnen- würde» 
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mit der Nota perpetuae infidelitatis belegt sein sollte. 
Auf die später erfolgte Klage über die Vielen fremden 
Offiziere sei der Bescheid ertheilt worden, dass selbe 
nicht turmatim können entlassen werden, sondern dieses 
nach und nach erfolgen werde. Der Redner ziehet aus 
Allem diesem den Schluss, dass die Ständetafel von der 
Note abstehen soll. v 

Gr. Johann Majldth stimmt in einer langen Rede 
ebenfalls gegen das Nuncium: Unsere Verbindung mit 
Siebenbürgen, Croatien und die bevorstehende Vereini- 

fang mit Gallizien widerstreiten diesem Verlangen, 
ür das Kriegsheer selbst wäre es von unberechenbarem 
Schaden. Der Redner gehet hierauf auf das Prinzip des 
Slavismus über , und verwahrt sich gegen dasjenige, 
was er nicht sagen werde *). Endlich nimmt er alles, 
was für das Nuncium in den Cirkeln und der Stände- 
tafel angeführt wurde, der Reihe nach auf, indem er 
jeden Satz mit den Worten beginnt: „man sagt ferner 
u. s. w." Im Verfolge dessen äussert er sich: Auch sagt 
man, der fremde Offizier misshandle den gemeinen 
Mann : doch hierin erlebten wir vor kurzem auch von 
einem unserer Landsleute ein traurij^s Beispiel , indem 
der Obrist eines Husarenregiments — — (der Redner wird 
hier durch das Zischen der Zuhörer unterbrochen; der 
Palatin ersucht ihn, vom Gegenstand nicht abzusehwei- 
fen. — Er fährt in seiner Rede fort ; allein das Audi- 
torium wird immer unruhiger. Man kann ihn nicht 
mehr genau verstehen, nur die Worte : Frankreich — 
Parjament — Homöopathie — Phrasen — wurden ge- 
hört. — Endlich wendet er sich an die Zuhörer: Die- 
ses Euer Geschrei bewegt mich nicht; 'ich will Euch 
glücklich machen, nicht Euch schmeicheln. — Die Un- 
ruhe nimmt zu, unter welcher sich der Redner setzt, 

Bischof Beldnszhy , Obergespan B. Bedeko- 
vich und Bus an erklären sich gegen das Prinzip der 
Note; letzterer noch aus Rücksicht seiner Commit- 
tenten. 

Palatin: Ich gehöre nicht in die Classe derjeni- 
gen, die immer nur, was im Auslände geschieht, berück- 
sichtigen, besonders bei einem Gegenstand, wo uns die 
vaterländischen Gesetze genügen; es kommt in den 
meisten Fällen die natürliche Lage des Landes und ihre 
besondern Verhältnisse vorzüglich zu beherzigen. Auch 
pflege ich dasjenige wenig zu beachten , was dort und 

*) <|uae dictui-us non «um. 
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da über eine wichtige Frage gesprochen wird, sondern 
betrachte immer nur jenes , was hierüber amtlich vor- 
liegt. Hier ist nun der Inhalt des'Nunciums zu bera- 
then, und die Frage bestehet darin, ob demselben bei- 
zupflichten sei , oder njcht ? — Es zerfällt in zwei 
Theile. Der erste beschäftiget sich mit der Besorgniss 
der Stände, dass die Gabe als Completirung körfnte ge- 
nommen werden, und sie sehen sicn durch das-, auf die 
Aeusserung dieser Befürchtung und ihr beigefugten 
Widerspruch , erfolgte Stillschweigen der Regierung 
nicht genug sichergestellt. Wie ungegründet jedoch 
diese Besorgnisse seien, haben mehre Redner vor mir 
auf eine so vollkommene Weise dargethan, dass ich 
diesem nichts mehr beizufügen weiss ; begnüge mich 
daher zu versichern, dass alle Zweifel bei der Concer- 
tation des hierüber zu bringenden Gesetzes vollkommen 
verschwinden werden, und es daher Air den Augenblick 
nicht nur überflüssig, sondern auch schädlich wäre, die 
Frage ohne Noth in Anregung zu bringen. Den zwei- 
ten 'fh eil betreffend, concentrirt sich, nach allen hier- 
über erfolgten Verhandlungen, der Gegenstand nur noch 
darin : ob das Ve rieft gen ausführbar, ob es unsern Lands- 
leuten auch nützlich sei? und weil ich, und diese hohe 
Tafel mit mir, vom Gegentheil überzeugt sind, mögen 
uns die L. Stände ^ er g eDen » wenn wir ihrer Ansicht 
nicht beipflichten. Sie sollen daher in einer Note gebe- 
ten werden, von diesem Begehren abzustehen und der 
Versicherung des Monarchen zu vertrauen. 

Das Nuncium (84) wird in diesem '.Sinne verfasst 
und an die Ständetafel gesendet, wo es zur Circularbe- 
rathung bestimmt wird. Die Sitzungen werden auf- 
gelöst. 

Circularsitzung vom 3. Decembör. 

Präsidium: Bezerddy von Raab, Br. PerSnyi. 

Das Renuncium der Magnatentafel wird verlesen. 
Borsiczky: Auf diese Note, dächte ich, sollten wir 

Sar nichts antworten. Die Magnatentafel legt uns hier 
ie Gedanken des Monarchen aus; wenn wir aber nun 
mit der Auslegung eines Dritten nicht zufrieden sind ? 
Und mag es auch wirklich so sein, wie- man uns sagt, 
so wissen wir dennoch, wie bei Regierungswechsel 
dunkle Stellen ausgelegt zu werden pflegen? Wenn die 
erste Resolution uns besorgt machte , musste es bei der 
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zweiten noch mehr der Fall sein. Ist aber hierzu kein 
Grund vorhanden , warum soll es denn die Regierung 
nicht deutlich erklären; warum will man denn die Sache 
in Nebel hüllen? — Bei dem zweiten Theil kommt 
man mit drei Argumenten : die Verbindung mit den 
übrigen Staaten sei unserem Verlangen entgegen. Nun 
eben diese Verbindung ist der Art, dass wir in keiner 
Abhängigkeit von den 'deutschen Staaten sein sollen, 
dieses erklärt daß Manifest Königs Ferdinand I. deutlich, 
dieses bestimmt die pragmatische Sanction und alle hierin 
gebrachten Gesetze : bloss gute Nachbarschaft; keine 
Verschmelzung, noch weniger eine .Abhängigkeit. Ver- 
steht man aber darunter bloss die Freundschaft und Har~ 
monie , dann kann ich nur erwiedern , dass diese eben 
durch derlei Gesetzwidrigkeiten gestört und anderer- 
seits gewiss herbeigeführt werde, wenn man uns von 
Jenen befreiet, die uns im Wege stehen, und wenn man 
überhaupt unsre Privilegien beobachtet. Man kann un- 
möglich dessen Freund sein, durch den man verkürzt 
wird. — Ferner sei es unausführbar. Man betrachte 
nur Palati nal-Husaren, wo Gemeine, Unter- und Ober- 
offiziere geborne Ungarn sind, so wird man sehen, wie 
viel Grund dieser Einwurf habe. Im Gegentheil, was 
für ein Geist kann wohl in einem Regiment herrschen, 
dessen Offiziercorps aus Ungarn , Böhmen , Deutschen 
etc. zusammengesetzt ist? Napoleon; welcher diesen 
Zweig einigermassen verstand, Hess in seiner, aus fast 
allen Nationen zusammengesetzten Armee, jedem Volke 
seine eingebornen Offiziere, und schlug damit unsre ver- 
schmolzene Armee mehr als einmal. Oder sollen uns 
die deutschen Offiziere bei gutem Geist erhalten ? — 
Es wäre fürwahr lächerlich ! — Endlich fuhrt man noch 
als Grund an, dass der Monarch in seiner letzten Reso- 
lution erkläre , dass er die Erfüllung der bestehenden 
Gesetze wünsche. Ich glaube es; auch dass er es von 
jeher gewünscht. Aber warum geschah denn hierin 
nichts ? weil es die Deutschen hintertrieben. Die Ge- 
setze wurden zuletzt 1792 und 1807 gebracht; seit die- 
ser Zeit hätten sie schon längst können in. Erfüllung 
gehen, wenn es die fremden Oligarchen nicht verhin- 
dert hätten, die in unsern Offizierstellen treffliche Nah- 
rungszweige für ihre Cadeten erblicken. Dann spricht 
.man von Einigkeit, während die eine Nation sich immer 
auf Kosten der übrigen verkürzt sieht; nur wenn die 
Deutschen entfernt sind, kann eine Harmonie erfolgen.— 
Balogh spricht ebenfalls in diesem Sinne. 



Marczibdnyi von Trentschin. • Was sollen wir 
hierüber noch . viele Noten wechseln? die Bedingniss ist 
der Gabe deutlich beigefügt; will man sie, nicht erfül- 
len, so hört auch das Versprechen auf. (Mehre miss- 
biliigende Stimmen.) 

Br. Kay erklärt, in Folge seiner neueren Instruc- 
tion, dass er streng an der. Erfüllung dieser Bedingniss 
halten müsse ; die letzten 20,000 Rekruten seien gegen 
den Willen so vieler Comitate bewilliget worden, und 
man sehe einzig in dieser, ihnen bereits berichteten 
Anordnung einigen Ersatz. Er würde sich daher der 
Verfassung eines Gesetzartikels hierüber widersetzen 
müssen, und wünschte, dass eben desswegen vorläufig 
repräsentirt und der Widerspruch des Reichstages er- 
klärt werde. x 

Nagy: Noch ist es nicht Zeit hierzu. Erklären 
wir bloss, dass wir bei unserin Verlangen beharren, 
ohne eine Drohung beizufügen; der Gesetzartikel bleibt 
immer in unserer Gewalt. Die Regierung merkt schon, 
dass die Nation erwacht sei und dass ihr Nationalität 
eben so viel gelte , als die Constitution. Ohne unsre 
Beistimmung kann sie uns von unserer Bedingniss nicht 
abbringen, und so lange wir streng an den Gesetzen hal- 
ten und unter uns einig sind , dürfen wir keine Ein- 
griffe in unsre Gerechtsame befürchten. (Beifnll.) 

Das Nuncium wird bloss in diesem Geiste beschlos- 
sen und die Sitzung geschlossen. 

Circularsitznng vom 4. Deccmber. 

Präsidium: Bezeredy von Raab, Br. Perdnyu 

Fortsetzung der Gravamina des gegenwärtigen Reichstages. 

Bei dem Gravamen wegen Regulation der Donau 
und der übrigen Flüsse erfolgten heftige Aeusserungen, 
und die Ansichten waren getheilt. Einzelne Comitate 
beschuldigten die Nachbarn wegen herbeigeführter oder 
nicht abgewendeter Wasserschaden; dieses war beson- 
ders zwischen Pressburg, Wieselburg und Komorn der 
Fall. Andere Comitate erklärten, dass, indem sie in kei- 
ner unmittelbaren Berührung der Donau oder anderer 
Flüsse sich befanden , - sie keine . Ursache haben , den 
Lasten der Regulation sich zu unterziehen. Andere be-, 
merkten , das vVerk der Regulation sei von so unge- 
heurem Umfange, dass wohl 10 und noch mehre Jahre 
der angestrengtesten Arbeit erforderlich wären, zu eini- 
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gern Resultate hierin zu gelangen, wesswegen auch ein- 
zelnen Jurisdictionen, die den Ueberschwemmungen am 
meisten ausgesetzt sind, gestattet werden soll, durch 
Dämme , Canäle und dergleichen sich einstweilen zu 
sichern, und wenn hierzu ihre Kräfte nicht hinreichend 
Wären, die Unterstützung aus den Landescassen anspre- 
chen zu dürfen. 

Nagy: Ich muss voraussenden, dass ich in denRe- 

feln der Wasserbaukunst nicht sonderlich bewandert 
in, daher ich nur Erfahrungssätze aufstellen werde. 
In unserm Vaterlande, wo, mit Ausnahme einiger unbe- 
deutender, alle Flüsse von der Donau aufgenommen 
werden, ist es natürlich, dass zuerst diese regulirt wer- 
den müsse, weil es nicht nur unnütz, sondern grössten- 
teils gefährlich wäre, den Gewässern der übrigen Flüsse 
freie ßahn zu machen , wenn sie dann in der Donau 
aufgehalten würden. Um die Regulation d$r letztern 
vollkommen zu bewerkstelligen, müsste das Werk bei 
ihrem Ausfluss ins schwarze Meer begonnen und bis an" 
die Oesterreichische Gränze fortgeführt werden. Da 
dieses aber nicht thunlich ist, bleibt bloss unsere Do- 
naustrecke zu reguliren. Dieses muss aber auf einmal*, 
ununterbrochen, durch eine einzige, unbefangene Com* 
mission geschehen. Alle einzelnen, interimellen Werke 
hierin entsprechen dem Hauptzwecke so wenige sind 
einzelnen Gegenden und der künftigen allgemeinen Re- 

fulirung so schädlich, dass es besser wäre, sie bis da- 
in gänzlich zu unterlassen. Die Verschiedenheit der 
Ansichten hierüber , deren Zeugen Wir so eben sind, 
lassen mit Recht auf ein ähnliches bei diesen partiellen 
Unternehmungen schliessen. Selbst meinComitat, obwohl 
weder an der Donau, noch an einem andern grösseren 
Fluss gelegen, sondern bloss durch einige unbedeutende 
Bäche bewässert, befindet sich in immerwährenden 
hydraulischen »Streitigkeiten mit dem Raaber Comitat, 
und wird von selbem eben so gründlich, als das Schaf 
vom Wolfe in der äsopischen Fabel, beschuldigt. Und 
so gehet es fast überall : Komorn bekommt keine Dämme, 
um Fressburg und Wiesel bürg zu schonen. Diese blei- 
ben unbeschützt wegen Schlosshof und des übrigen 
Marchfeldes; man beschuldigt sich gegenseitig, und Jeder 
glaubt das Recht auf seiner Seite zu haben. Es kann 
daher nur eine allgemeine , vollkommene Regulirung all 
diesen Uebeln abhelfen, und ich behaupte, dass die bis- 
herigen einzelnen Werke mehr Schaden angerichtet ha- 
ben, als erfolgt wäre , wenn man den Gewässern ihren 
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natürlichen Lauf gelassen hätte. Der Nutzen einer all- 
gemeinen Regulirung erstreckt sich übrigens auch auf 
jene Gegenden, die mit den Flüssen in keiner unmittel- 
baren Berührung stehen und daher werden Mar Oeden- 
burger auch zu der Regulirung der Donau bei Orsova 
willig unsern Antheil entrichten; andererseits aber 
müssen dann alle Behörden darauf bedacht sein, dass 
auch der unbedeutendeste Bach regulirt werde ; welche» 
alles in einigen Jahren vollkommen zu Stande kommen 
kann, wenn wir nicht wie bisher, excentrisch, sondern 
concentrisch zu Werke gehen. 

Bei dem Gravamen hinsichtlich der Theresianischen 
fütteracademie zu Wien wurde, nebst dem Vorschlag, 
die Einkünfte der ungarischen Abtei Bataszegh von die- 
sem Erziehungshaus abzuziehen und sie dem Fond der 
Ladovicea-Academie einzuverleiben, auch in Anregung 

Gebracht, dass die ungarischen Jünglinge eine, ganz 
eutsche Erziehung erhalten, und bei ihrem Austritt 
aus jener Ritteracademie wenig tauglich für das practi- 
sche Leben und den Dienst des Vaterlandes befunden 
werden; ja selbst die vorhin gewöhnliche Nationaluni- 
form der Ungarn sei seit einigen Jahren durch eine deut- 
sche ersetzt worden, welches, nebst dem übrigen, auph 
beitrage, die Nationalität zu verwischen. Als dieses 
letztere durch einige für nicht wesentlich erachtet wurde, 
machte Nagy bemerklich, dass es dennoch verdiene, 
neben den übrigen Mängeln angeführt zu werden. Wer 
den Vor t heil einer Nationalkleidung hat, soll sich, be- 
sonders bei feierlichen Gelegenheiten, derselben bedie- 
nen, wie dieses bei allen Völkern der Fall ist. Wäre 
dieses sogar keiner Beachtung werth, so tonnte ja 
der König auch die ungarische Garde in Schuhen und 
Strümpfen sich vorreiten lassen, welches doch für sehr 
wenige Ungarn ein angenehmes Schauspiel wäre. 

Die Reihe kam nun auf das Gravamen gegen die 
Ausschliessung der Akaiholiken vom Grundbesitz in 
Croatien, Slavonien und Dalmatien. Gleichwie einer- 
seits die acatholischen Deputirten hierüber ein beschei- 
denes Stillschweigen beobachteten, eben so einstimmig 
erhoben sich alle Katholiken, um die Rechte ihrer pro- 
testantischen Brüder zu vertheidigen. Nur Nyihy 
meinte, man solle die Frage bis zum nächsten Reichs- 
tag verschieben. Selbst die geistlichen Deputirten waren 
nicht entgegen, obgleich Bisch. D urts dk bemerkte, dass 
der gegenwärtige Stand der Dinge sich auf die Munici- 
palgesetze jener Königreiche gründe , über welche wir 
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Ungarn nicht allein verfügen können; als die irländi- 
schen Katholiken ihre Emancipation verlangten, betrie- 
ben sie den Gegenstand bei England selbst, welches das 
Recht hatte, die hierüber bestehenden Gesetze abzu- 
stellen. 

Balogh: Derlei Municipalgesetze sind eine wahre 
Satyre auf den Zeitgeist, und verdienen keinen Platz 
in unsern Gesetzbüchern; so lange sie nicht abgeschafft 
werden, dürfen wir auf höhere Kultur keinen Anspruch 
machen. N 

Borsiczhy: Wir sind sämmtlich Söhne desselben v 
Vaterlandes, und einen Theil derselben von ihren na- 
türlichen Rechten ausschliessen wollen, heisst, im 
Geiste des finstern Mittelalters handeln. Ich wünschte 
nicht, dass wir hierin dem Beispiele Englands folgten, 
welches durch mehre Generationen der Stimme der 
Menschlichkeit und Duldung kein Gehör gab. Der 
letzte Reichstag stellte hierin ein schönes Beispiel auf, 
indem er das veraltete Gejsetz gegen die Polen und 
Venezianer vernichtete. Wenn dieses zu Gunsten Frem- 
der geschah, werden -wir wohl für unsere Landeskinder 
nicht ungerecht bleiben wollen, die gleich uns alle 
Lasten tragen und gleichen Theil an der Verteidigung 
des Vaterlandes nehmen. Mit welchem Rechte können 
sie denn gehindert werden, in jenen Königreichen 
Grundbesitz zu erlangen, ja selbst die ihnen zugefalle- 
nen Erbschaften in Besitz zu nehmen? Grundsätze die- 
ser Art gehören nach Spanien und Portugal und mögen 
einem Don Miguel anstehen. Die katholische Religion 
muss sich durch Sanftmuth auszeichnen, wie dieses un- 
ser Stifter Jesus angeordnet hat. Ich bin überzeugt, 
dass selbst die katholische Geistlichkeit diesem gerech- 
ten Verlangen beistimmen werde. (Reifall.) 

Gyurtsdnyi: Indem meine Committenten dieses 
Gravamen vorbrachten, sind sie den übrigen Comitaten 
nur ah der Zeit vorgekommen. Der Wunsch hierin ist 
einer im Königreich, und ich behaupte, dieses ist ein 
Gravamen von ganz Europa. 

Als das Gravamen gegen die ungarische Hof kam- 
mer y dass sie den Jurisdictionen mitunter deutsch zu- 
schreibe, auch bei ihren Rathssitzungen in deutschen 
Kleidungen erscheinen, verlesen und angenommen wurde, 
war Nagy der Meinung, dass, obgleich es gegen die 
Würde einer so angesehenen Behörde sei, nicht in Na- 
iionalkleidung zusammenzutreten , da überhaupt die 
Beförderung der Nationalität vorzüglich von. oben herab 



sollte bewerkstelligt werden, doch jeder Zwang vermieden 
werden müsse, ' welchen der Ungar nun einmal nicht 
verträgt. Dass unsere Nationalität sich in den letzten 
40 Jahren so sehr gehoben, verdanken wir, dem Redner 
zufolge, vorzüglich den Josephinischen Gewaltstreichen; 
hätte er regiert, wie seine sanfte Mutter, schon längst 
wäre unsere Sprache nur noch jene des gemeinen Vol- 
tes einiger Gegenden, und die Reichsstände gingen in 
Jfrack, Schuhen und Strümpfen in die Regnicolarses- 
sionen. 

Ueber die GewaltthätigJceiten der Stuhlweissenburger 
Stadt , nicht bloss gegen Edelleute aus der Umgegend, 
welche mit den Erzeugnissen ihrer Handarbeit den dor- 
tigen Markt beziehen, sondern auch gegen die in der 
Stadt selbst wohnenden Edelleute äusserte die ganze 
Versammlung Unwillen. Der Deputirte der Stadt ver- 
focht zwar seine Committenteh mit ihren alten Privi- 
legien ; diese wurden jedoch , als einer der Cardinal- 
prärogativen des ungarischen Adels zuwider, nicht be- 
rücksichtiget. Die Beschwerde des Stuhlweissenburger 
Comitats war besonders gegen einen, aus ähnlicher 
Quelle entstandenen Violentialprozess gerichtet, wo der 
Vicegespan die Stadt vor seinen Richterstuhl beschied 
und verurtheilte, aber im Acte der Execution sowohl 
thätlich gehindert, als auch später durch Hofkanzlei- 
befehle von weitern Schritten abgemahnt wurde. Baj- 
zdth führt die Gewalttätigkeiten der Stadt einzeln an: 
wie derlei arme Edelleute taxirt, vor das Stadtgericht 
geschleppt, ihre Häuser gewaltsam betreten, ja sogar 
ihre Adelsbriefe zerrissen und ihnen vor die Füsse ge- 
worfen werden. Die Höfkanzlei nehme die Stadt in 
Schutz, und verordne, dass derlei Beschädigte ihre Kla- 
gen einzeln verfolgen sollen. Hierauf bemerkte Bo- 
nontzy, dass die k. Freistädte aus dem Grunde die 
Unterstützung der Hofstellen erlangen, weil sie unend- 
lich belastet sind, und daher geschont werden müssen. 
Aber ähnliche Excesse, besonders, wenn sie sich auf 
Edelleute der benachbarten Comitate erstrecken, müssen 
durch die Wachsamkeit der Comitatsbehörde , worin 
die Stadt selbst liegt , verhindert' oder bestraft werden. 
Aus dem Veszprimer Comilat beziehen mehr als 500 
Edelleute den Stuhlweissenburger Markt; der grösste 
Theil derselben aber ist so arm, dass sein Gewerbe 
kaum hinreicht, ihn zu ernähren. Wie kann nun die- 
sen armen Leuten, wenn sie sich durch ungebührliche 
Taxen gedrückt sehen, auferlegt werden, einzeln gegen 



die Stadt Violentialprozesse zu fuhren, die bekannte?- 
maassen eben so langwierig als kostspielig sind, und 
•wobei der ganze Gewinn in der Genugthuung besteht, 
den Prozess gewonnen zu haben. Füzessiry fügt 
noch hinzu, das Verweisen dieser armen Edelleute auf 
einen solchen Prozess sei nicht viel gerechter, als die 
Ordalien des 11. und 12. Jahrhunderts. Derlei yerwe- 
gene Städte, sagt der Redner, verdienten aus der Reihe 
der k. Freistädte gestrichen zu werden. (Missbilligung.) 
Ja, ich wiederhole es, «eine Stadt, die ihre ganze 
Existenz ihrer adeligen Freiheit verdankt und deren 
Rechte bloss jene eines Edelmannes sind, sollte, wenn 
sie sich so gröblich an den adeligen Rechten vergreift, 
derselben verlustig werden. 

Das Verlangen der obern Theisser Comitate, dass 
der Judeaf Curiae samnlt seinem Protonotar in Folge 
23 : 1655 — 40 : 1681 und 29 : 1715 aus jenen Gegenden 
gewählt werden soll, fand aus dem Grunde vielen Wi- 
derspruch, weil dadurch der übrige, grösste Theil des 
Königreiches von der Besetzung dieser wichtigen, nach 
dem Palätinate ersten Würde ausgeschlossen bliebe: Als 
jenes Gesetz gebracht wurde, befand sich die untere 
Hälfte des Reiches in der Gewalt der Türken, auch wurde 
noch dazumal das Recht durch den Landrichter, welcher 
in den Comitaten herumr eiset e, gesprochen; da aber 
1723 statt dieser ambulatorischen Richter die vier Distrio- 
tualtafeln errichtet wurden, habe nun der doppelte 
Grund dieses Gesetzes aufgehört. 

Berndth: Gleichwie in geographischer , geht es 
auch in politischer Hinsicht: Die Theiss wird von der 
Donau verschlungen. Ich frage, welches Donaucomitat 
hat wohl einen Obergespan aus. den Theisser Gegen- 
den? ich kenne keines. Dagegen ist wohl die Hälfte 
der Theisser Comitate mit Obergespänen aus den Do- 
naugegenden versehen. Es mögen zwar sehr vereh- 
rüngswürdige .Männer sein, ich kann mich jedoch nicht 
überreden, dass ähnliche ai}ch bei uns nicht sollten ge- 
troffen werden. Man bereise die Theisser Gegenden.: 
„Wem gehört dieses Schloss?" — „Hier wohnte einst 
der Palatin N. ; der Judex Curiae N.; allein ihre Nach- 
kommen leben hier in Zurüqkgezogenheit." ■*— Während 
dem treffen wir die heutigen Grossen sämratlich in den 
Donaugegenden. Wer naher zur Sonne ist , erfreuet 
sifch ihrer Strahlen in höherem Grade; wir. sind lei- 
der in jeder Hinsicht zwisqhen die kalten Carpathen 
gedrängt. 



Das Verlangen wird dahin abgeändert, das» die 
Theisser Gegenden bei Besetzung aller Reichswürden 
berücksichtiget werden sollen. 

Bei dem Gravamen: dass die Croatischeh Freisassen 
durch die Edelleute zum Wegmachen und andern Ar- 
beiten verhalten werden, bemerkte Nagy 9 dass diese 
Beschwerde um so mehr Berücksichtigung verdiene, 
als die Freiheiten dieser Menschen aus einer Quelle mit 
den adeligen entsprängen. In früheren Zeiten war dem 
Edelmann mehr damit gedient, dass sein Ünterthan in 
der Schlacht neben ihm focht, als zu Hause ackerte; 
er befreite ihn daher von jeder Frohne; jetzt wünscht 
man wieder die Arbeit als etwas eintraglicheres. Wie, 
wenn der König; dem unsere Insurrection gfewiss nicht 
so nothwendig ist , als sie seinen' Vorfahren war , es 
eben so machte, und von uns verlangte , wir sollen 
% zahlen, statt zu insurgiren? Wir führen immer die 
Bulht aurea im Munde,' und vergessen, dass auch die 
Rechte dieser Freisassen darin enthalten sind. — Br 
liest hierauf jene Stelle vor; das Gravamen wird bei- 
behalten. 

, Fast alle übrigen Gravaxnina verbleiben als solche 
mit unbedeutenden Abänderungen, und werden zurBe- 
rathung für die Reichstagssitzung bestimmt, um nach 
erfolgter Coalition beider Tafeln dem Monarchen unter- 
breitet zu werden. (Die Sitzung wird geschlossen.) 

Vermischte Reichstagssitzung vom 4. December. 

Die Reichsstände wurden um 5 Uhr Abends zu 
einer Sessio mixta zusammenberufen, in welcher, nebst 
den königl. Resolutionen auf die Präferentalien , das 
Ende des Reichstages auf den 18. December bestimmt 
wurde; (85) letzteres ward mit lautem Freudenruf auf- 
genommen 
ungarische] 

heit. Die Verminderung des Salzpreises um 30 X. pej 
Ctr., jedoch mit Verweigerung des Prihcipes, dass die- 
ser Gegenstand vor den Reichstag gehöre, fand getheilte 
Aufnahme; alles übrige, besonders der Bescheid wegen 
der Correlationen , erregte gänzliches Missvergnügen. 
Der Personal verlangt den Druck derselben, womit die 
Reichsstände sich entfernten. 
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Circularsitzung vom 5. Deccmber. 

Präsiditim: Kotsi - Horvdth, ^Sombory. 

Die ganze, Sitzung wurde mit der Revision des Be- 
richtes, -welchen der Palatin über den Reichsfond und 
den aStand der Reichscassen den Reichsständen überge- 
ben hatte, hingebracht. Der grösste Theil der Ver- 
handlungen hatte ein arithmetisches Interesse. Als unter 
den Ursachen des Passivstandes der Reichscassen auch 
die Restanzen der Indigenatstaxen angeführt wurden, 
stimmten abermals die Meisten für die Streichung dieser 
Indigenen, da man ein so neues Gesetz, wie den 37. Ar- 
tikel de3 letzten Reichstages, jetzt, wo es zum ersten- 
mal in Wirksamkeit treten soll, nicht so geradezu um- 
stossen könne. Tahdts meinte jedoch: Einige unter 
ihnen verdienten Berücksichtigung, wie z. B. die Erben 
des Generals Baron Hiller , dessen ausgezeichnete Ver- 
dienste für das Vaterland anerkannt, und dessen Söhne, 
verdienstvolle Offiziere' in der Armee, bereits 2000 F. 
C. M. abgetragen haben. • 

Bqrsiczky: General Hiller wurde schon im Jahre 
1802 des Indigenats würdig befunden; seine spätem 
Verdienste aber um uriser Vaterland in den Jahren 1805 
und 1809 waren so ausgezeichnet, dass ihm der Reichs- 
tag gewiss die Taxen erlassen hätte, wenn er darum 
eingekommen wäre. Allein der Tod übereilte ihn, und 
sein Naclilass war — zu seinem Ruhm sei es gesagt — 
sehr unbedeutend, und befindet sich auch noch nicht in 
den Händen seiner Söhne. : Wir sollten doch Denjeni- 
gen billigerweise berücksichtigen, der das ungarische 
Li t orale erpberte und unsere Truppen siegreich an den 
Mincio führte j da wir Jenem, der das Commando nach ' 
ihm übernahm und alle diese Eroberungen fahren liess, 
das Indigenat taxfrei verliehen. 

Marczibdnyi von Trentschin: Dem Indigenats- 
unwesen muss ein Ziel gesetzt werden; denn hieraus' 
folgt zum Theil, dass Leute, die weder Verdienste, 
noch Kenntnisse, noch. Grundbesitz haben, in die Mag- 
natentafel kommen und sich Rechte anmaassen, gleich 
jenen eines Vertreters der Nation. 

Domherr Sztanhövits meint, dass für diesen Fall 
doch wenigstens Jenen , die bereits einen Theil der 
Taxen gezahlt, ihr Geld zurückgegeben werden sollj 
worauf jedoch Pdzmdndy erwiedert, dass "dieser An- 
trag nicht durch das Land gemacht werden könne, son- 
dern, dass die Indigenen darum bittlich einzukommen 



haben. — Die Ausstreichung dieser Restanten, ohne 
Ausnahme, wird angenommen. 

Als sich ans der Berichterstattung ergab, dass der 
Regnicolarfond dem königl. Schatze mehre 100,000 Gul- 
den schulde, erklärte Nagy, dass auch mehre Juris- 
dictionen .namhafte Forderung an das Aerarium hatten, 
namentlich, das Oedenburger Comitat, welches 1809 auf 
Allerhöchsten Befehl einen Theil der Armee, verpflegen 
musste, und nun das Ausgelegte nicht zurückerhalten 
könne; er verlangt, dass derlei Gegenforderungen hier 
eingerechnet werden sollen, (Angenommen.) 

Das Präsidium kündiget hierauf der Versammlung 
den Wunsch des Palatino an, sich; da der Reichstag 
schon in 13 Tagen zu Ende gehe, in die Berathung 
der Contribution . einzulassen. Dieses sei um so not- 
wendiger, als die Holkanzlei wahrscheinlich dieser 
Tage schon zur Concertirung der Gesetzartikel eintreffen 
werde, und bei den vielen noch unerledigten, höchst 
wichtigen Gegenständen leicht die Zeit unzureichend 
sein dürfte. Dieses gibt zwar t Nag y zu, und fuhrt 
noch das Beispiel des vorigen Reichstages an, wo sich 

Segen, Ende desselben die Geschäfte dermaassen häuften, 
ass die Stände vor der Sanction bis 3 Uhr nach Mit- 
ternacht zusammensitzen mussten; da jedoch die gegen- 
wärtige Sitzung sich schon sehr in die Länge gezogen, 
auch viele Mitglieder sich bereits; entfernet haben, glaubt 
er einen so wichtigen Gegenstand nicht mehr berathen 
zu können. Demzufolge wird die Berathung dieser 
frage auf die morgige Sitzung verschoben. 

Circularsitzung vom "6. December, 

Präsidium: Kotsi -Horväth, 'Sombory* 

Es werden die in der letzten Reichstagssitzung 
publicirten Resolutionen auf die Präferentialien verlesen. 
. Ragdlyi: Diese Resolutionen sind der Art, dass 
sie selbst da verweigern, wo. ; sie gewähren. Die in 
selben enthaltenen Grundsätze sind jene , welche der 
vorige Reichstag als verkehrte Regierunzsmajcimen — 
contrarium gubernationis principium — bezeichnete. Selbst 
bei den wenigen Zeilen über die ungarische Sprache, 
welche nocji emigermaasen für die Zukunft günstig sind, 
kann ich mit der Grundidee nicht übereinstimmen. — 
Da die Zeit für einen so wichtigen Gegenstand schon 
viel zu kurz ist, sollte keine Repräsentation abgesendet, ■ 
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sondern unsere Bemerkungen bloss in ein Nuncium an 
die Magnatentafel verfasst werden; die Repräsentation 
selbst aber mag auf glücklichere Zeiten verbleiben. Die 
königl. Resolutionen auf wichtige Gegenstände kom- 
men in der Regel immer so spät, dass schon die phy- 
sische Zeit mangelt, die Coalition mit der Magnaten - 
tafel, auch wenn sie erzweckt werden könnte, zu 
bewirken; und auch gegenwärtig könnte die Sache nicht 
beendigt werden. • 

Dieser Meinung glaubte Pdzmdndy um so mehr 
widersprechen zu müssen, als in so vielen diplomati- 
schen Schriften der nächste Reichstag bloss für die Ver- 
handlung der Operaten bestimmt sei. Es würde daher 
die Regierung hierin einen Widerspruch finden und uns 
die Vornahme dieses Gegenstandes im nächsten Reichs- 
tage verweigern. Der Redner hält es daher für nöthig, 
dem Monarchen die Bemerkungen und Besorgnisse des 
Landes noch in diesem Reichstage frei und offen vor- 
zutragen. 

Nagy: Wir können hierin keine andere Oekono- 
mie der Verhandlungen annehmen. Vor allem muss 
eine Deputation ernannt werden, welche die Beschwer- 
den, die eine gu}e. oder eine schlechte, oder die gar keine 
Resolution erhalten haben, von einander scheidet. Auf 
diese Art werden wir nun schon ein System haben, 
und es bleibt dann immer noch in unserer Gewalt, uns 
für den einen oder den andern der vorgeschlagenen 
Wege zu erklären. Ich sehe übrigens nicht, warum 
wir nicht repräsentiren sollten? Wenn wir recht fleis- 
sig arbeiten, werden wir mit der Zeit schon auslangen, 
und während eine Deputation, aus wenigen Mitgliedern 
bestehend, den ganzen Tag hindurch zusammensitzt, 
können wir unsere Berathungen fortsetzen; man kann 
nicht immer so arbeiten, wie es einem leicht ankommt. 
Auch das angekündigte Ende des Reichstage» kümmert 
mich wenig, und ich stimme noch mit selbem nicht ein, 
bis nicht alle Gravamina erlediget sind. So war es 
ebenfalls im vorigen Reichstag; 1807 aber erklärten die 
Reichsstände : dass sie gegen die Beendigung des Reichs- 
tages nichts einzuwenden haben, wenn nur früher alle 
Reichsbeschwerden erledigt werden. Das Vivatrufen 
hierüber in der letzten Reichstagssitzung kann ich nur 
den Zuhörern zuschreiben. Auch ich kehre gfern nach 
Haus, aber erst 'nach vollbrachter Arbeit, — sublatis 
ormnbus gravaminibus. Alle Wunden sollen im Reichs- 
tag geheilt werden. Daher müssen wir repräsentiren; 
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denu ich lasse mich in der Ausübung meiner Flüchten 
durch die Regierung nicht einengen. 

Ragdlyi: Wollte Gott, der Zeitpunkt käme ein- 
mal heran, wo alle Beschwerden gehoben würden. 
Wenn ich die vorliegende Resolution, auf unsere wie- 
derholt unterbreiteten Präferentialien , betrachte, habe 
ich wenig Hoffnung hierzu. Selbst da, wo sie gewährt, 
schlägt sie neue Wunden — vom Anfange bis zu Ende. - 
Wenn man einer constitutionellen Nation zumuthet, das« 
sie blindlings eingehe, was die Minister verlangen — 
obgleich der Monarch sich vollkommen überzeugen 
konnte, dass sich die Monarchie in einem bessern Zu- 
stand befände j wenn er während der letzten 38 Jahre 
statt der Rathschläge seiner Minister, jene des Reichs- 
tags befolgt hätte; — wenn ferner die Ausübung der 
gesetzgebenden Gewalt in die Gränzen des Reichstages 
eingeengt, den Jurisdictionen ausser demselben kein 
Einfluss hierin gestattet, und dieser Act in die letzten 
14 Tage des Reichstages zusammengedrängt wird, — 
wenn uns die Muttersprache nicht aus gesetzlichen Prin- 
cipien, sondern als Gnadenbezeugung bewilliget, wird, 
und zwar auf eine Weise bewilliget — wie ich es gar 
nicht sagen mag. — Doch was ich jungst über die Gor- 
relationen sagte, ist nur zu sehr eingetroffen, und unsere 
Lage hierin ist viel schlimmer, als sie zuvor war:, es 
ist uns Alles rein abgeschlagen, und alle Verwahrungen 
nützen hier nichts mehr. Die Urtheile werden künftig 
keine Kraft mehr haben, wenn sie nicht dem Willen 
der Regierung angemessen sind, und unsere Richter 
befinden sich m einer Lage schmählicher Abhängigkeit. 
Auch ich wünschte hierüber zu repräsentiren, befürchte 
jedoch, dass, da wir zu sehr in der Zeit beengt und 
ohne Hoffnung sind , diesen Reichstag noch eine Reso- 
lution zu erhalten, aus zu grosser Eile die Sache ver- 
schlimmern und leicht so etwas sagen könnten, -welches 
zu verbessern wir dann schwerlich im nächsten Reichs- 
tag vermögend sein dürften« 

Földvdry ist der Meinung, dass, um die Grund- 
sätze dieser Resolution umzuwerfen, nothwendig ein 
längerer Notenwechsel mit der Magnatentafel erforder- 
lich sei, wozu keine Zeit mehr vorhanden ist. Auch 
dürfte die Resolution dann entweder gar nicht erschei- 
nen, oder gewiss nicht besser sein, als die gegenwär- 
tige. Er glaubt daher, man solle nicht repräsentiren. 
Niczlcy von Eisenburg dagegen bemerkt» dass jeder 
flieser beiden Wege doch nur eine nötbige Verwahrung 
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und Cautele sei: Nuncium oder Repräsentation, der 
Zweck sei immer derselbe; es handle sich nur darum, 
unsere Erklärung vor den Monarchen zu bringen. Balogh 
erklärt sich für die Ansicht von Komorn, und findet 
mehr Kraft in einer Repräsentation, als in einer blossen 
Verwahrung; auch dürfen durch längeres Schweigen 
die Grundsätze der Regierung nicht canonisirt werden. 

Nagy: Auch ich schliesse mich der Meinung von 
Komorn an, und halte dafür, dass eine blosse Cauteli- 
rung hier nicht hinreiche, sondern dass ein solenner 
Widerspruch angewendet werden müsse. Doch eben, 
weil unsere Ansichten hierüber so sehr von einander 
abweichen, wird es» nicht schädlich sein, zu erwarten, 
welches Gutachten die Deputation, nach Vergleichung 
der gegenwärtigen Resolution, mit der vorigen erthei- 
len werde. Es bleibt uns dann immer unbenommen, 
das Zweckmässigste zu erwählen. Uebrigens kann ich 
die Resolution so unendlich schlecht nicht finden, wie 
einige verehrte Mitglieder; wollte Gott, wir hätjten ni$ 
schlechtere erhalten! Zwar sehe ich sie für kein das 
Land bestückendes Actenstück an, kann aber aus dem, 
dass der König sagt : Vertrauet mir! noch nicht folgern, 
dass wir blindlings thun sollen, was die Regierung ver- 
langt. Was den Grundsatz über die Gränzen der ge- 
setzgebenden Gewalt betrifft, so erkläre ich, dass, 
wenn der König sich hierüber auf eine andere Art, als 
er es in der Resolution gethan, geäussert hätte, wir so- 
gleich dagegen repräsentiren müssten: denn ausser dem 
Reichstag erkenne ich keine gesetzgebende .Gewalt. Die 
ungarische Sprache hat man uns nicht als Gnade bewil- 
liget; allein da hie durch der langjährige Gang der öf- 
fentlichen Administration eine so wesentliche Verände- 
rung erleidet , muss es , doch der ausübenden Gewalt 
angezeigt und deren Beistimmun^ nachgesucht werden. 
Das einzige wahre Schlechte bleibt der Theil über die 
Gorrelationen; hierin erblicke ich die grösste Ungerech- 
tigkeit. Allein Borsod ward ja dadurch gegeben, was 
es im letzten Reichstag verlangte. — 

Ragdlyi erhebt sich, um zu antworten; allein 
uilmdsy widerspricht dieser Art der Verhandlungen: 
statt den Gegenstand zu berathen, sagt er, werfen sich 
die Herren ihre Ansichten vor. Er verlangt , dass sich 
jeder Redner in jener Ordnung ausspreche , in welcher 
er sich vormerken liess. — Das Präsidium ersucht 
hierauf die Redner, nicht auf Einzelnheiten einzugehen, 
sondern nur die Grundsätze zu bestimmen, nacl) wel- 



chen die Peputation verfahren soll; die Verhandlung 
selbst werde erst nach erhaltenem Gutachten erfolgen 
können. 

PAzmindy: Der Gegenstand der Correlationen ist 
so ganz erschöpft, dass wir nur kurz darüber wegge- 
hen können. 

Nagy: Wenn nur dann auch unsere Committenten 
damit zufrieden sein werden , dass sie bei ihrer Bezah- 
lung nur ganz kurz wegkommen. 

MäjtMnyi von Bars ist der Meinung, dass, wenn 
man sich 'bei den Correlationen mit Cautelen begnüge, 
man sich nur selbst strafe; der allgemeine Wunsch des 
Landes gehe dahin, hierüber ein Gesetz zu erhalten. 
Hierauf wünscht Dubraviczky, dass, wegen Kürze 
der Zeit, nur jenes sollte vorgelegt werden, was im 
vorigen Reichstag hierüber ganz erschöpfend verhan- 
delt wurde; worauf Majthinyi von Bars die Bemer- 
kung macht, dass man dann abermals eine abschlägige 
Antwort zu erwarten habe, wie es schon zweimal der 
Fall war. Er sieht hier kein anderes Mittel, als mit 
der Regierung, hinsichtlich der zweiten Periode, in 
Unterhandlungen zu treten, um wenigstens ein, der 
Gerechtigkeit sich etwas näherndes Gesetz zu erlangen. 
Prdnay hofft hierin nichts, da man in Papier, als me- 
dium solutionis, nicht einstimmen könne. 

Földvdry: Wohl wünschen wir sämmtlich ein 
Gesetz; aber woraus es verfassen? aus der uns vorlie- 
genden Resolution etwa? Nun, wenn wir Papier als 
medium solutionis annehmen, ist alles mit drei Zeilen 
abgethan. 

Nagy: Wenn wir nun aber dieses nicht thun wol- 
len, so bleibt uns am Ende doch kein anderer Weg, 
als bei unserm vorigen Verlangen zu verharren; denn 
heue Gründe können wir der Regierung eben so wenig 
angeben, als sie uns etwas anderes erwiedern kann, als 
das alte Dogma vom Staatscredit und den Finanzen, 
welches schon oft genug als unstatthaft und grundlos 
erwiesen wurde, indem die Correlationen der Privaten 
mit dem Staatscredit auch nicht in der entferntesten 
Berührung stehet. (86) Werden wir auch noch einmal 
und gänzlich abgewiesen, so haben wir doch unsere 
Schuldigkeit gethan; denn was können wir gegen offene 
Gewalt? Doch jnuss ich hier nochmals erklären, dass alle 
bisherigen Verordnungen über diesen Gegenstand weder 
unsern Gesetzen, noch dem allgemeinen Rechte und deir 
Billigkeit angemessen sind. Ich fuge noch hinzu, dass hier- 
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in die Grossen den König verblenden. Wenn wir schon 
unser Vermögen dem Staate Thinopfern mussten, so will 
ich den Grund dazu noch einigermaassen — latepaten- 
ter — darin gelten lassen, dass ein 25 jähriger Krieg 
zur Aufrechthaltung unserer Existenz ausserordentliche 
Opfer erforderte. Aber ich 'werde nie einräumen kön- 
nen, dass die heillosen Prassereien unserer Grossen 
durch das Vermögen und den Schweiss ihrer Mitbürger 
ersetzt werden müssen. Wiisste ich, dass ron jedem 
Gulden, um welchen Peter den Paul auf diese Art be- 
trügt, dem König auch nur ein Kreuzer zu gut komme, 
ich würde eher schweigen können; allein, dass Tau- 
sende rechtlicher, arbeitsamer Staatsbürger darum zu 
Grunde gerichtet werden , weil die Minister mit dieser 
und jener Familie verknüpft sind, welche ohne diese 
himmelschreiende Ungerechtigkeit die gerechten Fol- 

fen ihrer Verschwendung tragen müsste: dieses — ich 
ann es nicht laut genug wiederholen — übersteigt alle 
Gewaltstreiche einer oligarchischen Verbrüderung. Was 
thaten sie im vorigen Reichstag? Als die Nation die- 
sen Gegenstand mit allem Nachdruck verfolgte, ver- 
banden sie sich mit einigen Wiener GrosshancÜungshäu- 
sern, und liessen in einer Woche um 10 Millionen mehr 
Banknoten zum Einwechseln bringen > als gewöhnlieh« 
Hierauf sprachen sie zunv. Monarchen : schon auf den 
blossen Antrag der Ungarn erfolgen solche Resultate; 
wenn ihnen willfahren wird, muss die Bank und mit 
ihr der Staatscredit zu Grunde gäben. — Dieses sind 
die durchdachten Pläne, durch welcfte sie das väter- 
liche Herz des Königs von seinen Unterthanen abzie- 
hen. — Der durch die Regierung aufgestellte Grundsatz 
ist gegen alles Gewissen. Der Monarch erklärte uns 
in seiner letzten Resolution des vorigen Reichstages: 
,» Meine Finanzoperationen werden bis zum nächsten 
Reichstag so weit vorgeschritten sein, dass ich mit euch 
hierüber leichter werde unterhandeln können/ 4 — Folg- 
lich kann er doch nicht zurücktreten. Er ist verpflichtet, 
uns nun zu vernehmen, und im schlimmsten Fall muss 
uns dasjenige bewilliget werden, welches wir dazumal 
als partiell nicht annehmen wollten. Legen wir daher 
nochmals unsere Bitten vor. Der König hätte auf die 
erste Periode unsere Wünsche leicht erfüllen können, 
und kann es auf die zweite ohne Nachtheil der Fi- 
nanzen thun, da es gar leicht zu erweisen ist, dass 
diese mit unserm Verlangen in gar keiner Verbindung 
stehen. 



Somsich: Das Resutat mag für das Land, wie 
immer, traurig ausfallen: lassen Sie uns nur ein Gesetz 
nach Hause bringen, damit das bisherige Scan dal endlich 
aufhöre. Den Vorschlag des verehrten Ablegaten von 
Oedenburg können' wir zwar versuchen, doch halt? ich 
die oligarchische Verschwörung für zu mächtig, um 
sie mit offener Stirn niederwerfen zu können. Es möge 
daher die Deputation alles combiniren, und wir dann 
einen Entschluss fassen, der zu einem Erfolg führe. 

Asztalos: Was die Ursache von allem sei, hat 
Oedenburg erschöpfend erklärt. So oft wir mit Grün- 
den kommen, erlangen wir nur allgemeine Abfertigung, 
ohne dass man sich zu Gegengründen herabliesse; nie 
werden Aufklärungen ertheilt. — Die Finanzen! — Es 
ist zwar dieses nicht mein Fach, aber als Gesetzgeber 
darf ich auf einen Satz hin, der mir nicht einleuchtet, 
kein Gesetz bringen , welches Tausende meiner Mitbür- 
ger ins Unglück stürzen muss. Unser letzter Zweck 
ist, eine Resolution hierin zu erlangen. In der vorlie- 

S enden sind wir zwar abgewiesen; hätte aber doch nur 
er Monarch zugleich gesagt, was wir zu thun haben? 
denn dass die Staatsbürger mit dieser letzten Entschei- 
dung nicht x zufrieden sein können, ist nur zu wahr. 
Ich glaube daher, dass so wenig hierin mit leeren Cau- 
teln genützt ist, eben so wenig unsere Zeit hinreiche, 
den Gegenstand vollkommen ins Reine zu bringen; 
zweifle aber nicht, dass uns das Recht zustehe, die 
ganze Frage mit dem' Beifugen auf den nächsten Reichs- 
tag zu verweisen, dass sie dann vor allen andern vor- 
genommen werden soll. 

Marczibdnyi von Trentschin: Bis dahin aber 
können wir doch nicht das Patent ins Gesetzbuch auf- 
nehmen? 

Ragdlyi: Meine Instruction lautet dahin, im äus- 
sersten Fall auf 40 p. Ct. für die zweite Periode ein- 
zugehen. Dieses war auch im vorigen Reichstag schon 
der Fall, woraus ein verehrtes Mitglied folgerte 9 dass 
ich dem Wunsche der Regierung beipflichte. Und den- 
noch ist es demselben so gut bekannt, als mir^ dass 
mein Verlangen von jenem der Regierung so weit ab- 
stehe, als der Himmel von der Erde. Ich verlange Gold 
als medium solutionis; die Regierung will Papier. Un- 
sere Ansicht verhält sich daher wie Papier zu Gold. 
Ich glaube im Gegentheil,.die Meinung jenes ehrenwer- 
then Deputirten möchte den Wünschen der Regierung 
viel näher gekonimen sein, als die meinige: denn er 



wollte die Banknoten als medium solutionis annehmen. — 
Gegenwärtig ist uns nun .Alles rund verweigert! — 
Oedenburg findet in jenem Theile der Resolution vom 
vorigen Reichstag einige Begünstigung, dass der Schuld- 
ner dem Gläubiger sein Capital aus der ersten Periode 
nicht aufsagen könne, ohne es in Conventionsmünze zu- 
rückzuzahlen, eben so bei dem Versatz der Güter. Aber 
andererseits müsste der Gläubiger, der sein Capital auf- 
kündet, sich mit Papier begnügen. Nun ist aber ge- 
wöhnlich der Aermere gezwungen, sein Capital aufzu- 
kündigen, und kann hierzu durch seinen Schuldner 
dadurch gezwungen werden, dass dieser ihm die In- 
teressen nicht abträgt; es müsste hierdurch also die un- 
bemitteltere Classe in die traurige Alternative kommen, 
entweder keine Interessen oder Papier zu erhalten. — 
Die Papiere der Bank, welche auch 'nicht den minde- 
sten reellen Credit haben, kann ich als Grundlage nicht 
annehmen. Versuchen daher die L. Stände, aus dieser 
letzten Resolution ein Gesetz zu verfassen: ich bin es 
nicht im Stande. Was mir im vorigen Reichstag schwarz 
war, kann mir im gegenwärtigen nicht rosenfarb er- 
scheinen, und überhaupt gehöre ich nicht unter Jene, 
die überall, selbst in der letzten Resolution, rosenfarbne 
Geister sehen. 

Uzovits ist der Meinung, dass man, da ein Gesetz 
nothwendig sei, von den 60 p. Ct. der ersten Periode 
etwas nachlassen soll, um die Regierung dadurch zum 
Beitritt zu bewegen. Domherr Sztanhovits räth, 
beide Perioden zu trennen, die Capitale nämlich, wel- 
che in Papier gegeben wurden, von den antescalari- 
schen; auf diese Art würden viele verwickelte Fragen 
vermieden, Welche schon 1812 der Vereinigung am mei- 
sten im Wege waren. — Doch hierauf bemerkt Csapd, 
dasS die grossen Herren ihre Capitalien aus der* ersten 
Periode grösstenteils in die zweite umschreiben Hessen, 
und auf diese Art nun für 100 nur 8 zu zahlen hätten. 
Der Redner ist der Meinung, dass, wenn man auf diese 
Art von dem einen abstände^ die Regierung die 
Stände hierin beim Wort nehmen würde, ohne das 
Uebrige zu gewähren, und ungeachtet aller Nachgiebig- 
keit bei der zweiten Periode, das Verlangen hinsicht- 
lich der ersten verweigern dürfte; der Gegenstand möge 
daher im nächsten Reichstag vor allem übrigen vorge- 
nommen' werden. 

Pdzm&ndy: Zwei Gründe müssen uns vorzüglich 
bestimmen , noch im gegenwärtigen Reichstag hierüber 
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zu repräsentiren: erstens, weil der König selbst ver- 
sicherte , er . hoffe seine Finanzen bis jetzt so weit ge- 
diehen, um hinsichtlich der zweiten Periode leichter 
verhandeln zu können; und zweitens, weil uns im vo- 
rigen Reichstag hierin schon Einiges bewilliget wurde, 
worüber wir ein Gesetz verlangen müssen. Alles die« 
ses ist bereits so ausgearbeitet, dass, wenn .es< durch 
die Deputation durchgesehen wird, hier in einer Stunde 
kann beendigt werden. Vernachlässigen wir es jetzt, so 
wird dieses Gravamen in die Reihe derjenigen kommen, 
welche in infinitum von einem Reichstag zum andern 
verschoben werden. Das letztemat wurde diese Be- 
schwerde als eine Verletzung der gesetzgebenden Gewalt 
unterbreitet. .Nie werden wir wieder eine so günstige 
Gelegenheit, wie die gegenwärtige, dazu bekommen, 
denn jetzt sind die Finanzen in einem solchen Zustande, 
dass uns von dieser Seite nichts eingewendet werden 
kann. Von dem medium solutionis aber können wir 
nicht abgehen, besonders in der ersten Periode, deren 
Gläubiger bekanntermaasen sich hierüber am meisten 
beklagen. Bei der zweiten muss ich gestehen, dass wir 
selbst sehon einigermaassen willkührhch verfahren sind, 
da wir von 100 auf 60 herabgingen; auch war in jener 
Periode schon Papier im Umlauf. 

Bohpntzy: Wenn wir dem Verlangen der Regie- 
rung hierin nachgeben, machen wir uns der inconslitu- 
tionellsten Handlung schuldig. Die ganze Resolution, 
mit Ausnahme der geringen Begünstigungen der Sprache, 
ist durchaus ungünstig; Alles ist uns verweigert, ja der 
König schliesst uns vorhinein von allen Forderungen 
aus. Hierüber muss kräftig repräsentirt und erklärt 
werden, dass diese Maximen der Regierung gesetz- 
widrig seien. 

tt^pds: Der Zweck der bürgerlichen Gesellschaft 
ist die Sicherheit des Eigenthums; Gesetze, welche 
diese gefährden, sind Ulfgerechtigkeiten. Die Glaubiger 
der zweiten Periode können nicht desswegen gestraft 
werden, weil sie den* Worte des Monarchen vertrau- 
ten. Hätte der König gleich Anfangs entdeckt, dass er 
seine Papiere nicht dl pari erhalten könne, so würde 
die Nation auf Mittel gedacht haben, ohne dass einzelne 
Bürger hätten zu Grunde gehen müssen. Immer wird 
der Staatscredit mit den Verbindlichkeiten der Privaten 
verwechselt, damit das Scandal einer gänzlichen Gesetz- 
losigkeit fortdauern könne. Wer ist aber schuld an allen 
diesem Aergeraiss? und was wäre das für ein Reichs- 
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tag, der sich ungerechte Gesetze abtrotzen Hesse, bloss, 
weil die andere Partei nun einmal nicht nachgeben will? 
Es muss daher hierüber gründlich repräsentirt werden: 
eher möge die Vornahme eines andern Gegenstandes 
unterbleiben. 

Takdts: Der Inhalt unserer Repräsentation kann 
nur jener sein, welcher hierüber in den Praeferentialien 
enthalten ist, nämlich, dass das Verlangen der Regie- 
rung den Gesetzen zuwider sei, und die unbemitteltere 
Gasse der Staatsbürger , welche auf ihre Capitalien an- 
stehet, zu Grunde richtet. Das medium solutionis kann 
Niemanden aufgedrungen werden. , Nach den vielen 
Krümmungen und "Windungen der Regierung hat sie 
sich endlich hier deutlich erklärt. Können wir also 
nach allem, was wir erfahren haben, noch die Erlan- 
gung ron 60 hoffen? Gewiss nicht; und es bleibt uns 
nichts übrig, als auf die 40 einzugehen. Auch hierin 
können wir, wie beim Salzpreis, an das Urtheil der 
Welt appelliren. Wir sind gezwungen, die 40 anzu- 
nehmen, so sehr wir auch ron der Ungerechtigkeit 
dieser Maassrejgel überzeugt sind, denn ohne Gesetz 
können wir nicht länger bleiben. Bei der ersten Pe- 
riode ist übrigens schon der Zeitpunkt eingetreten, wo 
das Moratorium aufhört. 

Dubraviczky setzt sich dagegen, da die zwei 
Grundsätze, das solutionis medium nämlich und die 
60 p. Ct. der zweiten Periode, heilig aufrecht erhalten 
werden müssen; er gibt es nicht zu, dass man bei der 
Bestimmung der 60 wUlhuhrUch gehandelt habe. Von 
beiden zugleich könne nicht abgegangen werden, aber 
auch nicht von einem, da die Rekrutenstellung den deut- 
lichen Beweis liefere, wie die Regierune einerseits die 
Gabe annehme, ohne die Bedingnisse derselben zu. erfüllen. 

Majthinyi von Honth: Ich bin zwar ein sehr 
mittelmässiger Financier, nnd weiss hierin laicht viel 
mehr, als die gesunde Vernunft lehrt; glaul>e jedoch, 
dass, wenn das Ministerium diese besser zu Rath gezo- 
gen hätte, unsere Angelegenheiten besser stän den, denn 
ich bin wirklich nicht im Stande, besonderen Genie in 
unseren Finanzoperationen zu entdecken. (81] i Indessen 
wäre es eine unverzeihliche Schwäche, in niner Zeit, 
wo alle Völker ihre gerechten Wünsche mit so vieler 
Kraft unterstützen, nicht einmal ein Gesetz erwirken 
zu können,, welches unsere Committenten einigermaas- 
sen beruhigte. Es wäre wohl wünschensMerth, dass 
ein solches gebracht würde', welches Allci zufrieden 



stellt; allein dieses ist schon desswegen nicht möglich, 
weil es den Gläubiger und Schuldner zugleich betrifft, 
und die Begünstigung des Einen den Nachtheil des 
Andern herbeifuhren muss. Wenn wir nun schon die 
40' nothgedrungen annehmen , müssen doch in der Re- 
präsentation sämmtliche Gründe angeführt werden, die 
uns zu diesem Schritt nöthigten. Aber ohne Gesetz 
können wir zu unsern Gommittenten nicht zurück- 
kehren« 

Das Präsidium ersucht die Redner, ihre Meinung 
kurz von sich zu geben. 

Nagy: Als ein neues Argument könnte angeführt 
werden, dass wir auf keinen Fall anerkennen, dass der 
Staatscredit mit den Privatcorrelationen in Verbindung 
stehe. Denn ich unterscheide immer die Verluste, wel- 
che wir durch die Regierung erleiden, von jenen, 
welche aus Privatverhältnissen entspringen. Obgleich 
nun das erstere Uebel schon geschehen ist, folgt daraus 
nicht, dass auch das zweite, empfindlichere, erfolgen 
müsse; dieses kann ich mit der Justitia distributiva in 
keinen Einklang bringen. S. Majestät haben unser Ver- 
mögen, gewiss nicht auf Lustbarkeiten verwendet , son- 
dern dieser Verlust wird doch zum Theil durch die 
Öffentliche Noth entschuldigt. Aber welches Recht ha- 
ben Private, ein ähnliches Opfer von uns zu verlangen ? 
Dieses kann mit dem suum cuique nicht vereiniget wer- 
den , weil die Tendenz der gesetzgebenden Gewalt 
dahin gehen muss, dass nicht bloss dem Kaiser gegeben 
werde, was des Kaisers ist, sondern auch dem Volke, 
was des Volkes ist. Der Monarch beschädigt uns durch 
dieses sein Verlangen; er kann uns Gerechtigkeit nicht 
versagen, Ich bin nicht darum in die Gesellschaft ge- 
treten, damit ich geplündert werde : ich wiederhole es, 
geplündert. Aus welchem andern Grund werden die 
Diebe eingefangen, als weil sie das Eigenthüm der 
Staatsbürger antasten? Und Jene, die viel grösseren 
Raub begehen, sollen noch durch ein Gesetz dazu be- 
rechtigt werden? Sämmtliche Diebe und Räuber der 
letzten 6 Jahrhunderte haben nicht mehr gestohlen, als 
durch die Gorrelationen in den letzten zwei Decennien 

Seschah. Man will uns zwingen, diesen Schandthaten 
as Siegel des Gesetzes aufzudrücken; oder sollen wir 
etwa die Sache bis zum nächsten Reichstag verschieben, 
dessen Sanctionirung schwerlich vor 6 Jahren erfolgen 
wird, und dann ruhig zusehen, wie diese Räubereien, 
-während der gesetzgebende Körper versammelt ist, un- 



gestraft fortgesetzt werden? An wen soll sich dann der 
Geplünderte wenden? — Mit Cautelen, Verwahrungen, 
Phrasen . ist die Sache nicht abgethan. Wir müssen 
unser Verlangen nicht als eine Sitte Tortragen, in die 
der König willigen kann ß sondern als ein Begehren, 
welches zu gewahren er verpflichtet ist. (Angenommen.) 

Die Deputation zu Verfassung des Nunciums und 
der Repräsentation wird ernannt. 

Präsidium. Es wurde uns roh S. E. dem Herrn 
Personal abermals im Namen S. k. H. des Palatins auf- 
getragen, die L. aStände um Verhandlung über die Con- 
tribution zu ersuchen. 

Niczky -von Eisenburg verlangt, dass früher den 
Beschwerden abgeholfen werde; wenn man consequent 
bleiben wolle^ dürfe man diese Frage nur sublatis gra- 
vaminibus vornehmen, jilmasy wünscht die Contri- 
bution vermindert; Fasoho den Handel begünstigt, da 
er allein die Grundlage der Contribution bestimme ; 
Beöthy findet die Frage noch nicht an der Ordnung* 
ordo est anima rerum; Marczibdnyi von Trentschm 
erinnert an die gesetzwidrigen Eingriffe der Regierung 
seit 1811, an die Gfewaltstreiche der k. Gommissaire, 
aus welcher Zeit noch 5 Millionen widerrechtlich er- 
hobener Contribution zurück sei, worüber die Nation 
ihr Recht sich vorbehalten; daher könne vor Erledigung 
der Beschwerden und Begünstigung des Handels die 
Contribution nicht bewilliget werden; Kerhdpolyi 
verlangt, dass die dem Militär gebührenden Naturalien 
im Marktpreise sollen eingerechnet werden; Rohontzy 
hat wenig Hoffnung, dass das Aerariüm die Gegenfor- 
derungen der Gerichtsbarkeiten annehmen werde, wor- 
über er mehrere Beispiele anführt. Se. Majestät sollte 
febeten werden, über Gegenstände dieser Art nicht das 
Ixactorat zum Richter zu bestimmen, welches ineist aus 
hergelaufenen Menschen bestehet, die *weder die Gesetze 
kennen, noch Grundeigentum besitzen, noch adelig 
sind. 

Nagy: Obwohl ich den Ausdruck des Gesetzes^ 
ut prius omnia grayamina tollctntur, nicht im grammati-* 
call sehen Sinne nehmen kann, welches im gegenwärti- 
gen Reichstag um so weniger möglich wäre, *als die 
jetzigen Heschwerden nicht einmal noch unterbreitet 
sind , sehe ich dennoch hierin eine Art Garantie, dass 
man uns nicht gar zu früh entlasse. Am Ende aber wissen 
wir ja beiläufig vorhinein, was hierin erfolgen werde, 
und dass wir den Gegenstand in einer Stande abhan- 



dein können. Das Ganze ist übrigens ein Verlangen, 
welches* wir auf keinen Fall versagen können, da die 
Truppen besoldet und verpflegt werden müssen. Doch 
bin auch ich der Meinung, dass wir uns in diese Frage 
noch nicht einlassen sollen. 

Majthdnyi von Honth protestirt ebenfalls, laut 
seiner Instruction, gegen die Bewilligung der Contribu- 
tion vor Erledigung der Landesbeschwerden. Den Aus- 
druck, dass die Frage hierüber in einer Stunde könne 
geendigt werden, findet er bei einem so delicaten Ge- 
genstand nicht ganz passend. Hat doch der verdienst- 
volle Redner, der sich desselben so eben bediente, im 
vorigen Reichstag selbst die Motion gemacht, die Con- 
tribulion, wenn auch nur um 6. F. zu vermindern, um 
unser Recht hierzu darzuthun. 

1 Einige Ablegaten glauben in die Frage eingehen 
zu können; so auch Prdnay, jedoch wegen Nähe des 
künftigen Reichstages selbe nur bis zum 1. November 
1831 zu bewilligen. ^ Ragdlyi bringt noch in Vor- 
schlag, die Jetzt bewilligten Rekruten bloss in ungari- 
sche Fabrikate zu kleiden, um die hierzu nöthigen 
Summen im Lande zu lassen; er fuhrt hierzu das jüng- 
ste Beispiel von russisch Polen an. 

Die Frage wegen der (Kontribution wird auf das 
Ende des Reichstages verschoben; die Sitzung auf- 
gelöst. 

Reichstagssitzung vom 7. December. 

Der Personal bestimmt folgende Verhandlungen zur 
Tagesordnung: Die Antwort über den 3. Punkt der k. 
Propositionen ; den Bericht des Palatins über den Reichs^ 
fond, und das Nuncium auf die mündliche Bemerkung 
der Magnatentafel über das 9. und 10. Gravamen. 
Das erstere Nuncium wird verlesen. (88) 
Personal: Der erste Theil dieses Nunciums unter- 
liegt keiner besondern Bemerkung und ich sehe keinen 
Grund , warum er , da es der bestimmte Wille der L. 
Stände ist, in seiner neuen Form nicht sollte unterbrei- 
tet werden. Beim zweiten jedoch halte ich es für meine 
Amtspflicht , die Aufmerksamkeit der L. Stände dahin 
zu leiten, dass. in einer Frage, bei welcher 'die H. 
Magnatentafel eine ganz entgegengesetzte Ansicht kund 
gegeben, dem Monarchen solch ein Verlangen vorge- 
tragen werden sollte, welches auch in Erfüllung gehen 
hünne. Der eben verlesene Wunsch äussert sich dahin, 



dass, nachdem die L. Stände schmerzlich bemerken, 
das«, die über den fraglichen Gegenstand bestehenden 
Gesetze keinen Erfolg haben, das Von ihnen hiermit 
vorgeschlagene Mittel als das zweckmässigste erachtet 
werde. — Dieser Meinung ist nun die andere Tafel 
nicht, obgleich das beiden 1 heilen erwünschte Ziel das- 
selbe ist, nämlich, dass die Gesetze in Erfüllung kom- 
men. — Dieses Letztere wird nun durch S. Majestät 
verheissen, und ich muss gestehen, dass ich in dieser 
Zusicherung völlige Beruhigung finde. Nach so langen 
Verhandlungen halte ich es für überflüssig, hier noch 
weitere Gründe anzuführen, und begnüge mich mit dem 
bereits Gesagten. Sollten jedoch die L. Stände mit der 
letzten k. Resolution hierüber nicht zufrieden sein, so 
bringe ich hiermit die Palatinatintermediation in Vor- 
schlag, und glaube, dass S. k. Hoheit zu bitten sei, sich 
bei Sr. Majestät dahin verwenden zu wollen, dass den 
bestehenden Artikeln, besonders hinsichtlich der höherh 
Offizierstellen, Genüge geleistet werde. 

Ragdlyi. Wenn wir den Gang unseres Militär- 
wesens verfolgen, werden wir finden, dass bei Errich- 
tung des stehenden Heeres ifreder der ungarische Ge- 
meine, noch der Offizier der Regierung sonderlich be- 
hagten , es trachtete desswegen auch die ausübende 
Gewalt dahin, dass fremde Truppen im Lande verpflegt 
würden. So kam der Reichstag vom 1715 heran , der 
mit Beschwerden begann; dennoch finden wir in dem 
8. Art. desselben, dass die Militärmacht im Lande* theils 
aus Eingebornen, theils aus Fremden zu bestehen habe. 
Nun starb der männliche Stamm des regierenden Hauses 
aus, und als die Uebertragung der Herrschergewalt auf 
die weibliche Linie so -vielen Widerstand von Aussen fand, 
suchte Maria Theresia bei ihren andern Völkern verge- 
bens jenes Feuer, welches ihre Herrschaft durch welt- 
bekannte Thaten der Ungarn sicherte. Bei dieser Gele- 
§enheit zeigte es sich, wie brauchbar der ungarische 
oldat sei, und man war auf die Vermehrung dieser 
Truppen bedacht. Obwohl nun die Nation bei der im 
Jahre 1741 erfolgten namhaften Vergrösserung des un- 
garischen Heeres eifrig darauf bedacht war, dass keine 
lremden Offiziere Platz in selben erhalten, und zu die- 
sem Zweck sich die Besetzung aller Offiziepstellen bis 
zum Hauptmann vorbehielt, so sehen wir dennoch gegen 
das Ende der Regierung jener unvergesslichen Königin 
mehre Su balternst eilen durch Deutsche besetzt; die hö- 
hern Stufen aber in einem noch stärkeren Grade. In 



■ I i !■ l ■ w — — - 

den spätem Zeiten, besonders im französischen Kriege, 
hat sich auch «die Brauchbarkeit der ungarischen Offi- 
ziere glänzend bewährt, wie denn namentlich im Jahre 
1805 das eben dazumal errichtete Palatinal-Husarenre- 

fiinent, dessen sämmtliche Offiziere Ungarn waren, bei 
er unglücklichen Ulmer Affaire ein erlauchtes Haupt 
mitten durch die feindlichen Reihen geleitete. Von die- 
ser Zeit an waren die ungarischen Regimenter ein be- 
sonderer Gegenstand für die Wünsche der Fremden, 
sei / es nun, dass sie hier einen schnelleren Fortgang er- 
warteten, oder aus andern Gründen, in die ich jetzt 
nicht eingehen mag; wie denn auch eben jetzt der 
Sohn jenes unglückseligen Ministers , der vor kurzem 
den französischen Thron umgeworfen hat, in ein Husa- 
renregiinent getreten ist. — Als sich die Landeskinder 
auf diese Weise von den vaterländischen Regimentern 
verdrängt sahen, wurden die Gesetze von 1792 und 1807 
gebracht, welche alle Offizierstellen unserer Truppen 
für Eingeborne bestimmen. — Doch leider wird hierin 
seit einer Reihe von Jahren nichts befolgt und wir 
sehen im Gegentheil die Zahl der Fremden in unsern 
Regimentern von Tag zu Tag zunehmen. — Dieses 
bewog die Reichsstände, der jetzigen so namhaften frei- 
willigen Gabe eine Bedingniss beizufügen, welche geeig- 
net wäre, die Besorgnisse der Nation zu beschwichtigen, 
und wozu man um so mehr berechtiget ist, als bei den 
so stark vermehrten Truppen sämmtliche ungarische 
Offiziere können untergebracht werden. Dieses ist 
meine Ansicht des Gegenstandes selbst. Auf die, durch 
S. E. den Herrn Personal in Vorschlag gebrachte Pala- 
tinalintermediatipn muss ich aber erklären, dass, obgleich 
ich in der verehrenden Würdigung der persönlichen 
Vorzüge Sr. k. Hoheit gewiss Niemanden nachstehe, 
ich hier j wo es sich um Bedingnisse handelt, unter 
welchen eine constitutionelle Nation eine freiwillige 
Gabe darbringt , a nur die genaue Erfüllung derselben, 
ohne alle Vermittelung , um so mehr verlangen muss, 
als jene Fälle durch das Gesetz genau bestimmt sind, 
wo die Intermediation des Palatins zu erfolgen hat, 
worunter ich aber die gegenwärtige Frage unmöglich 
rechnen könnte. Ich glaube daher sowohl dem Willen 
meiner Qpmmittenten, als auch meiner eignen Ueberzeu- 

Sung nachzukommen, indem ich auf die genaue Erfüllung 
ieser, unsrer Gabe als nothwendig beigefügten Beding- 
niss dringe und die Absendung des diessialligen Nun- 
ciums an die hochlöbliche Magnatentafel verlange. 
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Personal: Der würdige Deputirte von ßorsod 
möge mir -verzeihen, wenn ich nicht voraussetzen kann, 
dass man bei einer Gabe zur Vertheidigung des Vater- 
landes einer neuen Verhandlung Raum geben wolle : 
ich kann es, selbst wenn ich es höre, nicht glauben. — 
Der Monarch hat die beigefügten Bedingnisse, worunter 
einige ganz neij und ungewöhnlich waren, wirklich an- 
genommen. Dagegen sind Mehre der Meinung , dass es 
nicht in dem umfange und nicht mit der Bestimmtheit 

§ eschenen sei, welche sie für nothwendig erachten; 
iese glauben, dass durch Berufung auf bestehende Ge- 
setze dem Verlangen nicht Genüge geleistet sei. Wo 
so wichtige Fragen zu entscheiden sind, ist, meiner 
Meinung nach, die Palatinal-Vermittelung 'an ihrem 
Platze , und darum glaube ich , diesen Vorschlag nicht 
gegen die Gesetze gemacht zu haben. 

Ragdlyi: Weder meine Ueberzeugung, noch die 
neuere Instruction meiner Committenten erlaubt mir, 
mich mit der Erklärung des Königs zu begnügen, denn 
alle dem Subsidium beigefügten Bedingnisse waren un- 
erlässliche — sine qua non — und ich sehe daher gar 
keine Notwendigkeit eines neuen Tractates. Die Si- 
cherheit des Staates setze ich übrigens nicht in die Aus- 
dehnung der bewaffneten Macht, sondern in den Geist 
der Truppen, welchen die Nation eben durch dieses 
Verlangen erhöhen will. .Wenn ich meine Blicke gegen 
Norden wende, sehe ich ein Volk , durch Waffengewalt 
einer fremden Nation unterworfen , und dennoch von 
einer Armee von 40,000 Mann alle Fremden fern hal- 
tend. Wie sehr muss es mich daher mit Besorgniss 
erfüllen , wenn ich eine freie , constitutionelle, durch 
freiwillige Tractate verbundene Nation, von einer so 
gerechten, vorhinein bedungenen Forderung abgewiesen 
sehe; und indem sie die bewaffnete Gesammtmacht so 
bedeutend verstärkt, dabei nicht einmal die naturrecht- 
lichen Vortheile gemessen soll. (Beifall.) 

Domherr Trstydnszhy stimmt dem Personal bei, 
und meint , dass , indem nun für die ungarischen 
Truppen eine neue Epoche beginne, man über diese 
Bedingniss einen eigenen Gesetz-Artikel erwirken 
soll, da sie jetzt nur als Anhängsel beigefügt ist* (Es 
bleibe! Es bleibe!) 

Eördögh verlangt, in Folge seiner neuern In- 
ction, dass hinsichtlich 



struction, dass hinsichtlich der 20,000 Rekruten dem 
Gesetzartikel noch die Worte : im Falle einer offenkun- 



digen Gefahr , und : im Sinne der Gesetze *) beigefügt 
werden. 

Personal: Dieses streitet gegen die Form, weil 
hierüber schon abgestimmt ist; aber auch gegen die 
Idee, indem dem Palatin gestattet wurde, die Behörden 
aufzufordern, wogegen er dem nächsten Reichstag Be- 
richt zu erstatten hat. 

Eördögh: Die Absicht meiner Committenten gehet 
nicht dahin, dass der Palatin den sämmtlichen Behör- 
den jenen offenkundigen Angriff anzeigen soll. 

Personal: Dann sind diese Worte überflüssig. 

Marczibdnyi von Trentschin : Diese Worte sind 
nichts weniger als überflüssig; im Gegentheil sollten 
wir die Verfügung treffen, dass, wenn dieser offenkun- 
dige Angriff nicht eintritt, die Behörden zu nichts ver- 
pflichtet sein sollen. 

Personal: Wie sehr bedauere ich, diese Aeusse- 
rung hier gehört zu haben. Ich bin überzeugt, dass 
Niemand vom Palatin voraussetzet, dass er die Behör- 
den ausser dem Falle auffordern werde. (Beifall.) Da 
ich übrigens sehe, dass der Wille für die Note einstim- 
mig ist, so möge eine Deputation sie an die Magnaten- 
tafel überbringen. (Er ernennt die Deputation.) 

Es wird hierauf die Note No. (89) über den Stand 
der Reichscassen und über die Rückstände der Indige- 
natstaacen verlesen. Ueber ersteres war gar keine Be- 
merkung. 

Personal: Ich muss voraussenden, dass ich gegen 
die Massregeln im Indigenatsfalle, für die Zukunft nicht 
die mindeste Einwendung habe , denn wir werden da- 
durch vieler Ungemächlichkeiten überhoben, und er- 
sparen den Indigenen einen Schritt, der ihnen weder 
angenehm,^ noch ehrenvoll sein kann. — Was aber das 
gegenwärtige Ausstreichen der Restanten betrifft, glaube 
ich zwischen Jenen, die weder gezahlt, noch umNach- 
lass eingekommen sind, und Jenen, die einen Theil der 
Taxen erlegt oder Anspruch auf Nachlass zu haben 
glauben, einen Unterschied machen zu müssen. Die 
Erstern mögen die Folgen eines Gesetzes tragen, wel- 
ches ihnen bekannt war; die letztern jedoch , welche 
man doch eigentlich nicht zu der Gasse der wieder- 
spenstigen Zahler rechnen kann, wären dadurch der 
Gelegenheit beraubt, gehört zu werden. Wir haben 
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Beispiele, dass Jenen, welche des Indigenat nicht tax- 
frei, erhielten »; dennoch in späteren Reichstagen die 
Taxen ganz., oder zur Hälfte erlassen wurden; und 
eben diese Fälle konnten auch sie bewogen haben, 
einen ähnlichen Versuch zu machen. Diesen sollte 
daher, wenn, die Deputation sie keines Nachlasses wür- 
dig findet, der Termin bis zum nächsten Reichstag be- 
stimmt werden. Besonders inuss ich hier auf drei die- 
ser. Fälle aufmerksam machen, die mir durch den Pala- 
lin empfohlen wurden, nämlich, die der Grafen Fr es nel 
und Tige, und des. Baron Rosen; Letztere sind durch 
Unglücksfälle, welche sie in ihren Bittschriften er- 
wähnen, zur Stunde nicht vermögend, den Rest der 
Taxen vollends abzutragen und bitten um Aufschub; 
Ersterer aber wünscht die seinigen ratenweise abtragen 
zu dürfen, ich glaube, diesem Verlangen können wir 
um 6o «her* /willfahren, als wir sonst das bereits erlegte 
Geld, zurückstellen müssten, so aber die Hoffnung haben, 
den. Rest einzutreiben. 

• Dubravivzky , Nyihy , Berte und Mehre sind 
derselben Meinung. 

Marczibdnyi von Trentschin. Es ist nicht ge- 
nug, dass das Gesetz auf dem Papiere stehe; da es all- 
gemein bekannt war, so sehe ich gar keinen Unter- 
schied unter den Restanten. Wenn wir von der Regie- 
rung verlangen , dass sie die Gesetze handhabe- und 
genau erfülle , müssen wir nicht selbst hierin ein übles 
Beispiel geben. Sie mögen ihr Geld zurücknehmen, 
damit sie nicht sagen können, die Nation habe ihnen 
etwas vorenthalten. 

Ragdlyif Eben diese immerwährende Nachsicht 
hat zu all diesen Ungelegenheiten Anlass gegeben« 
Jene, welche gar nichts zahlten, thaten es grösstenteils 
in der [Teberzeugung, dass bei uns- überhaupt die Ge- 
setze nicht genau befolgt werden. Ich hörte diefces aus 
dem Munde eines* Incugens, welcher diesen Rath von 
einem Manne erhielt, von dem man es wahrlich nicht 
hätte erwarten sollen. — Die Andern glaubten gar, 
uns dadurch, dass sie einen Theil der Taxen, erlegten, 
vorhinein eine Verbindlichkeit aufzuerlegen. Armuth 
ist aber bei keinem derselben die Ursache. Gr. Tige 
sagt in seiner Bittschrift, dass er nicht zahlen könne, 
wäil die. Güter seiner Gemahlinn durch Ueberschwem- 
roungen verheert iwurden. Wo stehet denn der Satz, 
dass Jemand v : der. «.ich nicht, wie das in frühern Zeiten 
immer der Fall war, mit seinem Blute das Indigenat 
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erwarb, sondern selbes glücklich erheurathete , noob 
obendrein von den Einkünften dieser Güter seinen Adel 
bezahlen soll? Fürwahr, mit diesen einigen Dukaten 
wird die Gnade des Landes nicht bezahlt } und darum 
sollen sie sämmtlich gestrichen werden, und zwar mit 
dem Beisatze, dass sie aller ferneren Aufnahme unfähig 
sein sollen. : 

Csapö und Hertetendv , 'Wie der Personal, und 

S rechen noch besonders zu Gunsten der Rr« Hiüer\ich€n 
:ben, welcher letzteren Meinung auch der- Personal 
beipflichtet, und den Gegenstand auf die« Deputation 
verweiset. 

Nagy: Ich weiss nicht, in wieweit die Deputation 
sich in die Entscheidung dieser Fragen einlassen können 
bevor ihr, laut unseres jüngsten Beschlusses, hierzu die 
Instruction ertheilt wird. Uebrigens ist es mir gleich, 
was immer geschieht, wenn wir nur endlich aufe Heine 
kommen. Was aber den Gesetzartikel über die künf- 
tige Aufnahme betrifft, so sollen nur Jene können inar*- 
ticulirt werden, welche die Quittung des Exaotorates 
über die erlegten Taxen vorweisen, sie mögen mm im- 
mer das Diplom erhalten und den Eid abgelegt haben. 
In der Auswahl muss für die Zukunft die grösste Strenge 
herrschen; taxfrei aber bloss Jenen das Indigenat er^ 
theilt werden, welchen das Land, in Berücksichtigung 
vorzüglicher, unserm Vaterlande ganz eigentlich gelei- 
steter Dienste, das Indigenat selbst anträgt: denn selbst 
mit Erlegung der Taxen bleibt es immer eine Gnade. 
Gegenwärtig aber — wer wird unter die, Indigenen auf- 
genommen? Gewöhnlich Offiziere, die -zwanzig, dreist* 
sig Jahre in der Armee gedient haben, fis mögen ver- 
dienstvolle Männer sein, sonst würde man sie nicht so 
lange dulden: nur dächte ich nicht, dass ihre Belohnung 
iPtt zukomme, sonst wäre zu befürchten, dass am Ende 
vor lauter Indigenen wir selbst keinen Platz mehr fan- 
den und ihre Zahl jene der Edelleute übersteigen könnte* 
Es müssen daher nur Feldzüge zum Wohl Ungarns hier 
in Betraoht kommen. . . . 

Personal: Ich theile ganz die. Ansichten des ver* 
dienstvollen Deputirten von Oedenburg, und bin der 
Meinung, dass, gleichwie nur die anerkanntesten Ver- 
dienste um unser Vaterland Ansprüche auf das Indige- 
nat machen können,' selbes den Betheiligten auch oier 
heiligsten Pflichten für die Wohlfahrt ihres neuen Va- 
terlandes auflege, deren Erfüllung wir leider bei so» 
Vielen vermissen. 



Ragdlyi: Wenn wir den 37. Artikel des vorigen 
Reichstages nicht begraben wollen, bevor er noch ins 
Leben trat) so muss die Ausstreichung mit aller Strenge 
erfolgen. Wollte Gott, wir wären nie von undrer Vä- 
ter Sitte abgegangen, welche das fräigenat nur den aus- 
gezeichnetesten Verdiensten, und niemals taxfrei verlie- 
hen. Musste doch selbst der Her zog vonModena, welcher 
mit seinen Truppen uns zu. Hilfe kam, die Taxen des 
Jndigenats erlegen. Nur die äusserst? Armuth konnte eine 
Ausnahme erwirken. — Hätte man den Br. tiiller seit 
1802 strenger zur Bezahlung seiner Taxen angehalten, so 
wären wir nicht in dieser Ungemächlichkeit. Jetzt aber 
müssen wir schon bei dem bestehenden, klaren Gesetze 
verbleiben, welches keine Ausnahme macht: denn es 
wäre nicht klug gehandelt, in dem Augenblick, wo wir 
auf .ein Radicalmittel für die Zukunft bedacht sind, die 
fertige Arznei fahren zu lassen. Behalten wir das 
Gute, bis wir zum Bessern gelangen. 

Takdts erklärt, die Taien wären nur in den. spä- 
tem Zeiten zur Verhütung des zu starken Zudrängeos 
erfunden worden. Uebrigens stimmt er für die Anhö- 
rung, bevor man sie streiche. 

Berndth:- .Die Theorie der Taxen, wie ich sie 
wiederholt höre, ist nicht die wahre; denn sie gründet 
sich auf die Gemeinschaft des Rechtes mit dem Konig*}. 
Wenn Ihm das Recht zukömmt, die Indigeneh zu ernepjne& $ 
so haben wir jenes, von ihnen die Taxen zu erheben. 

Personal: Die Verhandlungen ziehen sich in die 
Länge« Ich kann zwar die Meinung nicht theilen, das* 
die Aufrechthaltung des 37. Art. mit der Streichung 
sämmtlicher Indigenen in nothwendiger Verbindung 
stehe: denn indem sie,.. in der Hoffnung eines Na^hr 
lasses, zurückblieben, würden sie durch die Verweietr 
rung desselben ohnehin gestraft worden sein. Doch iph 
bin hierin ganz indifferent , und was die Stände b$- 
schliessen, nehme ich gern an. Am besten aber wäije 
es, einen Entschluss zu fassen, wodurch unsre Hüpfe 
nicht gebunden würden. (Gestrichen! Gestrichen. 1 ) / 

• ...» 

In der Magnatentafel. - ' 

Verlesung der .Note. 
OberstlandricTiterj Wenn ich es je schmerztiok 
und schwer fand, sprechen zu müssen, so geschieht ^b 

— — — — ■ ■ • ■ « ■■ — ■ « 
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jetzt, wo ich sehe, dass die Ständetafel auf unsere drin- 
gende, mit den triftigsten Gründen unterstützte Bitte, 
ohne, meiner Meinung nach, auch nur das geringste 
neue Motiv anzuführen, bei einem Verlangen verharren, 
dessen Ausführbarkeit mir. immer einleuchten wird, . 
ja, welches in seiner Gegenwirkung der Nation selbst 
höchst schädlich werden müsste. — Damit jedoch dieser 
Verhandlung endlich ein Ziel gesetzet werde, unterfange 
'ich mich» den Vorschlag zu machen, dass die L. Stände 
■feur Annahme einer Modification aufgefordert werden, 
welcher diese höhe Tafel mit Zustimmung S. k. Hoheit 
— in so weit -ich mir schmeichle, ihre Gesinnungen 
hierüber zu kernten — ihre weise Zustimmung vielleicht 
^rtheilen wird. Wenn die Stände hinsichtlich ihrer 
Befürchtungen einer Gompletirnng unumgänglich reprä- 
sentiren ~ wollen , so möge es in der Form , wie. sie es 
gegenwärtig verlangen, immerhin erfolgen, so überflüs- 
sig ich es auch halte. — Was aber die Circulation be- 
trifft, indem die Stände erklären, däss sie mit der leeren 
Wiederholung und Berufung auf bestehende Gesetze sieb 
nicht begnügen können : so möge in der Repräsentation 
der Monarch gebeten werden, dem rieuen Gesetzartikel 
die Worte beizufügen: dass bei Besetzung der Offizier- 
'stellen in den Ungarischen' Regimentern die Eingebor- 
tieft ■ vorzugsweise* und grösstentheih sollen berücksichtiget 
■werden, und" däss jfeder Offizier die herrschende Sprache 
des Regiments verstehen müsse. (Beistimmung;) 

Palatin: Es scheiht, als ob die H. Magnaten in 
diesen Vorschlag einstimmten. (Bejahung'.) Nichts desto 
-weniger muss ich in. einer Frage von solcher Wich- 
tigkeit noch Einiges bemerken. — Dass das Begehren 
4tft 4 Stände dem Zweck nicht entspreche, ist sowohl 
dtfirh mich; als andere Redner in der vorigen Sitzung 
-erwiesen worden. Allein ich weiss auch nicht, wie ich 
die Iclee selbst dem Zeitgeiste anpassen soll. Von jeher 
War ich kein Beschützer von Ausschliessungen, und in * 
«Usern Zeiten muss die Tendenz nicht dahin gehen, 
Verbindungen zu trennen, sondert* vielmehr dahin, die 

! gegenseitigen Bande zu befestigen, damit die Gluckse- 
igkeit Aller aus dem Bunde hervorgehe. Die Verhand- 
lung dieses Gegenstandes hat nun schon die längste 
Weile gewährt, und bei der Kürze- der Zeit und Menge 
der zu verhandelnden Angelegenheiten muss ihr ena- 
-licb. ein Ziel gesetzt werden. 'Wenn ich bedenke, dass 
der letzte Zweck beider Tafeln dahin gehe, dass die 
. bestehenden Gesetze erfüllt werden, und die Reichs- 



in- 

stände auf diese Art, nebst der Berufung, auch eine, 
nähere Bestimmung der fraglichen Gesetze erhalten: so 
erachte ich den Vorschlag des Hrn. Oberstlandrichters, 
die Wünsche und Bitten der Nation auf diese Art dem 
Monarchen vorzutragen, sowohl dem Zwecke, als auch 
der Würde beider Tafeln angemessen. 

.Der Palatin ernennt hierauf eine Deputation, um 
die diessfallige Note zu überbringen , welcher er noch 
den besondern Auftrag gibt, die Stände in seinem Namen 
zu bitten, dass sie mit jenem Vertrauen und jener Liebe, 
welche sie ihm so oft bezeugten, und worein er immer 
sein höchstes Glück gesetzt hat und setzen werde, diesen 
seinen väterlichen Rath anzunehmen und den Wünschen 
der Magnatentafel, die gewiss das Gemeinwohl mit glei- 
chem Eifer wünsche, hierin nachgeben mögen. — Der 
Redner der Deputation warBiscjhoi Kopdtsy , welcher 
auch dieses seines Auftrages sich aufs Zierlichste und 
Bündigste entledigte. 

Hinsichtlich der Note wegen der Indigenen und 
des Gesetzartikels wegen ihrer künftigen Aufnahme 
sprachen: der Oberst Schatzmeister, Oberst Stallmeister 
Fürst Bathydnyi, Gr. Karl Erdödy und Andere: 
Alle im Sinne des Personals, dass man nämlich die be- 
reits inarticulirten hören und ihnen eine neue Frist 
gönnen soll. Wegen der künftigen Aufnahme der Frem- 
den waren sie alle mit dem vorgeschlagenen Gesetzar- 
tikel einverstanden , da sowohl der gesetzgebenden 
Gewalt hieduroh viele Ungelegenheit erspart werde, als 
auch den Aufzunehmenden diese , immer nicht sehr 
ehrenvolle Ausstreichung nicht fürdejr bevorstehe. Der 
Oberst- Landrichter stimmte diesem völlig bei und be- 
schloss seine Rede mit dem lateinischen Verse : 

Turpius ejicüur^ quam nen admittitur hospes. 

Während dieser Verhandlungen verlas in der Stän- 
detafel der Ablegat Eördögh eine jüngst angelangte 
Instruction seiner Committenten, laut welcher die Reichs- 
sl ände aufgefordert werden: zur extensiven und intensi- 
ven Verbreitung der Landescultitr, Eine Million Gulden 
Conventions-Münze zu bewilligen, und diese Summe auf 
folgende Art zu verwenden, nämlich: zwei Zehntheile 
zur Ausbildung der Muttersprache; vier Zehntheile zur 
Erziehung der Jugend nach dem Vorschlag des Bischofs 
von Fünfkirchen und folglich zur Ausbreitung der 
Sprache; die übrigen viet Zehntheile aber zur Errich- 
tung eines ungarischen Theaters, in der Hälfte für das 



Gebäude, in der andern ztim Fond für die Schau- 
spieler. — Nebst diesem sollen die Reichsstände den 
jungen König bitten \ das Protektorat der ungarischen 
Academie zn übernehmen, und dem zufolge derselben 
den Namen Ferdinandeum zu ertheilen. 

Csomay stimmt ihm bei, und verbreitet sich über 
die Verdienste der gr. K&rolyischen Familie Um die 
Ausbildung der Sprache im Szathmirer Comitat. 

Br. Vay bringt den Ankauf der Jankovitsischen 
Sammlung nationeller ^Jterthümer und Bücher in Vor- 
schlag, welchem auch Dubraviczky und Pronay 
zum Theil beipflichten. 

Nagy: Wir müssen Se. Exe. den Herrn Personal 
bitten, diese patriotischen Anträge je eher zur Diätal- 
verhandlung gelangen zu lassen, und ich zweifle nicht, 
dass diese Anregungen bei den Behörden sowohl, als 
auch bei Privatpersonen Unterstützung finden werden; 
besonders bei der höheren und niederen Geistlichkeit, 
deren Stiftungen zum Theil die Ausbildung der Nation 
und Verbreitung der Cultur bezwecken. (00) 

Hierauf verspricht der Personal S. k. Hoheit, den 
Palatin wegen Berichterstattung über die gelehrte Ge- 
sellschaft zu bitten, und erklärt, dass die weitere Ver- 
handlung dieses Gegenstandes bis dahin müsse ver- 
schoben werden. 

Der Landrichter überbringt die Note der Magnaten- 
tafel, betreffend die Indigenen, (01) welche nach vielen 
Widersprüchen endlich mit der durch Ragdlyi ge- 
machten Bedingniss angenommen wird* dass von diesem 
Gegenstande, welcher schon mehr Zeit weggenommen, 
als er verdiene, im Laufe dieses Reichstages Keine wei- 
tere Erwähnung geschehe. Nagy findet es natürlich, 
dass Jene, deren Ausstreichung beschlossen würde, das 
bereits erlegte Geld zurück erhalten. 

Nach diesem kam die Botschaft der Magnatentafel, 
dass sie Jn die Ünterbreitung der zwei Beschwerden 9 
lind 10 nicht willigen können, worauf selbe nochmals 
der Cirkular-Berathung vorbehalten wurden, um schrift- 
lich die Gründe vorzutragen, aus welchen diese Be- 
schwerden zu verbleiben haben. Nachdem man noch 
hinsichtlich anderer Beschwerden zu einer Ueberein- 
stiminung beider Tafeln gelangt war, wurde die Sitzung 
beider Tafeln aufgehoben. 



rat. 



Circolarsitziing vom 8. December. 

Präsidium: Kotsi- Horvdth % 'Sombory. 

Man begann in dieser Sitzung jene Landes - und 
Privatbeschwerden und Postulaten in Verhandlung zu 
nehmen, (92) welche im Laufe dieses Reichstages durch 
die Behörden eingereicht, und durch die Regnicolar- 
Deputation untersucht wurden; wobei das Gutachten 
dieser Deputation beigefügt war: in wie weit nämlich 
das Gravamen oder Postulat wirklich als solches zu be- 
trachten und zu unterbreiten sei, oder nicht. Auch 
dieses Gutachten wurde in Berathung gezogen, .und 
mitunter abgeändert oder ganz verworfen. — Da ihre 
Zahl sehr gross ist, konnten sie nur zum Theil ver- 
handelt werden. Ueberhaupt aber wurde der grösste 
Theil derselben auf den nächsten Reichstag verwiesen, 
wo die Operaten der Reichsdeputation verhandelt wer- 
den sollen, die sich über alle Zweige der Administra- 
tion verbreiten. Allein nur sehr wenig Deputirte der 
betreffenden Behörden waren damit zufrieden, dass sie 
entweder ganz abgewiesen, oder auf den Operaten* 
Reichstag verwiesen wurden, und sie suchten ihre Gra- 
vamina und Postulata . noch für diesen Reichstag in 
Verhandlung zu bringen. -Dieses gab zum Theil zu 
längeren Debatten Anlass, deren Inhalt gewöhnlich die 
Anwendbarkeit der Gesetze auf den fraglichen Fall 
ausmachte, und welche hier weder sämmtlich, noch in 
der ganzen Ausdehnung können wiedergegeben wer- 
den. — Wir begnügen uns folgende auszuheben. 

Bei dem Postulate, dass die ungarische adelige Leib- 
garde, als ein Institut zur Ausbildung der Sonne des 
unbemittelteren Adels, von ihrem jetzigen Stand von 
60, auf den ursprünglichen von 120 Köpfen vermehrt, 
für eine angemessene Dotation gesorgt , und über ein 
altes Fundational - Capital , welche vom Gardefond weg- 
gezogen wurde , Rechnung verlangt werden soll : 

Barsicz^ky. Ich weiss aus guter Quelle, dass die- 
ses Capital zum Fond der siebenbürgischen Hebammen 
verwendet wird. In welcher Verbindung diese zur 
Garde stehen, begreife ich nicht, und wenn nun schon 
einmal eine ähnliche Verwendung erfolgen muss, hielte 
ich es für zweckmässiger, die wiener Hebammen £u 
dotiren, die doch eher der Garde nützliche Dienste 
leisten könnten. Im übrigen ist das Garde-Institut bei 



weitem nicht so nützlich, als man glaubt, denn nnr 
Jener lernt etwas, der lernen will. Der grösste Theil 
der jungen Leute zieht Spiel und Schuldenmachen den 
Studien vor, und so kommen denn oft die Sohne armer 
Gdelleute mit mehreren Tausend Gulden Schulden nach 
Hause ; wie mir ähnliche Beispiele bekannt sind. Die 
Anstalt bedarf, wenn sie gemeinnützig werden soll, 
einer vollkommenen Reform , die ich bis auf das Aeus- 
serliche ausgedehnt wünschte. Der Ungarn tragt einen 
Bart; sieht man aber einige dieser Gardisten in Civil- 
kleidern, so würde man sie eher für alles Andre, als 
für ungarische Edelleute halten. — Im nächsten Reichs- 
tag muss hierüber eine vollkommne Instruction ertheilt 
werden. 

Auf das Gravamen : dass die Fiscalgüter nicht laut 
Verdiensten verliehen, sondern dem Meistbietenden 
verkauft werden, welche Klage auch in den Präfe- 
rentialien vorkommt, und worauf der König erwi- 
derte, dass es ferner nicht mehr stattfinden werde, 
erklärte 

Borsiczky: Diese Versicherung erhielten wir 
auch im vorigen Reichstag, und lasen dennoch während 
der Dauer desselben die Fiscalgüter in den Zeitungen 
zur Licitation ausgeboten. Fürwahr, die Fremden, wenn 
sie erfahren, dass diese Güter meist getauften Juden 
verliehen werden, dürften sich dieses nur dadurch er- 
klären können, dass unser Monarch auch König von 
Jerusalem ist. 

Ueber die Landesbeschwerde gegen die gesetzwidri- 
gen Befehle der Hof kanzlei, durch welche der Gerichts - 
gang; gestört wird, erfolgten sehr heftige Aeusserungjen, 
Rohontzy erklärt: der König, als oberster Justiziar, 
habe zwar die Verpflichtung, den Gerichtsgang zu be- 
fördern, aber nicht das Recht, ihn zu hindern. Maj- 
thinyi meint, in Gerichtssachen haben wir unsere, 
durch das Gesetz bestimmte Reichs- Richter; in politi- 
schen Angelegenheiten aber sei die Statthalterei unser 
oberster Gerichtshof. — Borsiczky behauptet, die 
Hofkanzlei sei nur der Secretär des Königs, und könne 
desswegen auch nicht den geringsten Befehl, nicht ein- 
mal eine Advokatenbestellung , herausgeben, wo nicht 
der Monarch eigenhändig unterfertigt ist. Es sprechen 
hierüber noch Mehre,, und .alle verlangen , dass im Ju- 
ridischen nie ein anderer Befehl als durch die Reichs- 
richter, mit der üblichen CUtuael — Clausula salvifica-* 
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toria*), erlheilt werde. — Nachdem noch «ädere; Gra- 
vamina und Poslulata verhandelt worden, löste sich die 
Sitzung auf, um sich am Abend nochmals zu weiterer 
Verhandlung dieser Gegenstände in eine Circular- Ver- 
sammlung zu vereinigen. 

Die Sitzung ward mit der Verlesung der Note, we- 
gen der Grcülation eröffnet. •.-. li... ; 

Földvdry: Ich kann von dem Monarchen nie 
etwas anderes voraussetzen , als dass er die reinste Abs- 
sicht und den besten Willen habe, die Gesetze zu 
beobachten, wie er auch bei der Sanction eines jeden 
Gesetzes deutlich erklärt: dass Er es selbst beobachten 
und durch Andre werde beobachten lassen* Obgleich 
nun diese Sanction auf das Gesetz von 1792 erfolgt ist, 
sahen die Stände dennoch keinen Erfolg. Neuerdings 
und bestimmter drückt sich der 1. Art. 1807 aus; und 
bis zur Stunde sehen wir auch hierin noch keine Er- 
füllung. Gediente Ungarn werden durch junge Fremd- 
linge übergangen, weiche nicht die geringsten militäri- 
schen Verdienste haben, und noch die Schule besuch- 
ten, während Jene für das Vaterland bluteten. Diese 
jungen Offiziere haben nichts für sich, als den Vorzug 
der Geburt, welcher von der Regierung nicht so ab- 
schliessend sollte berücksichtiget werden , in meinen 
Augen aber gar nichts ist, — Diesem Unwesen muss 
-gesteuert werden, und ich befurchte hierin gar nichts 
Sir unsre Verbindung mit den deutschen Staaten, Ich 
will hier Polen unerwähnt lassen, aber betrachten wir 
Hannover und Norwegen, beide Länder haben ihre eige- 
nen, abgesonderten Truppen, ohne dass ihre Verbin- 
dung mit England und Schweden dadurch gefährdet 
wäre. — Was uns die Magnatentafel vorschlägt, ist we- 
niger ah Nichts j und nehmen wir es au, so schreiten 
Wir zurück. Was zum Ziele fuhrt, werden wir gern 
annehmen: sonst verbleiben wir fest bei. unserm ße- 
schluss. Ich muss nur noch erklären, dass, weim uns 



*) Bei den, durch die Gesetze erlaubten, Befehlen der Reicjis- 
Richter -r- Judices Recni ordinarii — stehet immer die Clanseis wenn 
sich die Sache so Yerha'lt, wie sie angegeben — rebus, nt ßraefertur, 
stantibus, seque habentibus. — Hat nun der Bittsteller falsch berichtet, 
so hat der Richter, an den der Befehl . lautet , das Recht,, den Befehl 
su seponiren, d. h. ihn nicht zu befolgen. Die Hpfkanzlei hat aber 
hierin ein anderes Verfahren : sie lässt sich den fraglichen Frozess, 
satumt allen Acten nach Wien kommen, und ert heilt nach Gutdünken 
«»inen Befehl , ohne die Clausel, welohen dann der Richter ohne Wei- 
teres erfüllen maus : und hierin liejt c<ie Beschwerde des Landes. 



die Regierung fetzt. nicht willfahrt, wir M künftigen 
Subsidien uns immer die Bedingnisse vorhinein werden 
zusichern lassen. 

Csap6: Wenn auch gegenwärtig noch die Ansich- 
ten beider Tafeln verschieden sind, so möge uns das 
Beilspiel mit den ungarischen Nuncien belehren , dass, 
wenn auch mancherlei Reibungen erfolgen , dennoch die 
Vereinigung zu hoffen sei. Auch hierin sollten beide 
Theile nachgeben. — (Zeichen der Missbilligung.) loh 
glaube nicht, dass es unsre Absicht war, so viele brave 
fremde Offiziere aus unsern Regimentern gänzlich zu 
entfernen, denn 

Von mehreren Seiten: Ja wohl war das unsre Ab- 
sicht. Der Lärm vermehrt sich ; der Redner muss 

sich setzen. 

Hertelendy: Der Geist, welcher uns beseelte, als 
die Muttersprache verhandelt wurde, muss uns noch 
mehr beleben , wo die Verteidigung des Vaterlandes 
in Frage steht. Das: praeferenter , welches uns die 
Magnaten vorschlagen, hat eine sehr unbestimmte Aus- 
legung, und wir wissen ja, wie es in derlei F.ällen ge- 
halten wird. Auch, dass die Offiziere die herrschende 
Sprache des Regiments verstehen sollen, fuhrt uns eher 
vom Ziele ab, da wir alle Regimenter zur ungarischen 
Sprache verhalten, und die slavische, walachische und 
deutsche durch sie verdrängt haben wollen. 

Takdts: Nur wenn wir ' standhaft bei unserem 
Entschlüsse beharren, erreichen wir das Ziel. Die In- 
digenen haben wir bereits fern gehalten, es ist nun 
Zeit,' die Friedenshelden los zu werden, -welche von 
Regiment zu Regiment springen , und verdienten Lan- 
deskindern, die statt ihrer die Beschwerden des Dien- 
stes tragen, sich in den Weg stellen. Es wird hierdurch 
auch die Willkühr der Regimentsinhaber beschränkt, 
tmd dem heillosen Protectionssystem ein Ende gemacht. 

Pdzmdndy: Ich zähle drei Gründe, welche nn^- 
ser Verlangen besonders unterstützen, und in der Re- 
präsentation müssen angeführt werden , nämlich , dass 
bei dem jetzt bestehenden System 1) der Ungar nicht 
befördert , 2) dass er präterirt werde, und 3) dass den 
Regimentsinhabern zu grosse Macht gelassen ist, das 
Verdienst zu beseitigen und Begünstigte vorzuziehen. 

Ragdlyi: Wer kann wonl noch unsre Besorg- 
nisse für ungegründet halten? ja, ich erachte uns hierin 
nur dann erst ganz geborgen, wenn, meinem ersten 
Vorschlag gemäss, der Dienst unserer Truppen in an- 



garischer Sprache eingeführt wird. — Was aber die Cir- 
culation anbelangt, so können wir uns noch hierin nfteht 
völlig abgewiesen halten, denn es ist noch die Concertation 
der Gesetzartikel mit der Hof kanzlei zurück. Die Rekruten- 
stellung kann nicht beginnen, bevor hierüber ein Geseft 
vorhanden ist, und ich sehe nicht, was man uns wird 
erwiedern können, wenn wir den Artikel nicht ändert 
verfassen, als das Oblatum war, nämlich mit Beifügung 
dieser Bedingniss. — Dass übrigens die 'Magnaten jetzt 
nicht beistimmen wollen, kümmert mich wenig: si* 
haben beigestimmt, als die Repräsentation hinaufging, 
und können gesetzlich nun nicht mehr zurücktreten. ^ 
Es bleibt daher bloss dafür zu sorgen, dass das Verlan- 
gen dem Monarchen noch annehmbarer gemacht wird. 

Balogh: Ich sehe keinen Grantly warum ^wir 
die*, Sache drehen und Wenden. Erfüllt die Regierung 
unsre Bedingnisse nicht, so stellen wir auch nicht Einen 
Mann* Dieses muss gerade und unumwunden erklärt 
werden. 

Lonyay von Borsod: Es ist 'dieses ein Recht des 
Landes, welches wir nicht nur mit allem Fug anspre- 
chen können , sondern wovon abzustehen gar nicht im 
Bereiche unseres Wirkungskreises ist. 

Borsiczhy: Da es eine Conditio sine qua non ist, 
muss sie auch deutlich in der Repräsentation angeführt 
werden. Die vorgeschlagene Abänderung der 'Ma'gtta- 
tentafel,: dass die Offiziere die Sprache des Regiments 
verstehen sollen, wäre für meine Goramittenten am "ver- 
derblichsten: denn da das Regiment meines Comitates*) 
aus Slaven bestehet, und wir mit Nationen dieses Ur- 
sprungs , Böhmen > Mähren u. s. w. umgeben sind , wo 
die Tausendgulden-Grafen und Fürsten hausen, würden 
wir sie, unter dem Vorwand der Sprachkenntniss, hau- 
fenweis einrücken sehen, und um die Verbreitung der 
ungarischen Sprache wäre es dann sehr schlecht bestellt. 
Da übrigens meinem Gomitate die Regierung ohnehin 
nicht besonders hold ist, würde dieser Uebelstand in 
seinem Regimente gar sehr befördert werden. (Man ver- 
harrt einstimmig bei der Note.) 

Nach diesem wurden abermals das 9. und 10. Gra- 
vamen in Berathung gezogen. Die Stände verblieben 
einstimmig in ihrer Meinung: bloss einige Domherren 
nahmen sich eifrigst des Pfarrers an, uncl versicherten, 
die Moralität würde sehr darunter leiden, wenn den 



*) Kaiser Alexander. 



Seelsorgern nicht erlaubt sein sollte , dem Scandale des 
Concubinates Einhalt zu thun. 

Marczibdnyi von TrenUohin : Es ist bis zumUeber- 
druss erklärt worden, dass die Stände nicht untersuchen 
wollen, ob der Pfarrer recht gehandelt, sondern, dass 
nur die gesetzwidrigen Befehle der Hofkanzlei in Frage 
stehen. — In wie weit übrigens die Seelsorger dem 
Cqncubinate Schranken setzen sollen, will ich nicht un- 
tersuchen. Nur dächte ich, sollten sie dieses Werk 
nicht bei den Armen anfangen, deren Schicksal ohne- 
hin eher Nachsicht und Mitleid, als strenge Verfolgung 
verdient. Sie werden Stoff genug bei den Heichen 
und Mächtigen finden , und unter diesen auf solche ge- 
rathen, welche mehr als 30 Concubinen in Pensionsstand 
versetzt haben. 

Nagy: Diese zwei unglückseligen , diplomatischen 
Personen würden sich es wohl nie eingebildet haben, 
dass der Reichstag ihretwegen die notwendigsten Ge- 
schäfte werde versäumen müssen. Der Magnatentafel 
müssen wir erklären, dass, wenn sie nicht beistimmen, 
wir den Gegenstand auf den kommenden Reichstag vor- 
behalten. Was ferner die Veranlassung des Gravamens 
gegen den Pfarrer betrifft, ist dieses ein Gegenstand, 
WO sich des Heilands Wort: wer unschuldig ist, hebe 
den ersten Stein auf — auf die Meisten anwenden lässt, 
reich und arm, weltlich und geistlich. Die Handlung 
des Pfarrers ist übrigens um so weniger mehr in Frage, 
als er bereits gestorben ist» . und wir ihm nur die ewige 
Ruhe wünschen können. -*~. Oeffentliche Scandale müs- 
sen auf jeden Fall unterdrückt werden : in wie weit es 
jedoch mit dem Sinne des Stifters unserer Religion ver- 
träglich sei, oft aus unlauteren Quellen die Häuser zu 
durchsuchen, um das ScandaJL' aufzufinden, kann sich 
Jeder selbst beantworten. — Es ist nur Schade, dass der 
Widerstand der Magnatentafel uns zwingt, mit derlei 
.Fragen die letzten Tage des Reiohatages hinzubringen. 
Die Sitzung wird aufgehoben. 

Circularsitzung vom 9. December, 

Präsidium: Kotsi* Horvdth, 'Soptbory. 

Fortsetzung der Qravamina und Posttdata des gegenwärtigen Reichstages, 

Als das 36* Gravamen verlesen und dessen Ver- 
handlung wegen Kürze der Zeit auf den nächsten 
Reichstag verwiesen wurde, sprach 



Okolitsdnyi: Unser armes Vaterland befindet sicÜ 
jedoch' in einer sehr traurigen Läse. Der Reichstag 
mag nun zwei Monate. oder zwei Jahre währen; nie ist 
es Zeit für die Landesbeschwerden. Auch gegenwärtig* 
wo wir noch immer in der Verhandlang der königlifchea 
Propositionfen begriffen sind, wird uns schon das üniW 
. des Reichstages festgesetzt, ohne auch nur die U»tet*i 
breitung unserer Beschwerden abzuwarten, die man demi 
überhaupt nur als Nebensache zu betrachten scheint. 

Bei Gelegenheit des 'Gray amens über <Jie Gewalt^ 
thätigkeit der königlich** ' Freistadt Theresiopel gegen 
die in ihrem Weichbilde wohnenden Diener de» Adelig 
gen entschuldigte der Stadt denutirte Mukits seine Be- 
hörde theils durch die Privilegien der Stadt, theile 
aus polizeilichen Gründen, da bei der grossen Aus- 
dehnung des Stadtgebiete* von vollen' vier Quadrat!» 
meilen viel lüderliches Gesindel, unter dem Titel ade- 
liger Diener, welchen ihnen besonders firme Edellente 
verleihen, mancherlei Unfug verüben. Auch bat er, 
in dem Style dieser Klage selbst, den -Ausdruck: 
gefährliche Tendenz der £. Freistädte — als "zu hart, 
wegzulassen» — i Der Ablegat des Batser Comitats , wel- 
ches die Klage vorbrachte, widersprach ihm, und zählte 
die vielen Ungelegenheiten seiner Behörde 'mit der Stadt 
auf. Noch mehre stitathtenr ihm bei, und das GravÄ*- 
inen blieb in seinem ganzen Umfange. 

Die Abhängigheit der Tester Universität von de* 
Wiener betreffend, und auf die Klage, däss di4 Güter 
derselben durch die Statthalterei adrainistrirt werden : • 

Czindery: Wir betrachten überhaupt die Univer* 
sität mehr als eine Schalanstalt , denn als ein Institut, 
welches auf den Geist der Nation einen so wesentlichen 
EinflusB hat, -und rätttnen ihr nicht Jene politische Wich- 
tigkeit ein, deren sich die Universitäten ander« 1 Staa- 
ten erfreuen. Ihre Professoren werden' nicht durch 
ihren Senat , sondern zu Wien ernannt , und ihn» nam- 
haften: Güter dürtih die Statthalterei unter einer Art 
Vormundschaft gehalten. • 

' ' BvTsiczkf: Was diesen letzteren Gegenstand an-» 
langt , wissen wir zwai* sämmtlich', das» die- Statthalterei 
ein schlechter Bewitthsehafter sei: doch glaube ich, diä 
Universität wäre ein noch viel üblerer , da den Prolet 
soren Zeit und Kenntnisse zur Administration fehlen* 
Es wäre daher das Zweckmässige, die- Güter in Pacht 
zu geben, die eingehenden Gelder aber unter die Veri 
fugung der Universität zu stellen. $ei d«a kleineren 



Gütern soll dies ohnehin schon der Fall sein, aber die 
grösseren behält sich die Statthalterei noch bevor. 
ur iDubraviczky: ^ Es ist wirklich traurig, dass eine 
malte Universität, im Besitze der Halsgerichtsbarkeit, 
mäht unabhängig ist; und die Professoren dieser , viel- 
leicht in Europa am meisten begüterten Hochschule, 
kaum besser bezahlt sind , als mancher Kammerdiener 
«ines grossen Herrn. 

Das Postulat: dass Diejenigen r deren Name gesetzt 
udänigen Erfehlen unterzeichnet ist , bestraft werden $61- 

,!»*—— fand «war in thesi* völlige Anerkennung: nur 
glaubten Einige , es .sei überflüssig , etwas zu verlangen, 
worüber ohnehin ein positives Gesetz vorhanden ist; ja 
dieses würde durch ein Postulat nur entkräftet werden. 

t . •■■'■- Nach Verhandlung noch anderer Beschwerden und 
Peafclate wird die Sitzung geschlossen. 
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Circulareitzung vom 10. December. - 

Präsidium: Kotsi - Horvdthj *Sombory. 

ForUetsung der (fravamina und Poshdata. 

•Das Torontaler Comitat hatte unter Nr.. 91. zweier- 
lei Postulate zusammengefasst ,. nämlich 1) dass die bis- 
her so zweckwidrig vertheilten Sitze neuerdings geordnet 
werden sollen, und 2) wegen des Durchtriebes aer Mol- 
dauer Ochsen durch das Comitat. — In dem Gutachten 
der Regnicolar-Deputation waren beide Gegenstände zum 
n&taten Reichstag verwiesen, und die Opinion. fing 
folgendermaasen an: Betreffend die Sitze der Ablegaten 
und daß Treiben der Ochsen etc. Dieses erregte allge- 
meines Gelächter , und auf Verlangen des... Ablegaten 
Hertelendy wurden beide Postulate unter besondere 
Kummern gebracht. -• 

-. Borsiczky: Eine zweckmässigere .Einjtheilung der 
Plätze ward schon 1807 verlangt, und der Palatin gebe- 
ten, eine entsprechende Einrichtung zu treffen* Er er- 
füllte auch diese Bitte, und die neue Eintheüung war 
nach ähnlichen anderer Parlamente getroffen« Allein es 
labten zu jener Zeit noch mehre der alten Ablegaten, 
wie Märi£asy, Vite? "u. A. , welche die Stände von der- 
lei höchst verderblichen Neuerungen abmahnten* Der 
Palatin hierüber unwillig, liess die neuen. Bänke und 
Stühle wegbringen , und so verblieben ■ wir denn beim 
Alten, (Gel&fehter.) . 



Bei dem 112; Gravamen dar 'Stadt Leutschau gegen 
die hausirenden Juden und Krämer äusserte sich 

Boräiczhytf Von jeher war das Land gegen alle 
Monapole >wdA leitete immer aus .selben unsre empfind- 
lichsten Verkürzungen und Uebel. Diese Beschwerde 
stellt ein* vollkommenes Ausschliessungsprincip auf, wel- 
ches mit der Freiheit einer «institutionellen Nation un- 
verträgliöh? ist. r : Alle Völker« Europa's bestreben : sich, 
derlei Beschränkungen, es sei nun im Grossen oder im 
Kleinen,; aufzuheben. • {Das .jQravamen ward demnach 
beseitiget.) -ji'.- ':';,.'■ ;:■ ,.»■ . 

-■■■■ Hierauf- -ward 'die Repräsentation hinsichtlich- der 
Gradation «verlesen» 

DomhermS zt ankovit*: Wenn wir den historischen 
Hergang dieses unseres Verlangens betrachten, so wird 
sich ergeben-, .daas. erst gegen das Ende der Verhand- 
lungen- die Rede hievdn gewesen sei. — Anfänge wurde 
die Nothwendigbeit zu erfahren verlangt, und* nachdem 
der König (Hessin wilifahrcn;. handelte eis sich um die 
Zahh Wir wiinifchen sämmtlich die Erfüllung derber 
stehenden Gesetze, hinsicbtUoh der Ofnzierstellen^den 
nämlichen Wunsch äussert nun auch der Monarch. Was 
bleibt uns ifOhl noch zu wünschen übrig? Ich dächte 
daher, wenn ,wir.. con&qiienti* oder, um' mich. unserer 
eigenen Worte zn;bedierieh£ Gekistantes et memores acto~ 
rum bleiben wellpfty müsse*)- wir von diesem Verlangen 
abstehen. ■•: . :i!ii //'vF .• ■ ; 

< Eördögk? Wien lindem, wir dabei bestehen, sind 
wir consihrttes et* memores, aetorüm. Uebrigens ist ee 
bereits Gondumm, wogegen? »«iah Niemand zu setzen hat. 
Unter allgJsmteiner- Beisthnmnng.iwird die Sitzung be- 
schlossen. ' ♦ ■■•* t •#..»{.•» 
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Circttlärsitzung vom 11. December. . 

Präsidium: VK-otsi - H-VTt*Jit hy. 'Sokibony* 

. < Verlenuig <Jef Ifepräsentatioft, ti^Contribution betreffend.« 

■ Balogih* Ich finde es nethwendig, dafcs wir aus- 
drücklich .erklären: wir wenn der Handel die aöthigen 
Begünstigungen erhält, und von dem auf ihm lastenden 
Drucke befreiet wird, können wir die Contributum ber 
willigen. ' '.; # V ! 

Nagjjr : Dieses wäre zwar gegen das Conclumm. Allein 
andererseits bleibt es doch immer eine Inconsequeuz, 
wenn wir die gewöhnliche Contributioa XÄrajpreohen, 



während unfe die Regierung auf indirektem Wese eine 
weit grossere abnimmt. Der erhöhte Salzpreis oeträgt 
allein so viel, als die ganze Contribution. Wenn nun 
das Land bloss hierin eine zweite Contribution zahlt, 
wie kann man die vorige dazu erschwingend Betrach- 
ten wir nun- noch ferner die Ungeheuern Mauthen und 
Dreissigstgebühren , so können wir dem »Könige mit 
vollem flechte sagen: „ Herr j- wenn wir nebet -der ge- 
wöhnlichen Contribution noch auf indirecten Wegen 
eine weit grössere Last tilgen müssen, -so werden unsre 
Kräfte nicht auslangen. Wird uns daher die so oft ge- 
betene Erleichterung verschafft;, so können- wir aas 
vorige Quantum versprechen: sonst dürften "nur-Restan- 
Zen der Erfolg unserer Verheissungen sein-i : m*. 

Niczky von Eisenburg: Ich finde in der Reprä- 
sentation eine Idee ausgedrückt, welche ganz j gegen den 
Geist «der Gesetze ist, nämlichj für das Eedttrjniss des 
Staatsschatzes*), da doch laut des 8. Arjtikel*t*17l5 die 
Contribution nicht lür die Deckung der ätaafebedürfhisse, 
sondern einzig zur Erhalttmgr des.:Miliiärs< bewilliget 
wardr non pro subveni^dbiäerariö/sedpro^ihterteneiuia 
müitia* ■ : . j ;:.■■* ■ i v:n;r7\ r : 

Puzmdndy: Dae?.«Gesetzr sagt, auch tAcognita neces- 
sitate,'' folglich können winidie/ Quantität derselben be- 
messen. Wenn daher , da» Nöthige iuf.andenh Wegen 
eingehet, so sind* wir berechtiget, auch,? ^^wg«r, als das 
bisherige Quantum zu bewilligen. 

Borsiczky: Lassen wir.. derlei Blutungen, die uns 
immer eher schaden als nützen können , die Regierung 
weites die Gesetze so gut -aufzufinden,-.*, wie -wir,? und 
kommt es einmal zu einer gezwungenen* Auslegung, so 
findet diese immer Derjenige leichter, welcher -sie mit 
300,000 Mann, zu unterstützen weiss. Verbleiben wir 
daher bei jener Deutung unserer Gesetze, welche die 
natürlichste ist. n.,f.rv.: 

Bulagh: Ich. finde nur y dass das. "Elend des Con- 
tribuenden nicht mit genug lebhaften Farben gemahlt 
ist: denn wer Weiss nicht, dass der Bauer 'itt manchen 
Gegenden Hungers stirbt; und wenn wir' zu eUem Elend 
noch die diessjährige verunglückte Ernte zählen, .wird 
sich dieser fürchterliche Fäll , im künftigen Frühjahr 
wohl noch häufiger ergeben.' :■■ ■ 

Nagy: Auch müssen die bereits liquidirten For- 
derungen der Behörden* ;an das Aerarium iti Berechnung 
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kommen. Als mein Comitat im Jahre 1809 einen gros- 
sen Theil der Truppen verpflegen musste, erhielt es 
den Befehl, wenn seine Kräfte nicht hinreichten, selbst 
Schulden zu machen, welches auch geschehen musste. 

Földvdry: Gegenwärtig, wo auch die Rekrut en- 
stellung dem Kontribuenten zur Last fallt, ist er noch 
weit weniger im Stande, die Gontribution zu erschwingen, 
und was ich voraussagte, sehe ich schon kommen. Ich 
wollte desswegen nicht mehr als vier Millionen verheissen, 
weil ich diese Umstände - alle genau abwog. — Warum 
erwähnen wir denn alle diese Leiden des Landes in 
unserer Repräsentation, wenn wir am Ende dennoch 
die vorige Gontribution bewilligen? Kann die Regierung 
das Argument in der Folge nicht gegen uns kehren, wenn 
bessere Zeiten eintreten sollten, und sagen: Zahlet nun 
mehr, da ihr unter so ungünstigen Umständen so viel 
gezahlt habt. — Die Repräsentation bleibt unverändert. 

Die Reihe kann nun auf die Verlesung der Reprä- 
sentation, welche in Folge der jüngsten Resolution auf 
die Präferentialbeschwerden verfasset ward. 

Nye*ky, Justh und RSpds sind der Meinung, dass, 
indem der Monarch doch Einiges bewilliget habe, wel- 
ches wir auch in der Repräsentation dankbar erkennen, 
der Ausdruck „Consternatio" dennoch zu hart sei, auch 
nicht im Anfang sollte angebracht werden. Es wäre 
anständiger, im Eingang das Bewilligte mit Dankbar- 
keit anzuerkennen, um sodann uns über das Versagte 
mit Schmerz — cum dolore — zu äussern. 

Borsiczky: Das Wort Consternatio ist ganz an 
seiner Stelle, und kann füglich da verbleiben. Wenn 
ein freies Volk, nachdem es von allen seinen gerech- 
ten, so oft wiederholten Forderungen abermals abge- 
wiesen ist, noch betteln muss, um seine Muttersprache 
reden und schreiben zu dürfen, hat es wahrlich nicht 
viel Ursache, sich zu freuen. Wären unsre Bitten be- 
williget worden, dürfte die Zeit dazu vorhanden sein. 

Marczibdnyi von Trentschin : Es kann kein pas- 
senderer Ausdruck gefunden werden, als CoHsternatio ; 
denn wenn der König erstaunet, dass wir jene Be- 
schwerden nochmals vortragen, auf welche eine ungün- 
stige Resolution erfolgt ist, und wenn dadurch das 
Princip aufgestellt wird, dass es hinreiche, einö, was 
immer enthaltende Resolution zu ertheilen, um ein Gra- 
vamen auf immer zu begraben, kann dadurch das Land 
nur in die grösste Bestürzung — Consternation — ver- 
setzt werden. 

19 
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Borsiczhjr: Mit Erstaunen — cum admiratione — 
vernimmt es der Monarch, dass wir es wagen, unsre 
offenen Wunden nochmals aufzudecken. Ist djeses nichi, 
als ob man Jemanden 2.5 Stockstreiche ertheilen lies$e, 
und ihm noch verbieten wollte, seinen Schmerz laut 
werden zu lassen? 

Komdromy: Wahrhaftig es schmerzet uns allent- 
halben, und eben darum dachte ich nicht, dass wir 
Freude bezeugen sollen: denn wer in Traurigkeit ver- 
sunken ist, wird keiner Freude zugängig sein.. 

Majthinyi von Honth: Wenn wir die Freude, 
welche wir bei Anhörung der Resolutionen empfanden, 
mit dem Schmerze zusammen stellen, welchen sie uns 
verursachten, so dürfte leicht eine Mixtur daraus ent- 
stehen, wo der bittere Geschmack bei weitem hervor- 
schlägt — Földvdry ist der Meinung, dass man dolor 
setzen sollte; allein die Consternation wird gelassen. 

Endlich ward die Repräsentation über die Correla- 
tionen verlesen, wobei mehre einzelne Worte sowohl, 
als ganze Sätze angefochten, und grösstenteils abge- 
ändert wurden, da die Redaction wirklich sehr scharf 
war. Unter mehreren fand der Ausdruck, dass Se. 
Majestät ihre deutschen Staaten unbeschränkt beherrsche 
— . durch den Domherrn Mayer Widerspruch, indem 
der Ausdruck zu bestimmt und die ganze Wendung 
nicht vollkommen passend sei. Hierauf erwiedert 

Somsich: Die Idee bestehet eigentlich darin, dass 
in einem constitutionellen Staate jeder Finanzplaix den 
bestehenden Gesetzen müsse angepasst werden, während 
in Ländern, die unbeschränkt beherrscht werden, aus 
derlei Finanzoperationen Gesetze entstehen, wie dieses 
in den deutschen Staaten des Monarchen auch wirklich 
der Fall ist. 

Eben so ward der Ausdruck: dass das Papiergeld 
einen betrügerischen Werth habe, als zu hart verwor- 
fen und dafür schwankend vorgeschlagen. 

Marczibdnyi von Trentsqhin: Wenn ich. einen 
Einlösungsschein zur Hand nehme und auf selbem lese, 
daas er in allen öffentlichen und Contributionalcassen 
als Ein Gulden Conventionsmünze angenommen werde, 
während man ihn dennoch nur für Acht Groschea an- 
nimmt, kann ich den Ausdruck nicht anders als v höchst 
wofar finden^ 

Beide Ausdrücke wurden beibehalten und die Sitzung 
1 aufgehoben. 
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Reichstagssitzung vom 12. December. 

In der Ständetafel. 

Personal: In der heutigen Sitzung haben wir 
fünf Gegenstände zu verhandeln: 1) die Note wegen 
der Girciäation; 2) die Note und das Project zur Re- 
präsentation wegen der Contribution; 3) die Note wegen 
des 9. und 10. Gravamens; 4) die Note und Repräsen- 
tation hinsichtlich der Correlatianen; endlich 5) auf die 
herabgelangte königliche Resolution, die Präferentiatien 
betreffend, Note und Repräsentationsproject. (04) 

Die Note und das Repräsentationsproject, die Cir- 
culation der OfßziersteUen betreffend, wird verlesen. 

Personal: Obwohl die Gründe hier vollständiger 
als zuvor entwickelt sind , und die Note in dieser Hin- 
sicht ihrem Zwecke mehr entspricht, ist der Inhalt 
dennoch der nämliche: dass sich die L. Stände mit der 
blossen Erneuerung der bestehenden Gesetze nicht be- 
gnügen f sondern eine Verfügung verlangen, die; ich 
wiederhole es, meiner Ansicht nach, dem Zwecke nicht 
entspricht, ja das gegenseitige Band, das uns an die 
Nachbarvölker kettet, um vieles schwächt. Von dem 
Frojecte der Magnatentafel erwarte und erwartete ich 
immer einen besseren Erfolg, wesswegen ich auch wie- 
derholt bemühet war, dieses nach meinen geringen Ein- 
sichten zu erweisen. Nun, da hierüber wiederholte 
Noten gewechselt und die Sache von allen Seiten be- 
leuchtet ist , bleibt mir nichts übrig, als nochmals die 
Stände mit aller Zuversicht zu bitten, dass sie den 
Wunsch S. k. H. des Palatins erfüllen und von diesem 
Verlangen abstehen mögen. Auf jeden Fall erbitte ich 
mir kurze Aeusserungen, da der Gegenstand erschöpft 
und unsre Zeit gemessen ist. 

Bischof Durtsdk: loh weiss, dass ich viel wage, 
indem ich gegen eine Sache spreche, die einstimmig 
beschlossen ist ; aber ich wage es, weil das Gemeinwohl 
und der Ruhm der Nation in Frage steht« Das Verlan* 
gen der Stände ist der bestehenden Sitte des Landes 
zuwider. Jene fremden Offiziere, welche durch län- 
gere Zeit in unsern Regimentern dienen , können , weil 
sie keine Eingeborne sind, ihre» Rechtes nicht beraubt 
werden, und eben so können wir unsre Landeskinder, 
welche in fremden Regimentern dienen, in ihrem Fort- 
kommen nicht hindern. Wir besitzen drei Bollwerke, wel- 
che uns mitten in den Stürmen von Europa beschützen: 
die Religion*, die Anhänglichkeit an König und Vater- 
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land, und endlich die Treue der Armee. Einst, als 
die Heeresmacht von Ungarn bloss aus dem Adel be- 
stand, durfte man über den letzteren Punkt keine Be- 
sorgnisse hegen; allein jetzt, wo der gemeine Soldat 
aus dem Volke stammt, wo das demagogische Princip 
allenthalben um sich greift, wo die europäischen Heere 
grossentheils abfallen — — (Zeichen der Missbilligung.) 

Personal: Ich würde den verdienstvollen Ablega- 
ten des Erlauer Domcapitels nicht unterbrechen, wenn 
ich Aeusserungen dieser Art nicht höchst unzweckmäs- 
sie erachtete. Ich . bin zwar überzeugt, dass diese Dinge 
nicht in jenem Sinne gemeint sind, den man ihnen 
leicht unterlegen könnte; aber eben weil dieses leicht 
geschehen könnte, weil derlei Vergleiche immer gehäs- 
sig; sind , muss man sich ihrer enthalten. Noch dürfen 
wir keine Ereignisse befürchten, wie wir sie bei an- 
dern Völkern erleben, und der gute Gott wird unser 
theures Vaterland auch* für die Zukunft davor bewah- 
ren. (Lauter Beifall.) 

Doch was ist eigentlich die Meinung des verehrten 
Redners? 

Bischof Durtsdk: Dass alle Fremden, welche be- 
reits in ungarischen Regimentern dienen und die Sprache 
verstehen, verbleiben ; für die Zukunft aber nur Ungarn 
oder solche Fremde, welche der ungarischen Sprache 
mächtig sind, sollen aufgenommen werden. 

Von allen Seiten erscholl es: Es soll verblei- 
ben! — und dem zufolge beförderte der Personal die 
Note unverändert an die Magnatentafel. 

Die Reihe kam nun an die Repräsentation wegen 
der Contribution , wobei verschiedene, den Styl betref- 
fende Veränderungen vorgenommen wurden; unter an- 
dern bemerkte 

Ragdlyi: Der Ausdruck: jetzt angenommenes Han- 
delssystem*) könnte zu der Auslegung führen, als sei 
dieses Handelssystem durch die Stände- angenommen, 
weil in einem constitutionellen Lande die Systeme ei- 
gentlich nur mit Beistimmung der gesetzgebenden Ge- 
walt angenommen werden sollten. Da jedoch das 
gegenwärtig bestehende Handelssystem ganz gegen die 
Wunsche und das Interesse der Nation ausgeübt wird, 
so kann nur von einem jetzt bestehenden **) Handels- 
system die Rede sein. (Angenommen.) 



*) adoptatum systema. 
**) nunc Tigern tyatema. 



Br. Vay verlangt, dass nicht nur das Quantum der 
Contribution bestimmt werde, sondern auch die Beding- 
nisse, unter welchen sie könne bewilligt werden. Ebe- 
ner gehören, laut Instruction seiner Committenten , die 
Begünstigung des Handels und die Herabsetzung des 
Salzpreises. — Majthenyi von Bars und Csaszdr 
stimmen ihm bei. Ersterer verlangt, seine Erklärung 
zu Protokoll zu nehmen , laut welcher er ohne Herab« 
Setzung des Salzpreises und dessen fernere Bestimmung 
und Festsetzung im Reichstag, nicht mehr als drei Mil- 
lionen bewillige. 

Die Note über, das 9. und 10. Gravamen wird ein- 
stimmig angenommen und abgesendet. 

Hierauf erfolgt die Verlesung der Repräsentation* 
auf die letzte königliche Resolution der Gravamina 
praeferentialia. 

• Personal: Der Ausdruck: consternatio , ist viel zu 
hart, da der Monarch so Manches bewilliget, ja, die 
Resolution hinsichtlich der Muttersprache eine neue 
Epoche derselben gründet. Als mit Ende des vorigen 
Reichstages ebenfalls eine ungünstige Resolution er- 
schien, begnügten sich die Reichsstände, ihre Beschwer- 
den auf den nächsten Reichstag zu verschieben, ohne 
sich derlei starker Ausdrücke zu bedienen. Diese ganze 
Repräsentation ist eher eine Allegation, als ein diplo- 
matisches Actenstück, Im Jahre 1790 war das Land in 
einer, der gegenwärtigen ähnlichen Lage, und begnügte 
sich zu erklären: es hoffe, der Monarch werde sich in 
der Zukunft von der Gerechtigkeit ihrer Beschwerden 
überzeugen. Auch dazumal sind die Stände von nichts 
abgestanden, aber sie Hessen sich in keine so langen 
Auseinandersetzungen ein. Es wäre meine Meinung, 
das Wort dolor statt consternatio zu setzen. 

Rag dl vi: Es ist nicht zu läugnen, dass die Reso- 
lution uns Einiges gewährt; allein es versagt uns sehr 
vieles, und mitunter in harten Ausdrücken. Wenn wir 
beschuldiget werden, unsre Klagen aus vorgefassten 
Meinungen *) vorgetragen zu haben, finde ich das Wort 
consternatio vollkommen an seinem Orte : und selbst im 
Jahre 1827 sagten die Reichsstande in ihrer Repräsen- 
tation: wie gross die Bestürzung des ganzen Volkes sein 
müsse u. s. w. **), und dieses Ausdruckes bedienten sie 



*) ex praeconcepta opinione. 
**) quantam oportet e**e totiut populi contfernationem. 



«ich dazumal, als die Verweigerung viel gelinder erfolgte. 
Ich zweifle daher, ob wir nun, nach drei Jahren, wo 
diese Beschwerden nicht nnr noch bestehen, sondern 
die Abhilfe noch auf diese Art verweigert wird, uns 
eines zweckmässigeren Ausdruckes bedienen können. 
, Das Wort dolor wird angenommen. 
* * Marczibdnyi von Trentschin: Ich bin der Mei- 
nung, dass das Wort dolor die Gefühle der Nation nicht 
ausdrucke, folglich — — 

Personal: Da aber die Mehrheit schon beigetre- 
ten ist f kann keine weitere Abänderung erfolgen. Was 
ferner den Ausdruck: die Kraft der Diplome *) betrifft, 
halte ich ihn für unpassend, denn in der Resolution ist 
uns nichts von dem verweigert , was in den Inaugural- 
diplomen enthalten ist. Wollen wir aber damit andeu- 
ten, dass alle Gesetze durch das Diplom garantirt sjnd, 
so* sagt dann der Ausdruck nicht mehr, als allenfalls 
tigorlegvm sagen würde : denn ich frage, was ist uns 
verweigert, das eigentlich in das Diplom besonders 
gehörte? 

Ra^dlri: Es ist schwer, dieses einzeln zu be- 
stimmen; aber ich glaube, wenn man der gesetzgeben- 
den Gewalt entzieht, was ihr, laut Diplom, und beson- 
ders den in selbes aufgenommenen 8. Artikel 1741 
gebührt, ist dadurch wirklich das Diplom selbst verletzt* 

Personal: In diesem Sinne genommen, sagt es 
nicht viel; ja es wird dadurch diesem Ausdruck seine 
Kraft benommen, wenn man ihn einst bei » ernsterer 
Gelegenheit anwenden müsste. v Mit derlei Sätzen sollte 
man, meiner Meinung zufolge, immer vorsichtig zu 
Werke gehen. 

Komdrqmy: Die gesetzwidrige Erhöhung des Sal- 
zes, der Mäuthen und Dreissigstgebühren, diese indirecte 
Besteuerung des Adels, streitet gegen unser Grundgesetz, 
den 9* Art. 1. Theiles, folglich gegen das Diplom un- 
mittelbar. — Ich halte daher den Ausdruck ganz zu 
rechter Zeit und am gehörigen Orte angebracht. (Der 
Ausdruck vigor Diplomatum wird beibehalten.) 

Somsich , Dubraviczky > Majthenvi von 
Houth, FascfiQ und Tat dt s verlangen, dass, hinsicht- 
lich des Salzes, und zwar sowohl der Herabsetzung des 
Preises, als besonders der Anerkennung des Principes, 
dass selber nur im Reichstag könne festgestellt werden, 
noch im Laufe dieses Reichstages soll repräsentirt wer- 

*) Ti'gor Diplomatum. 



den. Eben so erklären Br. Vay und Almdsy\ das« 
alle Präferenüalgravamina noch in diesem Reichstage 
sollen gänzlich beendiget werden. Der Antrag 'wird 
nicht angenommen. Alle Redner verlangen ihre Erklä- 
rung zu Protokoll zu bringen. 

-Eberge'nyi verlangt, dass das Toleranzgeld der 
Juden in die Contribution eingerechnet werde. — Ebete- 
falls nicht attgenontttien. 

Endlich verlas man die Note und Repräsentation 
der Correlatioiten. Nebst mehrern minder wichtigen 
Bemerkungen, hinsichtlich einiger Ausdrücke, macht 
der Personal besonders darauf aufmerksam, dass jeiter: 
ad Independentiam Regni et diplomatica assecurätidrte 
firmatam hier nicht an seiner Stelle sei, da man hfer 
abermals das Diplom hfcht fuglich anführen könne. Da 
aber Borsiczky erklärt, dass man sich darauf berriffe, 
weil man das Land dem österreichischen Finanzplane 
'unterworfen habe-, welches doch ganz dem Diplome 
widerspricht, so wird der Ausdruck .beibehalten. 

Dubruviczky macht endlich mehrere Vorschläge, 
nämlich wegen der Ludovicea- AcädemieJ weffen cfer 
Jankovit zischen Sammlung; wegen Venriehrung der ade- 
ligen Leibgarde , da wir nun zwei Könige haben , «**• 
welche sämmtlich nicht angenommen wurden. Endlieh 
legt eben dieser Ablegat nofeh einte Verwahrung ein, 
dass die Interimälrectification der Palatinafyorten zu 
keiner Folgerung für die Zukunft Anlass gebe. — Ba- 
logh macht , laut Instruction seiner- Committenten , den 
Vorschlag, zur Erleichterung der Grundbesitzer eine 
Landesbank gleich der preussischen zu errichten. Eben- 
falls nicht angenommen. — Indem der Personal er- 
klärt, dass, hinsichtlich der Portenrögnlation, als eines 
Diätalbeschlusses, jede Bemerkung überflüssig sei, wer- 
den die Verhandlungen geschlossen. 

Während dieser Verhandlungen wurden die hier 
durchgegangenen Noten und Repräsentationen an die 
Magnätentaiel gesendet und daselbst verläsen und de- 
batdrt. 

In der Magfiatentafel. 

Den Anfang macht die Verlesung der Note und 
Repräsentation wegen der Circulation. 

Pülatin: Obwohl ich auch gegenwärtig Vollkoni- 
men überzeugt bin, dass das Verlangen der Ständetafbl 
dem Lande eher zum Nachtheil als zum Nutzen gereiche, 
ädth unendlichen Schwierigkeiten in der Ausführung 
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unterworfen sei: glaube ich dennoch, diese hohe Tafel 
könne in einer so wichtigen Angelegenheit, wo keine 
Vereinigung zu erwarten ist, berücksichtigend ferner 
das nahe Ende des Reichstages, in die Unterbreitung 
der Repräsentation willigen. Jedoch muss erklärt wer- 
den, dass die Magnatentafel mit Bedauern ersehe, dass 
die Ständetafel wiederholt auf einem Verlangen bestehe, 
welchem sie nicht beistimmen könne; doch wolle sie, 
wegen herannahenden Endes des Reichstages, der Ab- 
sendung der Repräsentation nicht ferner entgegen sein. 

Judex Curiae: Nur müsse hierüber eine schrift- 
liche. Note übersendet werden, worin zugleich diese 
hohe Tafel ihren Schmerz darüber, ausdrückt, dass 
' man sie beschuldiget, weniger vorgeschlagen zu haben, 
als die bestehenden Gesetze enthalten. Dieses können 
i#ir nie zugeben. 

Diese Note wird dem zufolge verfasst, durch eine 
.Deputation abgesendet, wo weiter keine Bemerkungen 
darüber gemacht wurden. 

. . Die Repräsentation wegen der Contribution ward mit 
einigen unbedeutenden Abänderungen angenommen. — 
Darauf die Note wegen des 9. und 10. Gravamens ver- 
lesen, wpbei die Magnatentafel bei ihrer Meinung, ver- 
blieb. — Da während dessen der Abend schon weit 
vorgerückt war, wurden die Verhandlungen über die 
Correlationeu und Praeferentialien auf den nächsten Tag 
verschoben, und somit die Sitzung in beiden Tafeln 
.aufgehoben. 

Reichstagssitzung vom 13. December. 

In der Magnatentafel. 

Die Repräsentation hinsichtlich der Präferentialbc- 
sdhw erden wird verlesen. 

Judex Curiae. Ich habe hier zweierlei zu be- 
merken: hinsichtlich der Ausdrücke nämlich und des 
Inhaltes selbst. Was die ersten betrifft, so finde ich 
mehre, welche der gnädige Monarch gewiss nicht ver- 
dient, so ist das ne nunc quidem zu derb und könnte 
fuglich gegen nunc etiam — non, verwechselt wer- 
den. Eben so , hie procedendi modus — welcher Aus- 
druck sowohl, als der ganze Satz füglich wegbleiben 
könnte. Die Sache selbst betreffend, kann ich mit 
jenem Prinzip nimmermehr einverstanden sein, dass 
durch die Resolution die Diplome verletzt seien. Diese 



Aeusserung ist gewiss auf den Besten .der Könige nicht 
anwendbar, der selbst im Laufe dieses Reichstages, 
durch die bewilligte Einverleibung von Galiszien so 
deutlich gezeigt, wie heiliff ihm der Wille der. Diplome 
sei. Und da durch die Resolution kein Gegenstand 
verweigert ist., welcher in der lnaugural - Formel un- 
mittelbar enthalten wäre , so könnte dieser Ausdruck 
mit : Wille der Gesetze *) verwechselt werden.- — Der 
Oberstmundschenk stimmt ihm bei« 

Br. Bedekovich. Im vorigen Reichstag,, welcher 
doch über zwei Jahre währte, wurden auch inehre Be- 
schwerden unerledigt gelassen, und die Stände begnüg- 
ten sich dennoch, dieselben auf den nächsten Reichstag 
zu verschieben. Gegenwärtig, wo in der Resolution so 
viele Begünstigungen zugestanden sind, worüber diib 
Stände auch wirklich Dankbarkeit äussern , . glaube ich 
um so weniger derlei harten Ausdrücken Raum geben 
zu können, als eben dadurch ,die geäusserte Fremde wie- 
der ausgelöscht würde. Dass übrigens die Verweige- 
rung mancher Beschwerden nicht gegen den Inhalt der 
Diplome oder den Willen der Gesetze sei', wird man 
leicht zugeben, wenn man bedenkt, dass der Monarch, 
da er keinen gesetzlichen Grund mancher Begehren er- 
blickte, selbe auch nicht für gegründet hielt. r5r sah die 
Gegenstände aus einem ganz andern Gesichtspunkte als 
wir, und daher ist anzunehmen, dass, indem die Reso- 
lution Begehren verweigerte, die der König ungegründet 
fand, Er eben darum die Resolution höchst gerecht er- 
achtet, ohne dass sie desswegen den Ständen, welche 
von einem andern Gesichtspunkte ausgehen, eben so 
erschiene. Daher kann man den Ausdruck vigorDiplo* 
matum in diesem Falle nicht anwenden. 

Fürst Batthydnyi: Dass die Repräsentation der 
Stände ihrem Wesen nach ungegründet sei, kann ich 
nicht zugeben, da wir bekennen müssen, dass der wich- 
tigste Theil der Resolution den gesetzlichen Wünschen 
der Nation nicht entsprach, obgleich auch ich dasjenige 
dankbar erkenne, welches der Monarch bewilliget hat. 
Was übrigens die harten Ausdrücke betrifft, bin auch 
ich der Meinung, dass die Stände ersucht werden sollen, 
sie gegen gelindere auszuwechseln. — Obergespan Gr. 
Carl Erdöay stimmt ihm bei, und ist wegen der Ver- 
änderungen der Meinung des Oberstlandrichters. 

*) rigor legum. 



Judex Curiae: Ich erachte es Jedoch für noth- 
wendig, hinzuzufügen , das« ich weit entfernt bin, alle 
Aeusaernngen der Repräsentation für unangemessen zu 
erklären. So mass man zugeben, dass die Stände mit 
Recht darüber sich beunruhigen. Dass mehre Be- 
«ch werden» ohne dass ihr Grund umgestoßen wäre*), 
ganz beseitiget sind. Da» Recht , Gesetze zu bringen, 
abzustellen und auszulegen > gebührt eben so den Stän- 
den als dem Könige, und daher sollen hier nur auf Ge- 
setze gestützte Grunde angeführt werden« Denn gleich- 
wie es uns erlaubt ist , unsre Anliegen und Beschwer« 
den Vor den Thron zu bringen, ist auch der Monarch 
berechtiget > verschiedener Meinung zu sein : nur muss 
auf keiner Seite bloss der Wale den Ausschlag gebep, 
Und Grunde durch stärkere, gesetzlichere Gegengründe 
vernichtet werden. 

Tavtrnicus. Der Sinn der Stände gehet dahin, 
dass alle Beschwerden , ohne Ausnahme , hätten «ollen 
abgestellt Werden, und zwar so, wie es die Stände ver- 
langen. Auf diese Weise wäre es daher die Pflicht des 
Monarchen, immer dem Willen der Stände nachzukomtnen. 
Wer wird aber dieses behaupten, und läugnen wollen, 
dass es dem Konig freistehe, seine eigne Ansicht zu 
haben, wenn sie auch nicht jene der Stande ist. — Ich 
kann einen Gegenstand auf meine Art auslegen , ohne 
dass ich ihn desswegen auf eine schleckte Weise ausge- 
legt habe. Meiner Meinung; nach wäre es daher Voll- 
kommen genügend, wenn tot uns der nöthi^en CautOen 
bedienten, und alles wegliessen, was einer härtern Aus- 
legung fähig ist. 

Iudex Curiae: Es ist nothig* dass der Herr 
Landrichter die Stände darüber verständige, dass man 
dem gerechtesten aller Fürsten seine Klagen nicht in 
diesen Ausdrucken vortragen könne, und dass sie dem- 
nach gebeten werden, diese wegzulassen. 

Fürst Batthydnyi: So weit ich den Sinn der 
Repräsentation erfasse , gehet der Schmerz der Stände 
besonders davon aus, dass es Sr. Majestät unerwartet 
gewesen sei, jene Gravamina, auf welche schon im vo- 
rigen Reichstage eine Resolution erfolgt ist, nochmals 
unterbreitet zu sehen. Dem zufolge gehet meine An- 
sicht dahin, dass, wenn auch einzelne harte Sätze weg- 
blieben, das Wesentliche der Repräsentation doch 
bleiben mÜBSe, wie es ist« 

*) legali eorum fundamento non ererso. 



Als der Palatin die Repräsentation nochmals nach 
Paragraphen verlesen Hess, und die Reihe aaf den letz- 
ten kam, erhob sich Obergespan Gr. Karl Erdfrdy und 
erklärte, dass dieser ganze Paragraph wegbleiben müsse« 
Der Oberstlandrichter stimmt ihm vollkommen bei, und 
beruft sich auf das Zeugfiiss von ganz Europa, ob man 
von unserem gerechten, gewissenhaften und väterlichen 
Monarchen derlei Dinge nur vermuthen, vielweniger 
sie ihm noch auf diese Art sagen könne« (Allgemeines 
Beistimmen.) 

Oberstmundschenk: Ich sehe michgenöthiget, 
hier noch eine Bemerkung zu machen. Die Stände 
schliessen ihrer Repräsentation zugleich dem Gesetzar- 
tikel bei; Dieses ist gegen den Diatalgebrauch, und ich 
sehe mit ßedauern hierin die Neuerungen immer mehr 
um sich greifen. In den letztön zehn Reichstagen, denen 
ich beizuwohnen die Ehre hatte, wurden immer die 
Gesetzartikel durch eine gemischte Deputation beider 
Tafeln verfasset. Nun arbeitet selbe bloss die Stände* 
tafel aus , und auf diese Art suchet man den Einfluss 
der Magnatentafel immer mehr zu verringern. Gutta 
cavat lapidem t und ich sehe traurige Folgen dieses ge- 
störten Gleichgewichtes beider Tafeln. 

Palatin: Die Mehrheit der Stimmen scheint dahin 
zu gehen, dass die gerügten harten Ausdrücke — ne 
nunc quidem — vigor Diplomatum — hie procedendi mo- 
dus — gegen mildere und angemessenere ausgetauscht 
werden, der letzte Paragraph aber gänzlich wegbleiben 
müsse. Hierzu wird aer Hr. Landrichter die Stände 
ersuchen, und zugleich in unserm Namen erklären, dass, 
obgleich wegen Kürze der Zeit die Gesetzartikel in der 
übersendeten Form angenommen wurden, man dennoch 
gegen diese Neuerung sich verwahret, und für die Zu- 
kunft das diessfallige Herkommen beobachtet wissen 
wolle. 

Hierauf wird die Repräsentation der Privat-Corre- 
lationen verlesen. 

Der Oberstschatzmeister ist zwar, wie jüngst, 
der Meinung, dass die Stände von der Repräsentation 
abstehen sollen; da aber der Oberstlandrichter er- 
klärt, dass er wenig Hoffnung habe, dass die Ständetafel 
einwilligen werde, Graf Carl Zichy d. jün. aber sich 
dahin äussert, dass in dieser Angelegenheit, wo die 
Magnatentafel bereits im vorigen Reichstag mit den 
Grundsätzen der Ständetafel einverstanden war, und die 
diessfallige Repräsentation ähnlichen Inhaltes ex com- 
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clusu cpmüiaü abgesendet wurde, könne diesem, ohne 
sich einer Inconsequenz schuldig zu machen, nicht mehr 
entgegen gehandelt werden: so bestimmt der Palatin, 
dass die Repräsentation in ihrer jetzigen Form könne 
unterbreitet.» und hierüber die Resolution des Königs 
erwartet werden. Mit diesen beiden mündlichen Noten 
wird der Landrichter an die Ständetafel abgesendet. 

In der Ständetafel. 

Nachdem beim Beginnen der Sitzung über die Plätze 
der Ablegaten in dem Saale einige unbedeutende De- 
batten statt fanden, wurden die Bemerkungen der Magna- 
tentafel über die Ausdrücke < in der Repräsentation in 
Berathung gezogen. — Obwohl die Stände in einigen 
Worten und minder wichtigen Ausdrücken, nach mehr- 
maligem Hin- und Hersenden der Landrichter den An- 
sichten der Magnatentafel beistimmten, so blieben den- 
noch alle Ablegaten hinsichtlich der vorzüglich ange- 
fochtenen Sätze bei ihrer Ansicht. Dem zufolge behielt 
sich die Magnatentafel die weitere Berathung über die 
Resolution -der Präferentialien vor. Bei dieser Gele- 
genheit äusserten sich nebst Mehrern 

Ragdlyi: Wenn wir bei unsern gerechtesten For- 
derungen immer nur alle kräftigen und wahren Aus- 
drücke wegnehmen: so werden wir uns endlich ganz 
auf den Weg der Gnade verwiesen sehen, und bei all 
unserer Unabhängigkeit uns kaum der Sicherheit des 
Eigenthumes rühmen können. Ich bin ein treuer Un- 
terthan meines Königs, aber die Wahrheit will ich ihm 
immer klar und unumwunden -vorgetragen wissen. 

Borsiczky: Die Regierung hat noch nie zuvor 
das Prinzip aufgestellt, dass, wenn auf ein Gravamen 
eine Resolution, von was immer für einem Inhalt, erfolgt 
ist, selbes schon als abgemacht und erledigt betrachtet 
sein soll. — Wenn wir dieseii Grundsatz zugeben, 
dann ist es um den 13. Artikel 1790 vollkommen ge- 
schehen. 

R ag d ly i : Wenn der Satz : hie procedendi modus etc. 
wegbleibt, mag gleich lieber die ganze Repräsentation 
unterbleiben. Wicht contrarius möchte ich sagen, son- 
dern der eigentliche Ausdruck wäre: rejragatur. 

Während dieses Notenwechsels und. dieser Debatten 
Hess der Personal einige minder wichtige Gesetzartikel-* 
Projekte verlesen, deren .Redaction grösstenteils ange- 



nommen, und auch von der Magnatentafel nach einigen 
geringfügigen Bemerkungen bestätiget wurde. 

Bei Gelegenheit der Verwahrung der Magiiatentafel 

fegen die Verfassung der Gesetzartikel durch die Stän- 
etafel, und nicht durch eine gemischte Deputation, 
sprach 

Tahdts: Da uns in allen Gegenständen die Im- 
tiative gebührt, so üben wir hierin nur unser Recht auä; 
auch wurde bei Gelegenheit y als das ungarische Nun- 
cium angenommen ward , dieses als Bedingniss der 
Magnatentafel festgesetzt. 

Personal: Die Initiative wird durch das Verlan- 
gen der Magnatentafel nicht beeinträchtiget, weil dessen 
ungeachtet die Gesetzartikel zuerst in der Ständetafel 
zur Berathung kommen. — Doch es fehlt uns schon 
die Zeit, diesen Gegenstand noch heute zu berathen. 
Die Verfassung der Gesetzartikel durch eine Reichs- 
deputation ist eine alte Gewohnheit. 

Da die Magnatentafel durch den Landrichter er- 
klärte , dass sie auf keinen Fall die Initiative beein- 
trächtigen wolle, sondern bloss auf ihrem Rechte beharre, 
wurde der Grundsatz angenommen. 

Balogh: Wenn wir uns überall so nachgiebig zei- 
gen, werden wir dadurch am Ende einen grossen Theil 
unserer Gerechtsame einbüssen. 

Personal: Auf diese Bemerkung kann ich nu/ 
erwiedern, dass ich von dieser zu grossen Nachgiebig- 
keit noch nicht sehr viel zu bemerken Gelegenheit 
hatte. (Gelächter.) Die Sitzung in beiden Tafeln wird 
aufgehoben. * 

i 

Gemischte Reichstagssitzung vom 13. December. 

Abends 7 Uhr. 

Die königliche Resolution (96) wird verlesen. — 
Nach diesem ernannte der Palatin die Deputation zur 
Concertation der Gesetzartikel mit der Hotkanzlei von 
der Magnatentafel, der Personal aber jenen der Stände- 
tafel (9T). Endlich werden die drei Repräsentationen, 
we^en des 3. Punktes der k. Propositionen; wegen der 
Indigenen und^ wegen der Contribution verlesen und 
expedirt; — hierauf die Sitzung geschlossen. 



Reichstagsflitzung vom 14. December. 

In der Ständetafel. 

Die Sitzung ward mit der Verlesung mehrer be- 
reits verfassten Gesetzartikel eröffnet. (98). Es pflegt 
ihnen die übliche Vorrede vorausgesendet zu werden, 
welche ihrer Natur nach eine kurze historische Dar- 
stellung des Reichstages enthält. Nachdem der Personal 
einige., die Redaction und Eintheilung derselben betref- 
fende, sehr zweckmässige Erinnerungen vorausgesendet 
und Abänderungen vorgeschlagen, welche sämmtlich 
angenommen wurden, sprach 

' Pronay: Ich wünschte, dass diese Vorreden für die 
Zukunft gänzlich wegblieben, denn sie haben keinen 
diplomatischen Werth und waren nur in den früheren 
Zeiten aus dem Grunde noth wendig, weil man keine 
Diarien führte. Nun sind sie in dieser Hinsicht über« 
flüssig, und geben oft zu schiefen Auslegungen Anlass. 

Auf den Satz in der Vorrede, womit die Stände 
dem König danken, dass er den jungen König keinen 
Antheil an der Regierung wolle nehmen lassen, be- 
merkte *) 

Nagy: Das Land verlangte vom Monarchen» dass 
er ohne Beistimmung der Stände, dem jungen König 
keinen Theil der Regierung übertragen soll! Hieraul 
erklärte der Monarch, dass er bei Lebzeiten auf keinen 
Fall den jungen König an der Regierung werde Theil 
nehmen lassen. Wenn wir uns nun hierüber freuen 
und unsre Dankbarkeit ausdrücken, so finde ich darin 
etwas Beleidigendes für den jungen König. 

Pdzmdndy: Es ist aber dennoch nothwendig, weil 
in früheren Zeiten in ähnlichen Fällen immer die Clau- 
sel gesetzt wurde: dass der junge König bei Lebzeiten 
des regierenden sich nie mit der Staatsverwaltung be- 
fassen werde. 

Komdromy: Wir gingen aber in einem Punkte 
schon von der alten Sitte ab, da gewöhnlich der zu 
krönende König diese Versicherung gab. Gegenwärtig 
verlangten wir sie vom regierenden Monarchen, und da 
er sie uns ?rtheilte, können wir dafür danken, ohne 
den jungen König dadurch zu beleidigen. 



*) Dies« Verhandlung wird darum etwas ausführlicher beschrieben, 
weil der fragliche Punkt in den spStern Sitzungen und in der Con- 
certation ron köchster Wichtigkeit wurde. 



Personal: Auch ich eehe ; die Sache nicht wandern 
Gesichtspunkte, wie der Deputirte von Oedenburg. Wir 
trugen aem Monarchen unaern Wuntch vor* er will- 
fuhr uns , und es ist demnach ganz m der Ordnung, 
dass wir ihm dafür danken« 

Nagy* Zufriedengestellt können wir uns wohl er- 
klären, aber nicht so bestimmt dafür unsre Dankbarkeit 
ausdrücken. 

Berndth der verdienstvolle Ableget von Oeden- 
burg scheint die schönen. Worte vergessen zu haben, 
welche diese königliche Versicherung begleiteten, näm- 
lich: dass Se. Majestät alle jene Tage, die Ihr von der 
Vorsicht noch zugemessen sind, dem Wohle unsere* 
Vaterlandes weihen werde« Eine solche Aeusserunjg des 
väterlichen Monarchen verdient wohl unsern innigsten, 
Dank. 

Personal: Wir dürfen daher nur diese Worte der 
Resolution vor der Danksagung anfuhren, um hierin 
den Befürchtungen von Oedenburg zu begegnen.^ 

Balagh: Aber die Erklärung der Niohteinmen- 
gung mus*. in die Vorrede aufgenommen werden , weil 
dieses in ajlen ähnlichen Fällen geschehen ist« 

Per s anal : Die ausdrückliche Versicherang des 
Monarchen muss uns genügen und uns beruhigen, 

Majth&nyi von Bars. Laut dieser Versicherung 
wird dem jungen König kein Antheü an« der Regierung 

fegöiMitj weil der Monarch nicht will; allein unser Recht 
estehet darin, dass dieses ohne uqmia fieistunmung 
auch nicht geschehen könne. Takdts sJ&rmmt ihm bei« 
Personal: Nun so sagen wir: dass, nachdem Se. 
Majestät^ auf unser Verlangen , dem jungen König ohne 
unsere Einwilligung keinen Autheil an der Regierung 
zu übertragen« zu erklären geruhten* dass u« s.w. hier 
setzen wir wörtlich die Versicherung des Monarchen; 
und dem zufolge unsern Dank, (uillgememer Beifall) 

Nachdem noch lange darüber debattirt ward, ob 
diese Clausel in die Vorrede oder in den Krönungs- 
Artikel aufgenommen werden soll, und endlich letztere 
Meinung die Oberhand erhielt, ging man weiter in der 
Verlesung der Geset Partikel, und kam somit vor allem 
auf den Krönungs- odeir Inangurajion3rwArtikfil*}. 



*) Hier kommt die zweite Klippe, an weither beinahe die 'ganze 
Concertatjon mit der Hofkanzlei gescheitert wäre, und worüber in 
den letzten gemischten Reichstagtaitzungen «o merkwürdige Debatten 
erfolgten« 



lieber den Ausdruck dieses Artikels : dass der Kö- 
nig in Folge jener Inaugural- Formel gekrönt werde, 
worein die Reichsstände für diesesmal eingewilüget 
haben *) , erklärte sich der 

Personal: Die Krönung eines Königs ist bei uns 
nicht ein blosses Gepränge, sondern ein höchst wichtiger 
diplomatischer Act, wodurch sich König und Volk aufs 
Innigste vereinigen. Bei derlei wichtigen Staatshand- 
lungen ist es nun in einem cönstitutionellen Staate höchst 
gefahrlich, von den bestehenden Gebräuchen abzugehen; 
gleich gefahrlich für die Nation und den Fürsten. Wir 
sind im Begriffe, einen solchen Schritt zu thun, indem 
wir in den Gesetz-Artikel etwas aufzunehmen wün- 
schen, was in der königlichen Resolution, als dem Fun- 
damente jedes Gesetzes, nicht enthalten ist. Nebstdem 
dass alle frühern Krönungs - Artikel nur die Worte 
enthalten: in der hier beigefügten Form — hat der 
Monarch nirgends der Worte: ttac vice sich bedient. 
Wenn daher schon der Ausdruck der Resolution: 
worein Ihr selbst gewilliget, eine Neuerung ist: so über- 
schreiten die Worte, nac vice, nicht nur das Herge- 
brachte, sondern die Resolution selbst. Ich habe keine 
Hoffnung, die Einschaltung dieser Worte bei der Con- 
certation zu erlangen, zu einer neuen Repräsentation 
hierüber mangelt uns aber die Zeit. Und selbst in 
diesem Falle hielt ich die Durchführung dieses Verlan- 
gens eher schädlich für das Reich, als von einigem 
Nutzen. Nie werden wir diese Neuerung vom Monarchen 
erlangen, und meiner Ansicht nach sollten diese Worte 
aus dem Gesetzartikel wegbleiben. 

Hertelendy : Ich mag nun das Wort; ;,j)raesta- 
bilitae (€ in Erinnerung bringen, welches unter den Stän- 
den und im ganzen Lande so grosse Besorgniss erregte, 
dass mehre Ablegaten diese Clausel selbst in das In- 
augural-Diplom wollten aufgenommen wissen: öder ich 
mag unsere Repräsentation vornehmen, worin der ganze 
Satz sammt dem hac vice enthalten ist, und worein der 
König in seiner Resolution gewilliget hat : so sehe ich 
überall die Notwendigkeit, dass die Clausel ganz, wie 
üe in unserer vom König nicht widersprochenen Re- 

{iräsentation enthalten ist, weil sie schon nicht dem 
naugural - Diplom nicht einverleibt wurde , wenigstens 
in den Gesetzartikel aufgenommen werde. 



*) In qua Status et ordines hac vice ipsi conquicyere forma etc. 



Personal: Wäre das Wort: praestabilitae in den 
königlichen Propositionen enthalten gewesen, so würde 
ich dieser Meinung beistimmen , da es sich' abe^ bloss 
in den Regalen vorfindet, und durch unsre Repräsen- 
tation gänzlich vernichtet wurde, kann ich hierin nicht 
beipflichten. 

Hertelendy: Dann müssten die Regalen kein 
diplomatisches Actenstück sein. Da man dieses aber 
nicht behaupten kann, so ist es nothwendijr, die Besorg- 
nisse des Landes durch den Inauguralartikel hierüber 
zu beschwichtigen. • < 

Komdromy: Nachdem dieses Wort einmal durch 
die Regierung ausgesprochen wurde und im Reiche so 
viele Besorgnisse erregt hat, genügt es nicht mehr, die 
Gesetzwidrigkeit desselben in unserer Repräsentation 
erwiesen zu haben. Es haben hierüber nun einmal 
Tractate statt gefunden, und Se. Majestät haben in ttnsre 
Ansichten eingewilliget. Hierüber imiss eine deutliche 
Spur verbleiben, und ich verlange demnach, dass die 
Ciausel ganz wie sie in unserer Repräsentation vorkam 
und vom König angenommen wurde, in dem Inaugural- 
artikel verbleibe. 

Dubraviczky: In Folge der über das praestabili- 
tae statt gehabten Tractate verlangten mehre Gerichts- 
barkeiten, die Ciausel. in das Diplom aufzunehmen. End- 
lich begnügten wir uns einstweilen mit der Resolution, 
und konnten gar nicht zweifeln, dass die Aufnahme ins 
Gesetz auch nicht dem geringsten Widerspruche unter- 
liegen werde. In derselben Voraussetzung haben 1 wir 
sie so eben aus der Vorrede weggelassen; und können 
nun folglich von unserm Verlangen, sie im Gesetze ge- 
sichert zu sehen, um so weniger abstehen. 

Somsich: Das hac vice muss um so mehr in das 
Gesetz kommen, weil hierüber eine Repräsentation und 
Resolution erfolgte , in welcher letzteren unsere Ver- 
wahrungen gegen das praestabilitae mit Stillschweigen 
übergangen wurde. Die Spur des praestabilitae verbleibt 
in den Regalen, unsre Verwahrung verschwindet, wenn 
sie nicht in die Gesetze aufgenommen wird. 

Personal: Was die L. Stände hierin verlangen^ 
wird geschehen; nur furchte ich, 'dass es gefahrliche 
Folgen haben könne, wenn es durchgesetzt Werden 
sollte: denn es ist nur einseitig. Wir gründen unsre 
Forderung auf die Resolution, aliein diese enthält 
nebstbei so manches Andere, welches, wenn die Hof- 
kanzlei mit gleicher Beharrlichkeit es in den Gesetz- 
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artikel aufzunehmen verlanget . für uns nie von guten 
Folgen sein kann. Und das Recht der Hofkanzlei, zu 
verlangen, dass, gleichwie wir die uns günstigen Worte 
in das Gesetz aufnehmen wollen f> weil sie in der Reso- 
lution stehen, eben so ein ähnliches mit den der Re- 
fierung vorteilhaften Salzen 'geschehe, können wir auf 
einen Fall verweigern. Es wäre für die Nation frei- 
lich vortheilhaft , wenn man immer nur das Günstige 
ausheben könnte , allein die Rechte der Gesetzgebung 
haben wir nicht ausschliesslich, sondern gemeinschaft- 
lich mit der Regierung. • 

Somsich: Dennoch ist es bei einer so wichtigen 
Frage nicht hinlänglich, dass der Gegenstand neutralisirt 
werde, wie man dieses von Seite der Regierung durch 
üebergehen mit Stillschweigen bezweckte. Hier muss 
alles bestimmt und deutlich gesagt werden, damit auch 
nicht dem geringsten Zweifel Raum bleibe. 

Nagy: Es war immer meine Meinung, dass nebst 
dem Unantastbaren, Unveränderlichen im Diplome, noch 
Vieles in selbem könne abgeändert, weggenommen oder 
hinzugefugt werden, wenn nämlich che Reichsstände 
mit dem König darüber einverstanden sind: und ich 
glaube, dass es für die Regierung eben so schlecht wäre, 
als für das Land, wenn sich die Sache anders verhielte.' 
Ich sehe daher keinen vernünftigen Grund, warum ein 
Prinzip, welches wir so deutlich erwiesen haben, und 
worein der König durch seioipt Erklärung: in qua ipsi 
conquievistis forma — vollkommen gewilhget hat , nicht 
sollte in das Gesetz aufgenommen werden. 

Szinyey: Auch schon darum ist das hac vice not- 
wendig, weil wir wohl für uns bestimmen können, in 
welcher Form das Diplom für die Gegenwart verfasst 
werden soll; jedoch den kommenden Reichstagen hierin 
nichts vorschreiben und vorhinein dieselben nicht ver- 
bindlich machen können, auf ähnliche Art, wie wir, 
das lnaugural-Diplom zu belassen. 

Balogh: Wir bringen unsre Gesetze nicht der 
Gegenwart bloss, sondern den kommenden Geschlech- 
tern; und wenn wir einerseits den folgenden Reichsta- 
gen, nicht vorschreiben können, welche Gesetze sie brin- 
gen sollen: so ist' es unsre Pflicht, die durch uns 
gebrachten deutlich und bestimmt auf sie zu übertragen, 
und in den Grundprinzipen nichts Schwankendes, oder 
einer falschen Deutung Fähiges zu dulden. 

Majthinyi von Honth: Der Fehler ward hierin 
dazumal begangen, als wir von unserm Verlangen ab- 



gingen, die Cläusel in das Diplom aufzunehmen, wohin 
sie eigentlich gehört. Dieses kann nun bloss dadurch 
gut gemacht werden , dass sie in das Gesetz komme. — 
Takdts ist der nämlichen Meinung, und beruft sich auf 
die Instruction seiner Gommittenten. 

Radvdnszky: Als der Ablegat von Oedenburg 
vor kurzem in dieser Versammlung die vielen schönen 
Concessionen der Regierung während dieses. Reichstages 
schilderte , erinnere ich mich, unter ihnen auch die 
gänzliche Beruhigung über das praestabilkae vernommen % 
zu haben. Wie könnte nun dieses der Fall sein, wenn 
die, Clausel aus dem Gesetze wegbleiben sollte? 

Borsiczky: Wir haben das Recht, Se. Majestät auf 
dasjenige aufmerksam zu machen, was aus der Resolu- 
tion weggeblieben ist, und sollen hierüber nothigen* 
falls ein neues Postulat vorlegen. Wir verlangen nichts 
in das Gesetz aufzunehmen, was nicht in den vorigen 
Diplomen enthalten wäre; und welches wir, bloss auö 
Nachgiebigkeit gegenwärtig nicht in das Diplom auf- 
nahmen, in der sichern Üeberzeugung, dass uns beim 
Gesetzartikel nicht die mindeste Schwierigkeit gemacht 
werden könne. Was uns der Monarch hierin noch 
nicht gab, soll er uns geben ; und wenn wir unser ge- 
setzliches Begehren auf diese Weise vortragen , ist es 
seine Pflicht, uns zn willfahren.. 

Personal: Eben von einem neuen Tractate erwarte 
ich wenig. — Uebrigei% mag die Clausel im Gesetze 
verbleiben, wenn die Hofkanzlei einwilliget. Der Ge- 
genstand ist des Versuches werth; und stellen sich 
Schwierigkeiten in den Weg, so bleiben uns noch 
immer Mittel und Zeit, zu thun, was die Gesetze gestatten. 
(Beistimmung'). • 

Aus dem 3. Gesetzartikel ward arjf Bemerken des 
Personals das Wort, unausbleiblich —inomissae — weg- 
gelassen, denn wäre dieses ein nothwendiger Ausdruck, 
so würde daraus folgen, dass alle Gesetze, welche dieses 
Wort nicht enthalten, schwächer wären, welches man 
doch nicht zugeben könne; daher sei die Anwendung 
derlei bindender Ausdrücke immer eher schädlich als 
nützlich. 

Als der Gesetzartikel über die ungarische Sprache 
verlesen ward, erhob sich 

Borsiczky»: Mit tief er Trauer müss ich bemerken, 
dass wir das einzige Volk in Europa sind , welches in 
seiner Muttersprache nicht schreiben und reden darf, 
ohne dazu von der Regierung Erlaubnis* zu erwirken. 
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Auf dieses unser so gerechtes Gravamen wie wenig 
ward uns bewilliget! 

Personal : Es gibt aber auch kein Volk in Europa, 
welches vier bis fünf Muttersprachen hätte , wie das 
unsre. Begnügen wir uns mit dem, was wir erhielten, 
und es liegt nur an uns, wie wir es benützen, und da- 
durch für die weitere Ausbreitung der Muttersprache 
sorgen wollen. Der Gegenstand war übrigens ein 
Postulat und kein Gravamen. 

• 

Borsiczhy: Ich halte dafür, dass es das grösste 
Gravamen sei , wenn der Ungar nicht Ungarisch spre- 
chen darf; man möge sagen, was man wolle. 

Somsich: In Folge meiner Instruction verlange 
ich, dass die Statthalterei nicht allein ihre Intimate, 
sondern auch alle Beilagen in ungarischer Sprache an 
die Comitate gelangen lasse, und bitte, diese Erklärung 
zu Protokoll zu nehmen. 

Nydhy: Für die Gegenwart »wäre dieses noch mit 
zu vielen Schwierigkeiten verbunden, wesswegen der 
Statthalterei hierzu im vorigen Reichstag sechs Jahre be- 
stimmt wurden, welche noch nicht verflossen, und für 
eine so starke Reform im Geschäftsgange eine sehr mas- 
sige Frist sind. 

Nagy: Ich theile gänzlich die Meinung Sr. Exe. 
des Hrn. Personals, dass wir mit dem zufrieden sein 
sollen, was wir bereits erlangten. Sehr namhaft sind 
schon unsre Vorschritte, und nach dem, was wir bereits 
errungen, ist keine Macht mehr im Stande, die allge- 
meine Verbreitung der Muttersprache zu hemipen. 
Nicht darüber, dass wir zu wenig erlangten, bin ich 
besorgt, wohl aber darüber, *lass das Erlangte nicht 
wird in Erfüllung kommen. Bereits 1792 wurde das 
Gesetz hinsichtlich der Statthalterei gebracht, allein nur 
kurze Zeit befolgt, und bald kehrte alles zum Alten 
zurück. Wenn wir daher diesem Gesetze beifügten — 
welches uns der Monarch wohl bewilligen würde — dass 
das Präsidium der Statthalterei für die genaue Erfül- 
lung verantwortlich sei, und dass die Gerichtsbarkeiten,, 
wenn ihnen von der Statthalterei in einer andern als 
der ungarischen Sprache zugeschrieben wird, nicht ver- 
pflichtet sein sollen, derlei Intimate anzunehmen, könnten 
wir auf einen Erfolg rechnen. Die Statthalterei ist unser 
dirigirendes Dicasteriuin, und muss über die pünktliche 
Erfüllung der Gesetze wachen, desswegen selbst mit 
gutem Beispiel vorangehen. 
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Personal: Es ist traurig, wenn man schon' bei der 
Verfassung eines Gesetzes voraussetzt, dass es nicht 
erfüllt werde. Der Fall selbst kann bei diesem, noch 
nicht vorhandenen, erst zu bringenden Gesetze noch 
nicht gewesen sein , und wir müssen ihn daher erst 
abwarten, bevor wir Maassregeln dagegen ergreifen. 

Nachdem noch einige Gesetzartikel verlesen wur- 
den, über welche wenig bedeutende Bemerkungen vor- 
fielen , kam die Reihe an die weitere Berathurtg der 
Gravamina und Postulata; den Anfang machte das 
Postulat des Neograder und anderer Comitate , wegen 
zu ertheilender Besitzfähigkeit der Akatholiken in den 
Königreichen Croatien, Slavonien und Dalmatien; der 
Reverse , des Uebertrittes und der uneheligen Kinder. 
I. Classe No. 9. 

In einer ziemlich langen Rede bewies der zweite 
Ablegat der croatischen Königreiche, Zdenchay, dass 
dieses Postulat noch nicht könne vorgelegt wenden, 
wozu er noch durch seine besondere Instruction ver- 
wiesen sei. — Vor allen stehen die Municipal-Rechte 
dieser verbündeten Reiche — Socim Regna— 'jenem 
Verlangen entgegen. Um derlei Mi^nicipalgesetze abzu- 
stellen, müssen höchst wichtige Gründe vorhanden sein. 
Der Vergleich mit den Griechischen Christen ist un- 
statthaft, denn diese bewohnen die Königreiche schon 
seit den ältesten Zeiten, wahrscheinlich seit jener Pe- 
riode, wo das Christ enthum dahin verpflanzt wurde, 
wogegen mit Ausnahme eines kleinen Tbeiles des 
Veröczer Comitates , wo die Acatholischen ihren Got- 
tesdienst frei ausüben, sie sonst nirgends angetroffen 
werden. — Dass die Vorfahren der Acatho&ken vieles 
zur Befreiung dieser Länder vom Türkenjoch beige- 
tragen, stellt der Redner nicl^t in Abrede, allein darauf 
erwiedere er nur*, dass auch das croatisohe Blut für 
Ungarn in reichlichen Strömen geflossen und zu fliessen 
jederzeit bereit sei. Er bittet seine Erklärung zu Pro- 
tokoll zu nehmen. 

Szalopek wünschet zwar für seine Person diesen, 
dem Zeitgeiste widerstrebenden, Gebrauch sobal dals 
möglich abgestellt ; da er jedoch durch die Instruction 
seiner Committenten gebunden ist : so schlägt er eine 
Abänderung des Postulats vor, nach welchem dieses 
.gerechte, zeitgemässe Verlangen auf den nächsten 
Reichstag verschoben werde ; wo man hoffen s könne, 
die betreffenden Königreiche selbst einwilligen zu 
sehen. 
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Domherr Lonovits lässt sich über alle Punkte des 
Postulates nach der 'Reihe yernehmen. Die Reverse, sagt 
er, sind erlaubte Bedingnisse eines Ehebündnisses, welche 
nichts Gesetzwidriges oder Unanständiges enthalten* 
Wenn man daher einerseits die Heransgabe derselben 
den' Acatholischen nicht verbieten kann : so darf man 
die Katholiken nicht verhindern, ihre Erfüllung zu ver- 
langen. Aus der Nichterfüllung derlei freiwilliger Ver- 
bindlichkeiten würde nur Unfriede in der Ehe hervor- 
Sehen. — Nachdem der Redner nun die Geschichte 
er Reversalen aus einander gesetzt, schliesst er diesen 
Punkt mit der Erwähm^ig des 26. Art. 1791., welcher 
befiehlt, dass den gemischten Ehen kein Hinderniss ge- 
legt werden soll. Nur folge hieraus nicht , dass sich 
auch die Acatholischen ähnliche Reverse ausstellen lassen 
können, weil dieses über das Gesetz ginge, welches be- 
stimmt, dass die Söhne acatholischer Väter in dieser 
Religion erzogen werden können, sämmtliche Kinder 
katholischer Vater, und die Töchter katholischer Mütter 
katholisch erzogen werden müssen. — Eben so grundlos 
sei die Klage gegenmden verlängerten Unterricht Solcher, 
welche nach ihrem 18. Jahre zur protestantischen Reli- 

£'on übertreten wollen. Die Allerhöchste Verordnung 
erüber gebietet, 'dass der Uebertritt nicht ohne Ue- 
berlegung — temere ■— geschehe , und darum werden 
die Üebertretenden durch sechs Wochen in den Reli- 
gionsgrundsätzen unterrichtet und geprüft. Dieser Un- 
terricht werde nur für den Fall verlängert , wenn er 
durch den Üebertretenden, aus was immer für Gründen, 
unterbrochen wird. — Dass ferner die vor dem Ueber- 
tritt zum katholischen Glauben erzeugten Kinder katho- 
lisch erzogen werden müssen, gründet sich auf das Gesetz, 
welches sagt: die erzeugten und zu erzeugenden *). 
Bndlich wegen Croatien u. s. w. ist es auch der sehn- 
lichste Wunsch des Redners, dass Niemand in der Aus- 
übung seiner Religion soll gestört werden **) , und es 
wäre gut, wenn dieses in jenen Theilen von Europa, wo 
der katholische Cultus noch gedrückt wird, auch er- 
folgte. Doch hier bestehen Grundgesetze, welche man 
ohne Verkürzung von Rechten, besonders jetzt am Ende 
des Reichstages, nicht so gerade beseitigen könne. Kr 
räth daher, diesen Gegenstand auf den nächsten Reichs- 



*) prolea luiceptae et sofcipiendae. 

**) Hievon in eigentlich nicht die Frage, sondern von der Betitz- 
iähigkeit. 
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tag zu verschieben, und das ganze Postulat aufzugeben; 
wegen der natürlichen Kinder glaubt er aber, dass ein 
Gesetz zu bringen sei. Domherr Delling er nimmt 
nach ihm das "Wort, und ist derselben Ansicht. 

Niczky von Eisenburg: Zu einer Zeit, wo unsre 
Glaubensgenossen in England endlich in ihre Aechte 
eingesetzt wurden, kann, glaube ich, diese Frage kei- 
nem Zweifel mehr unterliegen. Auch in England waren 
die Municipalgesetze der Emancipation entgegen, allein 
Aufklärung, Zeitbedürfniss und ein ächter Patriotismus 
haben den Sieg über sie davon getragen, und die allge- 
meine Freude, welche dieser Fall bei uns erregte, hebt 
alle Zweifel über die diessfalligen Ansichten der Na- 
tion. — Die Reverse sind immer mehr oder weniger 
ein moralisches Zwangsmittel, durch Leidenschaft 
sowohl, als den Wunsch nach Verbesserung des Zn- 
standes erzeugt. Wenn ein Vater seine Tochter nur 
unter 'dieser Bedingniss zur Ehe geben will, unterzieht 
sich der Bräutigam wohl oft aus Liebe oder Habsucht 
diesem Verlangen, welchem sein besserer Sinn immer 
widerstrebt, denn sonst würde er selbst übertreten. Und 
wie traurig sind die Folgen dieser Reverse, indem der 
Sohn entweder eine sträfliche Gleichgültigkeit beim Vater 
vermuthen, oder einen grossen Grad von Eigennutz 
voraussetzen muss, welches wenig geeignet ist, die kind- 
liche Ehrfurcht aufrecht zu erhalten, und was ich , als 
Gesetzgeber, unmöglich zugeben kann. Der Grund des 
91. Art.* 1626 über Religionsfreiheit, war der Wunsch 
nach Einigkeit unter der Nation : durch die Reverse 
wird sie selbst im Schoosse der Familien zerstört , und 
daher stimme ich für die Abstellung derselben. (Allge- 
meiner Beifall.) 

Osegovich: Es ist nicht Fanatismus, der mich 
bestimmt, dem Postulate hinsichtlich der Be&itzfahigkeit 
der Acatholiken in den verbündeten Reichen mich zu 
widersetzen , und den durch meinen Collegen bereits 
angeführten Gründen noch Einiges beizufügen. — 
Gleichwie die hierüber lautenden Municipalgesetze im 
vereinten Willen beider Nationen gebracht wurden» 
eben so können sie nur auf ähnliche Weise mit voll- 
kommner Beistimmung der betreifenden Königreiche ab^ 
gestellt werden; denn alles löset sich auf, wie es ge- 
schlossen wurde. Nebst diesem bestimmt mich vorzüg- 
lich der Wunsch nach Eintracht, und die Furcht vor 
allen Religionsstreitigkeiten zur Aufrechthaltung von 
Bestimmungen, bei welchen sich meine Committenten 
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bis zur Stande, Gott Lob/ immer beruhigt gefunden; 
während dessen jeder Reichstag Zeuge vieler Klagen ist, 
die ihren Grund in der Verschiedenheit der Religionen 
haben. Die Eraancipatjon der Irländischen Katholiken 
musste jeden Menschenfreund mit gerechter Freude er- 
füllen; allein die Umstände waren daselbst ganz ver- 
schieden. Es handelte sich dort um Einsetzung in bür- 
Serliche Rechte, welche inehrern Millionen Einwohnern 
arch verhängnissvolle Zeitverhältnisse entrissen waren. 
Die Irländischen Katholiken bewohnten schon einen Theil 
von Grossbrittannien und trugen daselbst von jeher alle 
Staatslasten, ohne bürgerliche Rechte besessen zu haben. 
In Croatien gibt es keine Akatholiken, folglich können 
sie auch keine Rechte reclamiren: sie sollen erst dahin 
versetzt werden. — Welch ein gewaltiger Unter- 
schiedi — Was in Grossbrittannien geschah, um Ein- 
tracht zu befördern, würde hier gerade die entgegenge- 
setzte Wirkung hervorbringen, und Religionszwistig- 
keiten, von weichen wir seit Beginn unserer politischen 
Existenz befreit waren, in unsern Schooss verpflanzen. — 
Eben so wenig Gewicht lege ich dem Grunde bei, dass 
unser Handel und unsere Industrie dadurch gehoben wütf- 
den. Wir stehen in diesem Betrachte dem übrigen Theile 
des Reiches nicht nach; und sollten auch hierin unbe- 
deutende Vortheile erzweckt werden : so wiegen sie die 
Uebel nichjt auf, welche die Abstellung dieser, mit so 
vieler Weisheit und Vorsicht gebrachten, Municipalce- 
setze herbeiführen müsste: Markovits ist ebenfalls, 
seiner Instruction gemäss, gegen das Postulat. 
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Somsich und Mehre erheben sich, um zu sprechen. 

Földvdry: Die Zeit ist gekommen, wo die Fin- 
sterniss dem Lichte Platz macht, und die Söhne Eines 
Vaterlancles gleiche Rechte besitzen müssen. Nimmer- 
mehr werde ich zugeben, dass dieser gesetzgebende 
Körper nicht Gesetze bringen könne, die auch für 
Croatien bindend sind; es oilden diese Länder einen 
Körper mit uns, und hätten sie das Recht, Gesetze mit 
uns für das Gesammtreich zu bringen, ohne dass wir 
ein gleiches Recht hinsichtlich ihrer hätten, so wäre 
unßer Lpqs gegen . das ihrige sehr zu bedauern. Doch 
da der .Gegenstand mit kaltem Blut verhandelt werden 
muss , , una die Beistimmung der betreffenden König- 
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reiche, wäre es auch nur zu leichterer Erlangung der 
königlichen Einwilligung, immer wünsche nswertn bleibt: * 
so stimme auch ich für die Verschiebung dieser Frage 
zum nächsten Landtag, und bin überzeugt, d$se, wenn 
die Deputirten ihren Gommittenten den einhelligen 
Wunsch der Nation hinterbringen werden, die Stimme 
des Zeitgeistes, der Billigkeit und des gesetzgebenden 
Körpers für sie nicht werde verloren sein. 

Borsiczky) Ueber die Ehecontracte und ihre Be- 
dingnisse werde ich nicht sprechen; aber ein Contract 
über den Geist und Glauben des Menschen, vor seiner 
Geburt abgeschlossen, kann weder moralisch noch 
gesetzlich sein. Was die Gesetze bei den gemischten 
Ehen vorschreiben, muss beobachtet, aber es kann nicht 
zugegeben werden, dass über diese Gesetze hinaus, be- 
sonders in einer Sache von solcher Wichtigkeit, Ver- 
fügungen erfolgen. Viel fester stehen die Glaubensbe- 
kenntnisse auf dem Fundamente der Gesetze, als auf 
dem Übereinkommen Einzelner. Daher stimme ich 
unbedingt für die Abstellung der Reverse, denn da die 
Glaubensfreiheit ß laut 26. Art. 1791, vollkommen ist, 
müsste den Akatholischen hierin ein Recht der Reci- 
procität gestattet werden; welches ich um so weniger 
zugeben Kann , als man nicht Contracte vermehren soll, 
welche nur, durch Habsucht, Speculation und Fanatis- 
inus erzeugt, den ehelichen Frieden untergraben, und 
die Ehrfurcht der Kinder gegen 1 ihre Eltern vermin- 
dern. — Eben so wenig können mich die croatischen 
Municipalgesetze hindern, auf diesem Punkt des Postu- 
lates zu verharren; es sind dieses keine Fundamental- 
fesetze, die der 8. Art. 1741 abzuändern verbietet* 
lat man derlei Gesetze in früheren Zeiten zu bringen 
für zweckmässig erachtet, so verlangen die gegenwär- 
tigen, sie abzustellen. Wenn wir selbst unsre ungari- 
schen Municipalrechte modificiren können, wäre es 
fürwahr traurig, wenn dieses nicht auch mit den croati- 
schen geschehen könnte. Wo stünde noch unsre Cultur, 
wenn wir an den alten Gesetzen gar nichts verändern 
und sie dem Zeitgeiste nicht aripassen dürften? Es lie- 
gen uns hierin zahlreiche praktische Fälle vor. Unter 
König Matthias Corvinus ward den Polen und Venezia- 
nern das Indigenat und der Grundbesitz in Ungarn auf 
ewige Zeiten untersagt, und dennoch hat der vorige 
Reichstag dieses Gesetz, als dem Zeitgeist zuwider, 
abgestellt. Croatien selbst hat ein ähnliches Beispiel 
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aufgestellt, ab es den nichtunirten Griechen *) , welche 
vorher eben so ausgeschlossen waren, wie die Protestanten 
gegenwärtig, den Grandbesitz gestattete. Und welch 
ein Unterschied herrscht zwischen dem Culturzustand 
dieser Griechen und jenem der Protestanten! Während 
dje Popen der Ersteren in die gröbste Unwissenheit 
versunken, oft kaum schreiben können, bemerkt man 
überall unter der protestantischen Geistlichkeit einen 
höhern Grad von Aufklärung, als unter unserem Clerus. 
Die Erfahrung bestätiget es nicht, dass jene Länder die 
glücklichsten und aufgeklärtesten seien, wo nur ein Cul- 
tus herrscht. Denn eben die Verschiedenheit der Re- 
ligionen erweckt den wahren Wetteifer unter den Laien 
sowohl , als besonders unter der Geistlichkeit der Glau- 
bensbekenntnisse. Die gegenseitige Beobachtung ist hier 
unumgänglich nothwendig, wenn man nicht unter eine 
gefährliche Theocratie gelangen soll. Die Tendenz der 
Clerisei spricht sich nur zu deutlich aus , und selbst die 
Reformation war eine Folge der Missbräuche des Cle- 
rus. Aus dieser Quelle 

• 

Mehre "Domherren erheben sich mit Unwillen, tun 
zu sprechen« 

Personal: Ich bedaure sehr, dass Vorwürfe der 
Art in diesem heiligen Orte .statt haben. Ausserdem, 
da£s ähnliche Aeusserungen nur zu Erbitterungen füh- 
ren, gehören sie auch nicht eigentlich zur Sache. Las- 
sen wir den Clerus ungestört ^ bei seiner Meinung über 
die Reverse. — Was die Besitzfähigkeit der Protestan- 
ten betriift, wünsche auch ich, dass unsre Brüder 
nicht ferner ausgeschlossen bleiben: nur ist der Gegen- 
stand von zu grosser Wichtigkeit , zu viele Berücksich- 
tigungen zu nehmen , die Zeit dazu endlich zu kurz, 
um alles hier beendigen zu können. Auch bemerke ich 
ungern, dass die Verhandlungen dieser Frage mit einer 
Heftigkeit geführt werden, die ich bei so wichtigen 
Gegenstanden ganz verbannt wünschte. — Zwar kann 
auch ich die Meinung der Majorität nicht theilen, dass 
dieses Postulat noch im gegenwärtigen Reichstag ver- 
handelt und unterbreitet werden könne; da ich jedoch 
der Mehrheit gern nachgebe, auch die Zeit schon weit 
vorgerückt ist, so halte ich jede weitere Verhandlang 
dieses Gegenstandes ^ für überflüssig, und das Postulat 
möge demnach an die Magnatentafel abgesendet werden. 
* - i - — 

*) Droh den 8. Art. 1741. 
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Ragdlyi: Ich sehe mich veranlasst, noch eine Be- 
merkung zu machen. Wiederholt vernahm ich heute 
aus dem Munde de» verdienstvollen Ablegaten von 
Croatien den Ausdruck: verbündete Reiche — socia 
Regna — ja selbst in der Redaction des Postulates 
kommen sie unter diesem Namen vor. Dieses kann nun 
um so weniger übersehen werden, als auch in den heu- 
tigen Verhandlungen eine gefahrliche Tendenz daraus 
hervorzugehen schien. Croatien, Slavonien und Dal- 
matien sind ein integrirender Theil von Ungarn, nicht 
Socia Regna, wie allenfalls Siebenbürgen. Es haben 
zwar diesen Ausdruck die croatischen Ablegaten auch 
im vorigen Reichstag affectirt, man hat aber das Prin- 
cip nicht zugegeben. Ich verlange daher, dass dieser 
Ausdruck im rostulate abgeändert werde. 

Personal: Nun so setzen wir: die vereinigten^ 
Theile — Partes adnexae. {Angenommen.) 

Die Sitzung wird geschlossen, nachdem bereits die 
Dunkelheit hereingebrochen ist. 

In der Magnaten tafel. 

Die Sitzung ward mit der Redaction der Repräsen- 
tation zugebracht, wo nach einigen Gegenbemerkungen 
die Vereinigung beider Tafeln erfolgt. Hierauf wer- 
den die durch die Ständetafel gegangenen Gravamina 
und Postulata verhandelt, wobei die Magnatentafel nach 
einigen Bemerkungen, welche auch grösstentheils ange- 
nommen wurden, fast überall der Ansicht der Stände« 
tafel^ beipflichtet. - — Die Verhandlungen hatten übrigens 
wenig allgemeines Interesse. Bei dem Gravamen, we- 

fen Verwendung der aus dem erhöhten Salzpreis von 
1 Xr. CM. zusammenkommenden Summen, äusserte 
sich der 

Palatin: Dieser Fond ist viel zu klein, um mit 
6elben den Forderungen aller Behörden zu entsprechen. 
Es wird hierin immer jenen Bauten der Vorzug gege- 
ben, deren Nützlichkeit sich auf einen grössern Theil 
des Königreiches erstreckt, und daher kömmt es, dass 
manchem Comitate, welches einer Unterstützung sehr 
benöthigt ist, diese versagt werden muss, weil der beab- 
sichtigte Strassen-, Brücken- oder andere Bau, nur 
dem eigenen, oder* höchstens den Nachbarcomitaten 
nützlich wäre. Im nächsten Reichstag, wo dieser Ge- 
genstand systematisch wird abgehandelt werden, kön- 
nen sich die Rekhsptünde überzeugen, dass die Ver- 
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Wendung nur zweckmässig und zum Wohl des Reiche? 
geschah. 

Die Verhandlung der weitern Beschwerden wird 
auf den kommenden Tag verschoben, und sodann die 
Sitzung geschlossen. 

Um 7 Uhr Abends. 

Die Reichsstände versammeln sich in eine gemischte 
Sitzung, worin der Palatin seinen innigen Dank aus- 
drückte, dass sie ihn mit ihrem Vertrauen ,bei einem 
so wichtigen Werke , als die Verbesserung der Palati- 
nalporten ist, beehrten. Er benachrichtigt sie, dass die 
Arbeit vollendet sei, und er sich bemühet habe, nach 
den festgestellten Grundsätzen, so weit es die mensch- 
liche UnvoUkommenheit erlaube, ein zweckmässiges 
Werk zu verfassen, wobei er, indem bei vielen Be- 
hörden ihm noch ganz bestimmte Daten fehlten , an 
jenen Orten nach eigener- Wissenschaft den offenbaren 
Ungleichheiten abgeholfen. — Der Judex Curiae 
dankt im Namen der Reichsstände S. kais. Hoheit für 
das so mühevolle Werk, welchen Dank auch die ganze 
Versammlung durch freudige, herzliche Beistimmung 
bestätiget. 

Ferner unterrichtet der Palatin die Reichsstände» dass 
gleich nach beendigtem Reichstag von 1827 eine Deputa- 
tion unter Vorsitz des Grafen Joseph Teleky sich ver- 
sammelt, und für die ungarische Acaderhie die nöthi- 
Sm Statuten verfasst habe, und da bereits viele zur 
röflhung nöthige Vorbereitungen geschehen, würde 
diese gelehrte Gesellschaft bald nach beendigtem Reichs- 
tag zu Pest, als dem Ort ihrer Bestimmung/, in Wirk- 
samkeit treten können. 

Nachdem der Landrichter die durch den Monar- 
chen bereits bestätigten Statuten verlesen , nebst der 
Relation des Palatins; wurden zugleich die Stiftungen 
für die Academie, welche seit dem letzten Reichstage 
gemacht wurden, nämlich jene des Grafen Ludwig 
Kdrolyi von 10,006 Gulden CM. und die des Herrn 
Stephan v Vedres über 200 F. CM. verlesen, und 
somit die Sitzung beschlossen.* 

Reichstagssitzung vom 15. December. 

Anfangs versammelten sich beide Tafeln in einer 
gemischten Sitzung, wo der Palatin die Reichsstände 
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benachrichtigte, dass der junge König gestatte, dass die 
ßestimmung des Honorars, zum Wohl des „Landes, in 
die Gesetze aufgenommen werde. Mach diesem wurde 
die, nach Massgabe der einstweiligen Portenverbesse- 
rung, ausgeworfene Vertheilung des Honorars sowohl, 
als auch der 28 und 20,000 Rekruten verlesen, worauf 
die Sitzung geschlossen ward, und beide Tafeln sich 
besonders versammelten. 

In der Ständetafel. 

Den Anfang machte die Verlesung der Repräsenta- 
tion wegen der Rectification , wobei sich einige, beson- 
ders die untern, Comitate dahin verwahrten, dass selbe 
nur auf ein Jahr in Wirksamkeit zu bleiben habe. 

Hierauf wurden die Gravamina und Postülata zn 
verhandeln fortgesetzt. 

Nachdem der Landrichter die Bemerkungen der 
Magnatentafel auf einige derselben hinterbracht, welche 
grösstentheils angenommen wurden, kam die Reihe an 
das 7. Gray amen, wo die Magnatentafel der Mejnung 
war, dass, nachdem der Gegenstand der Volkscon- 
scription ohnehin unter den Üepütationaloperaten be- 
griffen sei, das Gravamen bis dahin zu verbleiben habe« 

) Personal: Ich glaube nicht, dass man im neun- 
zehnten Jahrhundert gegen eine Volkszählung etwas 
einwenden könne, besonders, da wir sie selbst bei den 
wichtigsten Beschlüssen zur Grundlage nehmen, und 
ich überzeugt bin, daSs, wenn sie gesetzlich beschlos- 
sen und gehörig vollführt wird, sie dem Lande von 
grossem Nutzen sein müsse. 

Uzovits: Im Reichstage 1802 ward die Volkszäh- 
lung nur auf drei Jahre bestimmt. Meine Instruction 
verbietet mir von diesem Gravamen abzustehen« 

Niczky von Eisenburg: Es wäre überflüssig, die 
vielen Gründe anzuführen, welche die Volkszahlung 
nothwendig machen. Jedoch müssen bei einem freien, 
constitutionellen Volke alle öffentlichen Acte in Folge 
von Gesetzen geschehen. Da wir nun die Rekruten 
nicht nach den Porten, sondern nach der Volkszahl 
bewilligt haben, so wäre meine Meinung, den Monar- 
chen zu bitten, dass er hierüber eine Resolution zu er- 
lassen geruhe, woraus wir den nöthigen Gesetzartikel 
verfassen können, da der Gegenstand nicht fügljch bis 
zu den Operaten kann verschoben werden. 
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TakAts: Eben, weil die Conscription 1802 nur 
auf drei Jahre festgesetzt wurde , welche Frist der ge- 
setzgebende Körper nicht verlängert hat, kann sie ohne 
ein Gesetz nicht unternommen werden. Dieses hindert 
aber nicht, dass hierüber ein Gravamen gemacht werde, 
da wir mehre Gravamina unterbreiten, die ebenfalls in 
den Operaten -vorkommen. 

Balogh: Ich verehre den Geist des Jahrhunderts; 
allein gegen das Gesetz kann ich ihm nicht huldigen. 
Es musste daher ein neues Gesetz hierüber gebracht 
werden, wozu ich jedoch die Zeit schon viel zu kurz 
erachte« 

*Alm&sy: Es verbleibe immerhin ein Gravamen, 
und zwar um so mehr, ab die Conscription, wie sie 
gegenwärtig zu geschehen pflegt, nicht nur höchst man- 

Selnaft, sondern auch schädlich ist. Denn wird sie 
urch einen Stuhlrichter unternommen, so znuss er 
BOthwendig seine Berufsgeschäfte dabei vernachlässigen; 
vollführt sie aber ein Comitatsassessor , so müssen ihm 
Taggelder gezahlt werden, welches den Coqtribuenten 
zur Last fallt. 

Komdromy: Man kann ja die Bevölkerung ohne- 
hin durch die Geistlichkeit erfahren. (Nein! Nein!) 

'Personal: Dieses Letztere überzeugt mich nun 
gar nicht, denn durch die Geistlichkeit werden nicht 
bloss die Unadeligen, sondern auch der Adel conscri- 
birt , welches wir noch nicht canonisiren können. Uebri- 
gens sind wir von der Notwendigkeit überzeugt, ha- 
ben die Stellung der Rekruten nach der Volksmenge 
bestimmt, und sträuben uns dennoch gegen die Con- 
Äcription. 1802 ward es nicht bestimmt gesagt; dass 
eie nur auf drei Jahre statt haben soll; allein, da sie 
zugleich mit der Completirung der ungarischen Regi- 
menter beschlossen, diese aber nach drei Jahren ab- 
gestellt wurde, so zog man daraus diese Folgerung. 

Hertelendy: Die Conscription hat ohnehin statt, 
wenn sie auch nicht authentisch unternommen wird. 

Marczibdnyi von Trentschin: Der Gegenstand 
ist nicht nur kein Gravamen, sondern ein unbestreit* 
bares Bedürfniss. 

Nagy: Eine vollständige Volkszählung ist im jetzi- 
gen Jahrhundert wirklich ein Bedürfniss, und die Volks- 
zahl darf fiirder kein Geheimniss für die Regierung 
sein. Es mag wohl Zeiten gegeben haben, wo man die 
Regierung nicht wollte genau wissen lassen, wie stark 
die Bevölkerung sei? Gegenwärtig aber hat man so 
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viele Nebenwege, sich davon Kenntnis* zu verschaffen, 
/dass die Bevölkerung nicht mehr Denjenigen ein Ge- 
heimniss bleiben würde, vor welchen man sie verber- 

Jen möchte, sondern bloss für uns. In den Zeiten des 
Kaisers Joseph hat man hierzu kein Gesetz angewen- 
det, obgleich der Erfolg entsprechend war; dazumal 
konnte folglich die Nation wegen der Modalität nicht 
zufrieden sein. Eben so ergingen in den letzt ern Zei- 
ten wiederholte Befehle zur Conscription : da sie jedoch 
auf kein Gesetz gegründet waren, wurden sie auch so 
unvollkommen befolgt, dass man diesö Arbeiten zu kei- 
ner Grundlage verwenden kann. Die Conscription ist 
nützlich und nothwendig: da ich aber selbst aas Gute 
nicht ohne Gesetz erlangen will, soll das Gravamen. bis 
wir dieses Gesetz erwirken, als solches verbleiben. 
(Angenommen.) 

Auf das Gravamen, die Factionen bei den Restau- 
rationen betreffend, bemerkte der Personal, dass der 
hierüber ergangene Befehl durch die .vielen Umtriebe 
der Candidaten wirklich nothwendig geworden, und 
durch so viele allbekannte Beispiele herbeigeführt wor- 
den sei. 

Majihinyi von Bars: Ich will den Factionen das 
Wort nicht reden; allein eben so wenig kann ich' eine 
Verfügung billigen, welche unmittelbar zur Willkühr 
führt. Es genügt nun schon, dass der Obergespan Je- 
manden als factios bezeichne, um ihn durch Auslassung 
aus der Gandidation zu brandmarken. Noch sonderbarer 
aber ist "der Beisatz zum Befehl: dass auch Jene aus der 
Gandidation sollen gelassen werden, für welche durch 
Andere Factionen gemacht werden. Früher begnügte 
man sich, gegen seinen Feind zu cabaliren; für die Zu- 
kunft wird es genügen, scheinbare Factionen zu seinen 
Gunsten zu erregen , um ihn zu stürzen. (Gelächter.) 

Personal; Auf diese, fürwahr ganz eigene Bemer- 
kung kann ich nur erwiedern, dass jener Obergespan, 
welcher derlei Scheinfactionen von wirklichen nicht zu 
unterscheiden vermag, sehr beschränkt sein müsse. 

Marczibdnyi von Trentschin: Die Restauration 
hängt nun ganz von der Willkühr der Obergespäne ab, 
und es ist bekannt, dass in vielen Comitaten selbst sie 
die grössten Factionäre sind. 

ßalogh: Ich will Niemanden zn nahe treten, aber 
wir wissen es sämmtlich, dass oft bei den Magistrats - 
wählen die Obergespäne selbst die Häupter der Factio- 
nen .sind. Wenn ihnen nun gestattet wird, Jeden als 



einen Ränkemacher ans der Candidation zu lassen, so 
ist dadurch der Willkühr ein gränzenloser Spielraum 
gelassen. 

Personal: Wer so allgemeine Beschuldigungen 
hervorbringt, ist gehalten, selbe specifisch zu erweisen, 
und desswegen halte ich es für unnöthig, hierauf etwas 
zu erwiedern. (99) 

Ragdlyi: Es ist die Pflicht der Jurisdictionen so- 
wohl, als besonders dieses gesetzgebenden Körpers, 
darüber zu wachen , dass die Restaurationen gesetzlich 
•vor sich gehen, dass die übergespülte oft Personen be- 
günstigen, die den Ständen nichts weniger als anstän- 
dig sind, kann nicht geläugnet werden. Nun wäre es, 
um derlei Menschen in Aemter zu bringen , schon hin- 
reichend, ihre Mitbewerber für Ränkemacher zu erklä- 
ren; wodurch , auch dergleichen, einer solchen Protec- 
tion unwürdige Individuen gegen den Willen der Stände 
und gewöhnlich zum Nachtuen der öffentlichen Verwal- 
tung wirklich oft zu Würden gelangen. Ich selbst war 
Zeuge von Restaurationen, wo das ganze Comitat für 
zwei Gandidaten sich fast in gleiche Hälften ihtefessirte, 
welches einen deutlichen Beweis ihrer Verdienste lie- 
ferte. Wollte nun der Obergespan in ähnlichen Fällen 
einen Dritten begünstigen , so dürfte er nur die beiden 
andern für Ränkemacher erklären, um sie aus der Can- 
didation zu lassen. 

Földvdry: Wir sind Menschen; — und desswe- 
jren muss das Gesetz so viel als möglich alle Gelegen- 
heit zu Missbräuchen entfernen. Selbst derjenige, wel- 
cher Factionen macht, muss, bevor er auf diese Art 
bestraft wird, gehört werden. Der Obergespan darf 
hier Richter und Kläger zugleich nicht sein; noch we- 
niger den Prozess mit der Execution beginnen, — dieses 
wäre gegen die justitia distributiva. 

Nagy: Ich bin einer ganz andern Meinung, und 
glaube, das Gravamen sollte nicht vorgetragen werden, 
da es ohnehin, keinen Erfolg haben kann. Es ist gegen 
die Willkühr der Obergespäne gerichtet; allein diese 
haben ja auch ohne dem keine Verpflichtung, sich dar- 
über zu rechtfertigen, warum sie Diesen oder Jenen 
nicht candidirten. Wollen sie daher Jemanden nicht 
anstellen, so haben sie gar nicht nöthig, ihn erst als 
Factionär zu bezeichnen. Ausser den vorigen ersten 
Vicegespänen muss Niemand nothwendigerweise candi- 
dirt werden. 
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Berndth: Das Gesetz sagt nicht der erste, sondern 
die vorigerl Vicegespäne sollen nothwendig candidirt 
werden. Und eben weil laut dem fraglichen Befehle 
auch diese als Factionäre ausbleiben können, soll das 
Gravamen verbleiben, {Angenommen*} Endlich berichtet 
Qr.Andrdssy, dass, nachdem in Folge des Reichstags- 
beschlusses , wegen der Reichstagszeitung , der Fester 
ungarische Zeitungsschreiber sich bittlich an die Ober- 
behörde gewendet, jedoch keinen Bescheid erhalten 
habe, er es für seine Pflicht halte, diesen gemeinnützi- 
gen und nothwendigen Antrag hiermit zu wiederholen.— 
Majthenyi von Honth, Somsich, Br. T^ay, Du- 
braviczky und Bezeridy von Tolna stimmen bei — 
der Personal verspricht, diesen Gegenstand S. k. H. dem 
Falatin, als Statthaltereipräsidpnten, gehorsamst vorzu- 
tragen. 

In der Magnatentafel. . 

Nebst mehren Landesbeschwerden, wo überall die 
Uebereinkunft erfolgte, kam die Reihe an das Postulat 
wegen der Reverse, Croatien, des sechswöchentlichen 
Unterrichts und der natürlichen Kinder« 

Der TavernicuSy die Bischöfe Wurum und Sze- 
pessy, der Erzbischof Pyrker und der Bischof Ose- 
govich sprechen für die Reverse, aus den durch die 
Domherren in der Ständetafel angeführten Gründen, 
welchen die Bischöfe noch beifugen, dass der vorläu- 
fige Unterricht der zum Protestantismus Uebertretenden 
nicht eigentlich auf sechs Wochen ^bestimmt sei, son- 
dern die Zeit bloss von jener Ueberzeugung des Monar- 
chen abhänge, dass der Uebertritt aus Gründen und 
nicht fernere geschehe. Man könne daher demKönig nicht 
vorschreiben, bis wann er sich diese Ueberzeugung ver- 
schaffen soll. Gegen die Aufnahme der Protestanten 
erwähnen die Redner auch grösstentheils der Munici- 
palrechte der betreffenden Königreiche, und wieder- 
holen zum Theil die in der Ständetafel durch die Ab- 
legaten derselben angeführten Gründe ß welche Bus an 
noch umständlicher entwickelt. Der Tavernicus meint 
ferner, die unehelichen Kinder sollen in der Religion der 
Mutter erzogen werden , . da den Vater durch das Ge- 
setz gleichsam bezeichnen, den Frieden vieler Ehen 
zerstören könnte. (Angenommen.) 

Judeoc ^ Curia ei Der Geist des Jahrhunderts 
spricht gewiss für das Postulat hinsichtlich der König- 
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reiche Groatien, Slavonien tmd Dahnatien; ja ich bin 
überzeugt, dass dieses Verlangen unserer protestanti- 
schen Mitbürger auch durch einen erwünschten Erfolg 
werde gekrönt werden. Allein man kann dem einen 
Theile nicht willfahren, ohne vorher den andern ge- 
hört zu haben, dessen Gerechtsame hier in Frage ste- 
hen. Ich bin übrigens vollkommen überzeugt; dass, 
wenn die Dejmtirten dieser Königreiche ihren Commit- 
tenten diesen gerechten, fast einstimmigen Wunsch des 
Königreiches Ungarn vortragen, die Stände dieser Kö- 
nigreiche einwilligen, und für den nächsten Reichstag 
solche Instructionen ertheilen werden , dass der endli- 
chen Verhandlung dieses wichtigen Gegenstandes nichts 
im Wege stehen Kann. 

Fürst Bathydnyi Jst der nämlichen Ansicht. — 
Graf Carl Erdödy zweifelt jedoch, dass die Stände 
dieser Königreiche den schönen Hoffnungen S. E. des 
Oberstlandrichters entsprechen dürften. — * Bloss Graf 
v Emrich Bathydnyi ist der Meinung, dass das Gra- 
vamen wegen der Reverse unterbreitet werden soll, 
weil dieses schön einmal geschah und das diesfällige 
Gesetz einer Auslegung bedürfe. 

Palatin: Ohne mich in das Wesentliche dieser 
Fragen einzulassen, bin ich der Meinung, dass die Zeit 
schon viel zu kurz sei, um hierüber gänzlich zum Ziel 
gelangen zu können. Wegen der Reverse und des Un- 
terrichts haben die Protestanten bereits vor längerer 
Zeit ihre Beschwerden, ausser dem Reichstag, an S. 
Majestät gelangen lassen: sie mögen daher hierauf erst 
den Beseneid erwarten, bevor sie den Gegenstand als 
Gravamen unterbreiten. Hinsichtlich Croatien muss 
man den dortigen Ständen Frist gönnen, sich über den 
Gegenstand 1 zu berathen; denn sonst würde die Auf- 
nahme der Protestanten, welche ich vom Herzen wün- 
sche, eher zu Zwistigkeiten , als zu Vermeidung der- 
selben Anlass geben. Die Deputirten jener Königreiche 
mögen daher ihre Gommittenten von diesem allgemei- 
nen Wunsche der Nation verständigen, und dann, mit 
den nöthigen Instructionen versehen , beim nächsten 
Reichstag erscheinen. Die Ständetafel soll aber ersacht 
werden, von diesem ganzen Gravamen wegen Mangel 
an der zur vollkommnen Berathung nöthigen Zeitfrist 
einstweilen abzustehen. (Beistimmung.) 

Dieser Beschluss der Magnatentafel wird durch den 
Landrichter der Ständetafel eröflhet, welche sieh es 
hierauf ausbat , den Gegenstand in nochmalige Circular- 
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berathung bringen zu dürfen. — Worauf beide Tafeln 
ihre Sitzungen aufhoben. Am nämlichen Abend Ver- 
sammelten sich die Reichsstände in eine gemischte 
Reichstagssitzung , wo drei königliche Resolutionen: 
1) auf die Rekrutenstellung; 2) auf die Contribution ; 
3) auf die tndigenenrepräsentation verlesen werden. (100) 
Hierauf wurden .die letzten vier Repräsentationen 
expedirt und somit die Sitzung geschlossen. 

Circularsitzung vom 16. December. 

Präsidium: Rdpds, Asztalos. 

Wegen Ende des Reichstages 'wurden die Taggel- 
der — ßiürnen — der Ablegaten festgesetzt, una wie 
im vorigen Reichstag auf 6 F. CM. für den Ablegaten 
und auil F. 30 Xr. CML für dessen Schreiber bestimmt. 

Somsich: Es ist der Wille «neiner Committenten, 
dass diese Last dem Kontribuenten abgenommen und 
furder durch den Adel getragen werde. 

Nagv: Wenn ich hoffen könnte, hierüber in die- 
sem Reichstag ein Gesetz zu erwirken, würde ich mit 
ganzem Herzen diesem Antrage beistimmen; denn ich 
finde es gegen alle Gerechtigkeit, class die Deputirten 
nicht durch Jene bezahlt werden, welche sie senden. 
Allein Viele haben hierzu keine Instruction; Einige 
wohl gar eine entgegengesetzte, und ich selbst getraute 
mich nicht, ohne eine nähere Instruction diese Last 
meinen Committenten nach Haus zu bringen. Dennoch 
muss ich mich hierüber unverholen aussprechen. Ich 
halte dafür , dass man mitunter selbst etwas unbillig sein 
könne, ohne sich in ein übles Licht zu stellen, denn 
nicht immer kann man strenge Billigkeit üben. Drei 
Dinge aber, nämlich, dass unsre Söhne bei der ungari- 
schen Garde auf Kosten des Bauers ausgebildet wer- 
den; dass der Gontribuent die Reichstagsablegaten be- 
zahlt, die doch den Adel repräsentiren , und dass in 
den Sedrien*), wenn die Prozesse der Edelleute ent- 
schieden werden, ebenfalls der Bauer die Diurnen der 
Richter zahlt — dieses, ich sage es ohne Rückhalt, ist 
eine niedere Schmutzerei! — 

Asztalos: Der Gegenstand ist in den Operaten 
enthalten, und muss daher bis zu jener Verhandlung 
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verbleiben, wo er dann gründlich, und zum Wunsche 
aller rechtlichen Männer kann verhandelt und entschie- 
den werden. 

Gr. Andrdssy: Ich bin so glücklich, mit einer 
Instruction versehen zu sein , welche mir erlaubt , gleich 
jetzt diese Last vom Nacken des Contribuenten zu 
nehmen. Der nächste Reichstag kann Jahre hindurch 
dauern, und dieser Gegenstand ist, so viel ich weiss, 
unter den letzten. Da ich also überzeugt bin, dass ge- 
genwärtig hierüber kein Gesetz gebracht werden könne, 
so dächte ich, es soll a]s Reichstagsbeschluss den De- 
putaten aufgetragen werden, zuin nächsten Reichstag 
mit, einer Instruction zu erscheinen, nach welcher diese 
Frage gleich im Beginn entschieden werden soll. — 
Beöthy, Niczkv von Eisenburg, Okolit'sdnyi jind 
Andere stimmen bei; der Antrag wird angenommen. 

Die Reihe kommt an das gestrige Religionsgrava- 
men. Von der Geistlichkeit ist TViemand gegenwärtig. 

Nagy : Aus der Note der Magnatentafel ersehe 
ich , dass die Protestanten angewiesen werden , den Be- 
scheid auf ihre bereits privatim eingereichten Beschwer- 
den zu betreiben. — Ich muss gestehen , ' dass ich auch 
unsre akatholischen Brüder hierin nicht ganz entschul- 
digen kann: denn wenn sie Ursache zu Beschwerden 
zu habeil glaubten , warum Wandten sie sich nicht an 
den Reichstag? Da sie sich, mit Uebergehung der 
reichstägigen Verwendung unmittelbar an den Monar- 
chen gewendet, müssen sie es nun geduldig tragen, 
wenn die Magnatentafel, welche diesen Umstand gern 
ergreift, und die diesfälligen Schritte der Protestanten 
zu billigen scheint,' sie zur Betreibung dieses ihres Ge- 
suches verweiset. Ich kann es nimmer gut heissen, dass 
die Protestanten auf diese Art die ganze Frage gleich- 
sam auf den Weg der Gnade gestellt haben. "Wäre die- 
ses nicht geschehen, so könnten wir unmittelbar die 
Abstellung der Reverse verlangen; denn der Zweck, 
dass die gemischten Ehen nicht sollen erschwert wer- 
den, wäre nur erreicht, wenn sich auch die protestan- 
tischeh Bräute ähnliche Reverse dürften ertheilen las- 
sen; da dieses jedoch gegen die Gesetze wäre, so 
müssten die Reverse gänzlich abgestellt werden. — Das 
Zweite, nämlich Croatien betreffend: wenn es hier dar- 
um zu thun wäre, schöne Tyraden hervorzubringen, 
so dürften wir nur auf dem Postulate bestehen; es Hes- 
sen sich die schönsten Dinge über Duldung, Zeitgeist, 
Aufklärung sagen. Das*Gravamen ist auch durch mein 



Comitat gestellt worden, und ich sohmeichle mir, einen 
nicht geringen Antheil daran gehabt zu haben. Allein 
nun, da der Reichstag zu Ende gehet, und die Magna- 
tentafel sich dagegen ausgesprochen hat, wo man die 
Municipalrechte jener Königreiche so hoch anschlägt, 
zweifle ich, dass wir ans Ziel kommen können. Allein 
wir müssen vor Allem uns darüber verwahren: dass 
wir keine solchen Municipalrechte einverleibter Theile- 
anerkennen, die durch das Mutterland nicht könnten 
abgeändert werden; besonders aber solche, die eine 
namhafte Zahl der Landeskinder von einem Theile des 
Reiches ausschliessen ; wir müssen erklären, dass nicht 
nur die Municipalrechte der einverleibten Theile, son- 
dern selbst jene von Ungarn , wenn es die Zeitverhält- 
nisse fordern, im Einverständniss der Nation' und des'* 
Königs können verändert werden. Hier gewinnen beide 
Theile: und ich möchte die Protestanten nicht mit Ge* 
walt eingeführt sehen, sondern durch das Gesetz; eben ' 
weil sie ein Recht dazu haben. — Wenn die Stände 
von Croatien die Anforderungen des Zeitgeistes, das 
Bedürfniss des Vaterlandes nicht begreifen, dann kann 
ich sie nur bedauern, — und es dürfte ihnen schwer 
werden , etwas hemmen zu wollen , welches aufzuhalten 
die ganze Welt nicht im Stande ist. Ich nenne es da- 
her nicht die Emancipation , sondern die lntroduction 
der Protestanten. Aber auf die Operaten will ich die 
Frage nicht verschoben wissen, sondern sie muss mit 
Beginn des nächsten Reichstages verhandelt werden. 
Wie die Sachen aber jetzt stehen, furchte ich^ dass 
wir, abgewiesen durch die Regierung, übler stünden, 
als zuvor. 

Niczky von Eisenburg: Ich glaube nicht, dass die 
Protestanten einen falschen Weg einschlugen , indem sie 
sich früher mit ihren Beschwerden an die Regierung 
wendeten, welche ja auf dasselbe Gesuch "bereits über 
die unehelichen Kinder eine Entscheidung gebracht hat. 
Es bedarf hier keiner Tyraden und Declamationen, 
denn es handelt sich nicht um Meinungen, sondern um 
Rechte. Keinen Augenblick dürfen wir dulden, dass 
dieses finstere Gesetz in Wirksamkeit bleibe. Wir 
brauchen keine Acquisition an Bastarden, während unsre 
Brüder des wesentlichsten Theiles ihrer gesellschaftli- 
chen Rechte beraubt sind. 

Re'pds: Zwar sollen die gemischten Ehen nicht 
erschwert werden; und andererseits kann der Sohn, 
wenn er das 18. Jahr zurückgelegt hat, zur Religion 



des Vater» zurückkehren. Allein, muss er dann nicht 
die IJeberzeugung hegen, dass sein Vater mehr Gewicht 
auf Nebendinge , als auf seinen Glauben legte? — Das 
Municipajgesetz von Croatien entspricht weder dem Ge- 
meinwohle noch der "Aufklärung: denn weder Grund- 
besitz noch. Aemter , es mögen nun öffentliche oder 
private sein« sind den Protestanten gegönnt. Dürfen 
wie dieses Gesetz , welches unsre Cardmalprärogativen 
verletzt, auch nur einen Augenblick dulden? Mebstbei 
widerstrebt es dem Zwecke der gesellschaftlichen Ver- 
bindung und unsern Toleranzgesetzen: Ne moiestentur 
Acathotici, quia sunt utües Patriae cives, und : liberum sit 
eis commercium^— sagen unsre Gesetze. Ohne bürger- 
liches oder adJKges Grundeigentum, wie können sie 
die Conourrenz aushalten? und wiq viele Fabrikanten, 
welche die Industrie dieser Länder emporzubringen im 
Stande wären, werden dadurch gehindert? Hier« in- 
dem wir dasjenige abstellen, was uns. zur Schande ge- 
reicht, bedürfen wir keines Beifallrufens. 

Beöthy: Auch ich kann nicht einräumen, dass die 
Protestanten den unrechten. Weg sollten eingeschlagen 
haben. Sie wendeten sich an den Monarchen , weil Er 
der oberste Richter ihrer Religionsangelegenheiten ist: 
dieses war daher in seiner Ordnung. Ganz anders ver- 
halten sich aber gegenwärtig die Dinge. Das Gxavamen 
wird nicht durch die Protestanten , sondern durch mehre 
Comitate vorgetragen, und der Reichstag muss sich dar 
fur verwenden, es mögen hierin die Protestanten frü- 
her was immer für Schritte gethan haben. Für jetzt 
ist es ein Landesgravamen geworden,: — Wegen Croatien 
muss jeder Aufgeklärte nach allen Kräften mitwirken, 
dass die Gesetze der Unduldsamkeit abgestellt werden. 
Wir dürfen hierin nicht auf fremde Völker blicken: 
unsre Väter gaben uns in den Gesetzen von 1790 den 
schönsten Reweis religiöser Duldung; ihrem Beispiele 
müssen wir folgen. 

Gyurtsanyi: Wenn ich mit Oedenburg darin 
vollkommen übereinstimme , dass wir die gänzliche Ab- 
stellung der Reverse verlangen sollen : so* Kann ich jene 
Ansicht nicht theilen, dass die Protestanten einen fal- 
schen Weg eingeschlagen, haben. Es ist ein bitterer 
Vorwurf tur die Regierung, dass man. alle Wege ein- 
schlagen muss, und dennoch so schwer ans Ziel kommt. 
— Auch kann ich nicht zugeben, dass die Municijjai- 
gestze hier länger im Wege, steten, können. Wie viele 
derlei Gesetze sind schon nach Bedürfoiss verändert 
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und abgestellt worden; und nimmer will ich einräumen, 
dass die croatischen Königreiche bei unsern Gesetzen 
Stimme haben, ohne dieses Recht auch für uns im ent- 
gegengesetzten Falle gütig zu erklären. — Daher müs- 
sen wir hierin unverzüglich handeln. Werden wir ab- 
gewiesen, so bleibt die Beschwerde auf künftige Zeiten, 
und wir bringen unsern Com mitteilten, wenigstens die 
Ueberzeugung mit, dass der Fehler nicht an uns gewe- 
sen. Ich habe hier nur noch Folgendes zu erinnern^ 
Es gibt gegenwärtig wenig Länder in Europa, wo der 
Zeitgeist nicht gewaltsam sich Schranken gebrocken hat, 
oder es noch thun wird; Ungarn allein konnte so glück- 
lich sein, durch weise Concessionen zu verhindern., dass, 
der Umschwung- nicht gewaltsam geschehe, (1Q1), 

BorsiczKy: Der Unfug der Reverse, Catechesen 
und Bekehrungen wird in meinem Cömitate aufs Aeus- 
serste getrieben, und Leute mit Stricken gebunden se*- 
lig gemacht. ftmdluVigen, wie sie kaum vor zweihun- 
dert Jahren fanatischer sein konnten , sind bei uns an 
der Tagesordnung. Nie war noch der Erfolg gut, 
wenn wir von den Gesetzen abwichen;- das Verlangen 
der Protestanten aber ist der Wille der Gesetze, die 
haben nicht gefehlt, ihre Klagen dem Monarchen vor- 
zutragen ; sie forderten auch kein neues Gesetz , son- 
dern die Aufrechthaltung des bestehenden. Jeder kann 
derlei Anliegen .vor den König bringen, ohne dazu 
einen Reichstag abzuwarten: wenn es aber vor den ge- 
setzgebenden Körper kommt, muss er es unterstützen. 
Als ich jüngst in der Reichstagssitzung hierüber sprach, 
war der practische Theil meiner Rede noch zurück; 
allein der Präsident fand nicht für gut, ihn hören zu 
lassen, und liess ohne denselben das Verlangen durch- 
gehen. — Was Croatien betrifft, nun wohl, sie sollen 
auch gehört werden: aber warum erst im nächstem 
Reichstag? War dieses ihre Absicht, so hätten ihre 
Deputirten erklären sollen, dass ihnen die Frage ganz 
' fremd und unerwartet sei, und sie hierüber keine In- 
struction haben. Allein sie haben über den Gegenstand' 
umständlich und laut Instruction gesprochen; man kann 
daher nicht behaupten , dass sie nicht seien gehört wor- 
den. Höchst gefährlich aber wäre das Prinoip, dass 
man nur dann ein Municipalrecht dieser Königreiche 
abändern könne , wenn sie sämmtlich und nebstbei noch 

fanz Ungarn darein willigen/ Wenn bei einer, Ungarn 
etrefferiden, ähnlichen Frage, im Fall, wo die Stim- 
men gleich vertheilt süid> das votum von Croatien den 



Aasschlag gibt, kann uns doch ein ähnliches Recht, 
hinsichtlich Croatien, nioht bestritten werden, sonst 
wäre ihr Recht grösser als das unsre. Ich sehe daher 
keinen Grund, aus welchem der Gegenstand zum näch- 
sten Reichstag, verschoben werden soll. 

Somsich; Das Verlangen der Protestanten ist voll- I 
kommen gesetzlich. Hat die Magnatentafel hierüber eine 
verschiedene Ansicht, so sollten sie es Satz für Satz 
widerlegen, statt auf eine Rechtsfrage eine politische 
Antwort zu ertheilen. — Er stimmt im Uebrigen für 
die Verhandlung des Gegenstandes noch während die- 
ses Reichstages, weil auf diese Art die allgemeine Mei- 
nung deutlich ausgesprochen wird, und die Stände jener 
Königreiche sich -von dem Willen des ganzen Reiches 
leichter überzeugen können. 

Hierauf kam die Reihe an die Revision der Lan- 
descassen; allein da auch hierzu keine Zeit mehr vor- 
handen war, so machte Nagy den Vorschlag, diese 
Revision jener Reichsdeputation zu übertragen, die nach 
geendigtem Reichstag zu andern ähnlichen Revisionen 
» sich nach Ofen zu verfügen hat. — Wir stellen auch 
in diesem Reichstag — fuhr der Redner fort — ein 
trauriges Beispiel auf. Die Landesbeschwerden legen 
wir dann erst vpr, wenn keine Zeit mehr vorhanden 
ist, sie zu erledigen. Wenigstens sollten wir uns ver- 
wahren, dass hieraus keine Folgerung gezogen werde. 
Ipi vorigen Reichstag wurden die Gravamina zeitig 
eingereicht, und die Schuld, dass nie Resolutionen er- 
folgten y lag nicht an uns; wohl aber jetzt, wo wir sie 
in der letzten Minute einreichen. 

Som&ich: Es waren Viele unter uns der Meinung, 
die königlichen Propositionen früher nicht vorzuneh- 
men, bis die Beschwerden des vorigen Reichstages 
nicht erledigt wären; allein die Mehrzahl war dagegen. 
An unserer Anstrengung hat es nicht gefehlt; allein, 
wenn wir bei jeder Frage in der Magnatentafel Wider- 
spruch finden; wenn wir auf Rechtsfragen politische 
Antworten erhalten: dann muss freilich mit dem unauf- 
hörlichen Notenwechsel die Zeit vorübergehen. — Kom- 
men dann endlich Resolutionen, so werden durch selbe 
die Beschwerden entweder nicht ganz erlediget, oder 
wir ganz abgewiesen, wie die mir eben vorliegende 
Resolution wegen der . Circulation unser Verlangen 
abschlägt, --* Werden wir denn hierauf gänzlich 
schweigen ? ... 



Ragdlyi: Es ist fürwahr nicht unsre Schuld, wenn 
die Resolutionen weder auf alle Gravamina, noch so, 
wie sie sollten, herablangen. Nach der Weise zu ur- 
theilen, wie wir sie erlangen, bin ich sehr versucht zu 

§lauben, dass man sie eben so manipulire, wie die 
taatsobligationen, nämlich in Serien eintheile und dann 
verlese; dasjenige Gravamen, "welches glücklicherweise 

fezo^en wird, erhält eine Resolution: dip andern blei- 
en im Topfe zurück. — Üebrigens — wie die Reso- 
lutionen gegenwärtig sind — verliert auch jenes Grava- 
men nicht viel, welches zurückbleibt. Wenn ich es 
denn gerade heraussagen soll : die Maxime der Regie- 
rung bestehet jetzt darin, dass man uns in drei Jahren 
viermal vertröstet, und dadurch die Beschwerden sq 
sehr anwachsen lässt, dass ein ewiger, Reichstag noth- 
wendig' wäre , sie zu erledigen. Die alten Wunden 
werden nicht geheilt; neue entstehen. Alle Cduteleiv 
und Yerwahrungen nützen nichts, da die klaren Gesetze, 
die wir hierüber haben, nicht beobachtet werden. ' 
Balogh: Eben darum sollten wir erklären, dass 
wir im nächsten Reichstag keinen Gegenstand früher 
verhandeln, bis die vorigen und gegenwärtigen Be- 
schwerden nicht gänzlich beschwichtiget sind, und dass, 
obgleich der nächste Reichstag für die Operaten be- 
stimmt ist, wir ihn dennoch nur als eine Fortsetzung 
des gegenwärtigen betrachten. 

Borsiczky: Dieses wird uns wenig nützen; denn 
eben, weil der nächste Reichstag für die Operaten, folg- 
lich zu unserm Nutzen, bestimmt ist, wird sich die 
Regierung nicht sehr kümmern, ob wir früher oder spä^ 
ter ans Werk schreiten. — Der günstige Augenblick ist 
vorüber. — Bevor wir die Rekruten bewilligten, hätten 
wir fest bei dem verbleiben sollen, was ich dazumal 
vorschlug, und der Erfolg hätte nur vortheilhaft wer- 
den müssen. Daher, wenn wir schon eine Cautele an- 
bringen wollen, so sei es die, dass dem 13. Art. 1791, 
Genüge geleistet werden soll. — 

Pie Stände verfügen sich in die 

Reichstagssitzung vom 16. December. 

In der Ständetafel. 

"Wegen Abwesenheit des Personals bei der Concer- 
tirung der Gesetzartikel mit der Hofkanzlei, führt der 
Vicepalatin den Vorsitz. 
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Das Circnlarpräsidlmu stattet Bericht ab von den 
Circularverhandlnngen über die Landescassen, Academie 
und Ludovicea, endlich, über die Diurnen der Ahlegaten. 
Es verlangen Mehre, dass den Deputirten mittels eines 
Reichstagsbeschlusses aufgetragen werde, den letztern 
Gegenstand ihren Committenten vorzugsweise vorzu- 
tragen; wegen Kürze der Zeit jedoch wird er auf 
seinem gewöhnlichen Wege gelassen , jedoch diß Ver- 
handlung auf dem Anfang. d$s nächsten Reichstages be- 
stimmt. 

. Es werden die Gravamina fortgesetzt, und fast 
überall d,as Circularconcjusmn bestätiget. Nachdem be- 
sonders wegen der Excesse der königlichen Freistädte 
ziemlich heftige Erörterungen statt Tande*, kam die 
Reihe, an das Gravamen des Neograder Comüate^: dass 
die höhere», Staatsämter mit weniger Protestanten be- 
setzt seien, als sie es der Proportion nach sein könnten. 
Das hierauf erfolgte Renuncium der Magnatentafei,, war: 
dass , indem. Niemand wegen seiner Religion* von den 
höhern Aemtern ausgeschlossen* und die jetzige gerin- 
gere Anzahl der Protestanten in höheren. Staatsämtern 
wahrscheinlich nur zufällig sei, die Stände von diesem 
Gravamen abstehen möchten. 

Ragdlyi: Die Bescheidenheit verbietet den Pro- 
testanten , sich hierüber zu beklagen , oder deutlicher 
zu erklären, auch haben nicht sie, sondern das Neogra- 
der Cojnitat diese Beschwerden vorgebracht. Wenn ich 
aber bedenke, dass ausser dem Grafen Joseph Telehy 
fast Niemand von den Protestanten in höhern Staats- 
würden sich befinde; wenn man sich ferner erinnert, 
dass in den verflossenen Reichstagen wohl mancher 
Deputirte diesen Concessionen Berücksichtigung ver- 
dienet hätten: so kann ich den Grund dieser Klage 
nicht für zufällig halten. Möge die Magnatentafel nur 
immer ihre Mitglieder zusammenzählen, sie wird ein 
ganz anderes Resultat herausbringen, als nach dem Sinne 
der Gesetze statt haben sollte. 

Gegeh Abend versammelten sich beide Tafeln 
in eine 

Gemischte Reicbatagssitzung. 

Die zur Goncertirung der Gesetzartikel mit der Hof- 
kanzlei ernannte Reichsdeputation hatte diesen Auf trag 
bereits bei 8 Gesetzartikeln beendiget. Der Judejz **---- 
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als Präsident dprstfben, stattete nun den Reichsständen 
Bericht ab. In den beiden Gesetzartikeln, nämlich jenem . * 
der Inauguration oder Krönung, und jenem des Rekru- 
ten-Subsidiums weigerte sich die Hofkanzlei, einige sehr 
wichtige Ausdrücke und Clausein aufzunehmen. 

Marczibanyi von Trentschin : Nachdem wir voi* 
der unserm Subsidio an Rekruten absolut beigefügten 
Bedingniss, der abgesonderten Circulation unter den 
ungarischen Truppen, abgewiesen sind: so mups ich 
Se. kais. Hoheit um so mehr bitten, die hierüber gestern 
publicirte königliohe Resolution einer ferneren Diätal- 
verhandlung zu überlassen.; als erst aus den weiteren 
Verhandlungen hervor zu. gehen hat, ob dieser gesetz- 
gebende Körper berechtiget ist, seinen freiwilligen 
Gaben. Bedingnisse beizufügen , von selben abzustehen, 
oder in Folge der Verweigerung dieser bestimmten Be- . 
dingnisse, die Gabe selbst zu verweigern für gut fin- 
den werde. 

Pa»latin: Obgleich ich überzeugt bin, dass die 
Aeusserung des Herrn Deputirten , als das bereits We- 
sentliche der Frage begreifend, noch ausser der Ord- 
nung sei., so will ich dennoch, da nun der Gegenstand; 
einmal angeregt wurde, meine Meinung hierüber be« 
stimmt und deutlich eröffnen. Die Aeusserung. des Red- 
ners enthält zwei Theile: nämlich dass die Gabe be- 
dingnissweise dargebracht worden, und dass durch die 
Resolution, als einer blossen Bestätigung bestehender 
Gesetze , die Reichsstände von diesem ihrem Verlangen 
abgewiesen seien. Hinsichtlich des Erstem berufe ich. 
mich auf den ganzen gesetzgebenden Körper, ob bei 
der Verhandlung dieses Gegenstandes die fragliche Be- 
dingniss als eine nothwendige sei beigefügt worden ? 
Zwar ward sie in Berathung gezogen, erschien seibat 
im Projecte des Gesetzartikels, aber nicht mit jener 
Bedeutung, die man ihr jetzt geben will. Wenn ich 
hier einerseits bemerken muss, dass auch die vollkom- 
mene Uebereinstimxnung beider Tafeln mangelte , und 
der Gegenstand nur wegen Kürze der Zeit unterbreitet 
wurde: kann ich auf der andern Seite die Fjjage nicht 
unterdrücken, in wie weit bei einer Gabe, die zur Ver- 
theidigung des Vaterlandes nothwendig befunden ward, 
nothwendige Bedingnisse beizusetzen, mit dem allge- 
meinen Wohle , mit der Pflicht der Bürger vereinbar 
sei ? und in wie weit wir den Beifall der Nachweltjppns 
dadurch erwerben können? — . Daa Zweite betreffend, 
muss ich die Reichstände aufmerksam machen; dass die 



hierüber bisher bestehenden Gesetze •weder bestimmt, 
noch erschöpfend gewesen. Der 9. §. des 1. Art. 1807 
enthält nur die Bestimmung, dass die Offiziere der im 
Regimente herrschenden Sprache mächtig sein sollen; 
der 10. §. aber ist nur eine Bitte der Reichsstände : Ein- 

feborne zu den Militärwürden zu verwenden; welcher 
ie Beistimmung des Monarchen mangelt. — Wenn nun 
Se. Majestät in der letzten Resolution erklären; dass 
Sie sich die Erfüllung dieser Gesetze werde angelegen 
sein lassen, dass Sie die Verwendung von Ungarn bei 
ungarischen Regimentern sich zu Herzen nehmen -werde : 
so glaube ich, dass wir viel mehr erlangt haben, als die 
vorigen Gesetze hierüber enthielten. — Ueber die 
Frage selbst hätte ich zwar, wie gesagt, vorgezogen, 
jgegenwärtig nichts vorzubringeu ; da jedoch schon etwas 
vorgetragen wurde, muss icn mich auch hierüber um- 
ständlicher erklären. — Diese Frage ist durch mich 
bei Gelegenheit ihrer Verhandlung aus vollkommener 
Ueberzeugung auf das Entschiedenste und Beharrlichste 
bestritten worden; und auch zur Stunde hat sich diese 
meine Ansicht nicht geändert, denn ich halte dieses 
Verlangen für schädlich dem Vaterlande, dem Monar- 
chen, der ganzen Monarchie und den einzelnen Lan- 
deskindern. Durch diese Ausschliessungen würde die 
ganze Gonsistenz unserer Armee aufgehoben. Eben so 
hinderlich wäre sie dem Fortkommen Einzelner, und 
hierüber könnte ich aus eigener Erfahrung, da ich durch 
35 Jahre Inhaber zweier Regimenter bin, Beispiele an- 
führen, die mir die Reichsstände, wie ich mir schmeichle, 
erlassen werden. Indem ich es daher in Zweifel ziehe, 
ob diese Bedingniss eine nothwendige —sine quanon — 
gewesen und sein durfte, bleibt mir noch Eines hinzu- 
zusetzen übrig. Durch fünf und dreissig Jahre lebe ich 
in der Mitte dieser Nation; habe ununterbrochen die 
Liebe und das Vertrauen derselben erfahren und dank- 
bar erkannt. Die Glückseligkeit des Landes zu beför- 
dern, den gesetzlichen Vermittler zwischen König und 
Nation zu machen, war im Verlaufe dieser Zeit, in 
glücklichen wie in ungünstigen Zeiten , das Ziel aller 
meiner Anstrengungen. Für alle diese Bemühungen habe 
ich nie eine Belohnung gefordert, denn das Bewusst- 
sein, bei einer freien, grossherzigen Nation eine Würde 
zu bekleiden, wie Europa keine ähnliche mehr aufzu- 
weisen hat , und das beglückende Gefühl , meinem Va- 
terlande nützlich zu sein , war mir immer Ersatz für 
alle Mühseligkeiten. — - Mögen die L. Reichsstände mir. 



daher meine erste Sitte nicht versagen, und von diesem 
ihrem Verlangen gänzlich abstehen. (Stürmischer Beifall.) 

Repds: Da die beiden Gesetzartikel eine weitete 
Berathung erheischen , so bitte ich ira Namen der L. 
Stände, selbe zur Dictatur zu geben. (Angenommen.) 

Ragdlyi: Ich muss hier nur noch die Frage stel- 
len, ob nebst der Berathung wir auch über diese Con- 
certation mit der Hofkanzlei unsre Bemerkungen ver- 
fassen und vorlegen können? 

Palatin: Natürlich: die Sache hat keinen Anstand. 
(Unter widerholtem Beifallsrufen wird die Sitzung ge- 
schlossen. 

Gemischte Reichstagssitzung vom 17* December. 

Der Palatin kündiget den Reichsständen an, dass 
Se. Majestät der König, durch Kränklichkeit verhin- 
dert, den Reichstag nicht in Person beschließen könne, 
und daher Se. k. Höh. den Erzherzog Carl zu diesem 
Zwecke als königlichen Commissär senden werde. — 
Das k. Rescript hierüber wird verlesen, hierauf die 
Deputation zum Empfang, so wie das Ceremoniell be- 
stimmt. 

Nach diesem berichtet der Oberstlandrichter als Vor- 
sitzer der Concertationsdeputation, dass abermals 6 Ge- 
setzartikel mit der Hofkanzlei concertirt seien. Der 
Palatin lässt sie , sammt den Bemerkungen der Hof- 
kanzlei , verlesen; darauf erklärt er, dass die weitere 
Berathung über die 2 Artikel, der Krönung und des 
Subsidiums, könne fortgesetzt werden. 

Borsiczky; Wenn aus dem ersten Gesetzartikel 
die Worte juccta desiderium wegbleiben, so könnte man 
die Folgerung ziehen, dass Se. Majestät hierin den Vor- 
schlag gemacht, welches mit dem Gange der Sache nicht 
übereinstimmt. — • Wird nun vollends die Clausel in 
sensu legis weggelassen, dann hätten wir alles., was ge- 
schah , nur der Huld und Gnade des Monarchen zu 
verdanken, und selbst für die Zukunft würde es auch 
nur davon abhangen. Wir aber glauben hierzu ein un- 
bezweifeltes Recht zu haben, denn mögen wir nun 
unsere Gesetze oder die Natur des Gegenstandes selbst 
betrachten, so werden wir kein klareres Recht als dieses 
finden: denn was ist wohl natürlicher, als dass eine 
Nation, die laut ihrer Constitution alle Subsidien frei- 
willig darbringt, mit Recht verlangen könne, dass die 
Nothwendigkeit derselben mit allen Umstanden vorher 
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ausgewiesen werde. Hier kann von keinem Gnaden- 
weg die Rede sein. — Ich muss noch über die Moda- 
lität der Concertation bemerken, dass, obgleich wir aus 
Verehrung für Se. k. H. von dem Verlangen der Cir- 
culation abgestanden sind, es dennoch nicht in der 
Macht der Hofkanzlei nnd der Reichsdeputation stand, 
einen Gegenstand aus dem Gesetzartikel zu lassen, wel- 
cher noch im gesetzlichen Wege der Diatalverhandlun- 
gen nicht ist erledigt worden. Dieses könnte leicht zu 
verderblichen Folgerungen Anlass geben und unserm 
Rechte der Initiative gefahrlich werden. Da nun meine 
Committenten berechtiget sind , von mir Rechenschaft 
über den Gesetzartikel zu verlangen, so frage ich, mit 
welchem Rechte des ersten §. 12. Punkt eine Verände- 
rung in der Concertation erlitten habe? 

Palatin: Hierüber wird uns die Deputation selbst 
den besten Aufschluss geben können. 

Oberstlandrichter: Ich weiss nicht, woran der I 
verdiente Ablegat Anstand findet. Von was spricht er? — 
(der Palatin erklärt ihm die Fräße.) 

Oberstlandrichter : Diese Bemerkung haben 
auch wir S. E. dem Kanzler gemacht, allein derselbe 
erklärte, dass der Gegenstand wegen Ende des Reichs- 
tages auch desswegen sogleich könne concertirt wer- 
den, da die verlangte Modifikation ganz im Sinne der 
k. Resolution sei. Und da die Verhandlung dieses 
Punktes den Reichsständen ohnehin vorbehalten bleibt, 
glaubten wir durch die Concertirung desselben dieGrän- 
zen unserer Wirksamkeit nicht zu überschreiten. In- 
dessen hat auch der Hofkanzler mit aller Liberalität 
erklärt , dass er hierin den gerechten Wünschen der 
Reichsstände entsprechen und Alles aufnehmen werde, 
was sich auf die fc. Resolution gründet. 

Personal: Ich nehme mir die Freiheit, auf das- 
jenige, was S. E. so eben erklärten, zu bemerken, 
dass diese Aeusserung S. E. des Hofkanzlers nicht un- 
bedingt gemacht^ sondern nur für den Fall, als die L. 
Reichsstände mit der Modifikation nicht zufrieden 
wären, die weitere Unterbreitung an Se. Majestät ver- 
sprochen habe. 

Somsich beruft sich auf das Protokoll vom 23. 
Octob., so wie auf alle Verhandlungen dieses Gegen- 
standes, dass die Reichsstände nie einen andern Sinn 
gehabt haben, als dass die Notwendigkeit , nach dem 
Beispiel von 1791 erwiesen und hierüber in Gesetze 
Erwähnung gemacht werde. 



Balogh: Dieser Meinung pflichte ich gänzlich bei, 
und inuss noch hinzufügen, dass die Stände höchst 
wahrscheinlich auf diesem Verlangen nicht so sehr be- 
stehen würden, wenn unser Recht zur Erforschung der 
Nothwendigkeit durch die H. Magnatentafel nicht wäre 
bestritten worden/ welches eine nur zu gegründete Be- 
sorgniss erregte, wogegen man sich für die Zukunft 
verwahren xnuss. 

Judex Curia e: Dieser Behauptung muss ich ge- 
radezu widersprechen. Nie war es der Sinn dieser 
hohen Tafel, dass die Nation kein Recht habe, die 
Nothwendigkeit zu erforschen. Der Schluss wäre auch 
sehr unhaltsam gewesen, dass bei einer Gabe, welche 
nur im Reichstag freiwillig dargebracht werden kann, 
die Nothwendigkeit derselben nicht sollte , erwiesen 
werden müssen. Nicht nur ein Recht, sondern sogar 
die Pflicht hat der Reichstag, dieses zu thun. Bloss* da 
die Verhältnisse von Europa eine grossere Publizität 
widerriethen, die Nothwendigkeit aber aus den k. Ein- 
berufungsschreiben sowohl, als dem spätem k. Rescripte 
genugsam erwiesen schien, hielt diese hohe Tafel eine 
nähere Erweisung für überflüssig und zweckwidrig. 
Eine andere Ursache war noch, dass man jeder mög- 
lichen Idee einer Completirung zuvorkommen wollte; 
ferner dass auch unsere glorreichen Vorfahren die 
Nothwendigkeit nie vorhinein erforschten. Man t kann 
daher einen ähnlichen Vorwurf dieser hohen Tafel 
nicht mit Recht machen, welches ich auch zur Ehre 
derselben nie zugeben könnte. 

Pronay: Die Gründe sind durch meine. Vorgänger 
schon erschöpfend vorgebracht worden und ich ♦be- 
gnüge mich nur hinzuzusetzen, dass, indem es sich hier 
nicht um Erlangung eines neuen Rechtes, sondern um 
die Bewahrung des bestehenden handelt, wir es um 90 
schmerzlicher empfinden, dass die Hofkanzlei die Er- 
wähnung desselben bei einer Gelegenheit verweigert, 
wo wir, wetteifernd mit unsern Vorfahren, den Thron 
und die Constitution durch eine so namhafte Gabe be- 
schirmen und die Wünsche des Monarchen so bereit- 
willig erfüllen. 

Almdsy: Ich fuge dem Gesagten nur noch hei, 
dass meine Committenten die Nothwendigkeit nicht nur 
erwähnt, sondern auch klar ausgewiesen verlangt haben; 
daher ich auch nicht abstehen Kann, dass das öesetz es 
deutlich erwähne. 



Takdts: Obwohl S. E. der Herr Oberstland- 
richter die Gefälligkeit gehabt hat, uns über die An- 
sichten der hohen Magnatentafel, dieses unser Recht 
betreffend, aufzuklären, so erinnere ich mich dennoch, 
dass hierin einige Ausdrücke gebraucht wurden, welche 
die Besorgnisse der Ständetafel rege machten. Wenn 
mich mein Gedächtniss nicht täuschet, lauteten die 
Worte : nee spiritui legum nee antenatprum eacemplis etc. — 
Hierauf wurde zwar ein Nuncium verfasst, worin un- 
sere Rechte deutlich erwiesen, und die Gegengründe 
vernichtet sind: da jedoch die Gerechtigkeit des 
Monarchen unsern Wünschen gnädigst zuvorkam , ge- 
langte es nicht an seine Behörde und konnte folglich 
daselbst seine Wirkung nicht hervorbringen. Es lassen 
sich zwar Ansichten über verschiedene Gegenstände Nie- 
manden auf d ringen j aber unsere Antwort hatte zum 
Ziel, unser Recht, unabhängig von jeder Ansicht, klar 
und deutlich darzustellen. So angenehm es uns nun 
auch sein muss , zu vernehmen , dass jene Ausdrücke 
nicht in dem Sinne gemeint waren , in dem wir sie 
nahmen, so wäre vielleicht eben desswegen, meiner un- 
terthänigsten Meinung nach, es um so nothwendiger, die 
Sache ihren jgesetzlichen Weg gehen zu lassen, und das 
Recht, welches von Niemanden angefochten und vom 
Monarchen zuvorkommend anerkannt wurde, auch im 
Gesetze erwähnt zu sehen. Denn wie die Sache ge- 
genwärtig stehet, wäre dennoch alles nur der Gnade 
des Monarchen heimgestellt, wo uns doch der 63. Art. 
1741. ein klares Recht anweiset. Dieses Gesetz, wel- 
ches mit Recht eines unserer Fundamentalgesetze ge- 
nannt werden kann, erklärt sich nicht nur mit der 
§ rötsteh Deutlichkeit über dieses unser Recht, sondern 
ie damaligen Gefahren werden sogar umständlich da- 
selbst angeführt , obwohl sie dazumal so allgemein be- 
kannt waren, dass man einige derselben schon erblicken 
konnte. Daher glaube ich, dass die Hofkanzlei so ge- 
rechten, mit Beispielen belegten Forderungen, billiger- 
weise nicht widerstreben könne. 

Palatin: Ich muss erklären, dass diese hohe Tafel 
bloss aus dem Grunde von der weitern Erforschung der 
Notwendigkeit abstehen zu können glaubte, weil selbe 
ganz offenkundig war : dieses war eigentlich der Geist 
jenes Nunciums. — Die Sache selbst aber betrachtet, 

flaube ich, dass gegenwärtig, am Ende des Reichstages, 
esonders dahingestrebt werden müsse, eine Vereini- 
gung mit der Hofkanzlei zu erzwecken. Denn wenn 



jeder Theil auf seiner Meinung unabänderlich verharret, 
dürfte schwerlich ein Resultat erfolgen« 

Tavernicus: So weit ich den Gang der Verhand- 
lungen auffasse, scheint die Absicht der L. Stände be- 
sonders dahin gerichtet, dass über den historischen Her- 
gang der Sache sowohl, als über das Recht der Nation 
«ine Erwähnung im Gesetze geschehe. Ich bin so frei, 
hierin einen Vorschlag zu machen, der vielleicht den 
Ansichten beider Theile entspricht. Dieser wäre, statt 
ad desiderium zu setzen : legalibus eorum votis confor- 
miter. . Dieses würde den beiderseitigen Wünschen ent- 
sprechen, ja sogar der Möglichkeit einer falschen Aus« 
legung zuvorkommen, welche aus den Worten des Ge- 
setzvorschlages: taliter in sensu legum gezogen werden 
könntet als ob nämlich die Notwendigkeit nur immer 
auf die Art , wie es gegenwärtig geschah , könnte er- 
forscht werden; welches doch auch darum schon un- 
statthaft wäre, weil die Art der Erforschung den Zeit- 
umständen angemessen sein muss. 

Ripds: Dann wäre vielleicht : legdlid vota zweck- 
mässiger, und hierin hielten wir uns dann an den Aus- 
druck der Repräsentation. Das in sensu legum muss not- 
wendigerweise verbleiben, ebenso erachte ich das praevie 
für nothwendig, da es mit dem Hergange der Sache 
übereinstimmt. 

Oberstlandrichter: Ich halte es für meine 
Pflicht ,. als Präsident der Deputation zu erklären , dass 
wir, eingedenk des uns ertheilten ehrenvollen Auf- 
trages, nichts unterliessen, um die Hofkanzlei zur An- 
nahme der Artikel in ihrer vorgetragenen Gestalt zu 
bewegen; und ich muss den mir beigeordneten ver- 
dienstvollen Männern das Zeueniss ertneilen, dass sie 
die Sache der Reichsstände wahrhaft classisch verfoch- 
ten haben. Da jedoch S. E. der Reichskanzler be- 
stimmt erklärte, dass er unserem Verlangen auf keine 
Weise entsprechen könne, glaubten wir, von Liebe und 
Eifer für das Vaterland beseelt , den Gegenstand nicht 
dahin treiben zu dürfen, dass dieser, den Rechten des 
Landes so unendlich vorteilhafte Gesetzartikel, einzel- 
ner Worte wegen, aufgeopfert werde. Denn durch das 
neue Gesetz, selbst in der von der «Hofkanzlei vorge- 
schlagenen Modifikation , wird das Recht des • Landes 
ungleich deutlicher anerkannt, als in was immer 
für einem der vorigen Gesetze. Im Jahre 1792 haben 
die Stände erst nach bewilligtem Subsidio die Notwen- 
digkeit desselben , and zwar nur in allgemeinen Aus- 



drücken, erfahren. Als klares bestimmtes Gesetz fin- 
den wir die vorläufige Erkennung der Notwendigkeit 
nirgends mit jener Deutlichkeit, mit welcher es, selbst 
nach der Modifikation der Hofkanzlei, hier ausgedrückt 
-wird. Dieses ist meiner geringen Meinung nach ein 
nicht geringer Gewinn für die Nation. Nachdem ich 
dieftes erklären zu müssen glaubte, gehe ich nun zum 
Gegenstand selbst. Das Wort : desiderium war aus 
doppelten Gründen nicht nothwendig, denn 1) ist die 
Frage durch Thatsachen so sehr ausser allen Zweifel 
gesetzt, dass es gar keinen Unterschied macht, ob das 
Wort gerade dastehe oder nicht. 2) spricht ja die 
Sache selbst so deutlich, dass es auch aus der Natur 
des Gegenstandes überflüssig wäre, hierüber eine wei- 
tere Erwähnung zu machen: denn wer das Recht hat, 
eine Gabe zu bewilligen, oder sie zu verweigern, muss 
ja nothwendig auch jene? besitzen, sich nach dem Grunde 
und der Notwendigkeit des Verlangens zu erkundigen. 
Wer das Recht zum Zweck hat, dem kann man jenes 
zu den Mitteln nicht absprechen ; dieser Satz leidet 
keinen Widerspruch. — Hinsichtlich des : in sensu legum, 
ist es ebenfalls in der Natur der Dinge, dass derlei 5ub- 
sidien nur gesetzlich gegeben, und die Notwendigkeit 

fesetzlich erforscht werden könne. Ob übrigens die 
i. Stände die Rekruten wegen der äussern oder innern 
Sicherheit, wegen der Lage von Europa, oder des 
Standes der ungarischen Regimenter bewilliget ; dieses 
kann bei einer freiwilligen , unter Vorbehalt darge- 
brachten Gabe, nie die Hauptfrage sein; genug, das 
Ganze konnte nur in sensu legum geschehen. — Und 
dieses sind die Gründe, durch welche wir von der 
Weglassung dieser Worte nichts zu befürchten glaubten. 
Rag&lyi: Die Art der Concertation anlangend, 
muss auch ich erklären, dass die Deputation sich in die 
Verhandlung des 12. Punktes ersten Artikels gegen den 
herrschenden Gebrauch noch vor Erhaltung der hierzu 
nöthigen Materialien eingelassen habe. Obgleich ich 
mich durch die Erklärung der hochverehrten Mitglieder 
für jetzt begnüge, finde ich dennoch nothwendig, gegen 
eine zukünftige ähnliche Handlungsweise eine Verwah- 
rung einzulegen. — ? Die Ständetafel fand schon Grund 
zu Besorgnissen, als sie in der Note der Magnatentafel 
Grundsätze vorfand, welche Stoff zu gefährlichen Aus- 
legungen für die Zukunft enthielten. Diesem wollten 
die Stände gleich dazumal auf eine entsprechende Weise 
entgegen arbeiten; allein S. E. der tierr Personal 
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meinte, dass im gegenwärtigen Fall, wo der Monarch 
die Entscheidung dieser Frage zwischen beiden Tafeln 
selbst übernehmend, den Wünschen der Ständetafel zu- 
vorgekommen ist , die Sache auf sich beruhen könne, 
weil wir durch den Bntschluss Sr. Majestät vollkommen 
gesichert seien. — Gegenwärtig sehen wir mit eben so 
grosser Besorgniss, dass die Hofkanzlei aus dem Ge- 
setzartikel die Worte entfernen will, welche jenen ge- 
fährlichen Stoff vernichten können, dagegen aber solche 
aufzunehmen wünschet, welche hierzu durchaus unzu- 
reichend sind. Ich berufe mich auf die sämmtlichen 
L. Reichsstände, ob nicht S. k. H. der Reichdpalatin 
in der gemischten Sitzung uns eröffnete : dass Se. Maje- 
stät, unterrichtet von unseren Verlangen — de nostro 
destderio — selber zuvorzukommen geruhet habe. — 
Hinsichtlich des — ad sensum legis darf man nur ähn- 
liche Gesetze über bewilligte Subsidien nachlesen, um 
diesen Ausdruck überall zu 'finden , und darum ist es 
unerklärbar, warum eben jetzt, wo das Reich der Re- 
gierung mit einer so bedeutenden Gabte zu Hülfe kommt, 
diese gewöhnliche Claüsel sollte Weggelassen werden. 
Es kann mich jener Grund wenig bewegen, dass durch 
dieses Gesetz, selbst in der durch die Hofkanzlei ver- 
langten Form, dem Lande namhafte Vortheile gewährt 
werden. Dieses überlasse ich dem Urtheile 3er Nach- 
kommen und muss erwarten, dasfc, nach den sich ent- 
wickelnden Zeitumständen, böide Theile die für sie, 
vortheilhaf testen Auslegungen zu ziehen bemüht äein 
werden. Ich glaube, jeder Gesetzartikel sollte so be- 
schaffen sein, dass er die bestehenden Rechte der Nation 
anerkenne und befestige; und eben darum müssen alle 
Ausdrücke sorgfältig vermiedet werden, welche einer 
zweifelhaften Deutung fähig siiid. 

Palatin: Die Aeusserung des verdienstvollen Ab- 
legaten von Borsod scheint danin zu gehen, als ob die 
Reichsdeputation die Gränzen ihrer Befugniss über- 
schritten hätte. Ich hege eine andere Ansicht über. die 
Pflichten derselben und glaube , dass , in Betracht be- 
sonders der Kürze der Zeit, ihrfe Aktivität nicht in so 
enge Gränzen einzuschliessen Sei, und zwar un^' so we- 
niger ^ als die weitere Berathutag den Reichsständen 
ohnehin unbenommen bleibt. Die Deputation hat das. 
Recht, Mödificationen, welche sich auf die Repräsenta- 
tionen und Resolutionen gründen,' vorzunehmen, und 
indem die endliche Annahme immer den Reichsständen 
übrig bleibt, werden sie dadurch in keinem ihrer Rechte 

22 * 
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beeinträchtigt. Was übrigens meine Ansicht über diesen 
Gegenstand betrifft,, so sehe ich nur grösstenteils dahin, 
ob der jgegenwärtige Gesetzartikel weniger enthalte, als 
die vorigen Subsidialartikel; und ich finde, wenn ich 
den. Inhalt desselben genau erforsche, mehr in ihm, als 
in allen ähnlichen Gesetzen. Wenn statt in sensu legis 
gesagt wird cognita ulteriori necessitate, so wird dadurch 
den Rechten des Landes nichts entzogen, im Gegentheil 
; eben dadurch erklärt , dass sie das Recht haben , die 
Notwendigkeit zu erforschen; und statt ad desiderium 
erklärt nur der Artikel, dass Se. Majestät den Wünschen 
der Nation zuvorgekommen sei; auch hierin bin ich 
nicht im Stande, einen wesentlichen Unterschied zu fin- 
den, und muss bekennen, dass diese Modifikation mit 
dem historischen Hergange der Sache vielmehr über- 
einstimme und sie deutlicher mache. 

Gr. utndrässy : Das Recht der Nation, die Not- 
wendigkeit — gewöhnliche sowohl als ausserge wohn- 
liche — zu erforschen, ist klar und kann nicht bestritten 
werden. Ich bin erfreut, dass die hohe Magnatentafel 
jfene Ausdrücke, welche unsere Besorgnisse erregten, in 
dem Sinne genommen habe , wie ich gegenwärtig das 
Glück habe, es zu vernehmen. Allein eben darum 
glaube ich nicht, dass uns die Hofkanzlei etwas ver- 
weigern könne, welches uns der gnädige König so zu- 
vorkommend gewährte. Unsere Forderung gründet sich 
auf eine Handlung des Monarchen und wir können uns 
daher mit der Modifikation der Hofkanzlei nicht be- 
gnügen, weil uns, ihr zufolge, nur das Recht zur Er- 
forschung der gewöhnlichen, nicht aber der ausserge- 
WÖhnlichen Notwendigkeit zukäme. 

Nagy: Ich würde eben nicht sehr anstehen, die 
durch S. E. den Herrn T&vernicus vorgeschlagene Ver- 
änderung anzunehmen, wenn ich überall einen Grund 
dieser ganzen Modifikation auffinden könnte. Die Hof- 
kanzlei kann doch wohl hierin nicht willkührlich zu 
Werke gehen, sondern hat die Pflicht, zu erklären, 
warum sie diese Abänderung verlange. Nur wenn im 
vorgelegten Artikel die Ausdrücke gesetzwidrig oder 
dem Gange der Verhandlungen nicht entsprechend an- 

fe wendet wären, könnte sie auf einer Weglassung oder 
r eränderung bestehen ; allein der Fall ist hier night 
vorhanden, denn das Eine gründet sich auf unser klares 
Recht des Krieges und des Friedens, das Andere auf 
allbekannte That Sachen. . — Das Wort praevie könnte, 
m'efnes Erachtens, wegbleiben, da wir uns nicht nach 
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der Hand von der Notwendigkeit überzeugen konnten;* 
eben so halte ich das taliter gar nicht für wesentlich, 
da es nicht eben nothwendig ist, dass die Reichsstände 
über die Notwendigkeit immer auf eine und dieselbe 
Art, durch den Banus von Croatien unterrichtet wer- 
den. Uebrigens ist der Gesetzartikel, wie wir ihn, auf 
unser Recht und die Wahrheit gegründet; , vorlegten, 
für Se. Majestät eben so nützlich als für uns; denn aus 
dem ausgesprochenen Rechte folgt natürlich unsere ihm 
entsprechende Verpflichtung. — Ich muss hier noch 
hinzufügen, dass, nachdem wir von dem zwölften Funkte 
des 1. §. aus Liebe und Verehrung für S. k. H. abge- 
standen sind, wir Höchstdieselben um sp angelegent- 
licher bitten müssen , dass Sie , als Wächter über unsere 
Gesetze, Sr. Majestät die Bitten der Reichsstände unter- 
breiten mögen, die bestehenden Gesetze nicht nur hin- 
sichtlich der Militär-, sondern auch der Civilanstellun- 
gen genau befolgen zu lassen, damit die vielen Beam- 
tenstellen bei den Cameral - , Salz - , Dreissigst - , Berg-, 
Forst-, und andern Aemtern, welche gegenwärtig gröss- 
tenteils durch Fremde besetzt sind, nur eingebdrnen, 
.Landeskindern verliehen werden. Der allgemeine 
Schmerz hierüber ist zu gegründet, als dass er nicht 
eine baldige Heilung erfahren dürfte , und ich bitte so- 
wohl diese meine Erklärung, als auch jene S. E. des 
Herrn Personals, hinsichtlich der Eröffnung des Reichs- 
kanzlers, welche der gewöhnlichen Ordnung der Con- 
certation zuwider ist, und woraus leicht verderbliche 
Folgen gezogen werden könnten, zu Protokoll zu; 
nehmen. 

. Oberstlandrichter: Für diesen Fall bitte ich, 
auch meine Aeusserung zu Protokoll: zu nehmen, damit 
ich nicht etwas gesagt zu haben scheine, welches mit 
meiner Ueberzeugung im Widerspruche steht. Ich be- 
rufe mich hierin auf das Zeugniss säinmtlicher Deputa-r 
tionsmitglieder. 

Gr. Karl Er dödy erklärt, dass er gegen das Weg- 
bleiben der Worte taliter und praevie mchts einzuwen- 
den habe, dagegen aber der Artikel im übrigen in sei- 
ner vorigen Gestalt zu verbleiben habe. 

Marczibdnyi von Trentschin wiederholt den, 
Einspruch wegen der ordnungswidrigen Concertation, 
stimmt im übrigen wie Nagy, nur meint er, müsse 
das Wort praevie um so mehr verbleiben, da S. E. der 
Oberstlandrichter das Beispiel von 1791 anführte, wo 
die Notwendigkeit erst nach tewiliigtem SubsicKo 
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erwiesen wurde. Er fürchte daher hier ähnliche Fol- 
gerungen. Gegen die Erklärung der Hofkanzlei, dass 
sie von der verlangten Abänderung nicht abstehen 
könne, .machte der Redner noch die Einwendung, dass 
selbe mit dem Gang der Diätalverhandlungen unverein- 
bar sei, indem das Wohl beider Theile erheische, dass 
über Gegenstände, welche durch Tractate beendiget 
wurden, auch diesen entsprechende Gesetze gebracht 
werden. 

Palart in: Es wird behauptet, dass es der Ordnung 
zuwider sei, dass die Deputation sich in die Concerta- 
tion des 12. Punktes eingelassen habe. Allein ich kehre 
die Frage um: wie , wenn die^ Reichsstände selbst 
in ihrer Redaction etwas undeutlich oder unbefriedi- 

Send gelassen hätten ; wäre es für diesen Fall gerathen > 
ie Deputation dergestalt zu beschränken, dass sie keine 
Modifikation, zu Gunsten des Landes vornehmen könnte ? 
Dieser Grund fiel mir so eben bei. — Doch ich sehe 
den Grafen Szichdnyi schon längere Zeit stehen: ich 
will ihn nicht aufhalten. 

Gr. Stephan Siz4chenyi: Ich werde mich sehr 
kurz fassen. Wiederholt hatte ich das Glück, von S. k. 
H- zu vernehmen, dass wir in der Zeit schon sehr be- 
schränkt seien und eine längere Concertation nicht fug- 
lich erfolgen könne ; allein wem* das ungarische Sprich- 
wort, dass der Handel von Zweien abhänge, seinen 
Grund hat, so dächte ich , dass, wenn wir beim ersten 
Versuche mit der Hofkanzlei nicht einig wurden, ein 
zweiter sollte angestellt werden. Wenn aus^ dem Arti- 
kel alles jenes wegbleibt, was die Hofkanzlei wünschet, 
so furchte ich, dass er seinem Zwecke nicht entsprechen 
werde. Die Zeit ist zwar kurz, ich gestehe # es, wie es 
denn überhaupt schwer l*ält, die Concertation von Ver- 
handlungen, welche die Reichsstände Monate lang be- 
schäftigten, in wenige Tage zusammenzudrängen, und 
ich hone, das Vaterland werde für die Zukunft Ver- 
fügungen treffen, dass dieser wichtigste Gegenstand des 
Reichstages nicht ganz auf die letzte Stunde verbleibe. 
Allein selbst dieses kann uns 'nicht hindern , den Ge- 
genstand erschöpfend zu verhandeln. — Zwar sind es 
nur Worte. — Allein oft liegt die Krtft des Gesetzes 
in einzelnen Ausdrücken.' Ich will hierin nur. ein Bei- 
spiel anfuhren: das Salz. Dieses so wichtige Recht der 
Nation wird gegenwärtig in Zweifel gezogen, weil bei 
der Verfassung des Gesetzartikels die ^ Worte nicht 
sorgsam genug gewählt, und durch zu viele Untertha- 
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nigkeit ein* solcher Sinn hineingelegt wurde, welcher 
verschiedene Auslegungen duldet, die nur zu unserm 
Nachtheil vorgenommen werden. Die Wichtigkeit die- 
ses Gesetzartikels verlanget es, dass *wir einen zweiten 
Versuch mit der Hofkanzlei anstellen. Wenn unser 
gnädiger Monarch sich überzeugt haben wird, dass 
unser Verlangen einen gesetzlichen Grund habe, wird 
auch die Hofkanzlei nachgeben; denn warum sollte 
denn der Beweis von der Gerechtigkeitsliebe unseres 
Königs nur in dem Tagebuche , nicht aber im Gesetze 
seinen Platz finden; und warum soll eben dieses so 
wichtige Gesetz, durch Weglassung der wesentlichsten 
Theile, verunstaltet werden? S. E. der Qbärstland- 
richter bemerkten, dass ja die Reichgtagsverhandlungen 
ohnehin den Gegenstand vollkommen aufklären. Aber 
wird die Nachwelt nicht, mit Recht uns verdenken, 
wenn sie hierüber im Gesetze keine Spur finde? Ich 
halte jenen Artikel für den besten, welcher der deut- 
lichste und keiner zweifelhaften Auslegung fähig ist: die- 
ses ist wenigstens meine beschränkte Meinung hierüber. 
Obwohl ich ferner der Ansicht S. k. H. vollkommen bei- 

5 fliehte, dass dieses Gesetz, auch in seiner Modification, 
ennoch das beste und deutlichste ist, welches wir über 
diesen Gegenstand besitzen: so hindert dieses dennoch 
nicht , zu Erlangung eines vollkommenen , den Bedürf- 
nissen gänzlich entsprechenden Artikels, einen zweiten 
Versuch mit der Hpfkanzlei zu machen; — gelingt er 
nicht, so verbleibt dem Vat erfände noch immer Macht, 
genug, die zweckmässigsten M^ssregeln hierin zu ergrei- 
fen. — Majthenyi von Honth; Dubraviczky , 
Bemdthy Fascho, Asztqlos und Mehre stimmen 
für den weiteren Versuch. 

Der Gouverneur vonFiume findet im Gesetze alles 
durch die Kanzlei bewilliget, was unsern diessfalligen 
Rechten entspricht. All.es übrige,, -meint er, gehöre in 
das Diarium. 

Pazmdndy gibt über die Concertatipn , deren 
Mitglied er war, noch den Aufschluss, dass die Hof- 
kanzlei auf die Anstände der Deputation wegen des 
12. Punktes erwiedert habe, dass auf diese Art der Ge- 
setzaftikel früher zur Verhandlung komme. Er erklärt 
sich gegen die Modification und besonders für die Bei- 
behaltung des in sensu legis, da wir diesen Ausdruck in 
den Gesetzartikeln über das Seesalz, und die Unab- 
hängigkeit der ungarischen Hofkammer , welche bereits 
durch die Concertation gingen, gleichfalls vorfinden. 



I 



I 



: Palatin: Zwischen diesen beiden Gegenständen 
herrschet der wesentliche Unterschied, dass über die 
Unabhängigkeit der ungarischen Hofkammer klare Ge- 
setze vorhanden sind, der gegenwärtige Fall aber mehr 
aus der Natur der Sache gefolgert wird. 

Gr. Georg Kar'olyi: Nach so vielen höchst wei- 
sen Aeusserungen bleibt mir nur sehr wenig hinzuzu- 
fügen' übrig: durch die Weglassung der in Frage ste- 
henden Ausdrücke würde das Gesetzt seine Kraft für 
die Gegenwart und dön Nutzen für die Zukunft ver- 
lieren. Wir erinnern uns , mit welcher Dankbarkeit 
die Reichsstände des Monarchen Gerechtigkeitsliebe und 
Hüld aufnahmen. Warum sollte denn ein Wunsch mit 
kindlichem Vertrauen vorgetragen und mit väterlicher 
Gnade gewährt kein bleibendes Denkmal im Gesetze 
finden? Indem ich hinsichtlich des in sensu legum der 
bereits ausgesprochenen Mehrheit mich anschliesse, 
wünschte ich aem Worte desiderium noch jenes: legale 
vorzusetzen, weil man vom gesetzgebenden Körper 
nicht Voraussetzen kann, dass er ein gesetzwidriges Ver- 
langen vortragen werde. Die Verpflichtung, welche jeder 
Deputirte gegen seine Comfriittenten hat, bestimmt rnich, 
die Aufnahme meiner Erklärung gegen die Modifikation 
der Hofkanzlei , zur Aufrechthaltung unserer Rechte, in 
das Protokoll, hiermit zu verlangen. 

Obergfespan Br. Bedehovich: Ganz wie der 
Gouverneur von Fiume, und fügt hoch hinzu : die all- 
gemeine Berufung auf die Gesetze ist bei uns nicht 
üblich; wollen wir ein Gesetz bekräftigen, so geschieht 
es durch Erwähnung einzelner, schon bestellender Ge- 
setze. Ich kann ferner nicht zugeben, dass die Weg- 
lassung der Worte in sensu legum den Gegenstand dahin 
führe, als ob die Entdeckung der Notwendigkeit bloss 
in Folge der königlichen Gnade geschehen wäre : die 
Verehrung, 'welche die ungarische Nation für ihren 
Könjg fühlt, schreibt auch Dasjenige der Huld des 
Monarchen zu, welches sie mit vollem Rechte anspre- 
chen kann. 

* Niczky von Eisenburg danket dem Oberstland- 
richter für die 'Aufklärung über das Nuricium der 
Magnaten'*), schliesst sich' der Meinung der übrigen 
Ablegaten an und erklärt hinsichtlich des 12. Punktes, 
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dass irt Folge des 28. §. 1618 über jene Ausdrucke, wel- 
che aus der königl. Resolution genommen sind, keine 
Abänderung statt linden könne. 

Palätm: Es diene dem verdienstvollen Ablegaten 
von Eisenburg zur Auskunft , dass der : von ihm ange- 
führte Gesetzartikel sich nicht auf die Concertation an- 
wenden lasse, da er von jenen Gesetzen handelt, wel- 
che bereits die königl. Sanction erhalten haben. 

Pet rovay : Es scheint, als ob es der Hofkanzlei 
nur um grössere Deutlichkeit zu thun wäre. Bis jetzt 
waren wir nicht gewohrit f vorteilhafte Auslegungen 
unserer Gesetze durch diese hohe Stelle zu erlangen. — 
Auch können Wohlthaten Niemanden gegen seinen Wil- 
len aufgedrungen werden: die Hofkanzlei lasse uns 
daher in unserer Dunkelheit. 

Hertelendy: Nachdem über das Recht der Er- 
forschung der Noth wendigkeit nur Eine Stimme unter 
% der Nation ist, würde jeder Deputirte sich einer schwe- 
ren Verantwortlichkeit aussetzen, wenn er von der Er- 
wähnung dieses so klaren Rechtes abstände. Die Be- 
rufung auf die Gesetze können wir «sicher von einem so 
gerechten Monarchen begehren, welcher schon im Laufe 
dieses Reichstages so wiederholte Beweise seiner An- 
hänglichkeit an die vaterländische Constitution gegeben 
hat. Die Weigerung der Hofkanzlei muss unsre ganzfe 
Aufmerksamkeit erregen; und wenn ich auch hierüber 
in keine weitere Zergliederung eingehen . will , so muss 
ich dennoch bemerken, dass das Reich und der König 
zu eng mit einander verbunden, und die Reichsstände 
von einem zu edlen Geiste durchdrungen sind, um hier- 
über nicht noch alle nöthigen Versuche zu machen, 
deren Erfolg wir bei einem so gerechten Monarchen 
mit ziemlicher Gewissheit voraussehen können. Desto 
schmerzlicher aber muss uns die gegenwärtige Weige- 
rung der Hofkanzlei fallen. 

Judex Curiae: Auf diese letztere Bemerkung 
habe ich bloss zu erwiedern, dass man jede Sache aus 
verschiedenem Gesichtspunkte betrachten könne. Wir 
dürfen nicht vergessen, dass die Höfkanzlei den Sekre- 
tär des Königs vorstelle, und durch die verlangte Modi- 
fication nichts verlange, Was mit der Würde des gesetz- 
gebenden Körperö unvereinbar wäre. 

Komdromy: Ich werde zur Sache selbst nichts 
hinzufügen, der Gegenstand ist erschöpft; nur muss ich 
bemerken,' dass wir uriserh Committenten sowohl wegen 
der Circulatioft , als Wegen des zu bringenden Gesetz- 
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ich um so mehr zur Annahme derselben, als es immer 

fefahrlich wäre , einen so vorteilhaften Artikel einigen 
Porten aufzuopfern. 

Földvdry: Auf die Modifikation S. E. des Herrn 
Personals erlaube ich mir nur die Bemerkung, dass in 
selber das Wort legalis nur auf das Verlangen des Lan- 
des , nicht aber auf unser Recht der Nothwendigkeits- 
erforsqhung sich zu beziehen scheint; wohingegen die 
Worte in sensu legum beides umfassen. 

Personal: Dieses kann ich nicht zugeben, und 
muss erklären, dass, wenn ich nicht die Ueberzeugung 
hejjte, dass in der durch mich vorgeschlagenen Modifi- 
cation unser diesfälliges Recht deutlich dargethan werde, 
ich sie nicht vorgeschlagen hätte. Denn nicht nur ein 
Recht, sondern die Pflicht selbst gebietet den Reichs- 
ständen die vorläufige Erforschung der Notwendig- 
keit. — 

Obergespan Ldnyi stimmt gänzlich der Modifica- 
tion des Personals bei. uilmdsy (von Zips) erklärt sich 
gegen alle Modificationen. 

Nqgy: Die Besorgnisse, welche die Hofkanzlei 
von der Annahme des Artikels in der vorgeschlagenen 
Form zurückhalten, scheinen mir nicht sehr tief gegrün- 
det, uid desiderium? - Was befürchtet hiervon die Hof- 
ka'nzlei? etwa, dass die Regierung bei ähnlicher Gele- 
genheit abermals die Notwendigkeit werde erweisen 
müssen? Nun fürwahr, ausserdem, dass dieses nun 
mit unserer Constitution nicht anders vereinbar ist, er- 
achte ich es immer für eine angenehme Lage, wenn 
man bloss seine Bedürfnisse zu entdecken braucht, um 
sogleich Abhilfe für selbe zu erlangen. — Und vollends 
in senßu legum — wer mag wohl diesen Ausdruck , bei 
Was immer für einer Gelegenheit, einem freien, con- 
stitutionellen Volke in Abrede stellen? Mögen hier- 
über die Worte im Gesetzbuche stehen oder nicht; es 
ist ein gar erbärmlicher Anhaltspunkt die Deutung 
zweifelhafter Ausdrücke, und man langet gegenwärtig 
nicht aus damit: wenn einer .Nation Geist genug inwoh- 
net, ihre Rechte kräftig zu behaupten, wird keines 
Sterblichen Macht im Stande sein, sie davon abzubrin- 
gen. Daher, sollte auf beiden Seiten nicht zu ängstlich 
an Worten gehalten werden , und die Modifikation S. E. 
des H. Tavernicus t scheinet mir die zweckmässigste, 
wäre es smob nur, weil sie d^s Wort geruhten — di- 

fnata — nicht enthält, welches immer eine Gnade und 
eine gesetzliche Verpflichtung voraussetzet» 



Borsiczky: Die Weise der Hofkanzlei, mit wel- 
cher sie die wichtigsten Ausdrücke in den Gesetzartikel 
sich aufzunehmen weigert, widerstreitet dem* 3. §. 2. Th., 
welcher sagt: wenn der König ein Gesetz will, muss 
er das Volk fragen, und wenn das Volk sagt, ja, soll 
. es geschehen« Also nicht das Volk muss den König 
fragen, sondern er das Volk« — Was übrigens die 
Sache seihst betrifft, will ich zu dem bereits Gesagten 
nur noch hinzufügen, dass, wenn bei unserer gesetz- 
lichen Verpflichtung, den Bedürfnissen der Regierung 
abzuhelfen, wir andererseits kein Recht hätten, uns 
um die Nothwendigkeit zu erkundigen, unsere Lage 
hierin schlechter wäre, als jene des Gontribu^nten : 
denn der 8. Art. 1715 bestimmt deutlich, dass bei aus« 
sergewöhnlichen Umständen die Erhöhung der Contri- 
bution nur nach genauer Erforschung der Nothwendig- 
keit dürfe bewilligt werden. Mit Recht können wir 
daher verlangen ; dass jene Verfügung des Gesetzes, 
welche das Loos der Göntribuenten klar festsetzet , auch 
die Rechte des Adels in ein ähnliches Licht stelle; be- 
sonders im gegenwärtigen Falle, wo in Friedenszeiten 
ein Subsidium bewilligt wird, wie kein früheres Bei- 
spiel unter ähnlichen Verhältnissen von diesem Umfange 
darthut. 

Pal-atin: Hierauf kann ich nur erwiedern: Wenn 
der König dem Volke ein Gesetz in Vorschlag bringt, 
ist wohl die Beistimmung desselben dazu noth wendig; 
hier aber kommt der Vorschlag vom Volke , daher ist 
die Genehmigung des Königs hier erforderlich, da die 
gesetzgebende Gewalt dem Könige und der Nation ge- 
meinschaftlich zustehet. Uebrigens ist die Art der 
Gesetzgebung im 12. und 13. Art. 1791 umständlich und 
genau Destimmt, und ich zweifle, dass der verdienst- 
volle Ablegat von . Trentschin seine obige Meinung 
würde geäussert haben," wenn er diesen Gesetzartikel 
vor »Augen gehabt hätte. — Das Gleichniss zwischen 
dem Adel und dem Contribuenten hat eben so wenig 
Grund. Im 8. Art. 1715, wo die Contribution bestimmt 
wird, kann man auch den Unterschied zwischen ihm 
und einem adeligen Subsidium genau erkennen. Dieses 
wird freiwillig im Falle der Nothwendigkeit bewilliget; 
jene läuft unaufhaltsam. — Das Subsidium des Adels 
gründet sich auf eine erhabene Ansicht, welohe uns 
sämmtlich eigen sein muss; aus einer heiligen Pflicht, 
die uns AÜ0 obliegt. ' Die Contribution gehet vom Ei- 
gen thum des. Bauers » t und - wenn die Reichsstända hierin 



/alle Erfordernisse genau abwägen, handeln sie nur in 
Folge ihrer Pflicht. Nicht also ist es mit. den adeligen 
Subsidien ;" Diese bewilligen wir zur Verteidigung des 
vaterländische» Herdes, und dürfen daher bei dessen 
Bewilligung nicht allzubedenklich sein. Dieses bitte ich 
die L. .Reichsstände gefallig zu beherzigen. Den Ge- 
genstand selbst betreffend, hatte ich Gelegenheit zu be- 
merken > dass die Mehrzahl auf Hinwtgfassung der 
Worte praevie und taliter, so wie auf Beibehaltung der 
Ausdrücke juocta desideriimt und in sensu legum gerich- 
tet, und für einen Weitern Versuch mit der Hofltanzlei 
Bestimmt sei. Die Glieder der Reichsdeputation haben 
ie Ansichten der Reichsstände vernommen, und mö- 
gen sich in Gemässheit derselben zu einem weitern Ver- 
such anschicken. Meine Meinung hierüber • habe ich 
zwar deutlich erklärt : doch gebe ich gern der Majo- 
rität nach. 

Es wurde dann sowohl der übrige Context dieses 
Subsidionalartikels , als auch einige andere Gesetze be- 
rathen, und nach Debatten von unbedeutendem Interesse 
angenommen. Die Sitzung wurde hierauf beschlossen. 

■ « 

Gemischte Reichstagssitzung vom 17. December 

Abends. 

Da die Deputation noch mit der Concertation be- 
schäftiget war, so wurden jene Gravamina , welche 'we- 
gen Kürze der Zeit auf ihrem gewöhnlichen Wege 
durch beide Tafeln nicht gehen konnten, verhandelt. 

Gr. la Motte: Ich will zwar dem Gange des 
Reichstages kein Hinderniss legen; da jedoch die gegen- 
wärtige Verhandlung der Landesbeschwerden gänzlich 
dem Diätalgange zuwider ist, so bitte ich, meine dies- 
fällige Protestation zu Protokoll zu nehmen, damit aus 
dieser Regellosigkeit keine Folgerungen für die Zukunft 
gezogen werden. 

Hierauf wurden die Beschwerden 4. Olasse verle- 
sen und grösstenteils ohne besondere Bemerkungen 
gelassen. •- 

Auf das Gravamen des Eisenburger Comitats Nr. 10., 
dass, ungeachtet der Versicherung der Regierung, dass 
die Nationalbank eine Privatgesellschaft u#d mit der 
Regierung in keiner unmittelbaren Verbindung sei, den- 
noch bei Gelegenheit, als ein Theil der Banjjpoten aus- 
ser CourSsigasetzt wurde y dieses den Behörden durch 
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die Statthalterei mitgetheilt wurde , woran» geschlossen 
werden könne, dass der Staat hierin in einer ^ unmittel- 
baren Gorrelation mit der Bank stehe, erwiederte ddr 
Oberstschatzmeister: Obgleich die Nation die Waenefc* 
Banknoten als Geld nicht anerkannt hat, so befinden 
sich doch von diesen zu namhafte Summen in. den Hän- 
den der Privaten, als dass die Statthalterei diese Ver- 
ständigung des Publicums hätte unterlassen können; ja, 
ich bin der Meinung , dass y wenn es unterblieben wäret, 
höchst wahrscheinlich das Eisenburger Comitat diese 
Unterlassung zum Gegenstand eines Gravamens gemacht 
hätte. — Die Beschwerde unterblieb. — ■ 

Bei Gelegenheit des Postulates Nr. 11. bemerkte 
Nagy, dass nach dem, was S. k. H. wegen der unga- 
rischen u4cademie den Reichsständen zur Aufklärung er- 
theilt, dieses Institut der besondern Unterstützung des 
Landes in solchem Grade würdig sei, jiass sowohl hier- 
über , als auch wegen Ankauf der Jankoviczischen 
Alterthümer für Rechnung des Nationalmuaeums , die 
Deputirten bei ihren Jurisdictionen wegen* Ertheilung 
nöthiger Vollmachten zu Beiträgen der Behörden so- 
wohl, als auch von Privatpersonen * sollen angewiesen 
werden. Hierauf erklärte der Oberststallmeisiert, dass 
die Ludovicea- Militärakademie, welche nun durch die 
Freigebigkeit würdiger Patrioten und die unvergeßli- 
chen Bemühungen S. k. H. ihrer Vollendnng so nahe 
sei, eine besondere Unterstützung um so viel eher ver- 
diene, als in selber ' so viele adelige Jünglinge eine 
höhere militärische Bildung erlangen werden, (Ange- 
nommen, y 

Endlich erschien die Reichsdeputation/ 
Judex Curiae: In !Föl^e unserefe heutigen Auf- 
trages- wegen fetalerer Cöneertirung des Subeidionalarti- 
kels haben wir alle unsere Kraft e aufgeboten, den 
Instructionen gemäss zu verfahren ; wir haben die Besorg- 
nisse und Gründe der Nation mit lebhaften Farben datge- 
stellt, und ich glaub.e nicht, dass auch ein einziger Beweg- 
grund vernachlässiget worden sei. Ich nrast hierin den 
übrigen verehrten Mitgliedern alle Gerechtigkeit wieder- 
fahren lassen , indem ich erkläre , dass sie' die Rechte 
der Nation mit aller Kraft und wirklich bewunderungs- 
würdiger Tapferkeit verfochten ; allein S. R der Reichs- 
kanzler erwiederten, nicht einmal, sondern wohl zwölf- 
mal, dass es nicht in seiner Macht stehe, von der .gemach- 
ten Modifikation abzugehen. Er habe hierüber gemessene 
Instruction y von weteher abzuweichen itan nicht mög- 



lieh sei.- Endlich* nach vielen Versuchen, mancherlei 
Gegenreden und unserer bestimmten Erklärung, dass 
-der Reichsstände Verlangen einstimmig sei, gab uns S. 
E. einige Hoffnung, und versprachen, alsogleich einen 
Courier an S. Majestät abzusenden. — Obwohl wir dem 
zufolge wenig Trost zu bringen im Stande sind, bitte 
ich dennoch, unsern guten Willen gütig aufzunehmen. — 
Ferner haben wir den Krönungsartikel mit der Hof- 
Jkanzlei iölgendermaassen modiiieirt. (Er liest ihn vor.) 
Palatino Da wir den ganzen heutigen Tag in der 
Sitzung zugebrächt, und die Nacht schon, vorgerückt 
ist, so wird dieser Artikel, wegen seiner Wichtigkeit, 
zur Dictatur gegeben und in der morgigen Sitzung be- 
rathen werden. Die Sitzung wird geschlossen. 

Reichstagssitzung vom 18. December. 

Der Palatin erklärt,' dass die Berathung der durch 
die Hofkanzlei im Krönungsartikel gemachten Modifica- 
tionen den Gegenstand der heutigen Berathung be- 
stimmen. 

Die Modifikationen werden verlesen; nebst meh- 
ren, worüber die Coalition leicht erfolgte, waren be- 
sonders jene, welche zu den lebhaftesten Debatten An- 
lass gaben, nämlich 
statt: 
ea raiione "permanente: quod eadem superstite Serenis- 
'. simus neo coronandus Reo: in nidlam admimstrafionem 
Regni citra expressam summe fatae Sude Ma/estaiis 
vojuntatem, et Regnicolarum assensum semet im- 
missurus sit, 

wollte die Hofkanzlei gesetzt haben: 
ta ulteriori benigna Majestatis Suae Declaratiune ad* 
dita: quod dum in vivis egerit, neo coronando Regi 
Portern Regiminis haud delatura, sed omnes y qui swi 
Deo propitio super sunt dies, prout hactenus semper s ita 
in futurum quoque constanter et indqfesse felicitati fide- 
. Us et percarae sibi Gentis Hungarae consecratura sit, 
permanente. 

• Ferner statt: 
editum Benignum Suum eadem, in qua Status et 
Ordines ipsi hac vice conquiev erunt forma 9 
Diploma, 

verlangte die Hofkanzlei in den Artikel aufzu- 
nehmen : 
extraditos Benigno Diplomati Suo insertos artwulos. 
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endlich: ' 
' locatae in se fiduciae apprime satisfacturi ad Benignam 
Suae Majestatis Sacratissimae Propositionem eo prom- 
pt iüs accesserunt, quod Sua Serenitas Caesareo- 
Regia robur Imperii in sanctimonia Legum reponendo, 
' ßaus Libertatum avitaeque Constitutionis Custos pariter 

de Propugnator futura sit. 
Dieses wollte die Hofkanzlei gänzlich weglassen. 

Pronay: Durch die von der Hofkanzlei verlang- 
ten Modifikationen geht das Wesentlichste des Gesetz- 
artikels verloren: ut in nullam administrationem regni 
elc. , muss nothwendig verbleiben , wenn gleich diese 
Clausel nur in der Repräsentation, nicht aber in der k. 
Resolution enthalten ist; denn nachdem der 2. Art. 1622 
und der 1. Art. 1659 dieses Recht der Stände im 17. 
Punkte des Diploms ebenfalls enthält, dieses Gesetz nicht 
abrogirt ist, auch kein neueres vorhanden sein kann, da 
seit dieser Zeit kein ähnlicher Fall sich ergab, so kann 
man auch aus der nicht erfolgten ferneren Bestätigung 
dieser Artikel keinen Grund iur das Gegentheil anfuh- 
ren. — Eo promptius accesserunt , liegt in der Natur der 
Sache. Da der JMonarch die Krönung seines erstgebor- 
nen Sohnes im ersten Punkte der k. r ropositionen ver- 
langte, zeigte er dadurch deutlich an, dass er den Ge- 
fenstand der Reichstagsverhandlüne unterwerfe : auch 
onnte er den Kronprinzen ohne die Nation nicht krö- 
nen. Dieses muss daher von Seite des Landes erwähnt 
werden, eben so die Hoffnung, dass der junge König; 
ein Hort und Verfechter der vaterlähdischen Constitu- 
tion sein werde, ' Dieses ist schicklich zugleich und ge- 
setzlich. — Der Ausdruck: in qua Status et Ordiries ipsi 
hac vice conquieverünt fornia ist vom König in seiner 
Resolution angenommen. Wie können wir daher An- 
stände machen, selben, in das Gesetz aufzunehmen? 
Was endlich die Worte hac vice anlanget, welche die 
Reichsstände dieser k. Erklärung beigelügt haben p^ ob- 
wohl auch dieses ein gesetzliches Verlangen wäre— habe 
ich ge^en das Ausbleiben derselben nichts einzuwen- 
den. Uebrigens halte ich es für nothwendig, gegen das 
Verfahren der Hofkanzlei, mit welchem aller bisheri-' 
gen Diätalpraxis zuwider, sie sich weigert, Ausdrüqke 
der Resolution in den Gesetzartikel aufzunehmen, einen 
öffentlichen Einspruch einzulegen. v Bis jetzt wurden die 
Gesetze immer aus Repräsentationen und Resolutionen 
verfasst, dieses kann in unserri Gesetzbüchern von. Zeile 
zu Zeile nachgewiesen werden. Woraus sollten* wir 

23 



854 

auch Gesetze verfertigen , wenn es nicht auf diepe Weise 
geschähe? Es wäre von verderblichen Folgen, wenn 
dasjenige, welches uns auf diplomatischem Wege erklärt 
witfd, später für das Gesetz verweigert würde. Mit 
eben dem Rechte könnten die Reichsstände immer nur 
dasjenige in das Gesetz aufnehmen wollen, welches aas 
den Repräsentationen zu ihren Gunsten ausgelegt wer- 
den kann. Sollte die Hofkanzlei noch ferner bei ihrem 
Willen verharren , so muss ich die mächtige Interme- 
diation S. k. H. des Palatins unterthänigst in Anspruch 
nehmen; wenn aber auch diese ohne Erfolg bliebe, bin 
ich bereit, lieber vom ganzen Gesetze abzustehen. 

Palatin: Der verdienstvolle Ablegat von Neograd 
findet das Verfahren der Hofkanzlei gegen die Diätal- 
praxis. Der gegenwärtige Reichstag ist bereits der 
achte, dem ich beiwohne, wogegen, meines Wissens, 
der ehrenwerthe Deputirte nur eben zum zweitenmal an- 
wesend ist , daher schmeichle ich mir , über diesen Ge- 
genstand einige Erfahrungen zu besitzen. Die ganze 
Reichstags Verhandlung ist ein Tractat, wo man nach 
kürzern oder längern Verhandlungen endlich überein- 
kömmt. Die Reichsstände tragen die Gesetzartikel vor, 
die Hofkanzlei macht hierauf ihre Bemerkungen; wo 
man nicht übereinkommen kann, berathen sich die 
Stände ferner, und diese Berathung hat ebenfalls die 
Uebereinkunft zum Zwecke; jeder Theil gibt nach 
Möglichkeit nach, und so entstehen endlich unsere Ge- 
setze. Hierin sehe ich nichts Ordnungswidriges, 
und kann daher nicht zugeben, dass dieses gegen die 
Praxis sei. Dieses wollte ich zur Verständigung hier- 
über vorbringen: den Gegenstand selbst betreuend, sehe 
ich S. E. den Herrn Personal bereit, seine Meinung zu 
sagen. 

Personal: Zu wichtig ist dieser Gegenstand, als 
dass ich nicht mit jener Offenheit, die ich bei jeder 
Gelegenheit beurkundete , meine Meinung darlegen sollte. 
Ich muss 1 erklären , dass bei der Concertation besonders 
dahin müsse gesehen werden, dass nicht Neuerungen 
sich einschleichen, welche mit der Zeit der Nation und 
dem Landesfürsten gefährlich sein könnten. Daher dür- 
fen wir hierin ohne Noth und besondern Nutzen von 
den verjährten Gebräuchen nicht abweichen. Zwei 
Punkte sind gegenwärtig besonders in Frage gestellt? 
1) dass, wenn o. Majestät einen, Theil der Regierung 
Ihrem gekrönten Sohne übergeben sollten, hierzu auch 
die Einwilligung der Reichsstände nothwendig sei $ 2) dass 



vom Inauguraldiplome erklärt werde, dasa die Reichs- 
stände mit dem gegenwärtigen Inhalte desselben sich 
begnügen , oder, mit andern Worten , dass die Abänder- 
lichkeit des Diploms anerkannt werde. Da dieser letz- 
tere Theil für die Rechte der Nation der wichtigere 
ist, will ich mit selbem beginnen: Vor Anfang diese» 
Reichstages war ich stets der Meinung, dass es gefähr- 
lich sei, über diesen Funkt von der pragmatischen 
Sanction. und dem Herkommen abzugehen. Dieses ist 
keine neue Ansicht, denn auch unsere Väter hatten 
hierin keine andere. Hierzu diene uns besonders das 
Beispiel von 1792; — ich muss um Nachsicht bitten, 
wenn ich bei diesem Gegenstande etwas umständlicher 
zu Werke gehe — schon dazumal wurde das: in qua 
vos conquiescitis forma gesagt, als unseres vielgeliebten 
Monarchen heilbringende Krönung vor sich ging« Die 
Reichsstände verlangten dazumal in ihrer Repräsentation 
vom 23. Mai 1792 das Diplom des Königs Leopold II., 
und unser Herr willigte in seinem Rescripte von 3* Juni 
in dieses, von seinem unvergesslichen Vater ausgestellte, 
Diplom. Obwohl nun das conquiescitis schon dazumal 
vorkömmt, so hielten es die Reichsstände dennoch nicht 
für gerathen, selbes ins Gesetz aufzunehmen, indem sie 
mit weiser Vorsicht den Grundsatz aufstellten, dass 
man die heiligsten Theile des Diploms keiner Frage 
oder Veränderung unterwerfen könne, ja im Gegen- 
theil die Unabänderlichkeit derselben festsetzen müsse. — 
Welche Meinung wir immer vom Diplome haben mö- 
gen , die Grundpfeiler desselben sind heilig und unan- 
tastbar. Können auch Fälle eintreten, wo man in we- 
niger wesentlichen Theilen. desselben Abänderungen oder. 
Zusätze für nothweridig erachtet,' so wünsche ich (loch 
das Diplom in' seiner Wesentlichkeit keiner Fragfe*' aus- 
zusetzen. Denn wäre es den Reichsständen gestattet* 
Veränderungen in den Häuptpunkten des Diploms zu 
verlangen, so könnte man ein Gleiches auch der Re- 

S'erung nicht verweigern, und" dahin rware ^änh jede 
arantie für die Fortdauer dieses' unseres heiligsten Pä- 
ladiums. So betrachteten unsere Väter diesen Gegen- 
stand im Jahre 1792 ; so müssen wir ihn betrachten. 
Hieraus folgt aber nicht, dass das .Diplom in minder 
wesentlichen Theilen keines Zusatzes, keiner Hin weg- 
lassung fähig sei: denn, wenn die Nation eines ihrer 
Rechte geschmälert glaubte, odör ein besonderes wich- 
tiges Gesetz ganz sicher zu stellen wuß$$hte * . bediente 
sie sich auch dieses Rechtes, und jene, Artikel kainen, 
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in, Folge reichstägigen Einverständnisse» , in das Diplom; 
so wurden die Gesetze von 1741 und 1790 in das Di- 
plom von 1792 aufgenommen. Doch immer war das 
Augenmerk darauf gerichtet, dass die Grundpfeiler des 
Diploms unabänderlich blieben. Daher müssen auch 
wir auf diesem, von unsern Vorfahren betretenen Wege 
verbleiben, und, indem wir uns mit dem Diplome un- 
seres regierenden Königs auch gegenwärtig begnügen, 
hierüber im Gesetze nichts erwähnen. — Den ersten 
Punkt betreffend ist es zwar wahr, dass die Reichs- 
stände ihr diesfälliges Verlangen dem Monarchen vor- 
trugen; allein es kam hierauf keine gerade Resolution, 
obwohl S. Majestät andererseits erklärten, dass sie unab- 
änderlich entschlossen seien, den jüngstgekrönten König 
keinen Theil an der Regierung nehmen zu lassen. Die 
Hofkanzlei weigert sich daher nicht ohne Grund, diesen 
Ausdruck, als in der Resolution nicht vo rundlich , in 
das Gesetz aufzunehmen. Indessen, um hierin jede Be- 
sorgniss der Reichsstände zu beschwichtigen , wäre mein 
gehorsamster Vorschlag, statt der durch, die Hofkanzlei 
vorgeschlagenen Worte , ea ulteriori benigna mentis Suae 
decfaratione addita, zu setzen: ea ulteriori assecuratume 
data, weil dadurch die Ueberträgung der Regierung 
ausgeschlossen und das Recht der Reichsstände hierin 
ausser alle Frage gestellt würde. 

Somsich wie Prdnäy, und fügt noch hinzu: Die 
Befürchtung S. Ex. theile ich nicht, und würde im 
Uebrigen das Beispiel von 1792 eher befolgen wollen, 
wenn gegenwärtig das Wort praestabilitae nicht statt 

fefunden hätte, welches dazumal der Fall nicht war. 
Im die Wirkung dieser gefahrlichen Aeusserung zu zer- 
stören, erfolgte unsere Repräsentation, in welcher wir 
sagten (er liest die Stelle *) : worauf S. Majestät erwie- 
derten: eadem > in qua Vos ipsi conquiesciüs , forma, dass 
daher nun dieser Ausdruck in das Gesetz aufgenommen 
werden müsse , unterliegt aus eben diesem Grunde kei- 
nem Zweifel. Sollte ich jedoch so unglücklich sein, die- 



*) Cum enim praecedentium temporum exempla doceant, Inaugv- 
ralia Diplomata ratiöni communis utilitatis et mediorum confirmandae 
reciproea» fiduciae , mutuo Regia et Regni Statuum consensu, per ad- 
ditamenta et modificatipneay Jürticulo etiam l mo 1715 memoratas, at- 
qua in Arliculic 2 do 17911, et JJJIJ2 contentas, accommodata exstiticse: 




ses mein Verlangen unerfüllt zu sehen, so bitte ich, 
meine jetzige Erklärung zu Protokoll zu nehmen. 

Personal: Ich werde nur sehr Weniges erwie- 
dern. Ueber das praestabilitae erfolgten zwar Diätal- 
Verhandlungen; allein ich muss gestehen, dass ich. die 
Befürchtungen, welche man aus diesem Worte fasste, 
für übertrieben halte. Das praestabilitae wurde nicht 
in dem Sinne gesagt , dass es sich auf alle 1 Theile des 
Diploms erstrecke , sondern vielmehr» dass die Ausstel- 
lung* des Diploms festgesetzt sei; hierin muss wohl etwas 
Bestimmtes, praestabilitum , sein. Jede andere mögliche 
Besorgniss haben die Reichsstände durch ihre Reprä- 
sentation vernichtet , wo sie ihre Meinung hierüber dem 
Monarchen vortrugen. Das Wort kommt nur in den 
Regalen vor , und überhaupt haben einseitige Schriften 
und Behauptungen eines Theiles der gesetzgebenden 
Gewalt keine bindende Kraft. Es wäre andererseits 
auch sehr gefährlich, den Grundsatz aufzustellen, dass 
alles, was in den k. Propositionen enthalten ist, auch 
gesetzliche Kraft besitze, und nur durch ein Gesetz 
vernichtet werden könne. 

Tahats: Welch heftige und gegründete Besorg- 
nisse das Wort praestabilitae erregt habe, beweiset <ue 
diesfällige Repräsentation, worin ausdrücklich gesagt 
-wird, dass wir nicht zugeben können, dass jeder wei- 
tere Weg über das, Diplom zu verhandeln abgeschnitten 
sei, und wir nur für jetzt — hac vice — in das Diplom 
von 1792 willigen. Hierauf erhielten wir. die Antwort 
des Monarchen, welche uns zwar dazumal beruhigte; 
allein die Nachwelt verlangt eine Sicherstellung für die 
Zukunft. — Dass von Zeit zu Zeit selbst über die Fun- 
damentalartikel des Diploms Verhandlungen vorfielen, 
und in Folge derselben Veränderungen vorgenommen 
wurden , beweisen unsere Gesetzbücher. Die Befürch- 
tung S. B. des Personals, däss aus diesem Grundsatze 
gefahrliche Folgen sich ergeben könnten, hege ich* nicht; 
gegen dieses sind wir durch den 8. Art. 174t auf ewige 
Zeiten sicher gestellt, wesswegön auch dieser Artikel 
als eines unserer Fündamentalgesetze mit Recht beträch- 
tet wird. Allein eben aus diesem Grunde verlange ich, 
dass dieses unser Recht nun auch itii Gesetzartikel deut- 
lich ausgesprochen werde. — Wenn ich atif jene glück- 
lichen Zeiten zurückgehe, wo unser väterlicher Monarch 
das Ruder der Regierung ergriff; uftd bedenke, dass er 
aus eigenem Antriebe "diesen Zusatz' wünschte — pro- 
prio motu addi cüpiverk — ohne dass es durch das 



Lapd verlangt worden wäre, weil er wollte, dass hier- 
über Alles deutlich sein und nie eine Frage entstehen 
sollte: kann ich mich nicht überreden, dass er jetzt 
den ähnlichen Wunsch des Reiches unerfüllt lassen sollte, 
wenn er davon unterrichtet würde. Es ist bekannt, 
mit welcher Bereitwilligkeit der verehrungswürdige 
Monarch jene Wunden heilte , die unter seiner Regie- 
rung, wegen ungünstiger Verhältnisse, unserer Con- 
stitution geschlagen wurden. — Bitten wir daher S. k. 
H«, unsern vielgeliebten Palatin^ dass er diese unsere 
Wünsche vor den Thron des Monarchen bringe, wel- 
cher im ähnlichen Falle aus freiem Antriebe bewilligte, 
um was wir damals nicht baten. — Das Vertrauen -~- 
fiducia — soll zwischen König und Volk — diess ist 
der Wille des Monarchen — auf das Festeste bestehen: 
wie sollten wir daher Worte und Handlungen befurch- 
ten, können, welche vielmehr geeignet wären, dieses 
Vertrauen zu schwächen, als es zu befestigen ? 

Oberstlandrichter; Durch S. E. den Herrn 
Personal ist das Wesentliche dieser Frage schon zu sehr 
erschöpft, als dass ich noch etwas hinzuzufügen für gut 
hielte. Ich erachte es jedoch für meine Pflicht, meine 
vollkommene Beistimmung in diese Grundsätze kund zu 
thun. Eben dasjenige , welches uns der verehrte Able- 

5at von Pressburg hinsichtlich jenes herzerhebenden 
Augenblickes , dem ich selbst beiwohnte , ins Gedächt- 
jiiss rufet, bestätiget mich in der Ueberzeugung, dass, 
ibdem der Monarch dazumal eines der schönsten Di- 

Slome ausgestellt, dennoch in das Gesetz dieser Aus- 
ruck mit Recht nicht aufgenommen wurde. In das 
Diarium zuni ewigen Andenken mögen derlei erhabene 
Züge kommen; aus dem Gesetze aber wollten unsere 
Voreltern von jeher alles sorgfältig verbannt wissen, was 
unglücklichen £eitverhältnissen oder den falschen Ausle- 
gungen Uebelgesinnter zu leicht ausgesetzt wäre. Gleich- 
wie daher sie sich hiermit begnügten, sollen auch wir 
es thun. Auph ioh halte unsere Besorgnisse wegen des 
\praestabilUae für übertrieben. Nie haben die Regalen die 
Kraft. der Gesetze, welche letztere aus gegenseitigen 
Tractaten hervorgehen, und es wäre gefährlich, festzu- 
setzen, dass, wenn etwas von einer Seite behauptet 
"^ird, es nicht durch die Verneinung des andern Thei- 
les gänzlich ausser Wirkung komme. Hinsichtlich des 
2) muss ich bekennen a dass ich cU>n Ausdruck in allen 
ähnlichen Fällen vorfinde ; allein £• E. der Herr Per- 
p$nal . hat mich hjerübex voUkpmmen, beruhigt : sobald 
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der Monarch seinen bestimmten Willen hierin erklärt, 
und uns sicherstellt, ist alles Andere überflüssig. 

Marczibdnyi von Trentschin: Das Recht des Lan- 
des auf dessen Beistimmung bei Uebertragung der Regie- 
rung muss aufrecht erhalten werden. Die Erklärung, 
welche S. Majestät der König hierüber ertheilten, ist ein- 
seitig, und bezieht sich nur auf die Absicht und Handlung 
des Monarchen, nicht aber auf unser Recht; auch wurde 
die Modification nur durch die Hofkanzlei, ohne dass 
die Reichsstände vorläufig darin übereingestimmt hät- 
ten, ebenfalls einseitig vorgeschlagen. Noch unleugba- 
rer aber ist unser Recht, über das Inauguraldiplom zu 
verhandeln, und nicht bloss in Nebendingen, sondern 
in den' Grundartikeln selbst können, mit beiderseitiger 
Einstimmung, Abänderungen vorgenommen werden, 
wie dieses auch wiederholt gesehenen ist. Während 
der ^Regierung des Hauses Oesterreich wurde das Di- 

gom schon dergestalt umgeändert , dass es den alten 
iplomen schon ganz unähnlich geworden ist. Unter 
Ferdinand I. bestand es aus 27 Artikeln; nun ist es auf 
fünf zusammen geschmolzen. So wurde die Widerst ands- 
clausel der golanen Bulle ausgestrichen, die k. Erb- 
folge Anfangs für das männliche , dann aber durch die 
pragmatische Sanction für das weibliche Geschlecht 
festgesetzt; noch später wurde der 8. Art. 1741 als ein 
Grundgesetz in das Diplom aufgenommen. — Dieses 
sind doch fürwahr keine unbedeutenden Veränderungen 
in blossen Nebensachen. Ich wiederhole daher meine 
Behauptung: $ass, wenn auch gegenwärtig der König 
und die Nation Veränderungen in den wesentlichsten Thei- 
len des Diploms vornehmen wollen, sie es mit vollem 
Rechte thun können. Und da wir nun schon in jener 
betrübten Lage sind, wo die Palati na linterme diät ion 
statt haben muss, so bitte auch ich S. k. Hoheit, die 
Vermittlung zwischen dem Monarchen und der Nation 
zu übernehmen. Sollte diese aber erfolglos sein, so 
möge der Gesetzartikel über die Krönung gänzlich weg- 
bleiben, und nur dann verfasst werden, wenn der jetzt 
gekrönte König die Zügel der Regierung ergreift. Wir 
werden uns dann bestreben, diesen Artikel vom König 
zq erlangen. 

Palatin: Die Concertation kann nicht einseitig ge- 
nannt werden, da eben ihr Inhalt der Gegenstand die- 
ser gegenwärtigen Reichstagsverhandlung ist; jedes Ge- 
setz aber ist das Resultat der Tractate zwischen König 
und Volk, und nur dasjenige wird aufgenommen, wor- 



über man überein gekommen ist. • Abe* auch die dies- 
fällige Erklärung des Monarchen ist. nicht einseitig* dtan 
die Reichsstände haben sich damit begnügt. Da übri- 
gens das Diplom nur beim Antritt der neuen Regierung 
in das Gesetz aufgenommen wird, so erachte ich jede 
Verhandlung über dasselbe als ausser der Zeit* vorge- 
nommen. 

■ * * * 

Ragdlyi: Ich muss bekennen, dass meine Meinung 
über den Aiitheil an der Regierung, vom ßeginri der 
darüber gepflogenen Verhandlungen, immer dahinging, 
dass die Zusicherung hierüber durch denjenigen gesche- 
hen soll, auf dessen Haupt die Krone gesetzt "wird, 
nicht aber in das Gesetz aufgenommen werde. Soge- 
schah es^auch 1687, obwohl erst dazumal die Erbfolge 
des Hauses Oesterreich bestimmt wurde. Warum ge- 
genwärtig diese Veränderung gemacht würde , warum 
die Regierung so sehr auf der Weglassung bestehe, kann 
ich nicht begreifen; finde es aber für not h wendig, dass, 
wenn sich die Reichsstände hierüber-sicher stelle** ctqIt 
len , dieses in das Gesetz aufgenommen werde, und 
selbst für den Fall , wenn der Vorschlag S. E. des Pefcr 
sonals angenommen würde, dürfte die Beistimmung. ,d*r 
Nation nicht mit Stillschweigen übergangen, werden, 
denn dieses ist der Hergang der Sache und unser Recht, 
Die Einstimmung der Reichsstände zur Krönung selbst 
muss aber darum erwähnt werden, weil einzig. und 
allein die Erklärung des Monarchen, „dass der junge 
König ein unerschütterlicher Vertheidiger unserer Retihjfce 
und Freiheiten sein werde," uns bestimmte , dieses nicht 
in das Diplom zu bringen; es kann daher weder diese 
Einwilligung, noch können die Hoffnungen des Reiches 
verschwiegen werden. Dass endlich das aus einer minder 
geübten Hand hervorgegangene „praestabilitae cc die Be- 
sorgnisse des Reiches in einem so hohen Grade erregte, 
dass mehre Jurisdictionen mit verschiedenen Verkndcif- 
rungen des Diploms, welche nur durch die Mehrzahl 
überstimmt wurden, hervortraten, ist eine allbekannte 
Sache, und eben so unbezweifelt ist, dass hierzu das Land 
ein vollkommnes Recht halbe, und mit Ausnahme der 
Herrschaft des Hauses Oesterreich "und der Aufrecht- 
haltung unserer Freiheit, alles könne im Diplome mit bei- 
derseitiger Einstimmung abgeändert werden. Ich finde 
vielleicht eher in der Form Anstand, als in der Sache 
selbst; denn jenem, was hierüber durch die Deputirtea 
von Pressburg und Trentschin vorgetragen wuijde» ge- 
nüge es nur noch hinzuzufügen , dass sowohl im Jwtfe 
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1687, wo das Reich in ähnlicher Lage war f die Reichs- 
stände die Abänderlichkeit des : Diploihs gleiöh in ihrer 
ersten • '.Repräsentation^, erwiesen j als auch dieses 171Ö> 
1741, und selbst bei der Thronbesteigung unsers Monar-i 
chen vollkommen bestätigten. Wenn 1792 ■ die Wortd 
der damaligen Resolution „in qua conquiescilis jPorma tc 
nicht .in das. Gesetz kamen , so geschah -es', • weil unter 
König Leopold IL die Constitution so heilig beobachtet 
wurde, .flaas 'hierüber- auch nicht, der .mindeste Zweifel 
obwalten konnte. In jener Zeit, wo man auch den ent- 
ferntesten Befürchtungen, nicht Raum äu geben Ursache 
hatte,: Wäre' ein ähnliches Aiisinneri vielleicht gegen den 
Anstand gewesen. Nur diese Rücksicht , hielt die Reichs- 
stände dazumal ab : denn handelte es sich darum, Rechte 
zu behaupten, so. wohnt noch immer Geist genug in 
der Nation, dieses zu bewerkstelligen. — Es ist daher 
mehr die Eoiimj welche jedoch in einöm constitutionel- 
len Reiche: toxi höchster Bedeutung ist Da. ich nun 
kein; Beispiel »-weiss, wo der König ein ähnliches VeiS- 
langen verweigert hätte, kann ich andererseits nicht be- 
greifen y : warum die Hofkanzlei sich dagegen sträubet. 
Wenn das Wort „praestabilitae" Besorgnisse erregte, so 
ist die jetzige Weigerung der Hofkanzlei wenig geeig*- 
net,. diese im vermindern?' weicher Umstand zur J?olge 
haben ( dürfte, . dass wir die Aeusseru ngen der k. Reso- 
lutionen ferner nioht mehr mit jenem vertrauen aufneh>- 
men könnten, als dieses, bis jetzt der Fall war. Tch 
vereinige daher meine Stimme mit jener von Trentschin 
und Pressburg. -\ .*-.« ■ " ■ - ; i. 

Der. Palatin erwidert, hierauf , : dass,. wenn die 
Hofkanzlei einzelne Worte der k. Resolution in den 
Gesetzartikel nicht aufnehmen wolle, daraus noch nicht 
folge, . däss ; sie vom Sinne dieser Resolution abgehe, 
denn auch die. .Reichsstände übergehen in ihrem Projecte 
zum Gesetzartikel manches in der Resolution^ Enthal- 
tene .mit Stillschweigen, "wogegen sie Worte eingeschal- 
tet, die daselbst nicht enthalten sind, wie „Aac vice. u ■ 

Pdzmdndy stimmt zwar der Modifikation- des Per- 
sonals bei , . jedoch müsse die Einwilligung der Stände 
erwähnt werden; im Uebrigen wie RagdlyL* 

Dubraviczky: Sowohl die Würde des Reiches, 
als auch der Anstand -verlangen, dass die Einwilligung 
des Landes, so wie dessen Verehrung' und Hoffnungen 
erwähnt werden. Wenn die 17 Punkte des Diploms 
von 1622 bis gegenwärtig auf fünf zusammengeschmol- 
zen, sind, und sich in, diesen -der fragliche Funkt nicht 



vorfindet, so magdie Ursache darin zu suchen sein, dass 
während dieser ^eit keine Krönung eines zweiten Kö- 
nigs vorkommt. Was ferner das „praestabilitae". betrifft, 
ist es gewiss, dass die k. Regalen allgemeine Befürch- 
tung im Lande erregt haben, dem zufolge auch fast ein- 
stimmige Instructionen hierüber ertheut wurden. In- 
dem ich einerseits von der Un Veränderlichkeit des 
Wesentlichen im Diplome überzeugt bin, kann das Ent- 
gegengesetzte, bei dem minder Wesentlichen in keinen 
Zweifel gezogen werden. 

Palatino Die durch den verdienstvollen Ableis- 
ten von Pesth erwähnte Besorgniss , hinsichtlich der 
Regalen, hatte in seinem Comitate nicht nur nicht statt, 
sondern die Regalen wurden mit grösster Freude aufge- 
nommen; die Besorghisse entwickelten sich erst im 
Reichstage selbst. 

Obergespan Gr. Karl Erdödy: Ich betrachte das 
Diplom als einen Vertrag zwischen König und Nation. 
Wenn es < nun Privaten frei steht, gegenseitige Verbind- 
lichkeiten einstimmig abzuändern , warum* sollte dieses 
der gesetzgebenden Gewalt nicht zustehen? im Uebri- 

fen pflichte ich gänzlich der Modification S. E. des H. 
Personals bei. 

N-agyz Was die gnädige Bemerkung S. k. H. des 
Falatins betrifft 9 dass sich diese Besorgnisse ^rst im 
Verlaufe der Verhandlungen entwickelten, ändert die- 
ses, meiner geringen Ansicht nach, wenig, an der Sache, 
wenn nur Dasjenige, was die Reichsstände gegenwär- 
tig fordern, das Resultat dieser Verhandlungen und 
der darauf, erfolgten Resolutionen ist. Ich betrachte 
Alles, was der König der Nation durch- eine Resolu- 
tion erklärt, als ein Eigenthum derselben, welches man 
ihr, ohne sie zu verkürzen, nicht vorenthalten kann. 
Daher darf die Hofkanzlei die wichtigsten Sätze der 
königl. Resolution uns nicht verweigern, da; ihr Wir- 
kungskreis sich nur auf den Styl und unbedeutendere 
Veränderungen beschränkt. Die Frage selbst betrach- 
tet, finde ich die letzte Differenz bloss darin, dass der 
König erklärte,' er werde seinem Sohne bei Lebzeiten 
keinen Antheil an der Regierung gönnen, wir aber das 
.Recht haben, . zu verlangen, dass er dieses ohne die 
Einwilligung der Nation auch nicht könne. Da wir 
nun nur Einen König und Herrn anerkennen, so darf 
der Monarch auch gewiss ohne unsere Beistimmung 
keinem Dritten, selbst seinem Sohne nicht, die Regie- 
rung übertragen. Was die Abänderlichkeit der Diplome 



betrifft,' vfrar stets meine Meinung, dass die Grundpfei- 
ler derselben unveränderlich seien , alles Uebrige aber 
dürfe abgeändert werden. Ich sehe hierin auch gar 
keine Gefahr, da es sich von selbst versteht, dass alle 
Modificationeh nur im vollkommenen beiderseitigen Ein- 
verständnisse vorgenommen werden können; was aber 
beide Theile der gesetzgebenden Gewalt für zweckmäs- 
sig erachten, kann unmöglich schädlich sein; viel eher 
wäre dieses vom Gegentneil zu. behaupten, besonders 
in unsern Zeiten , wo durch zweckmässige Abänderung* 
gen und weise Concessionen so Vielem vorgebeugt wer- 
den kanti. — Wenn nun beide Theile dieses Recht der 
Abänderung: besitzen , Warum sollte man es denn nicht 
deutlich erklären? 

Palatino Dem verdienstvollen Ablegaten von Oe- 
denburg, welcher uns seine Ansicht mit seiner ge- 
wohnten Wohlredenheit vortrug, müss ich nur bemer- 
ken , dass zwar die ganze Resolution- ein Eigenthum der 
Nation sei, nicht aber einzelne uiüszäge derselben. Der 
Unterschied, liegt hier in der Beistimmung. Die Reichst 
stände verlangten, dass: der König ihr diesfäUiges Recht 
anerkenne, an der Resolution «aber wird erklärt, dass 
der Fall nicht eintreten werde, weil der König bei 
Lebzeiten- die, Regierung nicht aus den Händen geben 
wolle. Dieses ist also der Unterschied , und ich gestehe 
aus voller Ueberzeugung, dass ich hier keinen Grund 
zu Bedenklichkeiten finde. Uebrigens halten es die 
Reichsstände auch nicht ganz genau mit dem Inhalte 
der königlichen Resolutionen, da sie nun schon den 
obigen Satz, welcher in ihr nicht enthalten ist, in das 
Gesetz aufnehmen wollen, und noch die Worte Jß hac 
vice" hinzufugen. 

Nagy: Wenn aus der Aufnahme dieser letztern 
Worte Folgerungen gezogen werden, so dürften sie, 
meiner Ueberzeugung nach, ohne Weiteres wegbleiben. 

Tavernicus stimmt ganz dem Personal bei, und fin- 
det es sehr gefahrlich, die Abänderlichkeit.des Diploms 
deutlich auszusprochen , andererseits aber bleibe auch 
ohne Gesetz jenes unleugbar, welches die Reichsstände 
aussprechen, die Regierung aber anerkenne. 

QberstmundschenJs: In der Voraussetzung, dass 
meine gegenwärtige Aeusserung gleich allen übrigen zu 
Protokoll genommen werde, erkläre ioh, dass, indem 
ich der Ansicht I. I. E. E. des Herrn Personals und 
Grafen Tavernicus vollkommen beipflichte, mir es zur 
Pflicht; mache, nuf dasjenige, was die verdienst- 



vollen Ablegäten von Treritschin und Börsod über das 
Inauguraldiplom vorgebracht • haben , meine Meinung 
deutlich zu sagen. Es ist gewiss, dass vom Beginn der 
Regierung des Durchlauchtigsten Hauses Oesterreich bis 
Ferdinand IL nahe an* hundert Jahr gar kein Diplom 
herausgegeben wurde. Unter diesem König erschien 
das erste Diplom, gewiss "ans keinem andern Grunde, 
als , nachdem die Herrschaft des Hauses Oesterreich im 
Jahre 1547 im fünften Artikel bestimmt wurde, die Nation 
i>is zur Regierung Ferdinands II. immer die* erstgebor- 
nen Söhne, nämlich Maximilian, Ferdinand und Ru- 
dolph, Maximilians älteste Söhne, auf den Thron be- 
rief. Bei Ferdinand II.: war der erste Fall -der Besei- 
tigung, nämlich der beiden früher gebornen, Maximilian 
und Krne8t, und aus diesem Grunde ertheiJte Ferdi- 
nand IL sein aus 17, .nicht 27, wie der Deputirte von 
Trentschin sagte, Punkten- bestehendes Diplom. Dieser 
Gebrauch wurde dann unter Ferdinand HL und IV. und 
unter Leopold I. fortgesetzt und die Zahl der Artikel 
beibehalten. Als im Jahre 1687 die Erbfolge des Hau- 
ses Oesterreich nicht nur .auf !die Familie,*' sondern auf 
die Erstgebornen bestimmt wurde, hörte die alte Form 
der Diplome^ welche < ich eher Capitularien nennen 
möchte, 'auf, und die; 17 Artikel wurden: Anfangs auf 
7, dann aber im Jahre 1715 < auf 5 zusammengezogen, 
und so entstand die gegenwärtige Form des Diploms, 
von welcher sowohl der erste Artikel 1687, als auch 
der fünfte Punkt des Diploms bestimmt, dass bei jeder 
Krönung nur dieses und kein anderes Diplom heraus- 
gegeben werden solle. Es ist zwar wahr, dass durch die 
Huld und Gnade mehrer Monarchen einige Abänderun- 
gen vorfielen: so wurde unter Leopold II. die Clausel 
aufgenommen- „prout super eorum usu et intellectu iC etc. 
nicht minder der 3. Art. .1715 und der 8. Art. 1741; 
unter unserm glorreich regierenden Monarchen endlich 
wurden die Unbestimmtheiten der Krönung aufgeklärt, 
und der 3. Artikel 1791 aufgenommen. Alle diese 
Veränderungen aber waren immer nur über minder 
wesentliche Punkte, die Hauptsache ist auf jeden Fall 
unabänderlich. (120) 

Oberstlundrichter: Es- ist nicht mehr an der 
Zeit, den durch S. E. den Herrn Oberstmundschenken 
vorgebrachten . Gegenstand umständlich zu verhandeln; 
sonst wäre es mir leicht, die hierüber angeführten 
Gründe zu entkräften. Es genüge bloss zu bemerken, 
dass es sich hier nicht um die Geschichte des Reiches 
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und dasjenige,' was siöh in • vorigen Zeiten ereignete» 
handle, sondern um die Rechte der Natidn. In den 
ersten 2 Perioden unserer Könige waren dfe Diplome 
ambulatorisch. Nicht so seit der festbestimmten Herr- 1 
schaft des Hauses Oesterreichj seit welche* Zeit wir 
unsere Könige nicht soWdhl wählen, als sie vielmehr 
erhalten -*)J Öass die Diplome* bis zu jener Zeit, wo 
die Erstgeburtserbfolge bestimmt wurde * anderer Natur 
waren als gegenwärtig, Kegt in der Natur der ^ Sache J 
da in den früheren Zeiten, wo bei jeder Köüigswahl 
früher bestimmt werden musste, welcher eigentlich der 
zu Wählende sei , das Diplom eher ein Vergleich w#r, 
welcher zur Richtschnür der künftigen Regierung 
diente. Dass diese Eigenschaft des Diploms mit der 
Festsetzung der Erbfolge verschwand, ist nicht in Ab- 
rede zu stellen; allein jene verblieb, mittelst welcher 
im Diplome, ausser der Herrschaft des Hauses Oester- 
reich und der Aufrechthaltung der Constitution, alles 
übrige in beiderseitigem Einverständniss kann abgeän- 
dert werden. Da hierin die Meinung der L. Reichs- 
stände ' einstimmig zu sein scheint, halte ich es für 
überflüssig, noch mehr hinzuzusetzen. (Beifall.) Ich 
kehre zum Gegenstand selbst zurück. Dass Wir hierin 
die Fusstapfen unserer Vorfahren verfolgen müssen, 
ist erwiesen, und darum gkmbe ich auch, dass die 
Worte yjin eadem in qua vos conquiescitis forma" aus 
dem Gesetze wegzulassen darum rathsam sei, weil dann 
auf gleiche Art auch manches Andere der Resolution, 
welches auf die Diplome . einige Dunkelheit verbreitet, 
könnte beseitiget werden. Denn was wir immer von 
diesem heiligen Palladium denken mögen, so ist es 
dennoch gewiss, dass in keinem Theile unserer Consti- 
tution mit grösserer Vorsicht als eben hier, müsse 
vorgegangen werden. Gegen Ausdrücke in den Regalen 
bedürfen wir keines Gesetzes; schon der Widerspruch 
genügt. Was übrigens, die Üebertragung der Regierung 
betrifft, wäre meine gehorsamste Meinung, dass zu Be- 
schwichtigung aller Besorgnisse noch Folgendes der 
Modification S. E. des Herrn Personals beigefügt wer- 
den könnte: >3 Uiata ea ad sufferendam Statuum sollicitu- 
dinem> assecuratione" etc. 

t Hertelendy: Wenn die Repräsentanten einer freien, 
constitutionellen N&tion klare und bestimmte Gesetze 
bringen wollen, gefct ihr Wunsch nur auf die Befesti- 

*) Principe* 'Hon twn fiünt, quam obYeniunt. 
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g des Thrones; indem sie andererseits eleu Thron 
ef estigen, vertheidigen sie aufs Kräftigste das Vater- 
land. Die Einwilligung der Nation zur Regierungsüber- 
tragung ist ein unbezweifeltes Recht derselben : eben so 
das Verlangen eines. Reichstages 6 Monate nach, erfolg« 
tem Regierungsantritt. Die königl. Einberufungsschrei- 
ben sind übrigens eine diplomatische Erklärung der 
Regierung, und die Ausdrücke in derselben der grössten 
Beachtung werth. Da ferner die Abänderlichkeit der 
Diplome genugsam erwiesen ist, kann der Satz Jß in ea- 
dem €< etc. aus den Gesetzen nicht weggelassen werden. 
Man sagt zwar, dass diese Abänderlichkeit des Diploms 
noch nie in den Gesetzen erwähnt wurde; allein hierzu 
war auch bis jetzt keine Notwendigkeit vorhanden, 
denn die Abänderung geschah immer f actisch. Gegen- 
wärtig aber, wo mehre Gerichtsbarkeiten, mit Rückblick 
auf die letzte Vergangenheit, wichtige Veränderungen im 
Diplome vorgeschlagen, allein mit Vertrauen von diesem 
"Wunsche abgegangen sind und das Diplom von 1792 
unverändert angenommen haben, muss hierüber ein deut- 
liches Gesetz um so unausbleiblicher erscheinen, als 
dieses unser Recht in den Regalen in Zweifel gezogen 
wurde. 

Balogh: Euere k. H. beliebten vorhin zu sagen, 
dass die Gesetzartikel aus dem gegenseitigen Tractate 
hervorgehen; ich gehe hierin noch weiter und behaupte, 
hur dieser Tractat zwischen König und Volk bestimme 
die Grundlage der Gesetze, und diese können nie abge- 
ändert werden. Entweder verlangt der König etwas 
von der Nation und diese pflichtet bei, oder umgekehrt 
Hier war nun der Fall, dass der König das Verlangen 
äusserte, seinen Sohn gekrönt zu sehen; wir pflichteten 
bei: folglich muss diese unsere Beistimmung deutlich 
erwähnt werden. Hinsichtlich des Dinloms selbst theile 
ich keinesweges jene Befürchtungen, die ich wiederholt 
vernommen habe und bin ruhig über alle Folgerungen, 
welche hieraus gemacht werden dürften. Mit Recht 
kann man hieraus gegen die Constitution nichts folgern 
und gegen widerrechtliche Zumuthungen wird der Na- 
tion immer Geist und Muth genug einwohnen, selbe fern 
von sich zu halten. 

Gr. Andrdssy äussert sich wie Magdlyi und 
meint, dass, wenn der weitere Versuch mit der Hof- 
kanzlei inisslingen sollte , die Nation ihre gerechten 
Forderungen in einer neuen Repräsentation Sr. Majestät 
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unterbreiten möge. Bischof Kopitsy erklärt sich für 
die Modifikation des Personals; eben so Szalopek. 

Fürst Bathydnyi: Die Besorgnisse der Reichs- 
stände scheinen mir vollkommen gegründet ; denn da es 
erwiesen ist, ,dass das Diplom bei verschiedenen Gele- 
genheiten -wirklich abgeändert wurde, so kann die Be- 
fürchtung, welche aus der entgegengesetzten Erklärung 
der Regalen hervorgehen musste, nur durch die Be- 
stimmung im Gesetze gehoben werden. Auch kann 
mich der Grund nicht bewegen, dass hieraus ungünstige* 
Folgerungen gemacht werden könnten, denn alle Abän- 
derungen können nur in vollkommenem Einverständniss 
zwischen König und Nation geschehen. Dem . zufolge 
glaube ich, dass die Vermittlung S. k. H. des Palatins 
sollte erbeten werden. 

Bischof Wur um wünscht der Modifikation des Per- 
sonals bei den Worten > y ea ulteriori assecuratione data" 
noch den Satz beizufügen: „et -per Status et Ordines 
grato animi sensu suscepta," — 

BaronMednydnszky: Dem Grundsatze der Reichs- 
stände kann auch ich meine Beipflichtung nicht versagen, 
und ich bekenne, dass mich nicht sowohl die Beispiele 
der Vergangenheit, als vielmehr die Natur des Gegen- 
standes und die Ordnung in einem wohlgeordneten, 
unter einen König gestellten Staate dazu bestimmen. 
Die Beispiele aus der ersten Periode unserer Könige 
belehren uns, dass derlei Uebertragungen der Regierung 
ohne Einfluss der Reichsstände die unglücklichsten 
Folgen nach sich gezogen. So oft die Könige, der alten, 
Zeiten entweder Theue des Reichs , oder Zweige der 
Regierung den Jüngern Königen aus eigenem Witten 
übertrugen, gewannen immer Privatfactionen dadurch 
Gewalt und stürzten das Reich in bürgerliche Kriege. 
Dieses kann der Fall nicht sein, wenn die Uebertragung, 
im Einverständnisse mit der Nation geschieht. Zwar 
wird in der Modifikation der Hofkanzlei erklärt, dass 
der Fall nicht eintreffen werde > allein dies ist nicht 
genug, denn diese Erklärung enthält keine Verpflichtung. 
Daher geht meine gehorsamste Meinung dahin, dass 
das Wort „assecuratio" ', als verpflichtend, unausbleiblich 
aufgenommen werde; die Conquiescenz aber kann darum 
nicht übergangen .werden , weil der Monarch die Be- 
dingnisse annimmt, die Nation aber beipflichtet Wäre 
das Wort „praestabüitae" nicht vorgekommen, so 
würde die Modifikation der Hofkanzlei ganz in ihrer 
Ordnung sein; in der jetzigen Lage der Dinge aber 



glaube icA. durch folgende Modification 'vielleicht eine 
erwünschte Vereinigung herbeiführen, zu können: 
Wenn nämlich gesagt würde : 3> post Sibi praemisse prae- 
sentatos' et benigne eoctraditos" etc. 

Borsiczky: Ich sehe aus dieser Modification der 
Hofkanzlei dem Lande einen grossen Nachtheil erwach- 
sen. Das Recht der Nation ist klar, der Ausdruck 
dunkel. Unsere Gerechtsame wollen nicht nur so per 
figuram praeteritionis anerkannt werden, welche die 
Sache nur noch mehr in Schatten stellt, nachdem schon 
die k. Resolution hierüber ausweichend gewesen ist. 
Die Assecuration des Königs allein gewährt uns keine 
genügsame Sicherheit, denn die Hinfälligkeit aller mensch- 
lichen Dinge kann den Monarchen leicht in einen Zustand 
versetzen , wo er durch längere Krankheit genöthigt 
würde > dem jungen König die Regierung abzutreten. 
Soltte nun gegen alle Erwartung dieser traurige Fall 
eintreten, so wird, wenn kein Gesetz hierüber vorhan- 
den, ist, gewiss nur die ausübende Gewalt hierin Mass- 
regeln ergreifen, wodurch die Nation in eine schwan- 
kende Lage versetzt würde. Wäre in einem diploma- 
tisch so wichtigen Documente, als das königliche Ein- 
berufungsschreiben ist, das Wort 3 ,praestamlitae €€ — 
welches ich nicht so sehr einer mindergeübten, als viel- 
mehr einer nur zu geübten Hand beimesse — vorge- 
kommen, so hätte man vielleicht leichter hierüber hin- 
ausgehen können ; allein da nun durch dieses der Inhalt 
der Diplome als perpetujrt erklärt wurde, folglich jeden 
Tractat zwischen König und Nation hierüber auszu- 
schliessen schien; da ferner selbst die k. Resolution 
wenig geeignet war , unsere äussersten Besorgnisse zu 
zerstreuen; jetzt aber sogar die Hofkanzlei jede hierin 
nöthige Aufklärung ins Gesetz aufzunehmen sich wei- 
gert und wir dadurch gleichsam in eine Art Abhän- 
gigkeit oder Gnadenweg von der Hofkanzlei versetzt 
werden: halte ich ein deutliches, bestimmtes Gesetz um 
so noth wendiger, als in unserm constitutionellen Reiche 
nichts eine bestimmt bindende Kraft hat» als nur das 
Gesetz ,. welches wir aus den Ausdrücken der könig- 
lichen Resolution zu verfassen ein unbestreitbares Recht 
haben. Wenn die Contracte zwischen Privaten mit aller 
Deutlichkeit verfasst werden müssen, damit 'sie nicht 
Anlass zu Processen geben, nfuss dieses bei diplomati- 
schen Tractaten, deren Resultate Umwälzungen auf 
Jahrhunderte hinaus sein können , um so nothwendiger 
erfolgen. Ich werde nimmermehr einräumen, däss der 



Hofkanzlei das Recht zustehe, unter den Ausdrücken 
der Resolutionen nach Gutdünken zu wählen und will- 
kürlich dieses aufzunehmen und jenes zu verweigern. 
Wir verlangen Bestimmtheit und Sicherheit für die Zu- 
kunft, wie uns selbe laut 92. Art 1723 gebührt, und 
werden uns dieses Recht durch die Hofkanzlei nicht 
entreissen lassen. Die Gesetze müssen klar sein, be- 
sonders bei uns , welchen keine andere Bürgschaft für 
ihre Institutionen bleibt, als das Inauguraldiplom nebst 
dem Rechte, selbes den Umständen gemäss abzuändern, 
und die vis inertiae. 

Palatin: Ich erbitte mir die Begünstigung, auf 
dasjenige, welches der Deputirte von Trentschin ziem- 
lich verwirrt und unrichtig vorgetragen hat, antworten 
zu können. Die Frage wegen der Uebertragung der 
Regierung wurde gleich Anfangs durch die Reichsstände 

f gestellt, und indem sie auf die hierauf erfolgte k.Reso- 
ution nichts weiter erwiederten , haben sie in selbe 
eingewilligt. Es ist zwar wahr, dass der Fall eintreten 
könne, wo dem jungen König ein Antheil an der Re- 
gierung gegeben werden müsste, allein da die Nation, 
die Versicherung des Gegentheils erhielt, würde,, wenn 
dieser Fall einträte, der Gegenstand abermals den Diä- 
tal Verhandlungen anheim fallen. Der Redner berief sich 
ferner auf die Uebereinkunft ; allein wenn wir die Ge- 
schichte erforschen, "werden wir finden, dass nach der 
bestimmten Erbfolge des regierenden Hauses und der 
Zusicherung , dass die Constitution aufrecht zu erhalten 
sei, keine neue Uebereinkunft gepflogen werden könne. 
Das Wort f> praestabilitae< € wurde durch die- Repräsen- 
tation widerlegt, und indem die Regierung hierauf nichts 
antwortete, bleibt das Recht der Nation in seiner vorigen 
Kraft. Ich hörte endlich das unglückliche Wort „vis 
inertiae," dessen Folgen so unheilbringend waren, dass 
ich wünschen muss, es nicht gehört zu haben; es ist 
nichts gefährlicheres als dieser Grundsatz, und sollte 
gänzlich aus dem Wörterbuche der Diätalverhandlungen 
gestrichen werden. Das Reich ist durch Gesetze ge- 
sichert , und b^flarf nicht eines Mittels , welches , laut 
dem Beispiele vergangener Jahre, nur zu Zügellosigkeit 
und Unordnungen geführt* hat. Uebrigens kann ich 
nicht zugeben, dass durch den gegenwärtigen Gesetzar- 
tikel die Rechte der Nation nicht sicher gestellt seien. 
Wenn ich ihn mit den übrigen Gesetzen dieser Art 
vergleiche , so sehe ich , dass er im nämlichen Style 
verlasst ist. Wenn unsere Vorfahren sich dazumal be- 
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gnücten, sehe ich nicht, was wir in dem Gesetze un- 
statthaftes linden können. 

Szinyey: Die Hofkanzlei erwiedert anf unsere ge- 

E iindeten Forderungen nur immer, dass sie laut ihrer 
struction uns nicht willfahren könne : dieses' ist ein 
ganz neues, bisher durchaus unbekanntes Motiv. 

Palalin: Ich sehe noch mehre Redner bereit, und 
will mich daher nur kurz fassen. Ich kann bei diesem 
Gegenstand unmöglich die Meinung der Majorität thei- 
len und pflichte ganz der Ansicht 5. E. des Herrn Per - 
sonals bei, dass in einem so wichtigen Falle, als die 
Krönung eines Königs bei einer constitutionellen Nation 
ist, auch nicht die geringste Neuerung dürfe vorgenom- 
men werden. Nun finden wir aber in keinem der vo- 
rigen Ivrönungsartikel die fragliche Clausel beigefügt. 
Uns ist vielleicht die Gefahr hievon nicht so einfeuch- 
tend: werden aber unsere Nachkommen nicht etwa die 
Folgen davon zu tragen haben? Doch die Concertation 
darf nicht durch einen einzigen Versuch als beendiget 
betrachtet werden, auch glaube ich, dass der Wunsch 
der Majorität für die Fortsetzung derselben stimme. 
(Beistimmung.) Da die Deputation die neuen Beweg- 
gründe kennt, welche sie vorzubringen hat, wird sie 
sich bemühen, entweder die Wünsche der Löbl. Reichs- 
stände glucklich ins Werk zu setzen, oder doch einen 
Mittelweg treflen, der beiden Parteien genügen könne.— 
Die mir durch mehre Mitglieder angetragene Vermitt- 
lung bin ich nicht im Stande anzunehmen, da ich die 
Ueberzeugung hege, dass der Wunsch dem Lande zum 
Nachtheil gereiche. Ich sehe keinen Nutzen, und die 
Reichsstande können nicht verlangen, dass ich gegen 
meine Leberzeugung handeln soll. 

Nagy; Da S. E. der Herr Oberstmundschenk sein** 
unserer Constitution zuwidren Grundsätze zu Protokoll 
nehmen lies*, so glaube ich nur die allgemeinen Wün- 
sche der Loblichen Reichsstände auszudrücken» indem 
ich verlange, dass die durch S. E. den Herrn Oberst - 
landrichter dagegen angeführten Gegewründe ebeafatt» 
zu Protokoll genommen werden. (Beifall.) 

Ragdlyi: Auch ich würde hierauf geantwortet 
haben, wäre es nicht durch S. E. geschehen. Die Sitzung 
wird aufgehoben. 
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Gemischte Reichstagssitzung vom 18. December. 

Abends. 

Iudex Curiae: In der wiederholten Concertation 
des Inauguralartikels wurden alle Gründe durch mich, 
und die übrigen Glieder der Deputation angeführt und 
erschöpft; allein S. £. der Reichskanzler erklärte be- 
stimmt und wiederholt, dass S.Majestät dieses Gesetz in 
jener Form verfassen Hessen , wie es den Sitten der 
Vorältern , der gesetzlichen Form und Bestimmtheit an- 

S gemessen sei, er fügte hinzu, dass auch bei andern Ge- 
egenheiten wichtige Fragen entstanden und dennoch 
endlich zur vollkommenen Zufriedenheit seien beendi- 
get worden. Endlich, nach vieler Bemühung, brach- 
ten wir es dennoch dahin , dass Folgende , dem Sinne 
des Monarchen und den Wünschen der Nation entspre- 
chende, Modification angenommen wurde, nämlich statt: 
ea ulteriori benigna mentis suae declaratione addita soll 
gesagt werden: „data ea ulteriori ad tollendam Statuum 
et firdinum sölicitudinem benigna assecuratione ; " — 
ferner bei : post ecctraditos benigno Diplomati suo inser- 
tos artwulos, diesem vorgesetzt werden solle: „post de- 
misse praesentatos et benigne extraditos" etc. — Jetzt 
spreche ich nicht mehr als Vorsitzer der Deputation, 
sondern als Glied dieses gesetzgebenden Körpers ^ und 
als solches hege ich die vollste Ueberzeugung, dass 
diese Modification der Hofkanzlei könne angenommen 
werden. — Weiter werde ich in dieser Angelegenheit 
nicht reden. 

Personal: Es fallt mir schmerzlich, Sr. Excellenz 
widersprechen zu müssen ; allein die Wichtigkeit der 
Sache muss mich dazu bestimmen. Ich erinnere mich 
wohl, dass die zweite Modification vorgeschlagen, nicht 
aber dass sie angenommen worden sei. 

Judex Curiae: Jch kann bestimmt und glaubwür- 
dig versichern, dass er die Modification .annahm. Ja 
gewiss, er nahm sie an. 

Földvdry: Ich muss aufrichtig bekennen, dass ich 
es nicht vernahm. (Gelächter.) 

Judex Curiae: Bei einer so wichtigen Angele- 
genheit muss man nicht lachen. — - Allein ich habe mir 
es noch angemerkt — hier steht es— wie es der Reichs- 
kanzler angenommen hat. 

Pdzmdndy : Auch ich bin der Meinung, dass er 
es nicht angenommen habe. 
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Obergespan Ldnczy: Nein, er hat es nicht ange- 
nommen. 

Mehre Deputirte verlangen, dass die Modifikation 
dictirt werde, der Oberstlandrichter dictirt sie. 

Rinds: Diese neue Abänderung scheint die Sache 
nur nocn mehr zu verwirren, indem sie uns hinsichtlich 
einer Sache beruhigt, die uns niemals beunruhigte. Wir 
waren nie darüber besorgt, dass S. Majestät Ihre übrigen 
Tage nicht dem Wohle des Landes weihen werde ; nier 
werden aber bloss diese Zweifel beschwichtiget. 

Personal: Ich bekenne, dass ich ein ganz anderes 
Zeitwort für das herrschende erachte, als jenes, welches 
der verdienstvolle Deputirte von Baranya zu finden 
glaubt; denn das übrige ist nur die Wiederholung der 
gnädigen Aeusserung des Monarchen in der k. Reso- 
lution. 

Nagy: Ich ersehe aus dieser Redaction, dass der 
Sinn dahin gehe , als ob wir verlangt hätten , der 
Monarch möge den jungen König an der Regierung 
nicht Theil nehmen lassen. Allein wir verlangen bloss, 
dass dieses ohne unsere Einwilligung nicht geschehe. 

Tavernicus : Durch das TV ort jjuissecuratw^^wird 
den Wünschen des Landes vollkommne Genüge geleistet, 
denn da der Monarch statt einer Versicherung, ein auf 
f actischem Grund beruhendes Versprechen ertheilt, muss 
jeder Zweifel gehoben werden. 

Nagy: Ich glaube wohl, dass es der feste Wille 
des Monarchen sei, bei Lebzeiten die Regierung nicht 
weiter zu geben, allein er unterliegt hier dem ungleich 
mächtigeren Willen des Königs der Könige. Es ist 
dieses ein Vorsatz 9 wir verlangen die Bestimmung des 
Rechtes. \ 

Personal : Eben weil unser Recht hierin nicht ! 
abgestellt ist, würde für den Fall, dass der Vorsatz des 
Monarchen unausführbar wäre, die Frage in ihre vorige 
rechtliche Kraft zurückgestellt werden. 

Nagy: Wenn uns nun aber dieses Recht nnbe- 
zweifelt zustehet, warum sollte man es nicht deutlich 
erklären können? 

Personal: Wenn die Sache zwischen uns beiden 
Abgehandelt würde, hätte sie wohl weniger Anstand zu 
finden. Viele von uns haben dieses Argument in der 
Concertation angeführt und behauptet, dass, wenn dieser 
Ausdruck wegbliebe, unser diessfalliges Recht geschmä- 
lert würde ; allein wir erhielten zur Antwort, dass, da 
dem Lande die Versicherung ward, dass bis zur gesetz- 



liehen Veränderung in der Regierung keine andere statt 
finden werde, es sich von selbst verstehe, dass, wenn 
gebieterische Umstände einen, andern Fall herbeibräch- 
ten , der Gegenstand der reichstägigen Verhandlung an- 
heim: falle. Und wie wenn: der junge König gar nicht 
gekrönt worden wäre?.- t . 

Fürst Bätthyänyi: Dieser Fall scheint mir von 
dem } was in' Frage steht, gänzlich verschieden. Hätte 
keine Krönung statt gehabt , so würde auch^ der Fall 
nicht gewesen, keine Frage entstanden, und die Rechte 
der Nation nicht in Verhandlung gekommen sein. Wäre 
die Besorgniss der Reichsstände dahin gerichtet, dass S. 
Majestät dem jungen König absolut keinen Antheil an 
der Regierung gönnen solle,, so wäre die Modifikation 
der Hofkanzlei hinreichend;' aber die Frage besteht 
darin, dass dieses ohne Einwilligung der Reichsstände 
nicht geschehe. Da jedoch da& Letztere iu Zweifel gezogen 
wird, ist es nothwendig, diese Zweifel zu zerstreuen; 
hierzu genügt es aber nicht, dass die Regierung eine 
bloss ausweichende Erklärung gebe, sondern es ist er- 
forderlich , dass diese nöthige Beistimmung der Nation 
auch im Artikel klar bestimmt werde , denn nur so er- 
hält sie gesetzliche Kraft. 

Judex Curiae: Ich glaube nicht, dass djese An- 
sicht die Gründe der Hofkanzlei umwerfe: sobald S. 
Majestät die Regierung niph^ übertragen will, wird auch 
die Beistimmung der Ileichsstände nicht erfordert Wir 
konnten in der Concertation mit keinen andern Waffen 
kämpfen als jenen, welche uns die königliche Resolution 

lieferte» 

i 

Fürst Batthydnyi: Von der Rechtlichkeit und der 
Religiosität des Monarchen ist hierin wohl keine Ab- 
weichung zu befürchten, allein es handelt sich hier 
um künftige Fälle und um ein Gesetz für die Nach- 
kommen. 

Personal: Das Fundament des Ganzen beruht 
doch mirJäfP™» dass die Majestätsrechte nicht durch 
mehre Personen zugleich, ohne Einwilligung der Nation, 
ausgeübt werden. t)pr Grund sowohl als der Zweck 
werden durch das modificirte Gesetz vollkommen ge- 
sichert! ' 

'.••■■ ;. 

Fürst Jßatthydnyi: Allein hier hinge es nur von 
der Gnade S; Majestät ab, wir aber verlangen das Recht 
dujqb d** ; Qgfetz bestimmt« 



% Personal: Wenn S. Durchlaucht dasjenige Gnade 
nennt, was im Gesetze enthalten ist, dann freilich — (108). 

Marczibanri v. Trentschin: Die heiligste Pflicht 
.eines jeden Staatsburgers bestehet in der Anhänglichkeit an 
4en König, und die Constitution ;. zwischen diese» Beiden 
bin ich nicht im Stande einen Unterschied zu machen. 
Wir Vertreter der Nation haben uns nicht versammelt, 
um die Majestätsrechte zu erweitern, sondern xim die 
Constitution zu befestigen. Man hat unser Recht, Ab- 
änderungen im Diplome vornehmen zu können, in 
Zweifel gezogen, ich ab$r. behaupte dagegen, dass qs 
nicht nur in den Nebenpunkten, sondern auch in der 
Hauptsache abgeändert werden, könne und auch wirklich 
abgeändert worden sei. Dieses beweisen unsere Gesetz- 
tafeln. Die 17 Artikel des Diploms unter Ferdinand I. 
sind unter Ferdinand \\. auf 27 vermehrt worden; von 
da kamen sie unter Leopold I. auf 22 ; unter Carl IL 
auf 12; unter Maria Theresia auf 10 ^ jetzt sind gar 
nur 5. Es ist unbez weifelt , dass in beiderseitigem En- 
verständniss auch das Wesentliche im Diplom abgeändert 
wurde. Was übrigens die durch meinen Cplfegen in 
der vormittägigen Sitzung erwähnte vis inertiae betrifft, 
so ist sie in den Gesetzen, namentlich in dem 12. Art. 
1791, gegründet, welcher uns erlaubt, sie gegen die un- 
gesetzlichen Befehle in Anwendung zu bringen. Die 
jVichtannahme ähnlicher Befehle ist ein Factum, und 
folglich die vis inertiae eine gesetzlich gestattete Hand- 
lung. Da uns endlich bei diesem Krönungsartikel unser 
gesetzliches Verlangen verweigert wird, so ziehe ich 
es vor, dass dieses Gesetz,' kraft der uns in ähnlichen 
Fällen gebührenden vis inertiae, gänzlich unterbleiben 
möge, und auf glücklichere Zeiten verschoben werde. 

Palatin: Hierauf stei mix gestattet zu antworten: 
Der Ablegat von Trentschin folgert aus dem Umstand, 
dass die grössere Anzahl der Ewkte des fnauguraldi- 
ploms auf 5 vermindert worden, dass das Diplom sellnn: 
in seinen wesentlichen Theilen Abänderungen erlitten 
habe. Dieses gebe ich nicht zu, denn 'die Zahl der 
Punkte wurde nur dadurch vermindert , dass mehre in 
einen zusammengezogen wurden V das Wesentliche ist 
verblieben. Fürwahr, wenn je öin Grundsatz verderb- 
lich genannt werden konnte, so wäre es dieser., wel- 
chen auch unsere Vorfahren auf das sorgfaltigste ver- 
mieden, indem sie die Fundamentalpunkte des Inaugn- 
raldiploms auf das heiligste und unabänderlichste be- 
wahrten. Gewiss würde nur Verderben für das Vater- 
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land hieraus entstehen, besondere wenn, was Gott ver- 
hüte , ein Prinz den Thron bestiege , dem Eingriffe in 
die Constitution erwünscht wären; denn gleichwie die 
Nation nur für den gegenwartigen Fall, hac vice, die 
Form des Diploms anerkennt, würde er ebenfalls hac 
vice Veränderungen vornehmen können. Eben so grund- 
los ist die Anwendung der ins ifiertiae auf den gegen- 
wärtigen Gesetzartikel. Sie ist nur gegen ungesetzliche 
Befehle anwendbar, ihre Gränzen sind umschrieben und 
man kann sie nicht über alle Zweige der Staatsver- 
waltung ausbreiten. Möge der verdienstvolle Deputirte 
von Trentschin in üeberlegung ziehen, dass unsere 
Vorältern gewiss nicht die Ansicht haben konnten, 
eine Provision zu machen , welche in dieser Anwen- 
dung nur eine gränzenlose Verwirrung, und eine voll- 
kommene Gesetzlosigkeit herbeifuhren müsste. Es 
ist daher nicht besser, ohne Krönungsartikel zu ver- 
bleiben, als die Modifikation der Hoftanzlei anzuneh- 
men; denn diese Redaction gründet sich auf unsere 
altern Gesetze , und indem wir sie annehmen , befolgen 
wir nur das Beispiel unserer Vorältern, welche durch 
weise Vorsicht, Berücksichtigung der Zeitumstände und 
Klugheit ihrer Berathungen unsere durch 8 Jahrhun- 
derte geheiligte Constitution bis zum heutigen Tage auf- 
recht erhalten haben. 

Balogh: Die Modifikation der Hofkanzlei dient 
bloss dazu, diesen Artikel in einen Nebel zu hüllen. 
Das Gesetz muss deutlich sein, und wenn wir schon 
.jetzt , wo es eben verfasst wird , drei und viererlei 
Auslegungen für selbes finden, was kann man hierin 
erst für die Zukunft erwarten ? Wir müssen jjiese wich- 
tigsten Grundsätze unserer Constitution bestimmt und 
fest auf unsere Nachkommen übertragen, und nicht so, 
dass sie selbe nach Belieben rechts oder links auslegen 
können. Die Zeiten sind vorüber, wo man aus dunkeln 
Ausdrücken Nutzen ziehen konnte. 

# Graf uindrdssy : S. Ex. der Hr. Oberstlandrichter 
beliebten sich dahin zu erklären, dass Sie in dieser Sache 
nicht weiter reden wollen : dieses ist wirklich traurig, 
dass man einen so wichtigen Gegenstand so schnell ab- 
treten soll; eben jetzt ist, meiner Meinung nach, die 
Zeit, wo man reden und sich so lange gegenseitig ver- 
ständigen sollte, bis die Ansichten ganz Klar und ein- 
stimmig weiden. Die übrigen Gründe gegen die Modi- 
fikation der Hoikanzlei will ich nicht wiederholen, nur 
auf die Frage: wie, wenn keine Krönung erfolgt wäre? 
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muss ich antworten: Dann hätten wir nicht zwei ge- 
krönte Häupter; wir Ungarn wissen am besten, -welch 
traurige Ereignisse aus diesem Umstände sich für unser 
Vaterland schon ergeben haben. — Der Obei'stland- 
richter erwiedert hierauf, dass, wenn auch er selbst seinen 
bereits geäusserten Ansichten nichts beizufügen -wisse, 
es nie seine Absicht- gewesen sei, die weitern Verhand- 
lungen über diese Frage für unnütz zu galten. 

Takdts: Meine Committenten trugen mir beim Be- 

Sinn dieses Reichstages auf das strengste auf, die frag- 
cheif Clausein in das Inauguraldiplom aufnehmen zu 
lassen. Von diesem meinen Verlangen ging ich bloss 
darum ab, damit die Krönung, welche so eifrig betrie- 
ben wurde , keine Verspätung erleide, und hoffte ande- 
rerseits, dass diese Nachgiebigkeit im Krönungsartikel 
wieder hergestellt werden könne ; eben desswegen halte 
ich es für meine heiligste Pflicht, jetzt auf der Aufnahme 
dieser Sätze in dem Gesetz zu verharren. ■ Die durch 
die Hofkanzlei verlangte Abänderung entspricht dem 
Zwecke nicht, denn es wird in selber sowohl die Nation 
nicht erwähnt, als auch die Sache selbst in ein Dunkel 
gehüllt. Die Kraft des Artikels könnte nur dann in der 
gegebenen Versicherung liegen, wenn sich kein entge- 
gengesetzter Fall ergeben könnte. Nicht darin besteht 
die Besorgniss der Nation, dass die Regierung nicht 
übertragen, sondern dass sie ohne Beistimmung dersel- 
ben nicht übertragen werden könne; und daner muss 
eben diese Besorgniss an jenem Orte stehen, wohin die 
Redaction der Stände sie gesetzt hat, nicht aber wohin 
sie die Hofkanzlei versetzen will, denn in diesem letz- 
tern Fall können unsere Nachkommen diese Besorgniss, 
wohin sie*wollen, auslegen und überhaupt damit anfan- 
gen, was ihnen beliebt. Wird nur die Besorgniss der 
Stände an der gehörigen Stelle angeführt , so habe ich 
wenig dagegen einzuwenden, dass die Abänderung der 
Hofkanzlei im Uebrigen angenommen werde. 

Gr. Stephan Szechenyi: Die erste Erklärung S. E. 
des Herrn Oberstlandrichters ging dahin, dass die Hof- 
kanzlei von ihrer Modification auf keine Weise abgehe, 
und gleich darauf sahen wir , dass sie dennoch in Eini- 
gem davon wirklich abgegangen sei ; daher glaube ich, 
dass wir die Versuche fortsetzen sollen. Ich habe zwar 
hierin wenig Erfahrung und spreche nur meinem natür- 
lichen Verstände gemäss; allein wenn es erlaubt ist, 
hier von Dingen zu sprechen, die sich ausser diesem 
Gerichtssaale ergeben, so muss ich aus dem mir bekannten 
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Umstände, dass S. E. der Reichskanzler sich nach Wien 
begeben haben, schliessen, dass noch nicht alle Aussicht 
einer erwünschten Uebereinstimmung verschwunden sei. 
Wenn S. Majestät erst genau unsere Wünsche erfahren, 
Sich von dem überzeugt haben wird, worin eigentlich 
die Schwierigkeit best ene, um welche Worte es sich 
handle, wird Seine bekannte Gerecht i^keitsliebe uns 
vielleicht willfahren. Ich halte daher die Sache für noch, 
unentschieden und hoile, dass, wenn beide Theile nicht 
zu ängstlich an Kleinigkeiten halten, der Erfolg gewiss 
der erwünschte sein werde. Der verehrte Ablegat von 
Pressburg hat, meiner beschränkten Meinung nach, den 
Gegenstand vollkommen dadurch ins Klare gebracht, 
dass er versicherte, es handle sich hier nur um Klar- 
heit und Deutlichkeit. Warten wir daher die Zurück- 
kunft des Reichskanzlers ab. — Nagy pflichtet gleich- 
falls der Meinung von Pressburg bei, und meint, nur 
dann werde alles klar sein , wenn die Worte der Re- 
präsentation in das Gesetz kommen ; worauf jedoch der 
Palatin erwidert, dass man auch darauf sehen müsse, 
was S. Majestät hierauf geantwortet habe. 

A.lmdssy von Zips begreift nicht, warum man sich 
so sehr abmühe Synonyma zu finden : er habe immer 
gehört, dass zwischen König und Volk gegenseitiges 
V ertrauen herrschen soll. Warum verlangt man nun 
etwas, welches so sehr geeignet ist dieses Vertrauen zu 
stören? Die nämliche Hofkanzlei, welche die Worte 
der Resolution verfasst, will sie nun nicht ins Gesetz 
aufnehmen; man verlangt, ein wahrer, gesetzlicher und 
heilsamer Grundsatz solle nicht deutlich erklärt wer- 
den; nicht nur dass man nichts gibt, verweigert man 
auch das Gebührende. 

Der Palatin bemerkt hierauf, dass man eben da- 
durch Vertrauen zum Monarchen zeige, wenn man eine 
die Rechte der Nation nicht verletzende Aeusserung 
annehme: übrigens seien die Worte der Repräsentation 
nicht in dem Sinne gesagt worden, in welchem man sie 
jetzt nehmen wolle. 

Ragdlyi stimmt ganz der Ansicht des Fürsten 
Batthydnyi bei und wünscht, zu Vermeidung alles 
Zweifels , den Satz folgendermassen redigirt : data ad 
tollendam Siatuum et Ordinum solicitudinem ea ulteriori 
assecuratione ß quod neo-coronando Regi pars regiminis 
sine Statuum et Ordinum assensu deferenda non sit. Die- 
sem stimmt Obergespan Gr. Carl Erdödy, und Rad- 
vdnszhy bei. 
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Szinyey und Pdzmandv wären nicht dagegen, 
dass aus der königlichen Resolution nebst dem bereits 
Aufgenommenen, auch das Uebrige, Torwarts oder rück- 
wärts, aufgenommen würde, da sie nichts enthalte, was 
nicht in das Gesetz kommen könnte. Hierauf ist jedoch 
iler Oberstlandrichter der Meinung dass der in derkönigl. 
Resolution erwähnte 6. Art. 16o7 nicht fuglich ins Ge- 
setz kommen könne. 

Hertelendv würde nur dann aus dem Grundsatze 
der Abänderlichkeit des Diploms gefährliche Folgerun- 
gen für die Nation sehen , wenn bloss die Worte der 
Resolution und nicht auch jene der Repräsentation be- 
nutzt würden. Diesem widerspricht jedoch der Palat in 
mit dem Beisatze, dass man gegen den Inhalt der königl. 
Resolution nichts einwenden könne; denn auf selbe 
wäre nur wegen Gallizien repräsentirt worden; da nun 
die Nation durch ihr Schweigen mit dem Uebrigen zu- 
frieden gestellt schien, konnte der Monarch mit Recht 
voraussetzen, dass alle übrigen Fragen aufgehört haben. 
Daher verweigere die Hofkanzlei nicht ohne Grund die 
Aufnahme von Worten, welche in der Resolution nicht 
enthalten sind. 

Gr. Fehete findet, dass die Modificalion der Hof- 
kanzlei sich bloss auf eine Voraussetzung gründe ; nun 
sei es aber gefahrlich, ein so wichtiges Recht der Nation 
auf einen so schwachen Grund zu bauen. Auch unter- 
liege es keinem Zweifel, dass in dem Gesetze die Worte 
der Resolution mit jenen der Repräsentation müssen 
verschmolzen werden, da die letztere das Entstehen 
der erstem herbeiführe. 

Majthenyi von Honth genügt weder der Vor- 
schlag von Pressburg, noch jener von Borsod, ja nicht 
einmal die Redaction der Stände selbst; er wünscht 
statt der Worte Jß posl demisse praesentaios cc jene »per 
Status et Ordines stabilüos/' aufzunehmen. 

Gr. la Motte sieht die Ursache, warum man gegen 
die königl. Resolution nicht repräsentiren musste, darin, 
dass sie günstig war. Nicht dazumal, sondern jetzt kom- 
men die Fragen vor, welche aufgeklärt werden müssen, 
um ein deutliches Gesetz zu verfassen , und dieses um 
so mehr, als der grösste Theil der Deputirten ihren 
Gommittenten die günstige Seite der k. Resolution be- 
richtet, worauf nun auch die Nation ein diesem ent- 
sprechendes Gesetz erwarte. Földvdry erklärt sich 
ebenfalls gegen die Modißcalion der Hoffcanzlei. 
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Dagegen begnügen sich der Bischof Scitovszky, 
der Oberststallmeister, Übergespan Gr. Majldth und 
der Gouverneur von Fiume vollkommen mit der Modi- 
fikation der HofkanzleL 

Niczhy von- Eisenburg , nachdem er sich für die 
Redaction des Landes erklärt, behauptet noch hinsicht- 
lich des Diploms, dass nicht nur wie von mehrern Sei- 
ten erwähnt wurde, der gefahrliche Grundsatz des 
praestabilitae sich in den Regalen allein befinde, son- 
dern selbst in den königL Propositionen angetroffen 
werde, da in selben gesagt sei: „ejusdem Diplomatis." 

Obergespan Br. Bedekovich findet, dass das Ver- 
langen der Reichsstände sich zwar auf Facta gründe, 
allem die Erwähnung nicht in den Gesetzarlikel , son- 
dern ins Diplom gehöre. Dem Redner scheint übrigens 
der fragliche Gegenstand nicht wichtig genug, um dem- 
selben den Gesetzartikel zu opfern; die Modifikation 
der Hofkanzlei kann das Recnt der Nation nicht um- 
stossen, welches auf zu festem Grunde ruhe, um einer 
neuen Bestätigung zu bedürfen. Hinsichtlich des Di- 
ploms aber gehe aus den Debatten hierüber selbst immer 
klarer hervor, dass die Abänderlichkeit desselben nur 
mit vieler Gefahr im Gesetze könne erwähnt werden.. 

Gr. Carl Zichy d. j. äussert sich hinsichtlich des 
Inauguraldiploms dahin, dass, indem einige Theile des- 
selben abänderlich, die andern aber fest und heilig sind, 
hierüber das Gesetz sich deutlich ausdrücken solle. 
Wegen der Beistimmuog der Nation zur Regierungs- 
übertragung hält er das Verlangen der Reichsstände um 
so gegründeter, als durch selben dem in neuern Zeiten 
so sehr überhand nehmenden schädlichen ulbdicaiions- 
principe vorgebeugt werde. 

Palatin: In der heutigen Sitzung hat sich die 
Majorität gegen die neuere Redaction der Hofkanzlei 
erklärt und scheint für einen weitern Versuch in der 
Concertation gestimmt zu sein. Ich will mich dem all- 

femeinen Willen nicht widersetzen, nur muss ich die 
i. Reichsstände nochmals bitten, dass sie gegenwärtige 
wo die Coalition so nothwendig ist, sich nicht zu 
strenge an einzelne Worte binden mögen, besonders da 
die Modifikation der Hofkanzlei nichts enthält, was die 
Rechte des Landes schwächen könnte. Was meine 
Meinung hierüber betrifft, muss ich wiederholen, dass 
ich bei meiner vorigen Erklärung um so mehr ver- 
bleibe 9 ala ich keine Möglichkeit sehe, dass wir das 
erreichen sollten, was wir wünsche« Man berief sich 



zwar häufig auf die Repräsentation; zwar baten die 
Reichsstände, dass ihr Hecht der Einwilligung zur Ueber- 
trajrung der Regierung anerkannt verde: allein stau 
dessen wurde in der körn gl. Resolution erklärt, da» 
der Fall sich nicht ergeben werde, da der Monarch, so 
lange ihn Gott heim Leben erhalte, alJe seine Tapp 
dein Wohle seiner Völker widmen wolle. Hierauf 
■wurde weiter nicht repräsentirt, und es daif uns daher 
nicht befremden, -wenn die Hofkanzlei nun nicht nach- 
geben will. Wenn die Reichsstände nicht befriedist 
waren, so hätten sie gleich dazumal sich hierüber er- 
klären sollen, nicht aber jetzt, wo es sich nur darum 
handeln kann, auf welche Weise das bereits Festgesetzte 
nnd das, 'worüber die Uebereinstimxnung erfolgt ist 
ins Gesetz kommen toll. Ob es übrigens gerat hen so, 



gänzlich vom Krönungsartikel abzustehen, mögen 
Stände nach reiflicher Ueberlegung selbst bestimmen, 
ich halte es für höchst gefahrlich. — Diesem zufolge 
möge die Reichstagsdeputation die Hofkanzlei von der 
Lage der Dinge unterrichten und nach Möglichkeit 
trachten, hierin einen abermaligen und letzten versuch 
zu machen, worauf, wenn er znisslingen sollte, es tob 
der Weisheit der Reichsstände abhängen wird, das Kö- 
thige zu beschliessen. 

Nagy: Möge die Hofkanzlei sich überzeugen , dass 
wir keine Neuerang wünschen, sondern nur dasjenige 
verlangen, welches in allen analogen Fällen auf ähn- 
liche Weise erfolgt ist. Es handelt sich nur um Deut- 
lichkeit, und darum halte ich den Vorschlag des ver- 
dienstvollen Deputirten von Pressburg für den zweck- 
massigsten. Die Besorgnisse, welche durch einen Aus- 
druck hervorgebracht werden ß kann derjenige am besten 
beschwichtigen, von "welchem er herrührt; und Niemand 
wird meine Worte richtiger auszulegen im Stande sein, 
als ich selbst. 

Der Palatin bestimmt hierauf, dass die Berathunc 
der Landesbeschwerden fortgesetzt werde , welches auch 
bis spät in die Nacht hinein , jedoch bei wenig Aeusse- 
rungen von allgemeinem Interesse erfolgt; sonach wird 
die Sitzung aufgehoben. 

Gemischte Reichstagssitzung vom 19. December. 

Da der Reichskanzler wegen der beiden Gesetz- 
artikel nach Wien gereist war, konnte die Concertirung 
nicht fortgesetzt werden, daher setzten die Reichsstände 
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die Verlesung der noch rückständigen Landesbeschwer- 
den fort Da man überzeugt war, dass auf keine der- 
selben in diesem Reichstage mehr eine Erledigung kom- 
men werde, ging man viel leichter darüber hinweg; 
die meisten wurden auf den nächsten Reichstag und auf 
die Operate verschoben. Nachdem die ganze «Sitzung 
mit dieser Verlesung hingebracht war, ohne dass jedoch 
die Gravamina bis ans Ende verlesen werden konnten, 
führte jenes , über die häufige ■ Sequesterbewilligung, 
einige Debatten herbei. Der Übergespan Ldnczy fin- 
det derlei Sequester mehr zum Nutzen, als zur Verkür- 
zung der Gläubiger, welches Letztere nur dünn der 
Fall wäre, wenn zugleich mit dem Sequester auch ein 
Moratorium bewilliget würde, welches jedoch, beson- 
ders in den letzten Zeiten, selten der Fall sei. 

Borsiczky: Hierüber kann ich leider an mir ein 
entgegengesetztes Beispiel anfuhren, und wäre noch 
froh, wenn ich nicht wüsste, dass mein Fall einer von 
den vielen sei. Ich hatte eine alte Forderung an den 
Grafen N. , und musste ihn gerichtlich belangen« Nach- 
dem der Prozess in erster Instanz und allen Appella- 
tionen gewonnen war, und ich die Execution unter- 
nahm, opponirte mein Schuldner; nachdem ich auch 
den Oppositionalprozess beendigt nnd nach zehnjähri- 
gem Prozessführen endlich zur letzten Execution schrei- 
ten wollte, erwirkte der Graf einen Sequester, obgleich 
seine Schulden sein Vermögen bei weitern nicht erschö- 
pfen. Und nun sehe ich mich in der Lage , dass weder 
ich, noch wahrscheinlich auch ineine Kinder, den Aus- 
gang dieser Sache ^erleben werden. Dieses sind die 
Kunstgriffe der Schuldenmacher, weiche ihren Einfluss 
und ihre Verbindungen dahin benutzen, ihre recht- 
lichen Gläubiger ins Unendliche hinauszuziehen, um 
sie grösstenteils durch 3koth dahin zu bringen, dass 
sie auf einen Theil ihrer Forderungen verzichten ; auf 
diese Weise spotten sie aller Gerechtigkeit und der Ge- 
setze, während dem armen Edelmann, wenn er schul- 
dig Ist, auch der letzte Rock we^exequirt wird. 

Takdtt: Diese Sequester Laben auch noch eine 
andere, für das LatA hoch&t verderbliche Folge. Da 
nämlich bei den Concors« *lproze*5en die Verfüzurijr der 
Gesetze, nacii weJcLer die Gläubiger, nach 51ajt*;:*Le 
ihrer Forder-1.2. 'i*< Vermo2*n de* ScLddiieni theil- 
w*i*^ *;cL zoe:;-f.e;; \'SÄ*n . jr^vzJkli Le«::ti;;eJ v. iVJ, 
cod d:e ;:r->w*r;j IßwAzitn <l*r ^<XOAiat gewo:./-**V« 
gau retfriu***! werden. so üt dem kri&eru Adel jedt* 



Mittel benommen, bei derlei Forderungen, welche «ick 
ohnehin grösstenteils auf einen Verkauf adeliger Gü- 
terantheile gründen, sich wieder durch Execution «in*- 

Wfi Grundbesitz zu erwerben. Dagegen werden srit 
echslern und getauften Juden Finanzoperationen un- 
ternommen, welche dann auf krummen oder geraden 
Wesen, unter eigenem oder fremdem Namen, zu dem 
Besitz unserer schönsten Dominien gelangen. 

Nebst dieseTi fand noch das 71. Gravamen, wegen 
der sich widersprechenden Hofkanzleibefehle, meue 
-Erörterungen. Der Oberstschatzmeister ertheilte hier- 
über die Aufklärung, dass Se. Majestät, durch häufige 
JStaatsgeschäfte verhindert , öfter gezwungen sei , Befehle, 
besonders in Prozessangelegenheiten, durch die Hof- 
kanzlei in Seinem Namen ausfertigen zu lassen, mit wel- 
chen dann die Parteien nicht zufrieden sind. Wird 
nun in einer solchen Angelegenheit zum zweitenmal 
recurrirt, so müssen derlei Recurse unmittelbar Sr. Ma- 
jestät vorgelegt werden, welche dann in manchen Fäl- 
len jenen frühern Befehl in einen entgegengesetzten 
umwandelt. Der Personal gibt hierauf zwar zu, dass 
diese Verfahrungsart in politischen Angelegenheiten von 
Nutzen sein könne , allem in juridischen, und besonders 
Repositionalangelegenheiten , in welchen letztern das 
Gesetz verfugt, salva juris et recursus via, und wo die 
Recurse nicht an die Hofkanzlei, sondern unmittelbar 
an Se. Majestät geschehen , und die Entscheidung gleich- 
falls im Namen des Monarchen erfolgt sei, es sowohl 
den Rechtsgrundsätzen überhaupt , als auch dem Repo- 
sitionalgesetze insbesondere zuwidy* sei, dass in einer 
und derselben Sache im Namen 5. Majestät zwei sich 
widersprechende Entscheidungen erfolgen. Diesem pflich- 
tet auch der Judex Curiae bei, und fugt noch hinzu, 
dass auf diese Art durch die oft ungegründeten Recurse 
der Parteien unendliche Verzögerungen herbeigeführt, 
und dadurch eben der Absicht des Repositionalgesetzes 
am meisten entgegengewirkt werde. — Das Gravamen 
wurde zur Unterbreitung bestimmt. Nachdem auf diese 
Weise , sowohl Vormittag als Abends , die Sitzung mit 
den Reichsbeschwerden hingebracht war, ohne dass 
selbe gänzlich durchgegangen werden konnten, gingen 
die Stände spät Abends nach aufgehobener Sitzung aus 
einander. 



Gemischte Reichstagssitzung vom 20. December. 

Judex Curiae: Als glückliche Boten, wie ich 
-glaube; erscheinen wir heute vor den Löbl. Reichsstän- 
den , indem wir verkündigen , dass bei den zwei Ge- 
setzartikeln, worüber bis jetzt die Coalition nicht er- 
folgen konnte, S. k. k. Majestät mit Ihrer unbegränzten 
Huld und unversiegbarer väterlicher Liebe, die Wün- 
sche der Nation erfüllt, und um Höchstihre Bereitwillig- 
-keit in Erfüllung der Gesetze zu beurkunden, sowohl 
den Inaugural-, als den Subsidionalartikel anzunehmen 
geruhet haben; und zwar den letztern, hinsichtlich der 
traglichen Clansel iy juccta desiderium, et in sensu legum" 
-folgende, von der Hofkanzlei vorgeschlagene Mouifica- 
iion: nomine Suae Majestatis Sacratissimae , vota corum, 
-quae eatenus in sensu legum fovebant benignissime prae- 
vementis, wodurch der Wunsch der Löblichen Reichs - 
stände vollkommen erfüllt ist. Was aber den Krönungs- 
aitikel betrifft, hat S. E. der Reichskanzler hierüber 
folgende schriftliche Erklärung ertheilt. (Erliest:) ,,Uu- 
,„eer gnädigster Herr und König Hess sich Alles, was 
„die erste Frage im fnauguralartikel betrifft, vorlegen, 
„und nachdem Höchstderselbe in Gemässheit Seiner 
„ausgezeichneten und wahrhaft väterlichen Gewogen- 
„>heit zu Seiner getreuen ungarischen Nation selbe mit 
.„Seiner höchsten Weisheit abgewogen, ertheilte Sie 
„mir die Vollmacht, dnss ich, welches ich auch mit 
^allgemeiner Freude hiermit vollbringe, den L. Reichs- 
„ständen erklären soll , dass Höchstdieselben nicht ver- 
,/trehren, dass in diesem Theile der Gesetzartikel so 
^verfasst werde, wie ihn die Reichsstände verlangen, 
„,n&ä daher in Gemässheit ähnlicher Krönungen junge- 
„tot Könige bei Lebzeiten des Vaters , Höchdieselbe, 
^-welche hierin den Gebrauch treu aufrecht zu erhalten 
„'«wünschen , selbst verlange, dass das Gesetz folgender- 
„inassen verfasst werde: ea ratione, quod eadem super- 
„atite Serenissimus neo-coronandus Reo: in nullam admi- 
„nhlralionem Regni , absaue Suae Majestatis Caesarea 
„Regiae expressa et specifica benigna voluntate regnico- 
ijlarumque assensu immissurus sit etc." 

„Dagegen aber, nachdem die Gesetze, welche von 
„ den herausgegebenen, dem Diplome eingeschalteten Ar- 
„tikeln handeln, durch S.Majestät, gleich allen Angele- 
„genheiten des Vaterlandes, aufmerksam durchgegangen 
„und durchdacht waren, haben Sich Höchstdieselben 
.„feas dem. klaren Inhalte der Gesetze vollkommen über- 
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„zeugt, dass unsere höchst vorsichtigen Voreltern ahn- 
„liehe Gesetze immer mit denselben Worten, wie S. 
„Majestät Selbe den L. Reichsständen überreichen Hess, 
„in die Gesetzbücher aufgenommen haben; daher glau- 
„ben Sie Ihre königl. Pflicht zu erfüllen, indem Sie 
„in Folge der heiligen und unverbrüchlichen Verehrung 
„der Gesetze, welche das wahre Faladium unserer 
„Glückseligkeit, und welches S. k. Majestät immer zu 
„ erfüllen bestrebt ist, die L. Reichsstände väterlich er- 
,, mahnet, dass sie, verfolgend die Fussstapfen ihrer Vor— 
„eitern, welche nie eine vorgekommene Frage bei der 
„Inauguration den Krönungsartikeln beigefügt haben, das 
„ihnen überreichte Project mit jener treuen Erfüllung 
„ der Gesetze und dem Vertrauen in ihren König an- " 
„nehmen mögen, mit welcher S. geheiligte Majestät bei 
„ der ersteren Frage den Wünschen der Herren Reichs- 
„ stände huldreichst und bereitwillig Tfrillfahret hat. 
„Am 20. December 1830." (Beifall.) . 

Palatin: In diesem so wichtigen Geschäfte der 
Concertation, wo wir mit unserm gnädigsten Monarchen 
bereits über die andern Gesetzartikel übereingekommen 
sind, blieben noch diese beiden zurück, worein auch; 
wie wir so eben vernommen, der gütige Monarch ein- 
gewilliget hat. Beim Subsidionalartikel werden erst un- 
sere Nachkommen den Zuwachs an Rechten, welcher 
der Nation durch ihn zu Theil geworden , in seinem 

Sanzen Umfange zu würdigen im Stande sein; sie wer- 
en künftig in ähnlichen Fällen sich nicht mehr auf den 
63. Art. 1741, sondern auf das Gesetz von 1830 beru- 
fen , denn sie werden vergeblich unter den übrigen Ge- 
setzen eins suchen, welches dieses Nationalrecht mit 
solcher Bestimmtheit enthielte, wie der gegenwärtige 
Artikel; ein Recht, welches der Monarch nicht nur an- 
erkannt hat, sondern selbem auch zuvorgekommen ist. — 
Ich komme nun zum *■ Ifiauguralartikel. Gleichwie ich 
hierüber die Ansichten der Löblichen Stände zu {hei- 
len früher nicht im Stande war, eben so muss ich auch 
jetzt bekennen, dass ich hierin keinen besondern Zu- 
wachs an Nationalrechten erblicken kann. Die Clausel 
wegen Beistimmung der Nation kommt nur bis zum Jahre 
1687 in den ~" 
gekrönt, wegen 

nicht herausgegeben. Allein selbes befindet sicli im 
Reichsarchivj und ich habe es kurz vor diesem Reichs- 
tage in den Händen gehabt: ich kann die L. Stände 
glaubwürdig versichern, dass diese Clausel in jenem 



Diplomen vor; dazumal ward Joseph I. 
m seines frühern Todes jedoch das Diplom 



Iplome nicht enthalten sei ; und schon hieraus mag man 
tnehmen, wie sehr S. Majestät geneigt sei,* 'die Wün- 
he. der Nation zu erfüllen. Es ist dieses, nach fest- 
setzter Erbfolge des regierenden Hauses , der erste 
&, wo hierüber eine bestimmte Erklärung erfolget. 
i&jenige, welches S. Majestät nicht vollkommen ge- 
hmigen konnte , geschieht auch einzig zum Wohl der 
ition, und dieses musste uns um so mehr bewegen, 
f jenem Verlangen nicht so hartnäckig zu bestehen. 
h. überlasse es der Weisheit der L. Stände, alle diese 
tnstände genau abzuwägen, und da ich die Beistim- 
ing derselben vernommen , möge die Reichsdeputation 
iL zum Kanzler zurückbegeben und ihm den erfolg- 
& Beitritt vermelden. 

-". Gr. Jindrdssy: Ich muss im Namen der Reichs- 
inde gehorsamst erklären, dass, da wir nach einem ein- 
gen Anhören den Sinn der vorkommenden Ausdrücke 
oht vollkommen auffassen konnten, die Wichtigkeit 
• Gegenstandes verlange, Eure k. H. unterthänigst 
l bitten, uns diese Modifikationen gegenwärtig' dictiren 
t : lassen. 

JPalatin: Dieses hat zwar keinen Anstand; nur glaube 
k nicht , dass die L. Reichsstände von ihrer deutlich 
Äusserten Beistimmung zurücktreten werden. 
b Der Oberstlandrichter dictirt jene Stellen, worauf 
ibch weiter keine Bemerkung erfolgt. Die Deputa- 
te: entfernt sich. — Hieitmf schlägt der Palatin eine 
mkadresse an S. Majestät vor, welcher auch beige- 
ftunt und selbe durch den Landrichter Plathy allso- 
ich verfassi wird. Nach diesem bittet der Personal 
t -Ernennung einer Deputation, welche dem ' jungen 

ßg die Glückswünsche der Nation zu seiner bevor- 
lüden Vermählung darbringen soll. 
ff^Es werden nun , hinsichtlich der Landesbeschwer- 
tf- welche im gegenwärtigen Reichstage gar nicht 
HBnommen werden konnten, verschiedene Anträge 
ioht. Einige glauben , selbe durch einen R#ichs- 
Bschluss auf den Anfang des nächsten Reichstags 
«•legen; Andere halten dieses für gefahrlich, weil 
Ifr solche Vertagung als Beispiel angenommen, iuid 
•'^Beschwerden auch bis zum 20. Reichstag könnten 

tihoben werden. Nagy will nur den 13. Art. 1791 
rgen wissen. 
1 ■ ; R ag dlyi: Auch ich stimme nicht gern dem Principe 
■V dass ein Reichstag als Fortsetzung des andern könne 
taohtet werden, denn leicht dürfte dieser Grundsatz 
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gegen uns angewendet werden. Ueberhaupt aber ist 
es gefahrlich, derlei Rechtsfragen ganz am Ende da 
Reichstages in Anregung zu bringen. Ich halte dafür, 
dass jedem Reichstage das volle Recht zustehe, zu. be- 
stimmen, was er unterbreiten oder verschieben woüe; 
allein darin sehe ich das Ueble, dass das Unterbreiteta 
nicht erledigt wird. Daher müssen wir uns nicht dar- 
über beralhen, was wegen jener Gegenstände gesche- 
hen soll , die nicht unterbreitet wurden , als vielmehr 
darauf bedacht sein, dass auf die vorgelegten Klaget 
Resolutionen erscheinen. 

Der Antrag, dass die Beschwerden für den Begini 
des nächsten Reichstages bestimmt werden sollen , wurde 
nicht angenommen. 

Nachdem S. k. H. der k. Commissair auf die An- 
frage dieses Reichstages die sechste Stunde desselbei 
Tages bestimmt hatte, werden noch die Credentionalen 
desselben verlesen. Dann werden die Gesetzartikel in 
lateinischer Sprache wie auch deren Begleitungsschrei- 
ben verlesen und expedirt. 

Nagy : Ich glaube nur den Wunsch der L. Reichs- 
stände auszudrücken, indem ich darauf antrage, dass 
der Hochlöblichen, zur Concertirung der Artikel er- 
nannten Reichsdeputation, und besonders S. E. dem IL 
Oberstlandrichter, für ihre unermüdete, erfolgreiche 
Verwendung in diesem so wichtigen und beschwerlichen 
Geschäfte der Dank der Nation in dem Reichstagspro- 
tokolle ausgedrückt werde. (Beifall.) 

Der Judex Curiae dankt in seinem und der übri- 
gen Mitglieder Namen. Hierauf trägt Gr. uindrdssy 
darauf an, dass die patriotischen Gaben der beiden 
Grafen Karolyi und des Herrn v. Vedres zur unga- 
rischen Akademie in das Gesetzbuch aufgenommen wer- 
den. Tier Personal glaubt dieses auch auf jene aus- 
zudehnen , welche ihrem Vermögensstande gemäss «- 
ringere Beiträge liefern; Rdgdlyi wiederholt seinen An- 
trag , dass den Deputirten aufgetragen werde , diesen 
Gegenstand bei ihren Committenten zu betreiben. 

Nun erscheint der Landrichter Plathy mit der wäh- 
rend der Zeit verfassten Dankadresse, welche verlesen 
wird; BorsiczJcy verlangt, dass statt: „Se. M. haben 
die Wünsche der Nation erfüllt/' gesagt werde: „gröss- 
tentheils erfüllt ," da Manches, wie die Circulation, ver- 
weigert wurde. Gr. Stephan Szechenyi und Fürst 
Batthydnyi wollen statt Clementia gesetzt haben Justitia; 
allein beide Veränderungen werden nicht angenommen, 
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weil man. versichert, dass es Schade wäre, an dieser 
. vorzüglichen Adresse etwas abzuändern. Dennoch wird 
aber der Vorschlag des Deputirten Somsich, dass statt 
..„gehorsame Unterthanen" setreue gesetzt werde , an- 
genommen. Die Sitzung wird geschlossen. 

Um 5 Uhr Abends versammeln sich die Reichs- 
stande in Galla. Vor Allem wird die Reichsdeputation 
zur Vermähl ungs fei er des jungen Königs durch die Präsi- 
denten beider Tafeln ernannt. Hierauf verliest der 
Landrichter die ungarische Uebersetzung der Gesetz- 
artikel. Endlich erscheint der königliche Commissair 
unter den üblichen Ceremonien, und nachdem er die 
Gesetzartikel sanctionirt hatte, wurde der Reichstag 
aufgelöst. 

Die hierbei stattgehabten Feierlichkeiten und An- 
reden sind durch die öffentlichen Blätter allgemein 
bekannt. 
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Druckberichtigungen. 

Seite 3 Zeile 12 v. u. 1. andere st, andern. 

— 4 -_ 12 t. o. 1. doch st. hoch. 

11 — 21 t. o. L fasslicheren st. festlicheren. 

— 15 — 11 t. o. 1. bila-terali« st. hilaterätis. 

— 17 — 1 t, o. L sämmtliche St. sämmliche. 

— 17 — 22 t. u. 1. 21 st. 20. 

— 24 — 22 v. n. 1. allem st allen. 

— 25 — 13 v. o. 1. einem st. einen. 

— 26 — 7 v. o. 1. intueri st. intuere. 

— 29 — 21 t. o. 1. des st. dem. 

— 32 — 22 y. o. 1. dem st. den. 

— 32 — 4 v. u. fehlt werden« 

— 35 — 10 u. 11 y. o. 1. den — Theilen st. der Theile. 
u. 39 — 21 t. o. 1. unserer st. unsere. 

— 44 — 9 t. o. 1. dem st. den. 

— 52 — 1 t. o. streiche durch. 

— 53 — 5 v. u. I. insalutatis st. insalulis. 

— 63 — 2 t, o. 1. den st. den 

70 — 26 t. o. L Magnatentafel st. M — fein. 

— 72 — 3 ▼. u. 1. n i c h t , st. nichts. 

— 74 — 12, 17 u. 21 v. ö. S. 76. Z. 8. v. u. S. 77. Z. 2. 

t. o. 1. königl. st. kaiserl. 

— 76 — 18 v. o. 1. und st. nur. 

— 78 -— 1 v. u. 1. Sie st. sie. 

— 87 — 9 ▼. u. 1. den st. der. 

— 101 -- 16 y. o. 1. Pr o p o s i t i o n e n st. Propositiou, 

— 101 — 18 v. o. 1. e r s t e r e st. erste. 

— 102 — j&4 v. o. 1. L. Stände st. Landstände. 

— 103 — 7 y. o. 1. d a s s st. das. 

— 133 — 4 ▼. u. L Abauj , st. JLbary. 

— 145 — 19 u. 20 ▼. o. L Tolna st. Tolka. 

— • 148 — 1 t. u, L L. Stände st. Landstände. 

— 158 — 1 1 ▼. u. 1. Ar mee, st. Armeen. 

— 159 — 15 v. o. L jenen st. einen. 

— 168 — 14 v. o. 1. in st. die. 

— 168 — 14 y. o. I. fehlerfreie st. fehlerfreien. 

— 180 — 14 v. u. 1. jeden , st. jedem. 

— 184 — 11 y. o. l*den st. die. 

— 187 — 4 v. u. 1. Resolutiones st Resolntionis. 

— 188 — 8 y. o. L d e n st. der. 

— 201 — 7 v. o. 1. notixt, st. YOtirt. 
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